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Vorwort. 



Die jeweiligen Bearbeiter der Einzelabteilungen des „Hand- und 
Lehrbuchs der Staatswissenschaften" haben sich über das Eecht und 
die Ausgestaltung der Staatsverfassung und -Verwaltung sowohl 
generell, als auch die Verhältnisse der einzelnen Länder berücksichtigend 
zu verbreiten und somit auch über die rechtliche Stellung der ge- 
meinhin so genannten Kommunalverbände zu berichten; sie haben sowohl 
von den Einrichtungen, welche das Finanzwesen hier und dort gefunden, 
zu handeln, als auch bei dem Vortrag der Lehren der Finanzwissen- 
schaft die allgemeinen Gesichtspunkte zu entwickeln, nach denen einer- 
seits der Staat, andererseits die Kommunalverbände die Mittel zur 
Erfüllung ihrer Zweckbestimmung aufbringen und verwenden. 

Will somit der Bearbeiter eines Einzelbandes des Gesamtwerkes, 
welcher das kommunale Finanzwesen im besonderen zu seinem G^en- 
stand haben soll, dessen Anschwellen zu einem neuen Lehrbuch des 
Verfassungs-, Verwaltungs- und Finanzwesens resp. deren Disziplinen 
und damit Wiederholungen und auch Divergenzen vermeiden 0, so sieht 
er sich gezwungen, mit dem Vortrag seiner Grundanschauungen über 
die allgemeinen in Betracht kommenden Fragen zurückzuhalten und 
seiner Arbeit den Charakter eines Komplements zu denen seiner Mit- 
arbeiter zu geben, welches sich in voller Absichtlichkeit im 
wesentlichen auf die Schilderung der tatsächlichen Verhältnisse 
beschränkt, wie sich dieselben, das Kommunalwesen und dessen 
Finanzgebarung angehend, hier und dort ausgestaltet haben. 

Und mehr noch! Während einerseits der Zusammenhang zwischen 
Staats- und Kommunalverwaltung und deren Finanzen so eng ist, die be- 
treffenden Verschlingungen vielfach so dichtmaschig sind, daß die bezüg- 
lich zwischen Staat und Kommunalverbänden sich zeigenden Verhältnisse 
eigentlich gar nicht von einander getrennt .behandelt werden sollten, 
ist andererseits auch das Material, zumal das statistische, das für eine 
Behandlung der Kommunalfinanzen vorliegt, so lücken- und mangel- 
haft, daß es vielleicht zweckdienlicher gewesen wäre, wenn das Tat- 
sachenmaterial, welches der vorliegende Band enthält, von den ver- 



1) Vgl. auch Ad. Wagneb, Finanzwissenschaft I (3. Aufl. 1885). S. 111 und 
unten Bd. II, S. 1, Anm. 1. 
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VI Vorwort 

schiedenen Bearbeitern der Staatsfinanzen und deren Wissenschaft je 
an seinem Platz ihren Arbeiten eingeflochten worden wäre. 

Wenn ich mich trotzdem zu der Verarbeitung jenes Materials 
in einer Einzelabteilung des mehrfach genannten Sammelwerks habe 
bereitfinden lassen, so bot sich mir eine neue Schwierigkeit in der 
Knappheit des für meine Arbeit zur Verfügung stehenden Eaumes, 
angesichts dessen ich mich zu fragen hatte, ob ich meine Kollektaneen 
für alle Kulturstaaten befragen solle, oder ob ich mich darauf be- 
schränken wolle, nur die typischen Formen, welche die Kom- 
munalfinanzen in einigen von jenen angenommen haben, dem Leser vor- 
zuführen. Im ersteren Falle hätten meine Untersuchungen innerhalb 
der mir gesteckten Grenzen an der Oberfläche hängen bleiben müssen 
und hätte statt eines übersichtlichen Bildes des Hauptsächlichen und 
Wissenswerten nur ein verwirrendes Gemisch vereinzelter Bausteine 
und Bauteile dargeboten werden können, während ich im anderen 
Falle etwas tiefer zu pflügen und weiter auszubauen in der Lage 
war. So konnte ich nicht zweifelhaft sein, welche Behandlungsart 
ich wählen sollte, und habe ich mich darauf beschränkt, neben einem 
zum Verständnis des sonst Gebotenen nötigen Mindestmaße von 
allgemeinen Ausführungen Großbritannien, Frankreich und 
Preußen, d. L die drei Staaten in Betracht zu ziehen, deren Ent- 
wickelung auch auf unserem Gebiete für fast alle anderen Kultur- 
nationen vorbildlich geworden ist, und nur gelegentliche Ausblicke 
auf weitere Länder zu werfen. 

Unter den oben genannten drei Staaten ist in Großbritannien 
die lokale Staatsverwaltung in von eigentlichen Staatsbeamten ge- 
leiteten Ämtern nur zentralisiert und wird von dort aus reglementiert, 
kontrolliert, auch unterstützt; im Lande selbst aber bleibt sie einem 
in meiner Arbeit näher zu definierenden, in der Literatur und zumal 
der auswärtigen so genannten lokalen „Selfgovernment" über- 
lassen, das seinerseits von verschiedenartig gebildeten Kreisen einer 
kommunalen Selbstverwaltung im kontinentalen Sinne — viel- 
fach Zweckverbänden und -Gemeinden — ' durch- und überschnitten 
wird. So tritt in Großbritannien eine von eigentlichen 
Staatsbeamten geführte Staatsverwaltung als solche lokal 
nur an denjenigen Stellen in die Erscheinung, welche 
lokales Selfgovernment und kommunale Selbstverwaltung 
für sie frei lassen, resp. ist jene im wesentlichen auf eine 
Beaufsichtigung dieser beschränkt. 

In Frankreich löst umgekehrt eine zentralistische, nach unten 
sich abstufende staatliche, durch Staatsbeamte von Staats wegen besorgte 
Lokalverwaltung den überwiegend größten Teil der lokalen Verwaltungs- 
aufgaben, die in England dem lokalen „Selfgovernment" und der 
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Vorwort VII 

^kommunalen Selbstverwaltung" überlassen sind. Neben jener ist in 
Frankreich eine kommunale Selbstverwaltung mit streng umgrenzter 
Kompetenz in geschlossenen Kommunalkörpem tätig, und werden nur 
hier und dort einzelne Vertreter einer Selbstverwaltung wegen lokaler 
staatlicher Verwaltungsaufgaben herangezogen, sodaßin Frankreich 
kommunale Selbstverwaltung nur an den Stellen in die 
Erscheinung tritt, welche hier die Staatsverwaltung für 
sie freiläßt. 

Preußen wiederum weist einerseits eine staatliche Lokal Ver- 
waltung auf, welche sich über das ganze Land nach unten hin abstuft, 
andererseits eine kommunale Selbstverwaltung, welche sich neben jener 
nach oben hin aufbaut; beider Kompetenzen durchschneiden sich dabei 
derartig, daß sich auf jeder Stufe lokale Staatsverwaltung 
und kommunale Selbstverwaltung wechselseitig durch- 
dringen und unterstützen. 

Für den speziellen Zweck nun der vorliegenden Arbeit war zu 
untersuchen: 

1. Welche Aufgaben die Kommunalverbände i) zu erfüllen haben. 
Das aber ist nur aus einer Schilderung ihrer tatsächlichen Konstruk- 
tion, resp. ihrer verschiedenartigen Komplementärstellung zur staat- 
lichen Verwaltung und zu einander zu erkennen. Hier handelt es 
sich um die Feststellung, „wofür" die betreffenden Verbände eventuell 
eine eigene Finanzwirtschaft führen; • 

2. welcher Bedarf von Ausgaben den Kommunalverbänden infolge 
ihrer Zweckbestimmung und ihres Aufgabenkreises erwächst, also „was" 
sie ausgeben; 

3. „wie" jenen die diesen Ausgaben entsprechenden Ein- 
nahmen, sei es als ordentliche, sei es als außerordentliche, zufließen, 
d. i. welche Deckungsmittel ihnen zur Verfügung stehen. 

Das von mir in der vorstehenden Einteilungsweise wegen der 
oben genannten drei Staaten gebotene Tatsachenmaterial dürfte zur 
Hlustrierung der die Kommunalfinanzen betreffenden allgemeinen Aus- 
führungen des vorliegenden Sammelwerkes auch insofern gentigen, 
weil die Ausgestaltung der Finanzen des lokalen bzw. kommunalen 
Selfgovernments Großbritanniens, entsprechend der ganzen Entwickelung 
der dortigen inneren Verwaltung, die am weitesten zurückreichenden 
Zusammenhänge erkennen läßt; weil Frankreich in seiner inneren 
Verwaltung und seinem ganzen Finanzwesen eine Ausgestaltung zeigt, 



1) Wir gebrauchen hier wie durchgehend in unserem Arbeit der Kürze halber 
stets die Verbindung Kommunal verbände, -Hnanzen etc., wobei immer im Auge zu 
behalten ist, daß in Großbritannien eine staatliche Lokal Verwaltung nur in seltenen 
Fällen in die Erscheinung tritt, während sie in der Regel hinter der Tätigkeit ent- 
sprechender lokaler Verbände verschwindet 
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Vin Vorwort 

die am radikalsten mit den Traditionen der Vergangenheit gebrochen 
hat; nnd weil wiederum Preußen sowohl bei dem wiederholten Versuch 
einer nachträglichen Vereinheitlichung der verschiedenartigsten, auf 
eigenem Boden erwachsenen älteren Formen der inneren Verwaltung, wie 
ebenso bei der Ausgestaltung dieser und der der Kommunalverbände sich 
die englischen und die französischen Erfahrungen hat zu Nutze machen 
woUen und können. 

So wird der Leser aus dem ihm wegen der vorbemerkten drei 
Staaten gebotenen Tatsachenmaterial nicht nur ein Bild des dort 
Bestehenden gewinnen, sondern auch das von ihm beim Zusammen- 
halten jenes Materials mit den ihm in dem vorliegenden Sammelwerk 
gebotenen allgemeinen Gesichtspunkten Erkannte auf die Verhältnisse 
sonstiger Staaten anwenden können, welche in ihrem Verfassungs- 
und Verwaltungsrecht mit nach den Umständen bald geringeren, bald 
größeren Abweichungen von dem einen oder dem anderen jener typi- 
schen Träger der modernen Kulturentwickelung beeinflußt worden sind. 

Das aber sei ganz besonders hervorgehoben, daß selbst nur das 
statistische Material, welches über die Kommunalfinanzen jener drei 
Staaten vorliegt, weit davon entfernt ist, durchweg zu synoptischen 
Bildern geformt werden zu können. Einem solchen Beginnen stehen 
nach Grundlage und Umfang, wie schon weiter oben angedeutet 
worden ist, vor allem sachliche, aber auch zeitliche Divergenzen 
innerhalb jenes Materials entgegen. Letztere sind so erheblich, daß 
von dem Vorhandensein z. B. einer wirklichen Statistik der Kommunal- 
finanzen, die weiter als etwa zwei Jahrzehnte zurückreichte, überhaupt 
nur bezüglich Großbritanniens die Eede sein kann. Die dortigen 
Materialien verbinden eben mit dem Vorzug der Neuheit und Voll- 
ständigkeit auch den der Kontinuität. Hierin liegt der Grund, daß 
unter den näher zu behandelnden drei Ländern bei der Darstellung der 
finanziellen Tatsachen durch Zahl und Wort Großbritannien den 
breitesten Platz einnehmen wird. In Frankreich steht statistisches 
Material bereits in viel geringerer Regelmäßigkeit und Ausführlichkeit 
zur Verfügung, während die Kommunalstatistik Preußens sich in ihrer 
Lückenhaftigkeit einstweilen*) geradezu jedem tieferen Eindringen 
entzieht. So wird der Leser für unsere Arbeit keinen Vorwurf 
aus der von dem Quantum und Quäle des als nur vorliegend 
beigebrachten Materials bedingten Verschiedenartigkeit in der Behand- 
lung der einzelnen Staaten ableiten und einerseits anerkennen wollen, 
daß ihm wenigstens das Material, welches die statistisch bevor- 
zugten Staaten darbieten, in ausgiebigerer Weise verarbeitet vor- 
gelegt worden ist. Aus der gedachten Verschiedenartigkeit aber 

1) Vgl. Bd. I, S. 259 Anm. 1. 
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Vorwort IX 

wird der Leser andererseits ermessen wollen, wie wünschenswert die 
Ausbildung einer wirklichen Statistik der Kommunalfinanzen fttr alle 
Staaten, wie beklagenswert umgekehrt deren Fehlen ist. Nur aus 
der Zusammenfassung dessen, was vom Staat und allen anderen 
Zwangsgemeinwirtschaften innerhalb desselben für öffentliche Auf- 
gabenzwecke im allgemeinen und für jeden einzelnen derselben im 
speziellen ausgegeben wird, läßt sich das Maß der Befriedigung der öffent- 
lichen Aufgaben erkennen und lassen sich über dieses Maß von Land 
zu Land Vergleiche ziehen; 2) umgekehrt bleiben, so lange für der- 
artige Vergleiche bei dem Fehlen einer genügenden Statistik der 
Kommunalfinanzen die nötigen Unterlagen nicht beschafft werden 
können, alle bezüglichen Versuche illusorisch und fuhren zumal dann 
in die Lre, wenn, wie dies leider nur zu häufig geschehen ^ist und 
immer noch geschieht, ausschließlich die Zahlen der staatlichen 
Budgets verglichen werden. 



2) Vgl. die zusammenfassenden und vergleichenden Betrachtungen meiner Arbeit 
Bd. n, S. 511 ff. 

Berlin, im Juli 1906. Der Yerfosser. 
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Einleitung. 



Zwangsgcmefnwtrtseliaft und KommunalkOrper. 

§ 1. Bie lokalen Zwangigemeiniohaften als Subjekte einer Knani- 
wirtschaft. Wer fortlaufend sich erneuernde wirtschaftliche Bedürfnisse 
andauernd befriedigen will, muß zunächst zur Bereitstellung bezw. Be- 
schaffung der dazu notwendigen Mittel, sodann behufs Verwendung 
dieser Mittel zur Erreichung seines Zweckes planmäßig tätig sein; er 
muß eine Wirtschaft führen und ist unter diesem Gesichtspunkte 
eine wirtschaftende Persönlichkeit, das Subjekt einer wirtschaftlichen 
Tätigkeit. 

Sobald sich eine Mehrheit einzelner Personen zum Zwecke der 
Befriedigung derartiger gemeinschaftlichen Bedürfnisse in einer Ver- 
einigung zusammenfindet, entsteht eine Gemeinwirtschaft: eine von 
der Wirtschaft ihrer einzelnen Glieder gesonderte wirtschaftende Per- 
sönlichkeit, und sofern diese Gemein Wirtschaft den Charakter eines 
öffentlichrechtlichen Körpers besitzt und mit einer Zwangsgewalt be- 
treffend die Zugehörigkeit zu ihr und die von ihren Mitgliedern ihr 
darzubringenden wirtschaftlichen Leistungen ausgestattet ist, entsteht 
eine Zwangsgemeinwirtschaft. •) 

Die Gemeinbedürfnisse, welche füi- das gesamte Volksleben der in 
einem Staate verbundenen Gemeinschaft zu befriedigen sind, finden 
nicht und können auch zweckmäßigerweise nicht alle seitens des 
Staates allein ihre Befriedigung finden. So lange wir von einem solchen 
reden können, haben sich in die Erfüllung jener Aufgabe der Staat 
und andere, innerhalb desselben bestehende und von demselben mehr 
oder weniger abhängige, nach deren heutiger Stellung als öffentlich- 
rechtliche zu bezeichnende Körperschaften geteilt. Die fortschreitende 
kulturelle Entwickelung und die dadurch bedingte Vervielfältigung 
solcher Bedürfnisse hat dann, nachdem einmal erkannt war, daß letztere 
nur durch Zwangsgemeinschaften auf öffentlichrechtlicher Grundlage 
ihre Befriedigung finden könnten, namentlich auch in neuerer Zeit einer- 
seits zu einer sich immer weiter befestigenden Normierung, anderer- 
seits zu einer Vervielfältigung der Formen auch jener geführt. 

1) Vergl. W. VocKE, Die Grandzüge der FinanzwissenBchaft, II. Abteilung, I. Band 
dieses Hand- und Lehrbuches, Leipzig 1894, Seite 1 ff. 

T. Kaufmann, Eommünalflnanzen. 1 
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2 ' ' Einleitung. 

Alle solche Zwangsgemeinschaften aber sind, insofern sie wirtschaft- 
liche Gemeinbedürfnisse andauernd zu befriedigen und die Mittel dazu 
fortlaufend zu beschaffen haben, wirtschaftende Persönlichkeiten; sie 
haben, soweit ihre Tätigkeit auf den Erwerb von Sachgütern (Geld) ge- 
richtet ist, um mit denselben die für die Erreichung ihrer Zwecke not- 
wendigen pei-sönlichen Dienstleistungen anderer vergüten oder direkt 
Sachgüter für die Erfüllung ihrer Aufgaben erwerben resp. verwenden 
zu können, eine Wirtschaft zu fuhren, die wir dann eine Finanzwirtschaft 
nennen, wenn es sich bei deren Subjekten um politische Gemeinschaften 
handelt, die ebenso wie die organisierte Volksgemeinschaft, welche als 
Staat erscheint, öflFentliche Aufgaben für einen innerhalb des Staats- 
gebietes örtlich oder sachlich begrenzten Kreis von Staatsgenossen 
dauernd zu erfüllen bestimmt sind. Damit werden auch die Zwangs- 
gemeinwirtschaften innerhalb des Staats gleichmäßig, wie die des 
Staates selbst, zum Gegenstand der Finanzwissenschaft. ') 

l) Vergl. A. Waoner, Finanzwissenschaft, III. Auflage, 1883, I. Teil, Seite 7, 
welcher die Finanzwissenschaft als „die Wissenschaft von der oder den Finanzwirt- 
schaften^ erklärt, d. h. „von der Wirtschaft, welche der Staat oder ein öffentlicher 
(Selbstverwaltungs-) Körper zur Beschaffung und Verwendung der ihnen zur ihrer 
Funktion als Zwangsgemeinwirtschaften erforderlichen Sachgüter (insbesondere Qeld) 
führt**. — Enger faßt Vocke a. a. 0. Seite 8 f. den Begriff der Finanzwirtschaft, in- 
dem er ihn ausschließlich „auf die für Staatszwecke entwickelte Tätigkeit und die 
dafür aufgebrachten MitteP, allerdings unter Einschluß der für „vom Staate anerkannte 
Zwecke" entwickelten Tätigkeiten, die „von den in denselben eingegliederten Ge- 
meinwesen ausgeübt werden**, beschränkt wissen will, „alles andere*" dagegen, 
namentlich „Aufgaben, welche sich die Gemeinden insbesondere stellen, die aber über 
die allgemeinen Staatszwecke hinausgehen, wie : Beleuchtung, Verschönerung, Straßen- 
reinigung, städtisches Bauwesen, Wasserversorgung, Abfuhr u. a.** als „Privatwirt- 
schaft oder derselben gleich zu achten** erklärt und nur aus Opportunitätsgründen: 
Sveil sich rücksichtlich der Aufbringung der Mittel nicht „klar entscheiden lasse, 
was für diese oder jene Art von Bedürfnissen verwendet werden soll** — „die 
Kommunalwirtschaften ganz und gar der Finanzwirtschaft zuzählen *" will. Es darf 
aber nicht übersehen werden, daß die Zwangsgewalt der Kommunalkorper gegen- 
über ihren Mitgliedern sich auch auf die Erfüllung derartiger spezieller Aufgaben 
erstreckt, indem ihre Autonomie in Form eines innerhalb der Gesetze sich be- 
wegenden Statutarrechts vielfach gerade auf derartige spezielle Aufgaben Anwendung 
gefunden hat, und daß auch der Staat durch seine Gesetze und durch die Ge- 
nehmigung etwaiger Ortsstatuten die von beiden umgrenzten Aufgaben jedenfalls 
als öffentliche anerkennt; vgl. Schulze, Das preußische Staatsrecht, IL Auflage, 
1888, Band I, Seite 450 ff. In öffentlich- d. h. hier fmanzwirtschaftlicher Beziehung 
kommt dabei z. B. in Betracht, daß die Kommunal körper derart m der Lage sind, 
sogar wirtschaftliche Monopole zu schaffen, und daß es sehr bedenklich wäre, der- 
artigen von öffentlichrechtlichen Körperschaften ausgeübten Monopolen „privat- 
wirtschaftlichen** Charakter zuzuschreiben. Außerdem aber liegt bei den von den 
Kommunalkörpem in deren eigenen Wirkungskreis einbezogenen besonderen Auf- 
gaben vielfach auch ein allgemeineres öffentliches Interesse vor, welches, zumal bei 
der heutigen Entwicklung des Verkehrs, z. B. auf dem Gebiete der öffentlichen Ge- 
sundheitspflege, auch über den Kreis des einzelnen Kommunalkörpers hinausreiohen 
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ZwaDgsgemeinwirtscbaft und Kommanalkörper. S 

Die innerhalb des Staates vorhandenen Zwangsgemeinschaften 
sind aber nicht, wie jene oberste und umfassendste, wegen ihres und 
fftr ihren Wirkungskreis nur von ihrem eigenen Willen abhängig, sondern 
hängen in ihrer Willensäußerung und deren Betätigung vom [staat- 
lichen Willen ab. Sie haben sich als Glieder des Staatsganzen dem 
Organismus des letzteren einzufügen und unterzuordnen und finden 
sowohl in Ansehung ihres Wirkungskreises wie ihrer Zwangsgewalt^ 
ihrer Aufgaben und der Mittelbeschaffung zur Erfüllung derselben^ 
d. i. ihrer Wirtschaft, ihre Begrenzung im Staatswillen, welcher, 
nur selbst sich sein Maß setzend, mit absoluter Souveränität seinen 
eigenen Wirkungskreis bestimmt und dadurch einerseits den Spielraum 
ffir die freie Willensbetätigung der unteren Zwangsgemeinschsrften ein- 
engt, andererseits diesen ihre Tätigkeit teils vorschreibt, teils dem 
Maße nach umgrenzt. Aus dieser Unterordnung der engeren Zwangs- 
gemeinschaften unter den Staat ergibt sich, daß jene auch in Ansehung 
ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit, als Subjekte ihrer Finanz Wirtschaft, 
teils durch die notwendige Rücksichtnahme auf die Finanzwirtschaft 
des Staates bedingt, teils durch die Vorschriften des letzteren direkt 
beschränkt und in jedem Falle einer wie immer gearteten Kontrolle 
des Staates unterworfen sein müssen. 

§ 2. Arten der lokalen Zwangigemeinsohaften. Der Staat als höchste 
und umfassendste Form der Zwangsgemeinwirtschaft kann auch die 
Aufgaben, deren Erfüllung er sich selbst vorbehält, nicht ausschließ- 
lich in einer zentralisierten Verwaltung, d. i. von einer Stelle aus 
durchführen.!) Und gleichmäßig, wie er bald engere, bald weitere 
Kreise der von ihm umschlossenen Volksgenossen an der Erfüllung der 



kann. Am letzten Ende aber hat der Staat ein eminentes Interesse an der gedeih- 
lichen Entwicklung eines jeden seiner Glieder, und insofern Uegt ebenfalls ein öffent- 
liches Interesse bei allen Maßregeln vor, welche nach der speziellen Eigenart der 
einzelnen Gemeinde zu deren Förderung zu dienen bestimmt sind, auch ohne daß 
dieselben sich eigneten, zu Aufgaben allgemeinsten Interesses und daher direkt zu, 
event von Eommunalkörpem zu erfüllenden, Staatsaufgaben erklärt zu werden. Die 
Finanzwirtschaften der Kommunalkörper werden somit in ihrer Gesamtheit nicht 
blos ans Opportunitätsrücksichten der (öffentlichen) Finanzwirtschaft als solcher zu- 
zuzählen sein, sondern aus inneren Gründen, weil diese Finanzwirtschaften nicht 
nur in sich organische Einheiten bilden, sondern als solche sowohl in enger Be- 
ziehung zur Finanzwirtschaft des Staates stehen, wie auch Glieder der Gesamtheit 
der öffentlichen Wirtschaftsorganisation darstellen, welche der Befriedigung der 
mannigfaltigen Gremeinbedurfnisse des Volkslebens dient. Jene Bedürfnisbefriedigung 
findet nur an verschiedenen Stellen statt, während die Last der wegen derselben aufzu- 
bringenden Mittel „die Untertanen ... im einen wie im anderen Falle tragen müssen^. 
1) flier ist abzusehen von gewissen zwerghaften staatlichen Gebilden, die g^ 
rade wegen ihrer Kleinheit trotz der äußerlichen Merkmale einer Souveränität eine 
solche tatsächlich nicht besitzen. 

1* 
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im umfassendsten Sinne staatlichen Zwecke, wie an der Beschaffung^ 
der dazu nötigen Mittel in von diesen selbst geführte Verwaltung 
und Wirtschaft (lokale Selbst- oder Eommunalverwaltung) su 
beteiligen sich genötigt sieht, bedarf er zur Verwirklichung auch der 
im engeren Sinne unmittelbaren Staatszwecke Dienste und Leistungen^ 
welche am einzelnen Orte dargeboten, Handlungen, welche am einzelnen 
Orte ausgeführt werden. Der Staat wird demnach vielfach auch f&r 
die Erf&llnng seiner ihm selbst vorbehaltenen Aufgaben und fär seine 
eigene Wirtschaftstätigkeit die Verwaltung lokal gliedern. Solche 
lokalen Abteilungen der Staatsverwaltung bedeuten aber, 
wenn ihr Bedarf an persönlichen Diensten und Sachleistungen vom 
Staate direkt geregelt und dargeboten wird und sie somit fftr die 
Deckung dieses Bedarfs nicht in eigener Wirtschaftstätigkeit zu sorgen 
haben, sondern dieselbe vom Staate zugewiesen erhalten, keine selb- 
ständigen Wirtschaftskörper; sie funktionieren insoweit lediglich als 
Teile der Staatsverwaltung im engeren Sinne. 

XJberall aber, wo der Staat mit seiner Verwaltungstätigkeit eine 
einzelne bereits besiedelte Lokalität ergreift, begegnet er in dieser einer 
schon vorhandenen Gremeinschaft, die auch ihrerseits gemeinsame Be- 
dürfnisse zu befriedigen, Aufgaben zu erfüllen gesucht hat, die zum 
Teil denen des Staates analog und, wie z. B. Befriedung, Sicherheit 
und Schutz der einzelnen Genossen, als öffentlich-rechtlicher Art zu 
bezeichnen sind. 

Die historisch erwachsenen Gemeinden, im allgemeinsten Sinne 
des Wortes, die wenigstens so alt wie der Staat selbst und jedenfalls 
älter als die Erfüllung der öffentlichen Aufgaben durch den modernen 
Eechts- und Verfassungsstaat sind, waren von jeher Subjekte, die Be- 
friedigung ihrer Gemeinbedürfnisse das Objekt einer Gemeinwirtschaft 
mit eigener, nicht erst vom Staate übertragener Persönlichkeit 2) Die 
Gesamtheit dieser Gemeinden ist das Fundament, über das sich das 
Staatsganze lagert. Für die Erfüllung der Gesamtzwecke dieser Ge- 
meinden tritt die Staatsverwaltung ein. Die Gemeinden ihrerseits 
aber haben innerhalb des modernen Staates gleichzeitig neben ihren 
aus der lokalen Gemeinschaft entspringenden, auch vom Staate ihnen 
generell oder speziell aufgetragene resp. belassene^) Aufgaben zu er- 
f üllen. 

1) Inwiefern die englischen Verhältnisse diesbezfiglich sich von denen der 
Kontinentalstaaten unterscheiden, s. unten I. Abschn., Kap. I. § 2. 

2) So auch Schulze, Preuß. Staatsrecht, Bd. I, S. 448. 

3) Es ist hier nicht am Platze, auf die historische Entwicklung der Gemeinde 
näher einzugehen; das aber muß betont werden, daß selbst der absolute Staat der 
Neuzeit, als er den in sich geschlossenen kommunalen Korporationen des Mittelalters 
ihre Selbständigkeit (Status in statu) nahm und an deren Stelle seine absolute 
Souveränität stabilierte, doch die einzelne Gemeinde ihrer Eigenschaft als Subjekt 
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Der derartig sich zasanunensetzende Auf|§^benkreis der allgemein- 
hin als (Temeinden bezeichneten kommunalen Oemeinschaften hat im Laufe 
der Zeit je nach den wirtschaftlichen nnd politischen Bedingungen eine 
von Land zu Land verschiedene Ausgestaltung erfahren und hat da- 
durch hier und dort auch mannigfache Wandelungen in der Gestaltung 
jener Gemeinschaften selbst zur Folge gehabt. Vielfach sind zu dem 
jeweiligen Kreise ihrer Betätigungen einzelne bestimmte Aufgaben 
mit oder ohne ausdrückliche Autorisation des Staates hinzugetreten 
oder ans demselben ausgeschieden und im letzteren Falle, soweit diese 
Aufgaben nicht vom Staat oder den noch zu erwähnenden höheren 
Kommunalkörperschaften übernommen wurden, event. besonderen lokalen 
Gemeinbildungen übertragen worden, indem entweder, um die Leistungs- 
fähigkeit den betreffenden Anforderungen besser anzupassen, mehrere 
{Orts-)Gemeinden zu bestimmten Zwecken verbunden wurden (Wege- 
verbände, Armenverbände usw.), oder indem, weil die Natur des 
betreffenden Zweckes eine derartige Bildung zu erfordern schien, ge- 
wisse Insassen einer oder die entsprechenden Insassen mehrerer (Orts-) 
Gemeinden zu selbständigen Zweckgemeinschaften (Schulverbänden, 
Kirchengemeinden, Deich-, Entwässerungsverbänden u. dgl) vereinigt 
wurden. So sind neben die ursprüngliche Gemeinde, für den speziellen 
Wirkungskreis dieselbe einsetzend, Spezialgemeinden als besondere 



einer lokalen VerwaltangB- und Wirtschaftstätigkeit tatsächlich nicht völlig ent- 
kleiden and ihrer Mitwirkung zur Erfüllung auch der in seinem Sinne öffentlichen 
Aufgaben nicht entbehren konnte, vielmehr wesentliche Gebiete der von den Gre- 
meinden von jeher geübten Verwaltnngstätigkeit diesen ~ wenn auch unter einer, 
wenigstens der Absicht nach, bis ins einzelne gehenden Reglementierung und Kon- 
trolle — belassen mußte. Das aber aus doppeltem Grunde: einmal, weil diese Ver- 
waltungstätigkeiten eine eingehende Vertrautheit mit den lokalen Verhältnissen und 
ein unmittelbares Selbstintereese der mit ihrer Ausführung Beauftragten bedingten, 
und sodann, weil zur Durchführung dieser lokalen öffentlichen Aufgaben keine 
anderen Mittel zu Gebote standen, als eben die, welche die Gemeinden bis dahin 
aus sich heraus entwickelt hatten. 

Diese historisch gewordene, tatsächliche Bedeutung der Lokalgemeinde für die 
Durchführung der öffentiichen Aufgaben konnte nicht ohne Einfluß auf die weitere 
Entwicklung bleiben. Der Staat hat bei seiner Umbildung zum modernen Rechts- 
and Verfassungsstaate von seiner absoluten Souveränität, kraft deren alle Rechts- 
befuguisse und alle juristische Persönlichkeit von ihm ausgehen, zwar nichts auf- 
gegeben ; indem er aber die Äußerungen der Staatstätigkeit mit verfassungsmäßigen 
Normen umgab und die Kompetenzen der staatlichen Organe gesetzlich abgrenzte, 
erkannte er eine innerhalb der allgemeinen Staatsgesetze und der Gesamtorgani- 
8atk>n des Staates begrenzte Autonomie der lokalen Zwangsgemein wirtschaften an, 
kraft deren diese ermächtigt sind, von sich aus gewisse Bedürfnisse der lokalen 
Gemeinschaft in den Bereich ihrer Tätigkeit zu ziehen und außerdem alle öffentlichen 
Aufgaben, welche der Staat ihnen generell aufgetragen oder belassen hat, zwar nach 
Maßgabe der allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen, im übrigen aber in der Betäti- 
g«og eigenen Willens durchzufahren. 
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Art kommunaler Zwangsgemeinschaften getreten, bei deren lokaler 
Abgrenzung, wie z. B. namentlich |in England, nicht einmal immer die 
Abgrenzungen der Ortegemeinden als Grundlage beibehalten sind, die 
aber von einer ganzen Reihe später zu erwähnender Zwangsgemeiur 
Schäften, welche ebenfalls speziell einzelnen öffentlichen Zwecken dienen^ 
sich, wie schon hier betont werden muß, wesentlich untei-scheiden. 

Die Aufgaben der Spezialgemeinden gliedern sich dem histo- 
risch erwachsenen Aufgabenkreise der Ortsgemeinden an und zwar im 
wesentlichen dem Teil desselben, der unter den heutigen Verhältnissen 
als der obligatorische (siehe § 3) zu bezeichnen ist. In ersterer Be- 
ziehung dienen sie dem ältesten und allgemeinsten Bedürfniskreise ört- 
lichen Gemeinlebens, während ihr obligatorischer Charakter innerhalb 
der modernen Staaten auch darin zum Ausdruck kommt, daß gerade 
die Sicherstellung der Erfüllung der betreffenden Aufgaben gelegent- 
lich die Bildung solcher Spezialgemeinden notwendig gemacht hat 
Die Tätigkeit der letzteren bildet somit dort, wo sie vorkommen, ein 
Komplement zur Tätigkeit speziell der Ortegemeinden und ist daher 
bei einer Besprechung der Wirtschafteführung der Kommunalkörper- 
schaften zu berücksichtigen. Die Abzweigung derartiger spezialgemeind- 
licher Funktionen hat indessen überhaupt nicht in allen Ländern und 
in den europäischen Kontinentalstaaten nirgends generell und, wo 
immer, stets nur aus Zweckmäßigkeitsgründen stattgefunden. 
Eine solche Beschränkung in der Anwendung dieser Verwaltungsform 
zeigt sich auch darin, daß die Lasten solcher spezialgemeindlicher 
Funktionen, zumal soweit sie von Gemeindeverbänden ausgeübt werden, 
mehr oder weniger doch von den an ihnen beteiligen politischen Ge- 
meinden getragen werden und in deren Finanzen zum Ausdruck kommen. 

Anders in England, dessen innere Verwaltung sich dadurch cha- 
rakterisiert, daß dort nicht bloß in andern Ländern als kom- 
munale aufgefaßte Aufgaben, sondern zu einem großen Teil auch die- 
jenigen Lokalverwaltungsaufgaben, die anderenorts von den lokalen 
Staateorganen besorgt werden, den englischen Lokalköiperschaften, 
den „local authorities" als deren Betätigungsfeld zugefallen sind. Wie 
nun die älteren Organe dieser englischen Lokalverwaltung sich gegen- 
über der neuzeitlichen Entwickelung der kommunalen resp. lokalen 
Aufgaben als unzulänglich erwiesen, ist dort, rein empirisch mit je auf- 
kommenden neuen Bedürfnissen, für die verschiedensten Aufgabenzweige 
ein Nebeneinander von zum Teil das ganze Land überspannenden Spezial- 
gemeinden herausgebildet worden, welches zeitweise nahezu eine Auffösung 
der gemeindlichen Funktionen in SpezialVerwaltungen bedeutete und erst 
in jüngster Zeit wieder eine Zusammenfassung in einer planmäßig sich 
aufbauenden Lokal-, d. i. in unserem Sinne zugleich Kommunalverwal- 
tungsorganisation erfahren hat, neben der immerhin noch zahlreiche und 
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daranter auch generell verbreitete Spezialgemeinden, wie die „Unions", 
erhalten geblieben sind. So kann für England nur durch die Zusammen-' 
fassung aller dieser „local authorities" — der unseren Kommunal-» 
körperschaften analogen und der Spezialgemeinden — ein Bild von der 
Wirkungssphäre dieser eigentümlichen Lokalverwaltung gewonnen 
werden, die zugleich derjenigen der anderenoii;s lokal gegliederten 
Staatsverwaltung und der der Kommunalkörperschaften in andereri 
Staaten entspricht. 

Analoge Bedürfnisse, wie die, welche den Inhalt der Verwaltungs- 
und Wirtschaftstätigkeit der Gemeinden bilden, haben — abgesehen 
von staatlichen Miniaturgebilden — in allen großen Staaten dazu ge- 
führt, zwischen jene und den Staat selbst weitere Zwischenglieder 
kommunalen Charakters einzufügen, welche die Bestimmung haben, 
öffentliche und vom Staat anerkannte Aufgaben auf breiterer Grund- 
lage, als die einzelne Gemeinde sie darbietet, mittels selbständiger, 
durch die Staatsordnung bald mehr, bald weniger eingeschränkter 
Verwaltungs- und Wirtschaftstätigkeit zu erfüllen. Auch diese so-' 
genannten Kommunalkörper höherer Ordnung: Kreis-, Pro-^ 
vinzialverbände, Departetnents, Verwaltungsgrafschaften usw. — 
in ihrer heutigen Gestalt fast ausschließlich Schöpfungen des modernen 
Staates, wenn zwar vielfach unter Anlehnung an ältere territorialstän-» 
dische oder administrative, mitunter ehemalige staatsrechtliche Abgren- 
zungen gebildet — sind zwecks Erfüllung ihrer Aufgaben vom Staate 
mit auch wirtschaftliche Leistungen betreffenden Zwangsbefugnissen 
gegenüber den ihrem Wirkungskreise angehörenden Gliedern ausgestattet. 

Des weiteren hat die Fortbildung und Erweiterung der Staats- 
aufgaben, namentlich auf volkswirtschaftlichem und sozialpolitischem* 
Gebiet, für deren Durchführung der Staat — aus welchen Gründen 
immer — nicht ausschließlich seine eigene Verwaltungstätigkeit ein- 
setzen kann oder will, sondern die Mitwirkung der betreffenden inter- 
essierten Kreise derart in Anspruch nimmt, daß er dieselben als selbst- 
tätige Organe für bestimmte Zwecke ausgestaltet, zumal in neuerer 
Zeit zu einer Anzahl öffentlichrechtlicher korporativer Bildungen ge- 
fuhrt, welche in Ansehung der Zwangsbefugnisse, mit denen sie zwecks 
Durchführung der ihnen zugewiesenen speziellen Aufgaben ausgestattet 
sind, gleichfalls den Charakter von Zwangsgera ein wirtschaften 
für spezielle Zwecke haben können: Handelskammern, Gewerbe-, 
Handwerker-, Arbeiter-, Landwirtschaftskammern, Landschaften, An-' 
stalten für Unfall-, Alters- und Invaliden-, Krankenversicherung u.a.—,' 
die aber nicht als Spezialgemeinden bezeichnet werden können, inso- 
fern der Gemeindebegriff unserem Sprachgebrauche gemäß an die aus 
dem örtlichen Siedelungs- und Nachbarschaftsverbande erwachsenen 
Gemeinschaften und deren Aufgabenkreise anknüpft. 
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Allen den bisher aufgeführten, innerhalb des Staates funktio- 
nierenden und dem Organismus desselben eingefügten Zwangsgemein- 
scbaften pflegt eine Reihe von Merkmalen gemeinsam zu sein: 

1. der Charakter der öffentlichrechtlichen Korporation, der dem 
öffentlichen Recht angehörenden juristischen Persönlichkeit; 

2. der Charakter der von ihnen zu erföllenden Aufgaben als öffent- 
licher, vom Staate gewollter oder anerkannter Zwecke; 

3. (in größeren Staaten) die Begrenzung auf einen lokalen Ab- 
schnitt des Staatsgebietes; 

4. die Beschränkung auf einen begrenzten Personenkreis (event. 
als Vertreter von Realitäten); 

5. eine gegenüber dem obigen Personenkreis ihnen zustehende, 
vom Staate an- oder zuerkannte Zwangsgewalt; 

6. das Recht der eigenen Wirtschaftsführung, d. h. der Herbei- 
schaffung und Verwendung der oder eines Teiles der zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben nötigen Mittel und dem entsprechend das Zwangsrecht, 
den ihrer Wirkungssphäre unterworfenen Personenkreis zu Leistungen 
für die Durchführung ihrer Aufgaben heranzuziehen. 

Gleichwohl zeigen diese allgemeinen Merkmale bei den verschie- 
denen Arten der Zwangsgemeinschaften doch erhebliche Differenzie- 
rungen, nach denen zwei wesentlich von einander sich abhebende Gruppen 
derselben zu unterscheiden sind. Das sind auf der einen Seite die 
Kommunalkörper höherer und niederer Ordnung, auf der 
anderen Seite die zu einzelnen besonderen Zwecken errichteten 
Zwangsgemeinschafien. i) 

Die am wesentlichsten differenzierenden Merkmale dieser beiden 
Gruppen beziehen sich in erster Linie auf die Beschaffenheit des 
öffentlich-rechtlichen (Zwangs-) Verhältnisses der verschiedenen Zwangs- 
gemeinschaften zu ihrem Gebiets- und Personenkreise, sodann auf die 
die Wirkungssphäre der verschiedenen Zwangsgemeinschaften kon- 
stituierenden Aufgaben derselben, endlich entsprechend auf ihren Mit- 
gliederkreis und auf die diesem gegenüber ihnen zustehenden Zwangs- 
befugnisse: 

I. Nur die Kommunalkörper sind, ebenso wie der Staat selbst,- 
Gebietskörperschaften; nur sie erfassen, indem sich ihre Zwangs- 
gewalt sowohl über ihr Territorium als solches wie über den von dem- 
selben umschlossenen Personenkreis ei-streckt, mit den ihnen zugebillig- 
ten Hoheitsrechten zugleich die innerhalb ihres Gebietes befind- 
lichen Realitäten wie die in demselben ansässigen und anwesenden 

1) Diese Gruppierung hat sichtlich auch L. von Stein, Finanz ^ssonschaft, 
V. Aufl., Bd. 1, Leipzig 1885, S. 55 ff., im Auge, wo er unter den „eigentlichen 
Selbst^'crwaltungskörpem'' neben „Land und Gemeinde" „die Körperschaft" unter- 
scheidet. 
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Personen, und zwar Realitäten wie Personen lediglich infolge der Tat- 
sache deren Vorhandenseins resp. deren Domizils oder Aufenthaltes. 
So gilt für die Kommunalkörperschaften ebenso wie für den Staat der 
auch in finanzrechtlicher Beziehung bedeutsame Grundsatz: quidquid 
est in territorio, est etiam de territorio. Hingegen beruht die Zwangs- 
gewalt der für einzelne besondere Zwecke errichteten Zwangsgemein- 
schaften — ob nun in räumlicher Begrenzung auf einen Teil des Staats- 
gebietes oder unter Umständen für dessen ganzen Umfang — entweder 
nur auf realer Basis, d. h. sie greift nur Platz gegenüber gewissen 
durch deren jeweilige Besitzer vertretenen Realitäten, und zwar nur 
für bestimmte einzelne, mit Rücksicht auf jene zu erfüllende Aufgaben; 
oder aber jene Zwangsgewalt erstreckt sich, wie in der Mehrzahl der 
Fälle, nur auf einen gewissen Personenkreis und auf diesen wiederum 
nur in der Beschränkung und mit Rücksicht auf die Erreichung ein- 
zelner bestimmter Zwecke. Niemals aber nimmt die Zwangsgewalt 
dieser Zweckgemeinschaften einen absoluten Charakter analog dem 
eines Hoheitsrechtes an. Gerade hieraus erhellt der grundsätzliche 
Unterschied zwischen den sogenannten Spezial gemeinden und den 
sonstigen Zwangsorganisationen für spezielle Zwecke, indem nur jene 
ebenso wie die eigentlichen Kommunalkörper, an deren Stelle sie für 
einzelne Aufgaben derselben getreten sind, Hoheitsrechte über Gebiet 
und Personen in sich vereinigen. ') 

2. Den Kommunalkörpern ist, außer dem ihnen vom Staate auf- 
getragenen, ein Wirkungskreis freiwilliger Betätigung belassen oder 
gesetzt, innerhalb dessen sie ihrem Belieben überlassene Aufgaben 
aufnehmen oder sich autonom Aufgaben stellen können, deren Erfüllung 
sie als ihrer Gemeinschaft nötig oder nützlich erkennen, so daß ihr 
Wirkungskreis sich derart auf die im einzelneu a priori unbegrenzbare 
Gesamtheit derjenigen öffentlichen resp. Staats-Aufgaben erstreckt, 
welche vermöge ihres lokalen Charakters die Interessen ihres Bezirkes 
zunächst berühren und innerhalb ihrer Grenzen aus eigener Kraft be- 
sorgt und durchgeführt werden können, ^j 

Während dementsprecliend die Kommunal körperschaften im Wandel 



1) Über die Gebietshoheit der Kommunalkorpcr vgl. Schui^e, Preuß. Staats- 
recht, Bd. 1, 1888, S. 447; Hänel, Deutsches Staatsrecht, Bd. I, 1892, S. 142; 
Preuss, Gemeinde, Staat, Reich als Gebietskörperschaften; Rosin, Das Recht der 
öffentl. Genossenschaften, 1886, S. 41 ff.; F. Schön, Das Recht der Kommunal- 
yerbände in Preußen, 1897, S. 13. 

2) Vgl. Östorr. Gesetz zur Regelung des Gemeindewesens vom 5. März 1862, 
Art V : „Der seibstfindige Wirkungskreis, in welchem die Gemeinde, mit Beobach- 
tung der bestehenden Reichs- und Landesgesetze, nach fi-eier Selbstbestimmung an- 
ordnen und verfügen kann, umfaßt überhaupt alles, was das Interesse der Gemeinde 
znnSchst berührt und innerhalb ihrer Grenzen durch ihre eigene Kraft besorgt und 
durchgeführt werden kann". 
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der Zeiten Zahl und Art ihrer Aufgaben wechseln, immer wieder aber 
nach den veränderten Bedürfnissen aus sich heraus neue entwickeln 
und so nach Mannigfaltigkeit und Beschaffenheit ihrer Betätigungen 
dem Staate analog erscheinen, denselben in engeren Grenzen gewisser- 
maßen reproduzierend, sind die besonderen Zweckorganisationen aus- 
schließlich auf die ihnen jeweilig zugewiesenen und eng umschriebenen 
Aufgaben beschränkt. ') 

3. Während die Kommunalkörperschaften als Gebietshoheiten den 
gesamten ihrem Bezirk angehörenden Personenkreis ihrer Zwangs- 
gewalt unterwerfen und auch die ihnen verwandten Spezialgemeinden 
entweder direkt (wie z. B. Armen- und Wegeverbände) oder doch in- 
direkt in gegenseitiger Ergänzung (z. B. konfessionell getrennte Schul- 
verbände) die gesamten Insassen ihres lokalen Bezirkes umfassen 2)^ 
erstreckt sich die Zuständigkeit der besonderen Zweckgemeinschaften 
nur auf einen Teil der in ihrem Bezirke lebenden Individuen, dessen 
Abgrenzung nach bestimmten Merkmalen und Qualitäten genau vor- 
geschrieben ist, und dessen einzelne Mitglieder ohne weiteres aus jenen 
Gemeinschaften ausscheiden, sobald bei ihnen die betreffenden Merk- 
male resp. Qualitäten ehtfallen. 

4. Während die Zwangsbefugnis der Kommunalkörperschaften 
gegenüber ihren Mitgliedern innerhalb der durch die Staatsgesetze 
zugelassenen Grenzen allgemein und insofern derjenigen des Staates 
analog ist und sie daher, entsprechend ihrer relativen Autonomie 
in der Ausgestaltung ihres Aufgabenkreises, auch eine gewisse 
Selbständigkeit bezüglich der Art und der Bemessung der Leistungen 
besitzen ; die sie ihren Mitgliedern auferlegen wollen, — haben die 
besonderen öffentlich-rechtlichen Zweckverbände eine Zwangsbefugnis 
gegenüber ihren Mitgliedern nur insoweit, als zur Erreichung des 
speziellen, ihnen aufgetragenen Zweckes notwendig ist; sie können 
daher ihren Mitgliedern keine anderen Leistungen als nur für diese 

1) Hierbei ist zu beachten, daß die Spezialgemeinden dadurch abermals ihren 
engeren Zusammenhang mit den Kommunalkörpem zeigen, als sie lediglich Ab- 
zweigungen von dem kommunalen Aufgabenkreise dienen, während die sonstigen 
besonderen Zweckorganisationen öffentlich-rechtlichen und zwangswirtschaftlichen 
Charakters entweder gemeinsamen Zwecken einzelner, sei es innerhalb einer Kom- 
mune eingeschlossener, sei es teilweise über dieselbe hinausreichender Interessen- 
kreise, oder allgememen über den Aufgabenkreis der Kommunen hinausgehenden, 
wiederum aber nach Interessen kreisen abgegrenzten Zwecken zu dienen pflegen, 
deren Durchfühi-ung, sei es am einzelnen Platze oder über das ganze Land hin, vom 
Staate gewünscht wird. 

2) Den Kirchengemeinden kommt allerdings kaum noch irgend wo diese um- 
fassende Ausschließlichkeit zu; dieselben weisen, zumal in konfessionell stark ge- 
mischten Ländern, nach der rechtlichen Zusammensetzung ihres Personenkreises viel- 
mehr die Merkmale der besonderen Zweckorganisationen auf; zum Teil, wie z. B. 
in den Verein. Staaten von Amerika und in Frankreich, stellen sie nur noch Vereine dar. 
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Zweckbestunmung auferlegen und sind außerdem rücksichtlich der 
Form, mehrfach auch der Höhe dieser Leistungen an ganz bestimmte, 
vom Staate ihnen vorgeschriebene Normen gebunden.») 

Erst die Gesamtheit aller zwangsgemeinschaftlichen Bildungen 
zeigt in der Summe der von ihnen übernommenen Aufgaben alles das, 
was die in einem Staate vereinigte Volksgemeinschaft in mannigfacher, 
bald engerer, bald weiterer (im Staate weitester) Zusammenfassung 
ihrer Kräfte zum gemeinsamen Besten — sei es des Ganzen, sei es 
einzelner Teile desselben und damit wiederum indirekt des Ganzen — 
vermittelst öffentlich-rechtlicher Bildungen zu erfüllen wünscht. Somit 
würde erst die Zusammenfassung der Anstrengungen und wirtschaft- 
lichen Betätigungen, welche zur Erfüllung aller dieser öffentlichen 
Aufgaben gemacht werden, ein Bild von der Gesamtheit der Lasten 
und Anstrengungen geben, welche dieselben der Volksgemeinschaft 
auferlegen; und insofem die Finanz Wissenschaft eine Wissenschaft von 
dem öffentlichen Aufwand sein will, welcher überhaupt innerhalb 
eines Staatsganzen zur Erreichung allgemeiner öffentlicher Zwecke 
gemacht wird, hätte sie folgerichtig die Aufwendungen aller vorhan- 
denen wirtschaftlichen Zwangsgemeinschaften in den Bereich ihrer 
Darstellung zu ziehen, um so mehr, als viele der speziellen Zweck- 
organisationen nicht nur aus der unmittelbaren Initiative des Staates 
hervorgegangen siud, sondern im einzelnen Fall auch durch gesetzlich 
geregelte Staatszuschüsse 2), ebenso wie die sogenannten Kommunal- 
körperschaften, in unmittelbarer Beziehung zu den Staatsfinanzen 
stehen. 

Aber selbst in dieser bereits von Wagner 3) geforderten Aus- 
dehnung würde die Finanzwissenschaft noch immer nicht die sämt- 
lichen Aufwendungen für öffentliche Zwecke erfassen. Abgesehen von 
den imponderabilen Lasten, welche persönliche Dienstleistungen, wie 
in erster Linie die allgemeine Wehrpflicht, aber auch der Zwang zur 
Übernahme zahlreicher Ehrenämter im Staats- und Kommunaldienst, 
ebenso sonstige ehrenamtliche Verwaltungsdienste den Untertanen eines 



1) In dieser Beziehung, aber auch nur in dieser, besteht kein Unterschied 
zwischen den besonderen Zweckorganisationen und den Spezial gern ein den, welche 
für einzehie kommunale Aufgaben an die Stelle der Ortsgemeinden getreten sind. 

2) So auch, wenn innerhalb des einen oder anderen Staates die anderswo von 
diesem auf sich genommene Befriedigung gewisser öffentlicher Bedürfnisse privater 
Betätigung überlassen bleibt und jener diese subventioniert , z. B. auf dem Gebiet 
des Verkehrswesens: Zuschüsse in Folge von Garantieverpflichtungen u. a. m. Die 
Verpflichtung zu analogen Zuschüssen können auch Kommunalkörperschaften ein- 
gegangen sein. 

8) A. a. 0. S. 17 : Die Finanzwissenschaft muß „sich zur Lehre von der Ilnanz- 
wirtschaft aller, einen großen Organismus bildenden Zwangsgemeinwirtschaften im 
Staate erweitem." 
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Staates auferlegen, wird auch ein beträchtlicher Teil von Sachgüteniy 
welche die Volkswirtschaft produziert, freiwillig in den Dienst der 
öffentlichen Aufgaben gestellt. Von Jahr zu Jahr mehren sich, ganz 
abzusehen von der im stillen geübten Wohltätigkeit, die Zuwendungen 
an Stiftungen und die sonstigen privater Initiative entspringenden Eün- 
richtungen, welche auf den mannigfachsten Gebieten (Förderung der 
Wissenschaften und Künste, Unterricht, Armen-, Wohltätigkeits-, Ge- 
sundheitspflege usw.) dazu bestimmt sind, die Betätigung der Zwangs- 
gemeinschaften , besonders des Staats und der Kommunalkörper, auf 
diesen Gebieten zu unterstützen und zu ergänzen J) 

Ei-st auf einer durch Einbeziehung auch jener Leistungen er- 
weiterten Grundlage wäre ein genaues Bild der Aufwendungen einer 
Volkswirtschaft für die Gesamtheit der öffentlichen Aufgaben zu ge- 
winnen, und vollends könnte die Finanzwissenschaft erst auf solcher 
breiten Basis zu einer exakten Vergleichung der Leistungen der ver- 
schiedenen Volkswirtschaften für öffentliche Zwecke gelangen. Das 
Material zu einer derartig umfassenden vergleichenden Wissenschaft 
liegt aber nirgends vor, und eine genügende Zusammentragung des- 
selben ist dem Einzelnen einstweilen leider versagt. 2) 

1) Nach den Btatistischen Monatsberichten der Stadt Stuttgart (1899) wurden 
durch die private Wohltätigkeitspflege der dortigen Vereine, Kirchen, Orden und 
Stiftungen pro Jahr 1108519 M. oder 6,63 M. auf den Kopf der Bevölkerung 
aufgewendet. Bringt man hierzu die Ausgaben der öffentlichen Annenpflege im 
Gesamtbetrage von 685623 M. in Anschlag, so zeigt das WohltStigkeitsbudget 
Stuttgarts die Summe von 1794 142 M., d. s. 11 iM. auf den Kopf der Bevölkerung, 
von denen 62 % aus außerbudgetmäßigen Mitteln herrührten. 

Der Zuwachs des von der Stadt Berlin verwalteten Stiftungsvermögens betrug 
im Jahre 1897/98: 3,5 Mill. M., von 1900 bis 1904: 9,6 Mill. M. 

Im preußischen Staate sind im Ressort des Ministeriums für geistliche, 
Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten während des Jahres 1897: 432 Zuwen- 
dungen in einem Gesamtwert von 9,8 Mill. Mk. gemacht worden. 

In der über das Deutsche Reich sich verbreitenden „Ehrentafel des Arbeiter- 
freund" (1898, S. 472) wurden im Jahre 1898 an Kapitalzuwendungeu Privater, fast 
ausschließlich industrieller Unternehmer oder Gesellschaften, vorzeichnet: für all- 
gemeine Arbeiterwohlfahrtszwecko , sowie für gemeinnützige Anstalten und Ein- 
richtungen 8 550 998 M., für Begründung und Ergänzung von statutarisch geregelten 
Pensions- und Unterstützungskassen 7 871115 M., für Sanatorien, Erholungszwecke, 
Krankenpflege 4 265 000 M., für Erziehung und Fortbildung 2017 000 M., Alten- 
heime und Altersversorgung 1070000 M., für Kunst und Wissenschaft 870000 M. 
u. B.w. ; im gauzen 27 399876 M. außer verschiedenen zu Stiftnngszwecken über- 
wiesenen Grundstücken, deren Wert nicht angegeben ist. Im Jahre 1904 wurden nach 
derselben Quelle für Arbeiterwohlfahrt 72803021 M. gespendet, seit 1898 im ganzen 
435434369 M., wovon auf die vier Jahre 1901/1904: 308332604 M. » rund 77 Mill. M. 
pro Jahr im Durchschnitt entfielen; 1905 betrug die Gesamtsumme 116 222 729 M. 

2) Das Resultat entsprechender, allerdings sehr unvollkommener Versuche 
bdialten wir uns vor, demnächst an anderer Stelle mit der Bitte um weitere Beiträge 
zu veröffentlichen. 
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Selbst aber aar die Sänbeziehung der LieistuDgen der öffentlich- 
rechtlicbeD, f&r besondere Zwecke errichteten Zwangsorganisationen 
in eine vergleichende finanzwissenschaftliche oder finanzstatistische 
Darstellung dürfte yor der Hand noch untunlich sein, da sich bezüg- 
lich in den Eulturstaaten keine einander überall genügend deckenden 
Institutionen zeigen und besonders für die jüngsten Bildungen dieser 
Art auf dem sozialpolitischen Gebiete des Versicheiningswesens usw., 
wie sie z. B. das Deutsche Reich gezeitigt hat, sich sogar kaum Ana- 
logien in manchen anderen Staaten vorfinden. 

So mag es berechtigt erscheinen, wenn die Aufgabe eines Bandes 
des „Hand- und Lehrbuches", der überdies unter dem Titel „Kommu- 
nalfinanzen" erscheint und sich im wesentlichen auf die Schilde- 
rung der entsprechenden tatsächlichen Verhältnisse beschränkt, wie 
solche sich in Großbritannien, Frankreich und Preußen herausgebildet 
haben, auf die Finanzen der einen, oben als Kommunal- resp. lokale 
Selbstverwaltungskörperschaften gekennzeichneten Gruppe der inner- 
halb des Staates vorkommenden Zwangsgemeinwirtschaften beschränkt 
worden ist. *) Findet doch der hier behandelte, verhältnismäßig junge 
und immer noch vernachlässigte Zweig der Finanzwissenschaft nament- 
lich auch in der Finanzstatistik so wenig Unterstützung, daß eine ver- 
gleichende Darstellung, ja selbst eine theoretische Durchdringung des 
Gegenstandes auch auf diesem eingeschränkten Gebiete nicht zu unter- 
schätzenden Schwierigkeiten, ja zum Teil Unmöglichkeiten begegnet. 

§ 3. Die Kommunalkörper im besonderen. Aus dem Vorstehenden 
ergibt sich, daß Kommunalkörper öfifentlichrechtliche Verwaltungs- 
einheiten mit eigener Wirtschaftsführung innerhalb des Staates 
sind, welche, wie dieser das Staats ganze mit sämtlichen ihm zu- 
gehörigen Individuen, so ihrerseits territorial begrenzte Abschnitte 
des Staates mit der Gesamtheit der diesen Abschnitten angehörenden 
Personen umfassen, •-^j Da aber jeder dieser territorialen Abschnitte 
auch ein Teil des Staatsganzen, die Angehörigen desselben zugleich 
Bürger des Staates sind und als solche ebenso und in erster Linie 
von diesem als Objekte seiner Willenstätigkeit in Anspruch genommen 
werden, so ergibt sich, daß auch die Wirtschaftstätigkeit des Staates 
und die der Kommunalkörper in einem engen organischen Verhältnis 
zueinander stehen müssen. 



1) Dabei sind entsprechend den im Vorstehenden gemachten Ausführungen 
die sogenannten Spezialgemeinden einbegriffen, jedoch mit der Maßgabe, daß 
Kirchengemeinden nur insoweit in Betracht kommen, als noch finanzwirtschaftiiche 
Beziehungen zwischen solchen und den politischen Komnmnalkorpcrschaften bestehen ; 
vgl. oben S. 10, Anmerk. 2. 

2» Betreffs der Spezialgemeinden vgl, oben S. 5 f. u. 9. 
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In diesem Verhältnis nimmt der Staat, als das Ganze gegenüber 
den Teilen, eine überwiegende und herrschende Stellung ein. Elr be- 
stimmt in erster Reihe und in vollster Willensfreiheit die sowohl 
für die Gesamtheit wie für deren Teile unbedingt zu erfüllenden 
Aufgaben, und sofern an der Erfüllung dieser vom Staate gewollten 
Aufgaben die Kommunalkörperschaften beteiligt sind, haben sie staat- 
liche Aufgaben durchzuführen und sind in dieser Hinsicht Glieder der 
staatlichen Verwaltung im weiteren Sinne. 

Wie weit nun die Beteiligung der Kommunalkörper an dem vom 
Staate aufgestellten Aufgabenkreise reichen soll, und ebenso die Art 
dieser Beteiligung unterliegt wiederum der Regelung durch den Staat 
selbst, der dabei nach den verschiedensten Motiven und Gesichts- 
punkten verfährt. 

Einei*seits können vom Staate als öffentliche bezeichnete (Sta^its-) 
Aufgaben in den Zwecken, die sie verfolgen, auf einen engeren lokalen 
Kreis beschränkt sein und die Interessen dieses lokalen Kreises in 
unmittelbarer Weise berühren; solche werden sich daher vorwiegend 
dazu eignen, den entsprechenden Kommunalkörperschaften zur Aus- 
führung übertragen zu werden. Andererseits aber können auch all- 
gemeinen staatlichen Zwecken dienende Aufgaben, soweit sie Verwal- 
tungstätigkeiten im engeren lokalen Bezirke notwendig machen, in 
diesem Umfange Kommunalverwaltungen mit übertragen werden und 
werden ihnen zweckmäßiger Weise dann übertragen, wenn die be- 
treffenden Tätigkeiten eine ganz besondere Vertrautheit mit den ört- 
lichen Verhältnissen voraussetzen, oder wenn durch passende Angliede- 
rung derselben an die vorhandenen kommunalen Verwaltungsorgani- 
sationen — ohne Gefährdung wesentlicher Staatszwecke — Vorteile 
irgend welcher Art erreicht werden können. 

Unter beiden vorbezeichneten Gesichtspunkten wird die Erreichung 
öffentlicher Zwecke vom Staate den Kommunalkörperschaften als solchen 
anvertraut und werden dadurch die betreffenden Aufgaben selbst, nach 
dem Willen und im Auftrage des Staates, zu Kommunalaufgaben. In 
diesem Sinne ist der englischen Lokalverwaltung, wie schon oben 
S. 6 berührt wurde, der vergleichsweise weiteste Aufgabenkreis ge- 
zogen und müssen die finanziellen Leistungen der dortigen Lokal- 
körperschaften unter diesem Gesichtspunkt beurteilt werden. 

Indessen tritt bei der Verteilung der vom Staate als öffentliche 
bezeichneten Aufgaben zwischen ihm und den Kommunalkörpern, je 
nach der Gesetzgebung der verschiedenen Staaten, auch der Fall ein, 
daß der Staat die Ausübung einzelner lokaler Verwaltungstätigkeiten 
— aus welchen Gründen immer — sich selbst zwar vorbehält, die 
Mittelbeschaffung dafür aber, weil ein mehr oder weniger unmittelbar 
lokaler Zweck vorliegt, den betreffenden Kommunalkörpern auferlegt. 
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Es kommt darin die Entwickelung des modernen Verwaltungssystems 
zum Ausdruck, welches ebenso wie die moderne Volkswirtschaft auf 
dem Prinzip einer sich immer mehr ausgestaltenden Arbeitsteilung be- 
ruht und innerhalb dessen die Aufbringung der wirtschaftlichen Mittel 
zur Durchführung der öffentlichen Zwecke zu einer Verwaltungsauf- 
gabe für sich geworden ist. Die Art, wie der Staat derart event. die 
Finanzwirtschaft der Kommunalkörperschaften zur Mittelbeschaffung 
für von staatlichen Organen auszuführende Zwecke heranzieht, kann 
wiederum eine doppelte sein: es können entweder die Kosten einer 
staatlichen Lokalbehörde, sei es ganz (z. B. die Kosten der Standes- 
ämter in Preußen), sei es teilweise (z. B. die sächlichen Kosten könig- 
licher Polizeiverwaltungen ebendort) von gewissen Kommunalkörpem 
getragen werden, oder es kann der Staat speziell staatliche, unter 
seiner Leitung auszuübende Funktionen einzelnen Verwaltungs- 
organen der Kommunalkörper übertragen, welche letzteren event. den 
vollen Aufwand für jene zu bestreiten haben, obgleich die betreffenden 
kommunalen Verwaltungsorgane für den erwähnten Teil ihrer Tätig- 
keit zu Organen der staatlichen Verwaltung im engeren Sinne ge- 
worden sind. Im einen wie im andern Falle ist im wesentlichen nur 
die Mittelbeschaffung für einen Zweck, der an sich Gegenstand einer 
ausschließlichen Staatsfunktion bleibt, der selbständigen Finanzwirt- 
schaft der Kommunalkörper als deren Aufgabe zugewiesen. 

So ergibt sich für die Kommunalkörperschaften ein Aufgabenkreis, 
bezüglich dessen der Staat ihnen teils die Durchführung der betreffenden 
Zwecke und die Aufbringung der dazu nötigen Mittel, teils im wesent- 
lichen nur die Beschaffung von Mitteln resp. die Darbietung von 
Leistungen für unmittelbar staatliche Funktionen auferlegt hat. Zur 
Erstellung dieser sämtlichen, im öffentlichen Interesse vom Staate 
als nötig erkannten Leistungen sind die Kommunalkörper durch Gesetz 
gezwungen; die tatsächliche Prästierung derselben in einem von ihm 
als notwendig befundenen Umfange kontrolliert wiederum der Staat 
und ebenso, daß die für jene Leistungen nötigen Mittel im kommunalen 
Budget sichergestellt seien, wobei die Gesetzgebung der meisten 
Staaten, so auch in Deutschland und Frankreich, soweit geht, daß sie 
dem Staate ausdrücklich das Recht zuschreibt, die Einstellung der 
Ausgaben für alle die von ihm vorgeschriebenen Leistungen in das 
Budget der Kommunalkörper von sich aus zu erzwingen. ^) Mit Rück- 
sicht auf das Zuständigkeitsverhältnis zwischen Staats- und Kommunal- 
verwaltung ist somit der gesamte vorstehend umschriebene, sei es als 
historisch erwachsen nur verwaltungsrechtlich gebundene, sei es als 
neugeschaffener den Kommunalkörpern ebenso auferlegte Aufgaben- 

l) Ähnlich m EIngland, wo von den „local authorities" vernachlässigte Auf- 
gaben an deren Stelle von staatlich eingesetzten Kommissaren erledigt werden. 



Digitized by 



Google 



16 Eiuleitang. 

kreis seinem Inhalte nach für dieselben obligatorisch, wobei die 
einzelnen Aufgaben desselben ihnen generell durch die allgemeinen 
Verfassungs- und Verwaltungsgesetze oder speziell durch einzelne 
gesetzliche oder staatliche Maßnahmen zugesprochen sein können. 

In Ansehung dieses ihnen öffentlichrechtlich zugesprochenen Auf- 
gabenkreises gehören die Kommunalkörperschaften zu den sogenannten 
Selbstverwaltungskörpern, mag ihre selbstverwaltende Tätig- 
keit sich auf die Erfüllung von Aufgaben einschließlich der dazu not- 
wendigen Mittelbeschaffung oder nur auf die Herbeischaffung von 
Mitteln für staatliche Verwaltungstätigkeiten erstrecken. 

Jede wirtschaftende Persönlichkeit hat ihre eigenen Angelegen- 
heiten selbst zu besorgen, wenn andei-s ihr nicht der Begriff der 
selbständigen Persönlichkeit entfallen soll; es wäre zwecklos, auf eine 
Wirtschaftsgemeinschaft, die ausschließlich mit freier Willens- 
bestimmung sich selbst gesetzte eigene Zwecke zu verfolgen hätte^ 
den Begriff der Selbstverwaltung anzuwenden, ebenso wie es gegen- 
über der souveränen, keinem höheren Willen untergeordneten Willens- 
bestimmung des Staates unzulässig wäre, von einer Staatsselbstver- 
waltung zu reden. 1) Wie der Begriff der Selbstverwaltung seinem 
Wortsinne nach einen Gegensatz zu derjenigen Tätigkeit ausdrückt, 
durch welche eine Person den Willen einer anderen Person in Ver- 
tretung fremder Interessen vollzieht, so bedeutet Selbstverwaltung 
in dem Gesamtorganismus der öffentlichen Verwaltung diejenige Tätig- 
keit, welche im staatlichen Auftrage für Zwecke der Allgemein- 
heit von Subjekten des öffentlichen Rechts innerhalb eines sie selbst 
angehenden Interessenkreises ausgeübt wird. Sie beruht darauf, daß 
Kreise der Gesellschaft, d. s. Kreise des gemeinschaftlichen Lebens, 
zu welchen die Menschen durch ihre materiellen Interessen verbunden 
erscheinen,, zu vom Staat gewollten, dem Allgemeininteresse zwar 
dienenden Verwaltuugstätigkeiten, an denen sie durch ihre sachliche oder 
örtliche Stellung gleichzeitig vorzugsweise interessiert sind, heran- 
gezogen und zu diesem Zweck als Persönlichkeiten — Subjekte — 
des öffentlichen Rechts organisiert werden. Das aber trifft auch auf 
viele der oben gekennzeichneten Zwangsgemeinschaften zu besonderen 
Zwecken zu, sodaß der Begriff Selbstverwaltung weiter als der Be- 
griff Kommunalverwaltung ist 2) und sonach in dieser auf die Schil- 

1) Davon, daß die Stellung eines einzelnen staatlichen Gliedes innerhalb eines 
Bundesstaates zu diesem gewisse Analogien bieten kann zu der der Selbstver- 
waltungskörper gegenüber dem Einzelstaat, ist hier abzusehen; vgl. darüber Hänel, 
Deutsches Staatsrecht, Bd. I, S. 322; Glvth, Die Lehre von der Selbstverwaltung 
im Lichte formaler Begriffsbestimmung, 1SS7, b. 104. 

2) Vgl. Rosin, Das Recht der ölfentl. Genossenschaften, S. 101 ; von Stengel, 
Die Organisation der preuß. Ver^'altung, S. 13ff.; Schön, Das Recht der Kommunal- 
verbände in Preußen, S. 5 ff., insbesondere S. 12. Die Definition von H.Schulze, 
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derung der letzteren eingeschränkten Studie „Selbstverwaltung" schlecht- 
hin nur in dem eingeschränkten Sinne der Kommunal- bezw. der 
englischen Lokalverwaltung zu verstehen sein wird. 

Neben dem vom Staate vorgeschriebenen, obligatorischen Aufgaben- 
kreise der Kommunalkörper zeigt sich ein anderer, dem der Staat 
ebenfalls nicht teilnahmlos gegenübersteht, den er aber, weil es sich 
dabei nicht um für von ihm als unbedingt notwendig erachtete Lei- 
stungen handelt, in erster Linie der Willensbestimmung durch die 
Interessengemeinschaft der örtlich auf einander angewiesenen Einzel- 
wirtschaften überläßt. In diesem Wirkungskreise, in welchem sich 
die ganz besonderen, in der wirtschaftlichen Eigenart der einzelnen 
Kommunalgemeinschaft beruhenden Interessen zur Geltung bringen, 
hat diese letztere selbst zu bestimmen, ob und wie weit sie die aus 
jenen Interessen entspringenden Aufgaben zum Gegenstande gemein- 
samer, kommunaler Tätigkeit machen oder es den betreffenden Inter- 
essenten überlassen will, deren Erfüllung im Wege privater Betätigung 
zu erreichen. Dieser nicht vom Staate vorgeschriebene Wirkungs- 
kreis der Kommunalkörper, dessen Aufgaben im Gegensatz zu den obli- 

Das preußische Staatsrecht, Bd. I, 1888, S. 438: ..Selbstverwaltung im deutschen 
Sinne ist Durchführung staatlicher Aufgaben, Besorgung staatlicher Geschäfte 
durch Kommunalverbände, welche keine Staatsbehörden, sondern in ihrer Sphäre 
selbständige Körperschaften sind'' — deckt sich mit der obigen Auffassung nur 
insoweit nicht, als durch sie der Begriff der Selbstverwaltung in unnötig gezwungener 
Weise auf die Kommunalverbände allein eingeschränkt wird; es ist nicht einzusehen, 
weswegen die gleichen Merkmale z. B. bei den ünfallversicherungsgenossenschaften 
oder den Knappschaften usw. nicht ebenso den Begriff der Selbstverwaltung in- 
volvieren sollen wie bei den Kommunalkörpem. 

1) Die Bezeichnung „selbständiger" oder „eigener Wirkungskreis", die nach dem 
Vorgange A. Wagwers „Finanzwissenschaft" Bd. I, 8. 96, für diesen Teil der kommu- 
nalen Aufgaben iiblich geworden ist, wird besser vermieden, da die Kommunen 
auch bei Durchführung der ihnen vom Staate aufgetragenen Aufgaben sich im 
verwaltungsrechtlich ihnen zustehenden, d.i. eigenen Wirkungskreise befinden, anderer- 
seits ihre Selbständigkeit auch in dem nicht vorgeschriebenen Wirkungskreise, wie 
oben des weiteren gezeigt wird, in vielfacher Beziehung bedingt und eingeschränkt 
ist — Wenn Röscher, „Finanzwissenschaft" 2. Aufl., Stuttgart 1886, S. 655f., ebenso 
Eheberg „Finanz Wissenschaft" 5. Aufl., Leipzig 1898, S. 388: a) staatliche Zwecke, 
b) obligatorisch-kommunale und c) fakultativ-kommunale Zwecke unterscheiden, so 
kreuzt sich hierin eine beabsichtigte Gliederung der Aufgaben nach ihrer inneren 
Beschaffenheit mit einer solchen nach Staats- resp. verwaltungsrechtlichen Gesichts- 
punkten; denn als staatliche Zwecke lassen sich füglich nur diejenigen bezeichnen, welche 
der Staat als höchste Willenspotenz einer Gemeinschaft zu solchen erklärt, und ihren 
obligatorischen Charakter kann die zweite von Röscher aufgestellte Gruppe wiederum 
nur durch den höheren Willen des Staates erhalten. Auch vom sachlichen Gesichts- 
punkte wird sich die Einteilung Röscheres kaum aufrecht erhalten lassen, insofern 
auch viele der von ihm als obligatorisch-kommunale bezeichneten Aufgaben, wie z. B. 
die Erhaltung der Volksschulen, sicherlich ebenso sehr im Interesse der staatlichen 
Gesamtheit wie in dem der einzelnen Kommune liegen. 

y. Kaufmakk, Eommnnalflnanzen. 2 
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gatorischen als freiwillige (fakultative) bezeichnet zu werden 
pflegen, greift aber auch in den obligatorischen Aufgabenkreis inso- 
fern hinüber, als die Kommunalverwaltungen bei denjenigen vom Staate 
ihnen vorgeschriebenen Aufgaben, für die in der Regel nur ein Minimum 
an Leistung vorgesehen ist, es in der Hand haben, über dieses Minimum 
hinauszugehen. 

Indessen ist die Selbständigkeit der Kommunalkörperschaften 
auch in diesem nicht vorgeschriebenen Wirkungskreise doch nur eine 
bedingte. Auch hier muß ihre Tätigkeit notwendigerweise durch die 
allgemeinen Staatsgesetze, des weiteren aber durch die Rücksicht auf 
die von ihnen obligatorisch zu erfüllenden Aufgaben und schließlich 
durch die notwendige Rücksichtnahme auf die Leistungsfähigkeit ihrer 
Angehörigen als Staatsuntertanen eingeschränkt werden. Der Staat 
wird es nicht dulden dürfen, daß die Erfüllung der von ihm als obli- 
gatorisch gewollten Aufgaben der Kommunalkörper durch eine Über- 
spannung auf dem Gebiete des freiwilligen Wirkungskreises beein- 
trächtigt oder in Frage gestellt werde, und er wird es ebensowenig 
dulden dürfen, daß die Leistungs-, speziell Steuerfähigkeit der Einzelnen 
durch die Kommunalkörper für deren freiwillig übernommene Aufgaben 
in einem die allgemeinen Staatszwecke gefährdenden Grade in An- 
spruch genommen werde. 

Andererseits darf nicht verkannt werden, daß unter den der kom- 
munalen Autonomie überlassenen Aufgaben vielfach sich auch solche 
befinden, welche sich der einzelnen Kommune mit einer gewissen, in 
dem allgemeinen Kultur- und Wirtschaftszustande eines Volkes resp. 
einer Zeitepoche begründeten Notwendigkeit aufdrängen. Somit wird 
es auch darauf ankommen, in welchem Maße die wirtschaftlichen 
Kraft« der Kommunalkörper durch die obligatorischen Aufgaben in 
Anspruch genommen werden, resp. ob und wie weit sich der Staat 
selbst an der MittelbeschaflFung für diese Aufgaben beteiligen, eventuell 
wirtschaftlich schwächeren Koramunalkörpern die Inangriffnahme frei- 
williger Aufgaben von sich aus erleichtern will. 

So bilden der obligatorische und der freiwillige Aufgabenkreis und 
entsprechend die Ausgabenwirtschaft der Kommunalkörper eine kom- 
plexe Größe, deren Teile — immer freilich mit der Maßgabe einer 
überwiegenden Bedeutung der ersteren — sich vielfach gegenseitig 
bedingen, zugleich aber in enger Abhängigkeit von den staatlichen 
Einrichtungen stehen. 

Dieselbe Abhängigkeit wird sich auch auf der Seite der Ein- 
nahmen Wirtschaft der Komraunalkörper geltend machen müssen. 

Da dieselben als Zwangsgemeinwirtschaften öffentliche Bedürfnisse 
zu befriedigen haben, so muß ihnen notwendigerweise die Befugnis 
zustehen, ihren Mitgliedern, soweit nicht andere Mittel disponibel 
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sind, Zwangsbeiträge behufs Befriedigung jener Bedürfnisse aufzu- 
erlegen. Dementsprechend lassen sich bei ihnen zunächst die gleichen 
Kategorien wie in der Einnahmen Wirtschaft des Staates unterscheiden: 

1. Die nach Analogie der Privatwiiischaft sich abspielende Form 
der Mittelbeschaflfbng: entweder durch Erzielung erwerbswirt- 
schaftlicher Erträgnisse aus eigenem Vermögen, aus dem Betrieb 
wirtschaftlich produktiver Unternehmungen, oder durch vertrags- 
mäßigen Erwerb (Einnahmen aus Veräußerung von Vermögensobjekten 
einerseits, Kreditaufhahmen andererseits); 

2. dieöffentlich-rechtliche Art der Mittelbeschaffung: entweder 
durch Zwangsbeiträge aus den Privatwirtschaften der betreffenden 
Gemeinschaft zur Mittelbeschaffung för die Durchführung ihrer all- 
gemeinen Aufgaben (Steuern); oder durch, die verschiedensten Formen 
annehmende Präzipualbeiträge einzelner Privatwirtschaften, sei es 
weil sie dieser Gemeinschaft innerhalb der der Gesamtheit dargebotenen 
Leistungen besondere Kosten verursachen, sei es weil sie sich besonderer 
Vorteile aus jenen Leistungen erfreuen (Gebühren und zwangsweise 
Interessentenbeiträge). 

In beiden Beziehungen wird die Autonomie der Kommunalkörper, 
wenn sie auch als öffentlich-rechtliche Korporationen das Recht der Ver- 
mögensftlhigkeit und der eigenen Verwaltung und Wahrnehmung ihrer 
Vermögensinteressen besitzen, doch keine absolute sein können. Aus dem 
Interesse, welches der Staat an der Erhaltung der Leistungsfähigkeit 
eines jeden seiner Mitglieder hat, folgt unmittelbar, daß er die öffent- 
lichen Aufgaben dienenden Kommunalkörperschaften nicht aufsichtslos 
dem Eigennutz kommunaler Koterien oder der etwaigen Kurzsichtig- 
keit der jeweiligen kommunalen Verwaltungsorgane überlassen darf. 

Auf dem Gebiete der Vermögensverwaltung und des Schulden- 
wesens wird es sich dabei wesentlich darum handeln, der Devastierung 
oder der Veräußerung von Vermögensobjekten im ausschließlichen 
Interesse einer jeweiligen Generation und ebenso einer Überlastung 
der Zukunft mit Schulden vorzubeugen. In vielen Staaten sind daher 
die Kommunalverwaltungen bei solchen Veräußerungen an die Zu- 
stimmung der Staatsregierung gebunden, deren sie aber auch vielfach 
für den Erwerb von Vermögensobjekten, selbst im Wege der Schenkung 
etwa zu Stiftungszwecken usw., bedürfen. Fast überall aber ist die 
Auftiahme von Schulden durch die Kommunalkörper staatlicherseits mit 
Kautelen umgeben, sei es daß sie direkt von der Genehmigung 
des Staates abhängig gemacht oder durch mannigfache spezielle Ge- 
setzesvorschriften (letzteres namentlich in den Vereinigten Staaten von 
Amerika) erschwert ist. 

Ebenso wird die Übernahme oder Errichtung von Erwerbsbetrieben, 
besonders sofern für diese die Konkurrenz gleichartiger Privat- 
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betriebe ausgeschlossen wird, noch mehr wenn dnrch Statutarrecht ein 
allgemeiner Zwang für die Eommnnalangehörigen zur Benutzung solcher 
Einrichtungen geschaffen werden soll, von einer Genehmigung der 
staatlichen Aufsichtsbehörde abhängen müssen, die auch unter dem 
Gesichtspunkte notwendig werden kann, um zu verhindern, daß durch 
solche kommunalen Unternehmungen (z. B. auf dem Gebiete des Ver- 
kehrswesens) staatlichen Anstalten eine unwirtschaftliche Konkurrenz 
gemacht oder andere staatliche Einrichtungen geschädigt werden. 

Schärfer noch tritt die Abhängigkeit der kommunalen Einnahmen- 
wirtschaft vom Staate auf dem Gebiete der öffentlich-rechtlichen Mittel- 
beschaffung, in erster Linie der Besteuerung hervor. Da hier der 
Staat wie die Kommunalkörper auf dieselben überhaupt nur bestehen- 
den Quellen, d. i. das Vermögen oder das Einkommen ihrer Bürger, 
zurückgreifen müssen, so ergibt sich daraus die notwendige Folgerung, 
daß Staats- und Kommunalsteuern nicht planlos neben einander her- 
laufen dürfen, sondern daß sowohl die Kommunalsteuem eines Landes 
unter sich in systematischem Zusammenhange stehen, wie auch dem 
betreffenden Staatssteuersystem sich organisch angliedern müssen. — 
Die Gesichtspunkte, welche der Gliederung des staatlichen Steuer- 
systems zugrunde liegen, werden sich rücksichtlich der Besteuerung 
durch die Kommunalkörperschaften dahin geltend machen, einmal daß 
die letztere, durch Zuschläge auf die staatlichen Steuern oder durch 
selbständige Besteuerung der gleichen Objekte, das Gleichgewicht des 
staatlichen Systems nicht gefährden dürfe, sodann auch dahin, daß je 
nach den Einrichtungen der verschiedenen Staaten den Kommunal- 
körpern einerseits gewisse Steuerobjekte als solche vorenthalten, andere 
dagegen ihnen vorwiegend zur steuerlichen Ausnutzung überlassen 
werden. Vollends aber wird der Staat bei denjenigen Steuerobjekten, 
deren Nutzung er den Kommunalkörpern neben sich gestattet, ihnen 
Art und Maß für deren Erfassung vorschreiben oder wenigstens be- 
grenzen müssen. 

Ähnliches gilt von den Präzipualbeiträgen in Form von Gebühren 
oder Interessentenbeiträgen wegen der Nutzung oder Errichtung ge- 
wisser kommunaler Anstalten oder Einrichtungen, mögen dieselben vom 
einzelnen Benutzer oder als zwangsweise Beiträge derjenigen Mitglieder 
der Kommunalgemeinschaft erhoben werden, welche an den betreffen- 
den Einrichtungen ein besonderes, in ihren Erwerbs- oder Besitzver- 
hältnü^en begründetes materielles Interesse haben. Die Kommunal- 
körperschaften, welche dem wirtschaftlichen Leben der Einzelnen näher 
als der Staat stehen und im je engeren Bezirk um so engere und man- 
nigfaltigere Beziehungen zu den einzelnen Piivatwirtschaften haben, 
kommen um so häufiger in die Lage, derartige Einrichtungen zu 
schaffen, deren Vorteile zwar auch der Gesamtheit ihrer Angehörigen^ 
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dem einzelnen Mitgliede aber in sichtbar verschiedenem Maße dien- 
lich sind (z. B. bei Errichtung höherer, gewerblicher Fachschulen, 
Veranstaltungen, welche der Förderung des wirtschaftlichen Lebens 
dienen, u. dgl.), oder die außer ihrem Nutzen fttr die Allgemeinheit 
(z. B. bei Kanalisations-, Straßenanlagen u. a.) noch besondere Vor- 
teile für einen engeren Interessentenkreis einschließen. Hier sind nun 
die Fragen, ob die Kosten der Errichtung oder der Erhaltung solcher 
Einrichtungen ausschließlich durch Gebühren und Interessentenbeiträge 
aufgebracht werden sollen, oder ob sie ganz oder zu einem Teil und 
dann in welchem Maße auf die Eommunalgemeinschaft als solche und 
damit auf deren nach Analogie der Privatwirtschaft sich ergebende 
Einnahmen oder auf die Zwangsbeiträge allgemeiner Natur, d. i. die 
Steuern, zu übernehmen seien, von einschneidender Bedeutung. In 
letzterer Beziehung berühren sich die kommunalen Verhältnisse un- 
mittelbar mit staatlichen Interessen, sodaß auch auf diesem Gebiete, 
auf dem das Eigeninteresse der kommunalen Gemeinschaft sich aller- 
dings mehr als auf anderen in regulierender Weise geltend zu machen 
vermag, der Staat sich seines kontrollierenden und event. regulieren- 
den Aufsichtsrechts nicht begeben darf, um so weniger, wenn, wie in 
neuerer Zeit, sich ebenso wie bei uns auch anderenorts eine Tendenz 
dahin geltend macht, den Haushalt der Eommunalkörperschaften und 
speziell der Gemeinden in immer ausgiebigerer Weise auf Gebühren 
und Interessentenbeiträge aller Art zu basieren. 

Neben jene beiden Formen der Mittelbeschaffung, der nach Ana- 
logie der Privatwirtschaft sich abspielenden und der zwangsweisen, die 
dem Staate und den Eommunalkörpern gemeinsam sind, ist in neuerer 
Zeit, verursacht durch das Steigen der Kommunalaufgaben im Gebiete 
ihres obligatorischen Wirkungskreises, noch eine dritte Form getreten, 
in welcher die Abhängigkeit der Kommunalkörperschaften vom Staate 
und deren Verhältnis als Glieder der staatlichen Verwaltung, als Organe 
zur Erfüllung öffentlicher, vom Staate gestellter Aufgaben zum un- 
mittelbaren Ausdruck kommt: das ist die Form der Subventionie- 
rung. Diese kann wiederum in zweifacher Gestalt auftreten, indem 
der Staat den Kommunalkörpern entweder generell behufs Erfüllung 
ihrer öffentlichen Aufgaben Mittel aus seiner Finanzwirtschaft zu- 
wendet, dieselben sei es mit einmalig überwiesenen, fortlaufende Ein- 
nahmen bringenden Fonds oder mit fortlaufend zugesicherten Bei- 
trägen dotiert (Dotationsprinzip), oder indem er sich an dem 
Aufwände für bestimmte Kommunalaufgaben nach irgend einem Maß- 
stabe in gi'ößerem oder geringerem Umfange beteiligt (Beteiligungs- 
prinzip). Wenn die erstere Form sich mehr zur Unterstützung der 
Kommunalverbände höherer Ordnung eignen wird, die vielfach wieder 
die Aufgabe haben, ihrerseits den niederen Kommunalkörpern Beihilfen 
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ZVL gewähren, so hat bei letzteren namentlich die zweite Form der 
Beteiligung des Staates in mannigfachster Weise Anwendung ge- 
funden.') 

Im Vorstehenden konnten aus den nach der Stellung dieser Einzel- 
arbeit zu dem Gresamtwerk, dem sie angehört, als bekannt voraus- 
zusetzenden Begriffen des Staates und der Kommunalkörper die all- 
gemeinen Gesichtspunkte abgeleitet werden, welche für die Gestaltung des 
Aufgabenkreises und der Finanzwirtschaft der letzteren maßgebend 
sein müssen. Wie nun aber dieser Aufgabenkreis und damit der Aus- 
gabenbedarf sich in den konkreten Verhältnissen der Eommunalkörper 
des einzelnen Landes und ebenso wie die Mittelbeschaffung derselben 
in der tatsächlichen Wirklichkeit sich gestaltet, das hängt in erster 
Linie von der in dem Verwaltungsrecht und den Verwaltungsinstitu- 
tionen begründeten Eommunalverfassung der verschiedenen Staaten ab. 

Es wird somit der folgende Abschnitt sich mit einer Schilderung 
der Eommunalverfassungen der von uns im besondern ins Auge gefaßten 
Eulturstaaten und damit im engsten Zusammenhange mit einer Um- 
schreibung der Aufgabenkreise der Eommunalkörperschaften, wie sie 
in diesen Staaten in concreto ausgestaltet sind, zu beschäftigen haben. 

1) Eine eingehende UnterBucfanng hat dieser Seite des kommunalen Finanz- 
wesens Reitzenstein in seiner Abhandlung „Über finanzielle Konkurrenz von 
Gemeinde, Kommunal verband und Staat" im „Jahrbuch für Gesetzgebung und Ver- 
waltung"', Jahrgang XI und XII, 1887 und 1888, gewidmet, wo die allgemeinen Ge- 
sichtspunkte namentlich im Jahrgang XI, S. 158 ff. dargelegt werden. 
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1. Absclmitt. Anfgaben nnd Ansgaben 
der Kommunalkörperschaften. 

1. Kapitel. Die Kommnnalorganisation und die Aufgaben 
der Kommunalkörperseliaften. 

i 1. Allgemeines. Wenn bei dem Versuch einer die wichtigsten 
Kulturländer in Betracht ziehenden Darstellung des Aufgabenkreises 
der Kommunalkörperschaften ein Hinweis auf die von Land zu Land 
verschiedenartigen Verwaltungsorganisationen unumgänglich ist, so er- 
scheint ein solcher hier doch nur unter der Einschränkung berechtigt, 
daß eine eingehendere Behandlung des betreffenden sehr wichtigen 
Kapitels aus dem Verwaltungsrecht nicht zur Aufgabe einer Spezial- 
arbeit über kommunales Finanzwesen gehört, die sich als Einzel- 
band einem Sammelwerke, welches das ganze Gebiet der Staatswissen- 
schaften umfaßt, einzufügen und daher jene den entsprechenden ande- 
ren Teilen des Gesamtwerkes zu überlassen hat. Somit wird es sich 
an dieser Stelle im wesentlichen abermals nur um die tatsächliche 
Feststellung handeln können, welche Organe in dem öffentlichen Ver- 
waltungsorganismus der zu behandelnden Staaten den Charakter von 
Kommunalkörpern haben, und welches das Wesen und welches das 
Maß deren Tätigkeit ist, wobei sich im weiteren Verlauf unserer Be- 
trachtungen, wie schon im ersten Abschnitt berührt wurde, ein nach 
Art und Grad wesentlicher Unterschied zumal der englischen Ver- 
hältnisse von denen der Kontinentalstaaten herausstellen wird. Vom 
finanz Wirtschaft liehen Standpunkt aus betrachtet, wird dabei klar- 
zustellen sein, welche von den lokalen Verwaltungsorganen und in 
welchem Umfange dieselben an der Befriedigung der öffentlichen Be- 
dürfnisse, sei es der Staatsgemeinschaft überhaupt, sei es speziell ihrer 
engeren Gemeinschaft, in selbständiger Wirtschaftstätigkeit, d.i. als 
lokale bezw. kommunale Selbstverwaltungskörperschaften beteiligt sind. 

Die nach Staatsverfassung und Verwaltungsrecht verschiedene 
äußere Erscheinungsform, unter der die Verwaltung der hier und dort als 
kommunale erkannten Körperschaften ausgeübt wird, d. h. die Frage, 
von wem und in welchen Formen als kommunale zu bezeichnende Auf- 
gaben wahrgenommen und durchgeführt werden, kommt in unserem 
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Zusammenbang zunächst nur unter dem Gesichtspunkt in Betracht, 
als die Tatsache der Aufstellung von besonderen kommunalen Ver- 
waltungsorganen und deren Funktionieren bald geringere, bald größere 
wirtschaftliche Aufwendungen notwendig macht. 

In dieser Hinsicht sind einei-seits prinzipielle, andererseits diese 
modifizierende materielle Momente von maßgebendem Einfluß: das formale 
Moment der rechtlichen Ausgestaltung der betreffenden Organe und die 
materiellen Momente der Lage, Ausdehnung, Entwickelung und tat- 
sächlichen Wirksamkeit der einzelnen Kommunalkörperkategorie und 
des einzelnen Kommunalkörpers, denen jene Organe dienen sollen. 
Die zuletzt aufgezählten Momente aber wirken insofern mitbestimmend 
auf die formal-rechtliche Ausgestaltung, als fast überall Unterschiede 
zwischen städtischer und ländlicher Kommunalorganisation bestehen 
und ebensolche überall, wo überhaupt niedere und höhere Kommunal- 
körper unterscheiden werden, für diese und jene. In dem gerade be- 
redeten Zusammenhange macht sich zunächst in Bezug auf die Auf- 
wendungen für die personalen Dienstleistungen der Umstand geltend, in 
welchem Umfange innerhalb der kommunalen Verwaltung dem Prinzip 
ehrenamtlicher Verwaltung ein Platz eingeräumt wird. 

Jeder Kommunalkörper bedarf als Träger eines Aufgabenkreises 
und einer selbständigen, diesem dienenden kommunalen Finanz Wirt- 
schaft, ebenso wie der Staat, einerseits beschließender und kontrol- 
lierender, andererseits verwaltender und ausführender Organe. Be- 
schließendes und kontrollierendes Organ aber wird die Gemeinschaft 
der kommunal verbundenen Personen in ihrer Gesamtheit nur in den 
engsten Verhältnissen sein können; zumeist werden solche Funktionen 
einer Vertretung jener Gemeinschaft anvertraut werden müssen, 
deren Wahl, Zusammenberufung, Tagung und Geschäftsführung an sich 
bereits Arbeits- und andere wirtschaftliche Aufwendungen erheischen, 
wenn auch die einzelnen Mitglieder jener Vertretung für ihre Mühe- 
waltung keinerlei Entschädigung, wie tatsächlich meistens der Fall, 
erhalten sollten. Für räumlich weiter ausgedehnte Kommunalverbände 
ist auch gelegentlich, unbeschadet des Prinzips der ehrenamtlichen 
Verwaltung, eine Schadloshaltung der Kommunalvertreter — in Form 
etwa von Ersatz der Reisekosten und von Diäten — für die unmittel- 
baren Aufwendungen vorgesehen, die ihnen aus der Wahrnehmung 
ihres Auftrages erwachsen. 

Die Geschäftslast der Kommunalvertretung und damit der Kosten- 
aufwand für letztere wird um so größer, je ausgedehnter die Kompe- 
tenz derselben ist, je mehr ihr Beschlußrecht sich auf Verwaltungs- 
handlungen im einzelnen erstreckt und nicht bloß auf die finanzielle 
Seite, d.i. Ausgaben- und Mittelbewilligung und Bechnungsabnahme 
beschränkt bleibt. Ist eine Kommunalgemeinschaft resp. deren Ver- 
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tretung in weitem Maße an der Handhabung der Verwaltungsgeschäfte 
unmittelbar beteiligt, so wird ihre bezügliche Tätigkeit leichter im 
lokal eng begrenzten Kommunalkörper, d. h. in der Qrtsgemeinde, sich 
abspielen können. In den Kommunalkörpern höherer Ordnung, bei 
denen sich ein Zusammentreten der Gesamtheit überhaupt und selbst 
ein häufigeres Tagen der gesamten Kommunalvertretung von selbst 
verbietet, wird letztere ermächtigt sein müssen, aus sich heraus mehr 
oder weniger permanente Ausschüsse zu bilden, denen sie ihr Beschlnß- 
und Kontrollrecht in einem verwaltungsrechtlich festgestellten Um- 
fang überträgt, und deren Zusammentreten und Geschäftsführung 
wiederum mehr oder weniger Kosten verursachen wird. 

Hinsichtlich der direkt verwaltenden und ausführenden 
Organe, d. i. der kommunalen Beamten, kommt für uns in erster Linie 
abermjüs das Maß der ehrenamtlichen Betätigung in Betracht. Wie 
weit die Behörde, welche in Ausführung des kommunalen Willens an 
der Spitze einer Kommunalverwaltung steht, im Ehrenamte funktioniert, 
ob z. B. Gemeindevorsteher, Bürgermeister, Beigeordnete, Amtmänner, 
Schöffen u. s. w. ganz oder nur zum Teil oder überhaupt nicht besoldete 
Beamten sind, fällt in finanz wirtschaftlicher Beziehung mehr ins Ge- 
wicht als der formal-rechtliche Umstand, ob dieser Behörde ein Einzel- 
beamter oder eine Mehrheit von Beamten angehören, oder ob letztere 
koUegialisch oder bureaumäßig ihre Geschäfte führen. Die Tatsächlich- 
keit der Verhältnisse wird sich auch in dieser Beziehung dahin geltend 
machen, daß die ehrenamtliche Teilnahme an der unmittelbar aus- 
führenden Verwaltungstätigkeit, die in lokal eng begrenzten oder ver- 
hältnismäßig einfachen Verhältnissen am häufigsten in die Erscheinung 
tritt, auf die Dauer sich auch nur in solchen wird erhalten können, 
wogegen das Anschwellen und die Komplizierung der Geschäfte und 
zum Teil auch deren technische Eigenart mehr und immer mehr die 
Tätigkeit qualifizierter Berufsbeamten erfordert, welche als solche 
ihre wirtschaftliche Existenz auf Bezüge wegen ihres Amtes gründen. 

Von laufenden Verwaltungsgeschäften werden es vorwiegend solche 
sein, deren Analogien sich im alltäglichen Geschäfts- und Erwerbs- 
leben wiederfinden, wie Vermögensverwaltung einzelner Stiftungen, 
Verwaltungsleitung einzelner Institute und Anstalten durch Einzel- 
personen oder Kuratorien, ferner gewisse Akte der Rechts- oder der 
öffentlichen Wohltätigkeitspflege, welche auch innerhalb bedeutenderer 
und darum komplizierterer Kommunalverwaltungen im Ehrenamte 
wirklich ausgeübt werden können — zum Teil, nicht aber unter 
allen Umständen zur Entlastung des Apparats an Berufsbeamten. 
Letzteres gilt namentlich auch von Einrichtungen, wie sie, um aus 
der Fülle der Beispiele nur ein einzelnes als das Verhältnis illustrierend 
herauszugreifen, in den preußischen und anderen deutschen Städten 
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für viele Verwaltungsgebiete in deii sogenannten Verwaltungsdeputa- 
tionen oder Verwaltungsausschtissen bestehen, einer koUegialischen 
Verkoppelung von auf Mandat der Kommunalvertretung beruhender 
ehrenamtlicher Tätigkeit und kommunalem Berufsbeamtentum, deren 
Aufgabe es ist, einerseits die exekutive Tätigkeit der kommunalen 
Zentralbehörde zu unterstützen, andererseits eine die Verwaltung un- 
mittelbar begleitende und im einzelnen leitende Kontrolle auszuüben^ 
um sowohl die Dui'chfuhrung der Beschlüsse der Kommunalvertretung 
fortlaufend zu sichern, wie auch die an dieselben zu bringenden Vor- 
lagen begutachtend vorbereiten zu helfen. 

Derartige Einrichtungen bringen, indem durch sie weitere Kreise 
der Bürgerschaft und zwar im Auftrage derselben resp. deren Ver- 
tretung unmittelbar an der Verwaltung ihrer Angelegenheiten be- 
teiligt werden, zwar das Prinzip der kommunalen Selbstverwaltung 
in prägnanter Weise zum Ausdruck, werden aber in den seltensten 
Fällen einen entlastenden Einfluß auf die Tätigkeit der Berufsbeamten 
ausüben können. Im Gegenteil wird eine, wenn nicht analoge, so doch 
ähnliche Beobachtung, wie sie bezüglich des Verhältnisses zwischen 
den Organen der Staats- und der lokalen und kommunalen Selbst- 
verwaltung gemacht worden ist, auch rücksichtlich und innerhalb der 
kommunalen Verwaltung selbst festzustellen sein. „Man hatte ... ge- 
hofft", sagt Fürst Bismarck in seinen nachgelassenen „Gedanken und 
Erinnerungen"*)» «daß die Staatsbehörden durch Einführung der heu- 
tigen lokalen Selbstverwaltung an Geschäften und an Beamten würden 
entbürdet werden; aber im Gegenteile, die Zahl der Beamten und 
ihre Geschäftslast sind durch Korrespondenzen und Friktionen mit 
den Organen der Selbstverwaltung vom Provinzialrat bis zu der 
ländlichen Gemeindeverwaltung erheblich gesteigert worden". Ähn- 
lich ist innerhalb der kommunalen Verwaltung durch solche ehren- 
amtliche Beteiligung von Personen an der Verwaltungsexekution 
— durch die derartig eintretende personale Vervielfältigung der 
dezernierenden Instanzen, durch die Notwendigkeit, diese Personen in 
ihre ehrenamtliche Tätigkeit jedesmal einzuführen und sie über den 
Gang der Verwaltung auf dem Laufenden zu erhalten — häufig genug 
noch ein Mehr zu den ohnedies berufsmäßig zu erledigenden Ver- 
waltungsgeschäften hinzugetreten. Nicht in einer Ersparnis an Arbeits- 
aufwand, als vielmehr darin wird der Wert der Selbstverwaltung und 
der ehrenamtlichen Betätigung der Bevölkerung innerhalb derselben 
zu suchen sein, daß sie geeignet ist, ein Jungbrunnen für Tatkraft und 
Beweglichkeit der Verwaltung, eine Schutzwehr gegen bureaukratische 
Verrottung zu sein, wogegen in finanzwirtschaftlicher Beziehung nicht 
zu vergessen ist daß das etwaige Mehr an Arbeitsaufwand, welches, wie 

1) Stuttgart 1998, Bd. L S. 11. 
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oben angedeutet, durch Einrichtungen der Selbstverwaltung hervor- 
gerufen werden kann, vielfach sich auch in den — vergleichsweise so 
zu benennenden — Generalunkosten der Verwaltung geltend machen 
wird. 

Wichtiger für uns als die vorstehend berührte Seite der Organi- 
sation der kommunalen Verwaltung, welche sich auf die rechtliche 
Stellung der Personen bezieht, denen jene obliegt, d. i. auf die Kom- 
munalverfassung, deren in unserem Zusammenhang verhältnismäßig 
geringere Bedeutung bereits oben betont wurde, ist die sachliche 
Seite, d. s. die Aufgaben, deren Erfüllung den Inhalt der Verwaltungs- 
tätigkeit der Kommunalkörper bildet. Diese Aufgaben aber werden, 
soweit es sich nicht um Spezialgemeinden für bestimmte Zwecke han- 
delt, in den die Kommunalkörper konstituierenden Gesetzen, den Städte-, 
Gemeinde-, Kreis-, Provinzialordnungen usw., im einzelnen nur in 
seltenen Fällen und in diesen jedenfalls nicht ei-schöpfend aufgezählt. 
Auch in dieser Hinsicht schaffen jene Organisationsgesetze nur die 
Form, welche ihren materiellen Inhalt teils durch die verschiedeneu 
Verwaltungs- und andere Gesetze, teils durch die innerhalb ihrer 
Kompetenz autonom zu fassenden Beschlüsse der einzelnen Kommunal- 
körperschaften erhält. 

Es ist bereits in der Einleitung (§ 3) auf die verwaltungs- 
rechtliche Einteilung der Kommunalaufgaben in obligatorische und in 
fakultative hingewiesen und dabei betont worden, daß beide Aufgaben- 
kreise sich materiell nicht ausschließen, insofern die freiwillige Be- 
tätigung der Kommunalkörperschaften auch auf dem obligatorischen 
Aufgabengebiete sich in einem Hinausgehen über das vom Staate ver- 
langte Minimum äußern kann und vielfach sich ta.tsächlich so äußert. 
Andererseits würden die ebenfalls bereits an jener Stelle erwähnten 
einzelnen Staatsaufgaben, welche nicht den Kommunalkörpern als 
solchen zugeschrieben sind, sondern für welche der Staat nur einzelne 
Kommunalorgane als von ihm Beauftragte benutzt oder bei denen er nur 
die Mittelbeschaffung für staatlicherseits zu erfüllende Aufgaben der 
Kommunalwirtschaft auferlegt, vom verwaltungsrechtlichen Standpunkt 
überhaupt nicht in den direkten Aufgabenkreis der Kommunalkörper 
gehören, während sie in finanzieller Beziehung für dieselben doch 
vielfach von erheblicher Bedeutung sind. Somit kann aus dem Ge- 
sichtspunkt der rechtlichen Regelung der Zuständigkeit der verschie- 
denen öffentlichen Faktoren bei der Erfüllung der öffentlichen Auf- 
gaben kein genügend deckender Einteilungsgrund für eine sachliche 
Darstellung der tatsächlichen Aufgaben der Kommunalkörper- 
schaften gewonnen werden. Für eine solche macht sich vielmehr 
der rein tatsächliche Gesichtspunkt geltend, daß die Kommunalkörper- 
schaften, sei es gemeinsam mit, sei es neben dem Staate in lokaler 
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Ergänzung oder in direkter Vertretung desselben, Träger der öffent- 
lichen Verwaltung, d. i. Organe der Staatsverwaltung im weitesten 
Sinne des Wortes sind, und daß ihre Vorsteher im einzelnen Falle 
zugleich Obrigkeit, die Repräsentanten der Staatsgewalt sind uud 
auch in dieser Eigenschaft dazu berufen erscheinen, bei Aus- und 
Durchführung des Staatswillens mitzuwirken. Damit ist die Möglich- 
keit einer Teilnahme der Kommunalkörperschaften oder einzelner 
Organe derselben auf allen und fftr alle Gebiete der Staatsverwal- 
tung gegeben, und wird daher eine Beschreibung des Aufgabenfcreises 
jener an dieselben sachlichen Kategorien anknüpfen können, die 
sich rücksichtlich der Tätigkeit der Staatsverwaltung im engeren 
Sinne des Wortes in der Verwaltungswissenschaft herausgebildet 
haben. Das aber um so mehr, als eine hieran anzuknüpfende Be- 
trachtung der von den Kommunalkörpem in der Erfüllung ihrer 
Aufgaben, d. i. für öffentliche Zwecke aufzubringenden und aufzu- 
wendenden Mittel ihre höhere und allgemeinere Bedeutung nur da- 
durch gewinnen kann, daß die kommunale Finanzwirtschaft ebenfalls 
unter dem Gesichtspunkt einer Ergänzung der Staatsfinanzwirtschafl 
betrachtet wird und die Beziehungen zwischen beiden nach Möglich- 
keit hervorgehoben werden. 

Somit werden, da das Gebiet der äußeren Politik, d. h. derjenigen 
Tätigkeit des Staates, durch welche er (abgesehen vom Kriegs- 
fall) seine Beziehungen zu anderen Staaten regelt, jenem allein und 
ausschließlich vorbehalten ist, in der nachfolgenden Betrachtung die 
den Kommunalkörperschaften der verschiedenen Kulturstaaten ob- 
liegenden Aufgaben in solche zu unterscheiden sein, die dem Gebiete 

1. der Militärverwaltung, 2. der Rechtspflege, 3. der sogenannten 
inneren Verwaltung im engeren Sinne mit deren verschiedenen Ab- 
teilungen: der Sicherheitspflege, der Wohlfahrtspflege (Gesundheits- 
wesen, Armen wesen und sozialpolitische Aufgaben, Bildungswesen, 
Sittenpolizei) und der Wirtschaftspflege (Gewerbewesen, Verkehrswesen, 
Kreditwesen, Handel), 4. der Finanzverwaltung als solcher angehören. 

In der Erfüllung dieser Aufgaben erwächst den Kommunalkörpem 
als eigenstes Gebiet ihrer Tätigkeit die weitere Aufgabe, die zur 
Durchführung jener erforderlichen Mittel nicht nur aufzubringen, son- 
dern auch deren planmäßige Herbeischaffung und Verwendung in 
möglichst zweckentsprechende Bahnen zu leiten, kurzum die Aufgabe, 
zur Erfüllung der ihnen obliegenden Verwaltungstätigkeiten auch eine 
eigene Finanzwirtschaft zu führen, d.i. ihre bei Erfüllung der 
ihnen obliegenden Aufgaben beteiligten Vermögensinteressen selbst 
wahrzunehmen. Das aber ist das Rückgrat und der Nerv der deutschen 
kommunalen Selbstverwaltung — im Gegensatze zu dem älteren eng- 
lischen Selfgovernment vor dessen in den dreißiger Jahren des 19. Jahrh. 
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beginnenden Umgestaltung — , daß in jener nicht nur einzelne Angehörige 
des einzelnen Eommunalkörpers in ehrenamtlicher Verwaltungstätig- 
keit an der Erfüllung öffentlicher Aufgaben teilnehmen, sondern daß 
vor allem die Gesamtheit der Kommunalangehörigen direkt oder in- 
direkt an der Einrichtung und Ausübung der gesamten kommunalen 
Verwaltungstätigkeit und damit auch an der Herstellung des wirt- 
schaftlichen Gleichgewichts zwischen Aufgabenerfullung und Mittel- 
beschaffuug, sowie zwischen beiden und ihrer eigenen wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit beratend, beschließend und kontrollierend beteiligt 
ist Es ist das Verdienst des Freiherrn von Stein, diese Eeziprozität 
zwischen Eigeninteresse und Selbstverwaltung kommunaler Gesamt- 
heiten in der preußischen Städteordnung von 1808 zum erstenmal 
zu einer lebendigen Kraft gestaltet und für den Organismus des 
modernen Staates nutzbar gemacht zu haben. Der dieser Errungen- 
schaft des einzelnen Staates zu Grunde liegende Gedanke mußte dann^ 
wenn auch in je nach Nationalcharakter und Staatseinrichtungen ver- 
schiedenartiger Umprägung, gleich allen Kulturerrungenschaften all- 
mählich zum Gemeingut der kulturell entwickelten Nationen werden. 

Eine solche relative Gleichmäßigkeit nach je verschiedenartigem 
Entwickelungsgang kommt bei den modernen Kulturvölkern aber auch 
darin zum Ausdruck, daß die Aufgabenkreise, welche Staat und Kom- 
munalkörperschaften zusammen auf sich nehmen, sich allüberall immer 
mehr erweitern, und daß bei dieser Entwicklung sich eine stete Ver- 
allgemeinerung der Formen des sozialen Lebens geltend macht, welches, 
hier und dort die gleichen Bedürfnisse nach einem zugleich immer 
sicherer werdenden, zugleich verfeinerten und komplizierteren Dasein 
empfindend, deren Befriedigung, insoweit private Tätigkeit nicht aus- 
reicht, in der Betätigung der Zwangsgemeinwirtschaften sucht und 
findet, welche von der Ortsgemeinde bis hinauf zum Staate sich auf- 
bauen. Von diesen Bedürfnissen berühren gerade diejenigen, welche 
sich in den engeren Kreisen der lokalen Gemeinschaften geltend 
machen, die Existenz des einzelnen Menschen am nächsten, hängen 
am innigsten mit den unmittelbaren Bedingungen des menschlichen 
Daseins zusammen und werden daher auch mehr oder weniger gleich- 
artige Bestrebungen zur Befriedigung jener hervorrufen. 

Die Entwicklung zu unserer heutigen Kulturstufe hat sich zumal 
innerhalb der beiden Gruppen der romanischen und der germanischen 
Völkerfamilie vollzogen. Von deren Kepräsentanten sind es wiederum 
die großen Kulturstaaten, welche die je durch Nationalcharakter und 
Geschichte bedingte Eigenart jener Evolution am deutlichsten zum 
Ausdruck bringen: auf der einen Seite England, dessen innere Ent- 
wickelung eine durch revolutionäre Einwirkungen am wenigsten ge- 
brochene Linie zeigt und dessen moderne, in der alten angelsächsischen 
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Verfassung wurzelnde Institutionen einer stetig fortschreitenden, 
je nach den praktischen Bedürfnissen geregelten Umbildung jener alten 
Einrichtungen ihr Dasein verdanken; auf der anderen Seite Frank- 
reich, das ebenfalls früher als die östlich von ihm liegenden Staaten 
des europäischen Kontinents zu nationaler und politischer Einheit sich 
durchringen konnte, und dessen modernes Wesen, wenn es auch in 
politischer Hinsicht einem revolutionären Bruch mit der Vergangen- 
heit seinen Ursprung verdankt, dennoch die in dieser begründete 
nationale Eigenart in bestimmter Weise zum Ausdruck bringt. 

An dritter Stelle steht Deutschland. Auf der einen Seite den 
Einflüssen der Kultur des westlichen Nachbarvolkes, zeitweilig auch einer 
politischen Suprematie desselben ausgesetzt, haben dessen politisch durch 
Jahrhunderte nur lose zusammenhängenden Stämme ihre nationale 
Eigenart in langen und schweren Kämpfen gegen fremdes Volkstum zu 
behaupten und weiter auszubilden verstanden. So zeigen die deutschen 
Staatseininchtungen oder richtiger die der deutschen Einzelstaaten auch 
auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts, neben manchen ihrem ur- 
sprünglichen Wesen fremden Zügen, solche, die unter dem Einfluß von 
Stammeseigentümlichkeiten, je andersartiger wirtschaftlicher Vorbe- 
dingung und geschichtlicher Entwickelung in den nördlichen und 
südlichen, östlichen und westlichen Landschaften unterschiedliche Bil- 
dungen hervorgerufen haben, derart, daß gerade der heute größte der 
deutschen Gliedstaaten, Preußen, auch die größte Mannigfaltigkeit 
innerhalb seiner kommunalen Organisationen, mehr allerdings in for- 
maler als in materieller Beziehung, aufweist, während die der süd- 
lichen Gliedstaaten des Deutschen Reiches unter sich weniger, aber 
mehr von den norddeutschen sich abhebende Merkmale erkennbar 
machen. Ähnliches gilt von den deutschen Ländern des öster- 
reichischen Staates, die seinerzeit dem ehemaligen Deutschen Reiche 
bezw. Bunde angehört haben. 

Ein von Grund aus neuzeitliches Gebilde unter den Kulturstaaten 
weisen die Vereinigten Staaten von Nordamerika auf. Ihre 
ältesten staatlichen und kommunalen Einrichtungen sind englischen 
Ursprungs. Vor ihrer aus zumal germanischen und romanischen Elementen 
gemischten Bevölkerung lag ein jungfräuliches, reich spendendes Ge- 
biet von gewaltigem Umfang. Nachdem jene es verstanden hatte, sich 
fremdstaatlicher Einwirkung zu entziehen, konnte sie unter fortdauern- 
dem Zufluß von daheim in der Entwickelung und Befriedigung ihrer 
Kulturbedürfiiisse, die sie allein als Erbteil aus der alten Welt mit- 
brachte, die Erfahrungen ihrer Mutterländer unbehindert von den Banden 
althergebrachter Rechte und Gesetze sich fortdauernd zu nutze machen 
und so in ihren staatlichen und kommunalen Einrichtungen die Eigenart 
ihrer neuen Verhältnisse zu einem ungetrübten Ausdruck bringen. 
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In der folgenden Schilderung dessen, wie die Kommunalorgani- 
sation und der Aufgabenkreis der Kommunalkörperschaften der Gegen- 
wart gestaltet ist, werden ihrer historischen und politischen Bedeutung 
gemäß, wie bereits wiederholt hervorgehoben, vor allem England, 
Frankreich und Preußen in erster Reihe zu berücksichtigen sein. 
Das aber sind diejenigen Staaten, welche, sei es durch Nachbarschaft 
oder durch politische, zum Teil auch stammesverwandte Beziehungen 
auf die Ausgestaltung der staatlichen und kommunalen Verhältnisse 
aller anderen den maßgebendsten Einfluß ausgeübt haben, so daß z. B. 
Italien in seinen Institutionen in vielen Beziehungen gewissermaßen 
ein Abbild der französischen bietet. 

Unsere Schilderung aber wird sich bei den zu behandelnden 
Ländern, wie wir ausdrücklich betonen, auf die gegenwärtigen 
Verhältnisse zu beschränken und historisch nicht weiter zurückzu- 
greifen haben als bis auf die Zustände, welche den heutigen direkt 
vorausgehen. 

Für solche Beschränkung liegt ein doppelter Grund vor, ein 
äußerer und ein innerer. Der äußere ist gegeben durch die Eigenart 
der vorliegenden Arbeit, die sich, wie wiederholt hervorgehoben wurde, 
einer Reihe anderer einzufügen hat, welche Verfassungs- und Ver- 
waltungsrecht und ebenso das Finanzwesen sowohl in ihrer allgemeinen 
Bedeutung wie auch in ihrem historischen Werdegang zu behandeln 
haben. Solche Betrachtungen werden aber je an ihrem Platze regel- 
mäßig ergeben, daß die kommunalen Bildungen früherer Zeiten — und 
das ist der innere Grund der uns auferlegten Beschränkung — sich 
von den heutigen kommunalen Ausgestaltungen ihrem Fundament wie 
ihrem x\ufbau nach unterscheiden, sodaß das Wesen beider als ein 
durchaus andersartiges erscheint. 

Die Siedelungsgemeinschaft bei den Völkern, welche die alte Welt 
überflutet hatten — von den Stadtstaaten, aus deren Zusammenfassung 
der antike Staat erwuchs, sehen wir hier ab — , zeigte, im wei- 
testen Zuge gesprochen, nach einer langen, durch Jahrhunderte sich 
hinziehenden Entwickelung, gemein wirtschaftliche Nutzung von Ge- 
meineigentum , neben welcher der etwaige Realbesitz der einzelnen 
Mitglieder abermals gebunden war (Flurgemeinschaft). In wechsel- 
seitiger Abhängigkeit der Nachbargrundstücke war Wirtschaftsart und 
Bestellung nach örtlichen Satzungen ebenso wie der Genuß des Ge- 
meingutes geregelt und beschränkt. Über beides wachte eine örtliche 
autonome Autorität, der ebenso die Sorge für Flur-, Dorfschutz und 
gemeinwirtschaftlichen Bedarf oblag. Genossenschaftliche Bildungen 
banden sei es die Insassen der einen oder die mehrerer Gemeinden, 
welche, wie die sog. Markgenossenschaften die Beteiligung ihrer Einzel- 
gemeinden an gemeinschaftlichem Wald- und Weidebesitz geregelt 
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hatten, so allmählich hier und dort sich zu Deich verbänden, Kirch- 
spielen usw. zusammenfanden. Das einschneidendste Band aber blieb 
das der Rechtsgemeinschaft der Grenossen der einzelnen Siedelung an 
Acker, Wald und Weide, die eine gebundene Wirtschaftsgemeinschaft 
zur Folge hatte, derart daß das persönlich freie Einzelindividuum in 
seiner wirtschaftlichen Existenz zunächst mit der Gemeinde verknüpft 
erscheint und durch sie auch in seinem Verhältnis zu einer etwaigen 
höheren politischen Gewalt bedingt war. Wie dann die ländliche Ge- 
meinde nach dem Untergang der alten Gemeinfreiheit im Lehnswesen 
und in patrimonialer Grundherrschaft fast überall ihre rechtliche und 
vielfach auch wirtschaftliche Selbständigkeit ebenso wie ihre politische 
Bedeutung verloren hatte, steigerte sich jene Gebundenheit des ein- 
zelnen Individuums zu völliger Abhängigkeit, sodaß unter den poli- 
tischen Faktoren zunächst des Territorialstaates und auch noch des 
absolutistischen Staates der neueren Zeit die ländliche bäuerliche Ge- 
meinde überhaupt keinen Platz fand. •) 

Demgegenüber muß man sich vergegenwärtigen, daß heute auch 
das ländliche Gemeindeleben nicht auf wirtschaftlicher Bindung po- 
litisch an sich mehr oder weniger rechtloser Mitglieder, sondern auf 
öffentlich-rechtlicher Zusammenfassung selbständiger Individuen beruht, 
deren rechtliche und wirtschaftliche Existenz sich in erster Linie auf 
ihre Eigenschaft als Bürger des höheren Staatsganzen gründet. 

Die allmählich aufkommenden städtischen Kommunen des Mittel- 
alters hinwiederum verdankten — im Gegensatz zu den Kommunal- 
körperschaften des modernen Staates, deren Aufgaben, nach Gesetz 
und Verwaltungsrecht gebunden, den staatlichen als ein Kom- 
plement zur Seite treten — den Inhalt ihres politischen Daseins 
wesentlich dem Umstände eines Mangels an Staatstätigkeit. Die 
Verfassung der deutschen Stadt, ursprünglich aus derselben Wurzel 
wie die der Landgemeinde erwachsen, nahm den Ausgangspunkt ihrer 
besonderen Entwickelung von der Verleihung des Markt- und Burg- 
rechts. Die allmähliche Verschmelzung der Stadtinsassen zu einer 
Rechtsgemeinschaft, in der auch zuziehende Hörige der Abhängigkeit 
von ihren früheren Herren ledig wurden, die Beschränkung der Heer- 
baunpflicht der Bürgerschaft auf eine Tagfahrt, die Ausbildung eines 
Stadtrechts, welches die Abschließung des Stadtbezirks zu einem be- 
sonderen Gerichtsbezirk herbeiführte, die Verleihung von Stapel-, Bann- 
und Zollrechten bewirkten je länger je mehr die Loslösung der Stadt 
aus der Rechtsgemeinschaft mit dem sie umgebenden Landgebiet. Die 
wirtschaftliche Erstarkung der Bürgerschaft und die geschickte Aus- 

1) Eingehenderes über diesen langen Entwickelongsgang mit seinen mannig- 
faltigen, zeitlich wie örtlich abgetönten Variationen neuerdings bei G. Schmoller, 
Grundriß der allg. Volkswirtschaftslehre! I, 1900, S. 8, 254 ff., 278 ff. 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. Organisation und Aufgaben. § 1. Allgemeines. 33 

nutzung dieses ihres Übergewichts in den Fehden und Reibereien der 
Landes- und Grundberren und zumal in den finanziellen Verlegenheiten 
ihres eigenen Herrn, mochte dieser der Kaiser oder ein weltlicher oder 
geistlicher Machthaber sein, ermöglichten es der Bürgerschaft, die Rechte 
des Stadtherm mehr und mehr auf sich selbst übertragen zu lassen, die 
Anteilnahme desselben an den Gemeindenutzungen zu beseitigen, Yogtei 
und Gerichtsbann wie die Ausübung der Zoll- und Stapelrechte in die 
eigene Hand zu bekommen und selbst sich ihr leitendes Oberhaupt zu 
setzen, bis schließlich die Organe der Bürgerschaft, Konsuln und Schöffen, 
Bürgermeister und Rat, die Regierung und Verwaltung der Stadt völlig 
autonom in ihrer Hand vereinigten und als einzige Spur eines Ab- 
hängigkeitsverhältnisses vielfach nur die Verpflichtung zur Leistung 
der landesherrlichen Bede übrig blieb, deren Last die Städte dadurch 
einzuschränken suchten, daß sie womöglich ihre Fixierung durch Privileg 
erlangten. In dieser autonomen Stellung entfalten die Städte eine je 
für ihren Kreis bedeutsame Gesetzgebung: sie schließen die Hand- 
werker zu Innungen, hier und dort auch die Kauf leute zu Gilden zu- 
sammen und reglementieren das Innungswesen; für Privat-, Straf- und 
Prozeßrecht der Stadt werden eigentümliche Normen ausgebildet; durch 
die Entwickelung des Gäste-, Stapel- und Bannmeilenrechts vollenden 
sie ihre Abschließung nach außen. In der Periode ihrer größten Selb- 
ständigkeit gehen dann die Städte dazu über, ihre Stellung durch 
Bündnisse untereinander zu festigen und zu stärken, den Landfrieden 
auf den Straßen mit eigener Macht zu sichern und ihre Interessen 
nach außen mit gewaffneter Hand zu vertreten. Eine solche Ent- 
wickelung war eben dadurch möglich, daß bis dahin nur der Burg- 
frieden der Städte dem wirtschaftlichen und kulturellen Fortschritt 
wie dem Gewerbe und Handel eine gesicherte Stätte gewährte, außer- 
halb dieses Burgfriedens es aber an jeder entsprechenden Staatstätig- 
keit mangelte, in deren Ersatz daher die Städte, aber ausschließlich 
im Interesse ihrer berechtigten Bürgerschaft und damit auch der von 
derselben Abhängigen, für die öffentlichen Bedürfhisse ihrer Zeit 
sorgten. 

Dem Grade nach waren diese Bedürfiiisse, entsprechend der je- 
weiligen Stufe der Kulturentwickelung und der Weite des Gesichts- 
kreises, häufig um vieles geringer als die selbst mancher heutigen 
Landgemeinde. Der Art nach hatten die Stadtgemeinden aber all- 
mählich die wesentlichsten von den Aufgaben, welche wir heute 



1) Schon Pekthes („Das deutsche StaatsJeben vor der Revolution", 1845, pas- 
sim) hat hervorgehoben, daß die selbständige Stellung, welche die Städte im Mittel- 
alter eingenommen hätten, ihre Bedeutung und damit Berechtigung verloren habe,^ 
seitdem die Landesherren sich auch der Pflege der wirtschaftlichen Yerhältnisse, des 
Handels und Handwerks angenommen hätten. 

V. Kaufmann, Eommnnalflnanzen. 3 
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gerade als staatliche aufzufassen gewöhnt sind, auf sich nehmen mflssen, 
sodaß sie, wie in ihnen die öffentliche Gewalt zaerst die Lösung der 
großen Aufgaben in Angriff genommen hat, die das Wesen der modernen 
Staatsverwaltung bilden, in der Ausbildung des Obrigkeits- und ünter- 
tsmenbegrififs, der Polizeigewalt, des Unterrichts, der Wohlfahrtspflege, 
der Handhabung des Rechtsschutzes nach innen und des Schutzes nach 
außen dem Wesen des späteren Staates im kleinen entsprechen, i) 
Mußte doch z. B. die Stadt Köln im 14. Jahrhundert bis 80 und mehr 
Prozent ihrer reichen Gesamteinkünfte för ihre „militärische und 
diplomatische Sicherung" verwenden ^j, während wiederum die soge- 
nannte heilige Hermandad in Spanien in ihrem Beginn im wesentlichen 
nichts anderes bedeutet, als daß die Städte Kastiliens und Aragoniens 
sich je zum Zweck der Aufrechterhaltung des Landfriedens, also zur 
Aufstellung einer Landessicherheitspolizei, hatten verbünden müssen.') 
Wie später der Gedanke eines einheitlichen, für die Gesamt- 
heit seiner Untertanen sorgenden Staates mit diesem selbst erstarkt 
war, mußte jener bei Umsetzung der ihm zugrunde liegenden Idee in 
die Tatsächlichkeit seine nächstliegende Aufgabe darin erblicken, in 
der Vernichtung allen Privilegs und aller von ihm unabhängigen, d. i. 
selbständigen politischen Strebungen, sowohl des Einzelindividuums 
wie der aus diesen sich zusammensetzenden Korporationen und Kom- 
munen, das ganze innerhalb seiner Grenzen sich abspielende Mensch- 
heitsleben an einer Stelle zusammenzufassen und von dieser aus zu 
leiten.^) Die Macht der alten „Status in statu" war nach langen 

1) Vgl. G. V. Bblow, Die städtische Verwaltung des Mittelalters als VorbUd 
der späteren Territorialverwaltung, „Historische Zeitschrift, Bd. 75". 

2) G. V. Below, Das ältere deutsche Städtewesen und Bürgertum, 1898, S. 76. 

3) Sie wurden hierin von den Königen unterstützt, welche in diesen Verbin- 
dungen ein Mittel sahen, die Macht des Lehnsadels zu brechen. Derartige Verbin- 
dungen kamen in Aragonien um die Mitte, in Kastilien gegen Ende des 13. Jahr- 
hunderts auf. Völlig organisiert und mit wichtigen Privilegien ausgestattet, wurde 
die Hermandad in Kastilien 1486 zu einer Verbindung sämtiicher Städte zur Auf- 
rechterhaltung des Landfriedens. Die Stadtgemeinden warben ein Heer und setzten 
aUüberall im Reiche Richter ein, von denen die Störer des Landfriedens bestraft 
wurden. Nun erhielt die H. den Beinamen der „heiligen*^, ihr gegenüber galt selbst 
nicht das Asyhecht der Kirche. Gegen die Mitte des 16. Jahrhunders war sie zu 
einer Gendarmerie geworden, die über die Sicherheit der Straßen außerhalb der 
Städte wachte. 

4) G. Schmoller („Das Mcrkantilsystem in seiner historischen Bedeutung'*, 
Jahrb. f. Geeetzgeb., Verwaltung u. Volkswirtsch., 1884) sieht in dem Wechsel der 
auch die wirtschaftiichen Verhältnisse regelnden politischen Gewalten ein so bedeu- 
tungsvolles Moment, daß nach ihm die Stadtwirtschaft des Mittelalters von einer 
Periode der „Territorialwirschaff* abgelöst wird. Karl Bücher („Die Entstehung 
der Volkswirtschaft**) läßt zwar, in schärferer Auseinanderhaltnng der wirtschaftiichen 
und der politischen Entwickelung, in ersterer Hinsicht auf die mittelalterliche Stadt- 
wirtBchaft die „Volkswirtschaft** folgen, doch ist deren Ausbildung auch ihm „im 
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Kämpfen schließlich überall gebrochen. Die Aufgaben aber, welche 
jene je fftr ihren Interessentenkreis zu erfüllen gesucht hatten, hatte 
der Staat neben immer neu aufkommenden und zwar jetzt für alle 
seine Bürger auf sich zu nehmen wenigstens die Absicht und zu einem 
großen Teil auch die Kraft Soweit daneben der Staat die nunmehr 
von ihm reglementierte Erfüllung von Einzelaufgaben von alters her 
überkommenen Korporations- und Kommunalorganen belassen wollte 0, 
trug er Sorge, daß in diesen jede Regung zu wiedererwachender Selb- 
ständigkeit niedergehalten bliebe. 

In England, wo ein Gegensatz zwischen kommunalem und staat- 
lichem Leben sich nie wie in den kontinentalen Staaten bis zur 
wechselnden Absorption gesteigert, und wo vor allem das Königtum 
die obrigkeitliche Verwaltung in Stadt und Land niemals völlig aus 
Händen gegeben hatte, wurde die Selbständigkeit der städtischen Kor- 
porationen in eigenartiger und geräuschloser Weise teils dadurch ver- 
nichtet, daß die Tudors staatlich ernannte Organe, welche bis dahin 
nur auf dem platten Lande zur Besorgung des Armen- und Wege- 
wesens aufgestellt worden waren, nunmehr auch für die Städte auf- 
stellten, damit die Einheitlichkeit der städtischen Verwaltung brachen 
und die alte Ratsverfassung lahm legten, teils dadurch, daß die Städte 
durch das Parlament, obschon oder gerade weil auch sie in demselben 
vertreten waren, den Interessen der an Stelle des Königtums immer 
mehr die Staatsleitung an sich ziehenden aristokratischen Kreise 
dienstbar gemacht wurden. 

Von den deutschen Fürsten hatten es die brandenburgisch- 
preußischen am frühesten und vollständigsten verstanden, die Selb- 
ständigkeit der Städte ebenso wie die der grundherrlichen Stände zu 
brechen. Jenen waren andere bald gefolgt.'^) Indem Grerichtsbarkeit 

wesentlichen eine Frucht der politischen Zentralisation, welche an der Wende des 
Mittelalters mit der Entstehung territorialer Staatsgebilde beginnt und in der Gegen- 
wart mit der Schöpfung des nationalen Einheitsstaates ihren Abschluß findef*; 
a. a.0., 2. Aufl., S. 108, 110 ff., 151. — Vgl. auch K. v. Below, Der Untergang der 
mittelalterlichen Stadtwirtschaft (über den Begriff der Territorial Wirtschaft), in den 
„Jahrb. f. Nationalök. u. Statistik", UL Flg., Bd. 21, 1901, S. 449 ff; ders., Über 
Theorieen der wirtschaftlichen Entwickelung der Völker, mit besonderer Rücksicht 
auf die Stadtwirtschaft des deutschen Mittelalters, „Hist Zeitschr."", Bd. 86, S. Iff. 

t) Auch K. Bücher (a. a. 0.) verkennt nicht, daß immerhin noch bis gegen 
Ende des 18. Jahrhunderts „die alte stadtwirtschaftliche Organisation mit ihren Zunft- 
nnd Bannrechten, mit der scharfen Trennung von Stadt und Land, wenn auch vielfach 
durch die Landesgesetzgebung beschränkt*^, erhalten blieb; in verwaltungsrechtlicher 
ebenso wie in politischer Beziehung war diese Beschränkung eine vollständige. 

2) Bayerische Stadt- und Marktinstruktion von 1748; württembergische Kom- 
munalordnung von 1758, solche von Baden-Durlach von 1760. Für Preußen wurden 
<lie unter Friedrich Wilhelm 1. und Friedrich d. Gr. ausgebildeten Verwaltungspiinzipien 
im preußischen LÄudrecht, Teil II, Tit 7 u. 8, zum kodifizierten Ausdruck gebracht 

8* 



Digitized by 



Google 



36 I. Abschnitt Aufgaben und Ausgaben der Kommunalkörperschaften. 

Polizei und Besteuerungsrecht als unveräußerliche Hoheitsrechte des 
Staates, die Verwaltung des Schulwesens, der Armenpflege u. a. zu 
Staatsaufgaben erklärt wurden, griff das landesherrliche Begiment 
in alle und jede Eegung des kommunalen Lebens ein, duldete eine 
Täti^eit städtischer Verwaltungsorgane, diese selbst seiner autokra- 
tisch ausgeübten Disziplinargewalt unterstellend, nur noch unter seiner 
Anweisung und Leitung und drückte die Städte zu lediglich staat- 
lichen Verwaltungsbezirken herab. 

In Frankreich vollendete die Revolution mit der Vernichtung 
aller noch vorhandenen kommunalständischen Verbände und Vertre- 
tungen nur ein lange vordem vom absoluten Königtum begonnenes Werk 

Der absolutistische Staat des 18. Jahrhunderts hatte schließlich, 
im Interesse der Errichtung und Befestigung einer umfassenderen und 
machtvolleren politischen Einheit, als sie die Bildungen der Vergangen- 
heit je hatten zeitigen können, die Befiriedigung aller öffentlichen Be- 
dürfhisse auf sich und seinen nur ihm verantwortlichen Beamtenapparat 
zu übernehmen versucht. Wie aber alle Initiative von der persön- 
lichen Spitze des Monarchen ausging und von ihr allein auch aller 
Impuls für die handelnden Organe, so konnte jenes abhängige, not- 
wendigerweise ängstlich auf die NichtÜberschreitung seiner Befugnisse 
bedachte und daher zu selbständigem Eingreifen unfähige Beamtentum 
auf die Dauer nicht die Kräfte ersetzen, welche früher autochthon je 
in ihrem Kreise für die öffentlichen Bedürfnisse gesorgt hatten. Mit 
der vollendeten Durchführung des Prinzips der Staatsomnipotenz mußte 
zugleich die Grenze der staatlichen Leistungsfähigkeit erreicht werden. 
Das zeigte sich in Frankreich in dem Zusammenbruch der alten Mo- 
narchie gegenüber den gegen ihre Erdi*ückung gewaltsam reagieren- 
den Volkskräften, in Deutschland in dem politischen Bankerott einer 
verknöcherten Beamtenhierarchie, welcher unter dem Vorstoß der neu 
organisierten Volkskraft des westlichen Nachbars erfolgte. 

War der Staat durch das Ersticken aller neben ihm bestehenden 
politischen Faktoren und durch das daraus folgende Stillstehen des 
staatlichen und kommunalen Lebens auf einen toten Punkt gelangt, so 
konnte dieser nur überwunden werden, wenn das gesammte öffentliche 
Leben wieder auf eine breitere Basis lebendiger Kräfte gestellt wurde. 

Diese Basis aber hatte der aufgeklärte Absolutismus selbst vor- 
bereiten helfen. Vordem hatte der Einzelne im Staate nur das gegolten, 
was er in seinem Stande galt; nun waren alle in ihrer Stellung zum 
Staat gleich, wenn auch ihm gegenüber politisch gleich rechtlos ge- 
worden. Der Staat aber hatte es sich angelegen sein lassen, daß die 
Bildung immer mehr zu einem Allgemeingut würde, und hatte vor 
allem die Mehrung der zur Befriedigung wirtschaftlicher Bedürfnisse 
sich darbietenden Mittel gefördert. 
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Das intellektuell und wirtschaftlich gehobene Bürgertum wird 
nunmehr zum Träger einer bis dahin beispiellosen technischen und 
wirtschaftlichen Entwickelung, welche von den öffentlichen Gewalten 
die Erfftllung unendlich gesteigerter, vervielfältigter und komplizier- 
terer Aufgaben fordert. Zu deren Erfftllung aber muß der Staat nicht 
nur die intellektuellen Kräfte aus demselben Bttrgertum zu gewinnen 
suchen, sondern er kann auch die dazu notwendigen wirtschaft- 
lichen Mittel nur durch allgemeinste und immer intensiver werdende 
Hei-anziehung seiner Bürger zu den öffentlichen Lasten beschaffen. 
Und nunmehr verlangt die allmählich zum Staatsbürgertum erzogene 
breite Masse des Volkes einerseits Teilnahme an der Verwaltung der 
der Allgemeinheit dienenden öffentlichen Geschäfte durch den Staat 
selbst, insofern sie angegangen werden müsse um Bewilligung der von 
ihr für jene aufzubringenden Mittel, andererseits daß sie sich selbst 
betätigen könne bei der Besorgung des Teils der öffentlichen Geschäfte, 
an dem sie speziell interessiert ist, — letzteres nicht etwa, um die Einheit 
des Staates wieder aufzulösen oder seine Macht zu schwächen, sondern 
um zu ermöglichen, daß dessen eigentliches Wesen, d. i. seine auf das 
Wohl der Allgemeinheit gerichtete Tätigkeit, in Anpassung an die je- 
weiligen Bedürfiiisse zum möglichst ungetrübten und intensiven Aus- 
druck gelangen könne. Das ist das, was wir auf dem Gebiete des 
Verfassungslebens „Konstitutionalismus", auf dem der Verwaltung 
„Selbstverwaltung" nennen. Diesem Andringen aber kann der Staat 
auf die Dauer und will sich ihm schließlich nicht mehr widersetzen 
in der Erkenntnis, daß es einerseits seine Macht nur vergrößern heißt, 
wenn er nicht gegenüber seinen Bürgern, sondern mit diesen 
regiert, und daß er andererseits allein gar nicht in der Lage sein 
würde, alle die Kräfte aus seinem Volksganzen auszulösen und in 
dessen Dienst zu zwingen, die sich ihm in der Selbstverwaltung, von 
der die heutige Kommunalverwaltung ein Teil ist, freiwillig darbieten. 

Die korporativen Bildungen des Mittelalters hatten eine Ent- 
wickelung genommen, welche — im Gegensatz zu den heutigen 
untrennbaren Beziehungen zwischen Staats- und Gemeindeleben — 
eine fortschreitende Ablösung des letzteren von einem Gemeinwesen 
darstellt, das nach dem vergeblichen Versuch, sich auf den Euinen 
des von ihm zerstörten antiken Staates aufrecht zu erhalten, mit jenen 
selbst immer weiter verfiel. Ein jüngeres Staatswesen, welches sich 
auf den Elementen des eigenen Volkstums aufbaute und jene kor- 
porativ abgeschlossenen Bildungen als antagonistisch ihm wider- 
strebende Kräfte vorfand, hatte dieselben wohl zu völliger Unselb- 
ständigkeit herabdrücken können, aber nicht vermocht, an ihrer Stelle 
andere, sich ihm organisch einfügende Bildungen zu einem neuen Leben 
eines in veränderten Grenzen zweckbestimmten Daseins zu erwecken 
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Diese Aufgabe hat erst der moderne Rechts- und Ver£assungsstaat 
gelöst, der in der Fülle seiner souveränen Kraft innerhalb seiner 
Grenzen ebenfalls keine Macht duldet, die irgendwie entgegen seinem 
Willen sich betätigen könnte, und alle personalen und wirtschaftlichen 
Kräfte, soweit er ihrer zur Erfüllung seiner Zwecke bedarf, zu- 
sammenfaßt, dann aber diese Eifnllung im einzelnen Falle nach Maß- 
gabe von Gesetz und Recht denjenigen Kreisen delegiert, welche an 
derselben besonders interessiert sind, und dabei den Gemeinden, deren 
Wesen entsprechend, einen ganz hervorragenden Anteil an der Er- 
fttUung der neuen öffentlichen Aufgaben überläßt i) 

Die Mittel aber, welche zur Erfüllung a}ler intensiv und extensiv 
immer weiter wachsenden öffentlichen Aufgaben nötig sind, werden 
nunmehr derart aufgebracht, daß der Staat deren Beschaffung, die 
ihm von der Gesamtheit nach Zweck und Höhe bewilligt wird, insoweit 
selbst in die Hand nimmt, wie jene der Allgemeinheit aller Staats- 
bürger dienen, während die Mittel fiir solche Aufgaben, die gleichzeitige 
den öffentlichen und gleichzeitig den Interessen einzelner Kreise au» 
der Gesamtheit der Staatsbürger dienen, im wesentlichen gei'ade von 
jenen selbst aufgebracht und auch zweckdienlich verwaltet werden. 
Insofern solche Kreise die Gesamtheit der am einzelnen Platze resp. 
in lokaler Abgrenzung Lebenden und Wirtschaftenden umfassen, sind 
es — wie schon weiter oben ausgeführt wurde — kommunale 
Zwangsgemeinwirtschaften, die für die Erfüllung ihnen vom Staate 
zugesprochener öffentlicher Aufgaben zu sorgen haben oder solche 
nach Maßgabe von Gesetz und Verwaltungsrecht in ihrem eigenen 
Interesse freiwillig auf sich nehmen. 

Indem aber im einen wie im anderen Falle diese in ErfuUung^ 
öffentlicher Aufgaben im Eigeninteresse selbstverwaltenden und selbst- 
wirtschaftenden Kommunalkörper Grund und Maß ihres Daseins wie 
ihrer Betätigung nur in dem allgemeinen Gesetz und Recht des 
Staatsganzen finden, andererseits der materielle Inhalt dieser Auf- 
gaben seinem ganzen Wesen nach unterdessen ein anderer geworden 



1) Aof finanzieUem Glebiet kommt die im Vorhergehenben berührte Entwicke- 
lang am deutlichsten darin zum Ausdruck, daß einerseits vom Elnde de» 15. bis 
Ende des 18. Jahrhunderts die ständischen und stadtischen Budgets unter dem Druck 
der Staatsomnipotenz , die alle Mittel möglichst in ihrer Hand zu konzentrieren 
sachte, mehr und mehr zusammenschrumpften, so daß z. B. Berlin i. J. 1734, bei 
86000 Einwohnern, nur 24000 Taler auszugeben hatte, während städtisdie Gemdn- 
wesen von weit geringerer Seelenzahl einige Jahrhunderte früher, allerdings bei der 
oben erwähnten andersartigen Ausgestaltung ihrer Aufgaben, bis sechsfach so hohe 
Budgets gehabt hatten, — andererseits darin, daß mit dem 19. Jahrhundert eine all- 
mählich sich steigernde Expansion der kommunalen Aufgaben und Budgets beginnt, 
welche die frühere jahrhundertelange Repression absolut und relativ bereits weit 
überflügelt 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. Organisation und Aufgaben. § 2. Großbritannien. 39 

ist, bedeuten die modernen Kommunalkörper nach Zweck, Fundament 
und Ausbau etwas ganz anderes als die der Vergangenheit, so daß 
eine Darstellung der heutigen kommunalen Finanzwirtschaft ihren 
Ausgangspunkt im wesentlichen von einer Schilderung des Aufgaben- 
kreises jener in seiner heutigen Ausgestaltung wird nehmen müssen, 
zu der wir nunmehr, die drei zu behandelnden Länder anlangend, 
übergehen. 

§ 2. Qroflbritaimien. In keinem der drei Teile des Vereinigten 
Königreichs gibt es eine lokale Gliederung des staatlichen Eegierungs- 
apparats der innem Verwaltung, die von staatlichen Verwaltungs- 
beamten im Sinne des kontinentalen Staatsbeamtentums geleitet würde; 
lokale Staatsämter nach Art der preußischen Ober-, Begierungspräsi- 
denten und Landräte oder der französischen Präfekten sind dort un- 
bekannt. Ebensowenig haben die Spitzen der heutigen englischen 
Lokalverwaltungsbehörden, die städtischen Mayors und die Obmänner 
der Grafechafts-, Distrikts- und Kirchspiel-Councils oder der Boards der 
Annenbezirke, einen Doppelcharakter als kommunale und staatliche 
Verwaltungsbeamte nach Art der deutschen Bürgermeister oder der 
französischen Maires; jene sind ausschließlich Vertreter und Reprä- 
sentanten der heute aus Wahlen der Steuerzahler hervorgehenden, 
durchweg korporativ gestalteten Lokalbehörden, und soweit mit solcher 
Stellung das Friedensrichteramt verbunden ist, besitzen sie in dieser 
Eigenschaft die Unabhängigkeit des Eichters. 

So gab es und gibt es in Großbritannien für die Verwaltung der 
einzelnen örtlichen Bezirke kein Nebeneinander von Kommunal- und 
staatlichen Regierungsbehörden, sondern es wurden dort von alters her 
und werden noch heute die anderswo von staatlichen Bezirksbehörden 
besorgten lokalen Verwaltungsgeschäfte zusammen mit den eigenen 
öffentlichen Bedürfnissen der örtlichen oder Bezirksgemeinschaften, 
beide aber ausschließlich nach der Normierung durch Gesetze *), von 
den Organen eben dieser lokalen Gemeinschaften und — früher ganz, 
heute unter Beteiligung der Staatskasse — auch zu deren Lasten 
wahrgenommen. Diese örtliche, für die staatlichen und die speziell 
lokalen (d. h. etwa im engeren Sinn kommunalen) Zwecke durch die- 

1) Es gibt in England kein VerordnungBrecht irgendwelcher Verwaltungsbe- 
hörden mit an sich gesetzlicher Kraft AUe Orders, die poUzeiiichen der Friedens- 
richter wie die Verwaltungsorders der zentralen Cberwachungsbehörden der inneren 
Verwaltung: der Local Government Boards, der Boards of Education, of Agricul- 
ture, des Home Department etc., müssen auf Gesetzen beruhen und haben nur deren 
Durchführung zu bezwecken, können von sich aus aber nicht neues Recht bilden; 
ihre Aufhebung wegen Ungesetzlichkeit kann durch Klage vor den ordentlichen 
Gerichten sowohl seitens unmittelbar Betroffener wie im Wege der Popularklage 
herbeigeführt werden. 
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selben lokalen Behörden geführte innere Verwaltung ist daher nicht 
bloß Kommunalverwaltung in dem für andere Länder gebräuchlichen 
Sinne dieses Ausdrucks, sondern entsprechend ihrer bezeichneten um- 
fassenderen Funktion Lokal Verwaltung: ,,Local Government'^, wie in 
England von jeher ihre offizielle und auch noch heute ausschließlich 
gebrauchte Bezeichnung lautet, und zwar sowohl in bezug auf die 
überwachende Betätigung der betreffenden ministeriellen Zentral- 
behörden der drei Königreiche (der Local Government Boards), wie in 
bezug auf die Tätigkeit der lokalen Verwaltungsbehörden in Graf- 
schaft, Stadt, Distrikt und ländlichem Kirchspiel oder in Zweck- 
verbänden für das Armenwesen u. a. ^) ; dementsprechend sind auch 
die Aufgaben dieser „local authorities" in mannigfacher Beziehung um- 
fangreicher als die der Kommunalverwaltungen anderer Länder und 
mit solchen nicht ohne weiteres in Parallele zu stellen oder zahlen- 
mäßig zu vergleichen. 

Die ältere Form dieses Local Government: die friedensrichterliche 
Verwaltung in Grafschaft und Kirchspiel, welche in den durch Charters 
inkorporierten Städten mit deren altem, in seinen öffentlichen Funk- 
tionen sehr beschränktem Eatsregiment durch Verbindung des Friedens- 
richter- und des Mayoramtes Fühlung erhalten hatte, — vermochte 
ihren Aufgaben zu genügen, solange unter diesen, bis zum Ende des 
18. Jahrhunderts und teilweise darüber hinaus, bei den nach Umfang 
und Inhalt damals geringeren und einfacheren ortsgemeinschaftlichen 
Bedürfnissen die Funktionen der polizeilichen Verwaltung (als Sicher- 
heits-, Wege-, Armen- und, soweit schon vorhanden, Sanitätspolizei) und 
die der lokalen Rechtsprechung im Vordergrund standen, die letztere 

1) Das Wort „Selfeovernmenf* kennt die englische offizielle Verwaltungssprache 
überhaupt nicht; seine Anwendung auf die englische Lokal Verwaltung ist in die 
deutsche Literatur aus einem um 1848 erschienenen Buche Toulmik Smiths, Local 
Selfgovemment and Centralization, übergegangen; vgl. J. Redlich, Englische 
Lokal Verwaltung, Leipzig 1901, Einleitung S. XIX ff., S. 181 f., 760 Anm. 1, sowie 
den ganzen III. Teil des Werkes, S. 741 ff., in welchem der Verfasser sich über die 
Anwendung des Begriffes „Selbstverwaltung"' auf die Entwickelung der englischen 
Lokal Verwaltung mit den Gneistschen Anschauungen auseinandersetzt Es liegt nicht 
in der beschrankten Aufgabe dieser finanzwissenschaftlichen Darstellung, die eigen- 
tümlichen Grundzüge des englischen Staats- und Verwaltungsrechts zu entwickeln; nur 
daran sei unter Hinweis auf die scharf pointierten Ausführungen Redlichs erinnert, 
daß in England seit der Entscheidung des großen Kampfes zwischen dem auf dem 
Common law fußenden Parlament und den Praerogativen der Krone zugunsten des 
ersteren im Grunde genommen die Äußerungen des gesamten Staatslebens in Gesetz- 
gebung und Verwaltung als Selfgovemment zu bezeichnen sind, indem das Parla- 
ment als Vertreter der jeweilig führenden Klassen der Nation im Wege der (selbst 
für den einzehien Spezialfall) ihm vorbehalteuen gesetzlichen Genehmigung aller 
Verwaltungsakte auch die gesamte Verwaltung von den ministeriellen „Departments" 
bis hinab zu den untersten „Local authorities'' regelt und deren gesetzmäßigen Gang 
durch seine Committees kontrolliert. 
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im Plenum der Friedensrichter einer Grafschaft, den Quarter Sessions, 
wie noch heute und ebenfalls zum Unterschiede von der besonderen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit anderer Länder, namentlich auch als die 
untere Instanz ftr Verwaltungsstreitsachen, welche in England in der 
Berufungsinstajiz ebenfalls von den ordentlichen Gerichten entschieden 
werden. 

In der Folge wurde jene Form der Lokalverwaltung gesprengt, 
sowohl durch die mit der Umgestaltung der wirtschaftlichen und so- 
zialen Verhältnisse fortschreitende Erweiterung der lokalen und unter 
diesen namentlich auch der im engeren Sinne kommunalen, zumal 
wirtschaftlichen Aufgaben, wie durch das Aufsteigen immer breiterer 
sozialer Volksschichten zur Anteilnahme an politischer Betätigung. 
Das erstere Moment führte je länger je mehr eine andere Aus- 
gestaltung der lokalen Behörden unter wesentlicher Erweiterung ihrer 
verwaltungsrechtlichen und finanziellen Befugnisse herbei, als deren 
notwendige Folge sich zugleich die Trennung der früher in der Per- 
son des Friedensrichters vereinigten administrativen und jurisdiktionei- 
len Funktionen ergab; das zweite Moment bedingte, wie demselben 
für das Gtesamt des englischen Staatslebens die Parlamentsreformen 
von 1832, 1867 und 1884 durch die Umgestaltung und Erweiterung 
des Wahlrechts Rechnung getragen haben, entsprechend auch die De- 
mokratisierung der Lokalbehörden auf der Grundlage eine^ anfangs 
abgestuften, schließlich allgemeinen und gleichen Wahlrechts 
aller Steuerzahler. 

Jenes ältere Local Government wurde von einer patriarchalisch 
verwaltenden Oligarchie derselben herrschenden Klassen — Adel 
und Gentry — ausgeübt, welche ebenmäßig im Parlament die Staats- 
leitung beherrschte und ihre politische Machtstellung dadurch nur 
noch mehr gesichert hatte, daß ihre Mitglieder als Friedensrichter 
— formell zwar unter lebenslänglicher Ernennung durch die Krone, 
tatsächlich als von keiner administrativen Kontrolle abhängige Re- 
präsentanten ihrer Bezirke — gleichzeitig die öffentlichen Angelegen- 
heiten in den Grafschaften und deren Unterbezirken, in welchen 
wiederum auch ihre eigenen Interessen am unmittelbarsten beteiligt 
waren, im Ehrenamte in die Hand nahmen und die damals gleichfalls 
ehrenamtlichen Posten des Constable, des Armen- und Wegeaufsehers 
im Kirchspiel mit von ihnen sozial mehr oder weniger abhängigen 
Mitgliedern der bürgerlichen Mittelklassen besetzten. Dem gegenüber 
beruht das jüngere Local Government auf den gewählten Ver- 
tretungskörperschaften der Grafschaften, Städte, Distrikte, Kirchspiele 
und Zweckverbände, welche teils als beschließende und kontrollierende 
Gesamtkorporationen, teils dadurch, daß sie sich in „Commitees" (event. 
noch in Subkommissionen) zur Wahrnehmung der verschiedenen Verwal- 
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tungszweige teilen, diese Verwaltung mit Hilfe ihres besoldeten Be- 
amtenapparats tatsächlich selbst besorgen und derart — unbeschadet des 
oben berührten, viel weiteren Inhalts ihrer Verwaltungsaufgaben — 
in ihrer äußeren Organisation ein der heutigen kommunalen Selbst- 
verwaltung der preußischen Städte in gewisser Bezielvung ähnliches 
Bild zeigen; wogegen die aus der Mitte jener Körperschaften durch 
deren Wahl hervorgehenden persönlichen Spitzen derselben, die städti- 
schen Bürgermeister und die Obmänner der anderen Councils, für sich 
allein keine administrativen Befugnisse besitzen, sodaß dadurch, auch 
wenn das Friedensrichteramt mit solchen repräsentativen Ämtern ver- 
knüpft ist, dennoch eine Trennung der korporativ ausgeübten Ver- 
waltungsfunktionen von der persönlichen Richterfunktion gegeben ist. 

Die Neugestaltung der englischen Lokalverwaltung wurde aber 
nicht, wie in Preußen und Frankreich, durch elementare, das ganze 
Staatsleben erschütternde Stürme veranlaßt, sondern sie hat sich in 
einem mit der Parlamentsreform von 1832 einsetzenden, allmählichen 
Umwandlungsprozeß, unter dem Einfluß und nach Maßgabe des Her- 
vortretens neuer Verwaltungsaufgaben vollzogen und daher, gemäß 
dem auf das unmittelbar Praktische gerichteten Sinn des englischen 
Volkes, ihren Ausgangspunkt nicht von einer Neuordnung des lokalen 
Behördenapparats, sondern von der gesetzlichen Regelung der jedes- 
mal sich gerade geltend machenden Aufgaben genommen. Für 
die Durchführung solcher neuen Aufgaben wurden zuerst und zwar 
anfangs für den einzelnen Fall mittels „Local Acts", dann unter Zu- 
sammenfassung der so gewonnenen Einzelerfahrungen in generellen 
Gesetzen mit teils obligatorischer teils, bei den sogenannten „Adoptive 
Acts", fakultativer Geltung mehr oder weniger das ganze Land über- 
spannende Spezialbehörden geschaffen, bis es schließlich notwendig 
wurde, die auf diese Weise entstandene Vielheit unvermittelt neben- 
einander stehender und vielfach sich überschneidender Spezialorganisa- 
tionen zu vereinfachen und vor allem in einem planmäßigen Aufbau eines 
in seinen Teilen sich ergänzenden Behördenorganismus zu vereinigen. 

Jener Umwandlungsprozeß ist in den drei Teilen des Vereinigten 
Königreichs nach den gleichen Gesichtspunkten und Grundsätzen, doch 
unter Berücksichtigung der Verschiedenheiten, welche die älteren Lokal- 
organisationen je in Schottland und Irland aufwiesen, und in letzterem 
auch in etwas langsamerem oder richtiger nachhinkendem Tempo 
vor sich gegangen; er setzte mit vereinzelten Anfängen am frühesten 
in England ein, wie er hier auch die größte Mannigfaltigkeit an 
Lokalbehörden gezeitigt hat Eine Schilderung dieses Umwandlungs- 
prozesses und der aus demselben hervorgegangenen heutigen Organi- 
sation der Lokalverwaltung wird daher am ausführlichsten England 
zu berücksichtigen haben. 
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a. England. 

An der Wende des 18. Jahrhunderts beruhte die Lokalverwaltung 
in den althistorischen Territorialabgrenzungen, den Grafschaften, wie 
schon erwähnt, auf der Tätigkeit der von jeder administrativen Kon- 
trolle freien Friedensrichter als lokalen Repräsentanten der politisch 
und sozial herrschenden Klassen. Neben ihnen war das Amt des 
Sheriffs, welches bis zur Einführung des Friedensrichteramtes unter 
Eduard IQ. die königliche Zentralgewalt in den Grafschaften vertreten 
hatte, ganz bedeutungslos geworden und hatte nur noch einige formelle 
Funktionen bezüglich der Ausführung der Gerichtsurteile und für die 
Territorialmiliz behalten. Die Ausübung der Strafrechtspflege in den 
Quarter Sessions unter Zuziehung einer Jury (in Konkurrenz mit den 
reisenden Richtern), die summarische polizeirichterliche Straflustiz, die 
Handhabung der Sicherheits- und Verwaltungspolizei einschließlich des 
gewerblichen Konzessionswesens lag in den Händen der Friedensrichter, 
welche ebenso als Gesamtkollegium die Verwaltungsgeschäfte der Graf- 
schaft (das County Business: Unterhaltung der Court houses, Shire 
halls, der Gefängnisse, der Milizdepots, etwa vorhandener Irrenanstalten, 
Anstellung des Personals an Schreibern und Vögten, Anweisung der 
Kosten für die kriminalrechtliche Leichenschau durch den Coroner, 
dazu Ausschreibung der kirchspielsweise umgelegten Grafschafts- 
steuem) besorgten, wie sie in ihrer Eigenschaft als Polizeiherren 
durch ihre Orders auch die Verwaltung in den einzelnen Kirchspielen 
regelten. 

In diesen, den Parishes, war die Gemeindeversammlung (general 
and open vestry) resp. ein hauptsächlich in den städtischen Parochien 
gebildeter und sich durch Kooptation ergänzender Gemeindeausschuß 
(select vestry) mit dem Pfarrer und zwei churchwardens an der Spitze 
nur für die kirchlichen Verwaltungsangelegenheiten, vornehmlich die 
Prästierung der Kirchenbaulasten und die Ausschreibung der heute 
nicht mehr existierenden Kirchensteuer (church rate) zuständig, während 
die — ebenfalls ehrenamtlichen — Funktionäre der weltlichen Ver- 
waltungsangelegenheiten: der für die polizeiliche Exekutive bestimmte 
Constable, welcher inzwischen durch besoldete Polizeimannschaften 
ersetzt worden ist, die beiden Armenaufseher (Overseers of the 
poor) und der Wegeaufseher (Overseer of highways), von den 
Friedensrichtern ernannt wurden und unter deren Autorisation und 
Aufsicht die Sicherheitspolizei, das Armen- und Wegewesen im Kirch- 

1) Daß die Friedensrichter in den Quarter Sessions zugleich die Verwaltongs- 
gerichtabarkeit bei Beschwerden sowohl gegenüber den länzelhandiongen nnd den 
in AbtdlongsMtzungen ergangenen Verfügangen ihrer eigenen Mitglieder, wie 
gegenüber den ihnen unterstellten Kirchspielsorganen ausübten, ist bereits oben 
erwähnt worden. 
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Spielsbezirke wahrnahmen. Von diesen Beamten hatten die Armen- 
au&eher eine besondere Bedeutung, insofern sie als Träger der Elisa- 
bethinischen Armengesetze zugleich die gesetzlich autorisierten Organe 
für die Einschätzung des „visible property" zur Armensteuer (poor rate) 
und für die Umlegung und Einhebung dieser Steuer nebst etwaigen 
gesetzlichen Zuschlägen zu derselben waren; in dieser letzteren Eigen- 
schaft haben sie daher auch den oben gekennzeichneten Umwandlungs- 
prozeß der Lokalverwaltung überdauert, aus dem sie schließlich aller- 
dings nicht mehr als den Friedensrichtern unterstellte Lokalbeamte, 
sondern als Steuerbeamte der Stadträte, städtischen Distriktsräte und der 
neuerdings als politische Gemeinden rekonstruierten ländlichen Parishes 
hervorgegangen sind, wobei ihnen überdies die weitere Funktion zu- 
gefallen ist, auf Grund der Steuerlisten die Wählerlisten der Parla- 
ments- und Grafschaftswähler aufzustellen, die zugleich die Grundlage 
für die Wählerlisten aller anderen jüngeren Lokalkorporationen bilden. 
Das Kirchspiel als solches hatte, abgesehen von der kirchlichen Seite 
der Verwaltung, die Bedeutung eines selbständigen Lokalverwaltungs- 
bezirks im wesentlichen nur in seiner Eigenschaft als Armengemeinde 
und im Zusammenhange damit als Steuerveranlagungsbezirk. Sobald 
die Periode der Reformen gerade mit der Umwandlung des Armen- 
wesens aus einer Orts- in eine Verbandslast begann , und als schließ- 
lich auch die Kirchensteuer aufgehoben wurde, verlor selbst die länd- 
liche Parish ganz und gar den Charakter einer Ortsgemeinde, der ihr 
erst durch das Lokal Verwaltungsgesetz von 1894 wiedergegeben 
worden ist. 

Die Städte, deren politische Bedeutung unter dem Ancien regime 
einzig auf ihrer Eigenschaft als parlamentarische Wahlkörper beruhte, 
d. h. auf dem Rechte, einen oder zwei Vertreter zum Unterhause zu 
nominieren, bildeten von jener in der Gesamtgrafschaft und den Kirch- 
spielen ausgeübten Lokalverwaltung Exemptionen geringeren oder 
höheren Grades. Indem die mit dem Friedensrichteramte betrauten 
Mitglieder der städtischen Gentry, darunter der jedesmalige Mayor, die 
friedensrichterliche Amtsgewalt de jure zwar in Konkurrenz mit den 
anderen Friedensrichtern für die ganze Grafschaft besaßen, faktisch 
sie im Bereiche ihrer corporate town ebenso handhabten wie die 

1) Dabei ist daran zu erinnern, daß die Bezirke der staatskirchlichen und der 
administrativen (civil) Parishes sowohl infolge der konfessionellen Spaltungen nicht 
denselben Personenkreis umfassen konnten, wie sie auch in ihrer räumlichen Ab- 
grenzung seit der Armengesetzgebnng der Königin Elisabeth je länger je mehr von 
einander abweichend gestaltet worden sind; hierüber sowie Angaben über die 
sehr verschiedene Gröfie der civil parishes bei Aschbott, Das engl. Armen wesen 
in seiner hist Entwickelung und in seiner heutigen Gestalt („Staats- u. sozialwiss. 
Forschungen", Bd. V, Heft 4, Leipzig 1886, S. 179 ff.) und J. Redlich, Engl. Lokal- 
Verwaltung, S. 549 ff. 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. Organisation und Aufgaben. § 2. Großbritannien. 46 

andeiTi Friedensrichter der Grafschaft in den ländlichen Bezirken^ 
war der weitgehendste Zusammenhang der städtischen mit der Graf- 
schafteverwaltung in den kleinen Stadtgemeinden vorhanden, denen 
nicht einmal das Recht der Petty Sessions, d. i. einer besonderen 
Division der Gi*afschaft, verliehen war; in den Städten, die zugleich 
derartige sessional Divisions bildeten, war ein solcher Znsammenhang 
nur soweit vorhanden, als diese Städte an den Grafschaftslisten teil- 
zunehmen hatten und an die in den Quarter Sessions ihrer Grafschaft 
auszuübende Judikatur gebunden waren; bei den wenigen bedeutenderen 
Städten, denen zugleich das Hecht eigener Qnarter Sessions verliehen 
war, entfiel auch dieser Zusammenhang mit der Grafschaftsverwaltung. 
Als Munizipalitäten besaßen die Städte zwar einen jedesmal durch die 
Inkorporationscharter eingesetzten Rat, ein „select body", der sich aber 
aus einem als corporate body eng begrenzten Bruchteil der Einwohner- 
schaft durch Kooptation selbst ergänzte und Vermögen und Einkünfte 
der Stadt seinem Eigeninteresse resp. den politischen Zwecken der an 
der politischen Eigenschaft der Städte als Parlamentewahlkörper In- 
teressierten dienstbar machte. Dabei waren diese Stadträte in ihren 
Verwaltungsbefugnissen im wesentlichen auf diejenigen Maßnahmen 
(Vermögensverwaltung, Anstellung und Besoldung der nötigen Beamten) 
beschränkt, welche zur Erhaltung der Korporation als solcher not- 
wendig waren, während sie für öffentliche Aufgaben, z.B. die des 
Armenwesens, welches auch hier in den Händen der Kirchspielsorgane 
lag, von sich aus nicht zuständig waren und für solche im einzelnen 
Falle durch Local Acte ermächtigt werden mußten. 

Das Schulwesen aber gehörte in England bis 1870 überhaupt nicht 
zu den Aufgaben der lokalen Verwaltungsorgane. 

Von einer beschließenden und kontrollierenden Beteiligung der 
Steuerzahler an der Lokalverwaltung war — abgesehen von den kirch- 
lichen Angelegenheiten der Parishes, für die in der open vestry ein 
erster Ansatz zur „Selbstverwaltung" im modernen Sinne vorlag — 
in diesem ganzen System des älteren Local Government, in dem es 
überdies an jeder zusammenfassenden administrativen Instanz als Ver- 
mittelungsgliedes zwischen jenem und dem Parlament fehlte, an keiner 
Stelle die Rede. Die Ansätze zu einer solchen Beteiligung wurden 
in dasselbe erst infolge der Bedürfnisse und Anforderungen einer 
jüngeren Zeit hineingetragen, aber nicht organisch mit demselben ver- 
bunden, sondern zunächst anorganisch neben jene älteren Verwaltungs- 
faktoren gestellt, bis die immer weitere Gebiete der Lokalverwaltung 
ergreifende Reform schließlich auch eine entsprechende Umgestaltung 
der Grafschaftsverwaltung als solcher notwendig machte; damit erst 
war der Weg eröffnet, den ganzen Umgestaltungsprozeß in einem 
organischen Aufbau der lokalen Verwaltungskörperschaften zu voU- 
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enden und mit dem Ende des 19. Jahrhunderts zum Abschluß zu 
bringen. ^ 

Auf diesen, in seinem ersten Stadium rein empirischen Oang der 
Entwickelung sind zwei dem englischen Common law eigentümliche 
Grundsätze von nicht zu unterschätzendem Einfluß gewesen: erstens 
der, daß keine öffentliche Behörde eine Befugnis zum Handeln und 
entsprecliend auch keine Befugnis, Steuern aufzuerlegen, besitzt außer 
wegen solcher Aufgaben, zu deren Wahrnehmung sie ausdrücklich er- 
mächtigt ist; und zweitens, daß jede solche Ermächtigung, Veran- 
staltungen von öffentlichem Interesse treffen resp. öffentlich-rechtliche 
Handlungen vornehmen zu dürfen, in einem Gesetz begründet sein 
muß und daher für lokale Aufgaben, die in den bestehenden allge- 
meinen Gesetzen nicht vorgesehen sind, in jedem einzelnen Fall von 
den Lokalinteressenten oder den Lokalbehörden beim Parlament nach- 
zusuchen und von diesem im Wege der ;, private Bill Legislation" durch 
Local Acts zu erteilen ist. So können die Lokalbehörden von sich 
aus ihre Kompetenzen nur auf dem — überdies auch kostspieligen — 
Wege der Einbringung derartiger Bills erweitem, wie sie umgekehrt 
eventuell ihre Interessen gegenüber Privatgesellschaften resp. Privat- 
unternehmungen auf demselben Wege zu verteidigen haben. 2) Zu 
einem derartigen Prozedieren fehlte es indessen in der Eirchspiels- 
verwaltung des älteren Local Government an den geeigneten Organen 
und in den Städten mit ihrer verrotteten Ratsverfassung teils an dem 
guten Willen, teils an dem Vermögen dazu, zumal bei Einbringung 
solcher Bills es sich zugleich auch darum handelte, daß die dadurch 
verursachten Kosten durch Genehmigung derselben erst legalisiert 



1) Vgl. hierzu die Darstellung Redlighs über die Bedeutung Benthams für 
die Überwindung des früheren Empirismus in der englischen Gesetzgebung und 
inneren Politik, besonders auch in der Reform derinneren Verwaltung, a. a. 0. S. 123 f. 

2) Die prinzipielle Bedeutung der eben berührten Grundsätze des englischen 
Rechts für die gesamte Entwickelung der dortigen Lokaiverwaltung wird auch von 
Redlich (^Engl. Lokaiverwaltung*", S. 50 und S. 374) hervorgehoben. Über die ge- 
schichtliche Entwickelung der Ingerenz des Parlaments auf die Gestaltung der inneren 
Verwaltung mittelst der „private Bill Legislation", der Private oder Local Statutes, 
Redlich a. a. 0., S. 16 ff., auch S. 264 f. Interessante Beispiele dafür, wie die eng- 
lischen Stadtrate für die verschiedensten einzelnen Veranstaltungen, welche ander- 
wärts sich als Ausfluß bezüglicher obrigkeitlicher Befugnisse oder der allgemeinen 
Umgrenzung des kommunalen Wirkungskreises ergeben, dort auch heute noch der 
speziellen gesetzlichen Ermächtigung durch Local Acts teils bedürfen, teils eine 
solche zur Vermeidung von Schwierigkeiten für zweckdienlich erachten, bei Redlich 
a. a. 0. S. 367. Über die private resp. Local Acts auch Gneist, Das engl. Verwaltungs- 
recht, 1883, Bd. I, S. 177, 179, 183 ff.; Hallgarten, Die kommunale Besteuerung 
des unverdienten Wertzuwachses in England („Münch. volkswirtschaftliche Studien", 
Nr. 32, 1899, S. 118). Eine quellenmäßige Darstellung bei Clifford, History of 
Private Bill Legislation, London 1SS7. 
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werden mußten, während, wenn das Parlament die Genehmigung einer 
solchen Bill versagte, die entstandenen Ausgaben einer gesetzlichen 
Grundlage überhaupt entbehrten. Dieser Umstand hat an seinem Teile 
sicherlich mit dazu beigetragen, daß die wirtschaftlichen öffentlichen 
Bedfirfiiisse der neueren Zeit, Wasserwerke, Gaswerke u. a.. anfangs 
auch in England fast überall durch private Initiative befriedigt wurden, 
wie er in den jüngeren Industrie- und Handelszentren namentlich 
auch der kommunalen Verschmelzung der auf verachiedenen Kirch- 
spielsgebieten herangewachsenen Teile derselben lange Zeit hinderlich 
gewesen ist. Wie nun in England die moderne Industrie bereits im 
18. Jahrhundert und zumal gegen Ende desselben einen großen Auf- 
schwung gewonnen hatte, aus ehemals unbedeutenden Ansiedelungen 
und Flecken immer neue und größer werdende Menschenanhäufungen 
entstanden, für welche die nur auf einfache, hauptsächlich agrarische 
VerhältnisseberechneteVerwaltungsorganisationnicht zulangte, machten 
«ich gleichzeitig neue lokale Bedürfnisse geltend, bei deren Verall- 
gemeinerung nach der berührten Eigentümlichkeit des englischen Rechts 
neue Wege zu ihrer Befriedigung gefunden werden mußten. 

Ein solches Bedürfnis allgemeinerer Art trat bei der schärfer her- 
vortretenden Differenzierung der freies Einkommen genießenden und der 
für Lohn arbeitenden Klassen zunächst auf dem Gebiete des Armen- 
wesens hervor. Demselben suchten zwei Parlamentsakte aus dem 
letzten Viertel des 18. und dem Anfang des 19. Jahrhunderts dadurch 
2U genügen, daß der eine die fakultative Verbindung mehrer Kirchspiele 
zu Armenverbänden zuließ, für deren Verwaltung besondere Organe 
in besoldeten, von den Friedensrichtern ernannten Guardians vorgesehen 
waren, der andere, ebenfalls mit nur fakultativer Verbindlichkeit, die 
Kirchspielsversammlung auf deren Beschluß nach einem abgestuften 
Stimmrecht organisierte und ihr die Befugnis gab, einen Gemeinde- 
ausschuß als Beschlußbehörde für Armensachen zu wählen, dessen 
legale Wahl von den Friedensrichtern zu bestätigen war, und dem der 
Ortspfarrer, die Kirchenvorsteher und die Armenaufseher ex officio als 
Mitglieder zutraten. Diese beiden Gesetze enthielten, das eine in dem 
Prinzip der Zusammenfassung von Kirchspielen zu größeren Verwal- 
tungseinheiten, das andere in der Zulassung gewählter Verwaltungs- 
ausschüsse, bereits die Elemente einer Entwickelung, welche die eng- 
liche Lokalverwaltung auf eine ganz neue Grundlage stellen, zunächst 
aber auch mit einem Chaos von SpezialVerwaltungen durchsetzen 
sollte. 1) 

1) Gilberts Act von 1782, 22 Geo. III. c. 38, und Sturges Bumes Act von 1819, 
59 Geo. III. c. 14; vgl. Aschrott a. a. 0. 8. 28 ff. u. 34 ff. — Die beiden Gesetze 
hatten überdies den Charakter der sog. Adoptive Acts, welche für die Regelung 
einer Verwaltungsmaterie zwar allgemein gültige Nonnen aufstellen, für den einzelnen 
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Wie die Anwendung der beiden erwähnten Gesetze auf dem Ge- 
biete des Armenwesens nach dem Belieben der einzelnen Kirchspiele 
nur von Fall zu Fall möglich war, so mußten auch andere Bedürf- 
nisse einer jüngeren Zeit, wie namentlich Anlage und Verbesserung, 
Reinigung und Beleuchtung von Straßen und Plätzen, Wasserversorgung, 
Entwässerung, Abfuhr u. a., in größeren Orten, sowohl Städten wie zu 
städtischer Bedeutung herangewachsenen Ortschaften und selbst Orts- 
teilen, auf Antrag der interessierten Gemeinschaften durch zahllose 
einzelne Lokalakte befriedigt werden, durch welche je für den speziellen 
Zweck abgegrenzte Verwaltungsbezirke unter speziellen Kommissionen 
oder Boards als Verwaltungsorganen geschaffen wurden. Die so immer 
nur für den einzelnen lokalen Bezirk erreichte augenblickliche Be- 
friedigung dringender Verwaltungsbedürfhisse blieb an sich mangel- 
und lückenhaft, bis im Anschluß an die Parlamentsreform von 1832 
eine durch zwei Menschenalter unentwegt fortgeführte Umgestaltung 
der ganzen inneren Verwaltung einsetzte, deren große Etappen durch 
das Armengesetz von 1834 und die erste Städteordnung von 1835, so- 
dann durch die Gesundheitsgesetze von 1848 und 1875 und das Unter- 
richtsgesetz von 1870, endlich in ihrer jüngsten Phase durch die 
Neuredaktion der Städteordnung von 1882, die beiden Lokal Verwaltungs- 
gesetze vom 13. August 1888 und 5. März 1894 und das jüngste Unter- 
richtsgesetz von 1902 bezeichnet werden. 

Schon die verschiedenartige Bezeichnung der hier aufgezählten 
Gesetze weist darauf hin, daß es sich bei jenem großen Umgestaltungs- 
prozeß um zwei wesentlich verschiedene Perioden handelt: eine ältere 
Periode, in welcher die verschiedenen Sachgebiete der Lokalverwaltung 
je durch entsprechende Gesetze geregelt wurden, die dem Wirkungs- 
kreis auch der heutigen Lokalbehörden zu einem großen Teil seinen 
sachlichen Inhalt geschaffen haben, und eine jüngere Periode des 
systematischen Aufbaues und der Vollendung des lokalen Behörden- 
organismus, sodaß ein deutliches Bild von dem letzteren und seinen 
Aufgaben nur durch einen voranzuschickenden geschichtlichen Über- 
blick über die Hauptphasen jenes Umgestaltungsprozesses zu gewinnen ist. 

Die leitenden Ideen in beiden Reformperioden sind die schon an- 
gedeuteten: in materieller Hinsicht Bildung sachgemäßer, den verän- 
derten Aufgaben wirtschaftlich gewachsener Verwaltungsbezirke unter 

lokalen Bezirk aber erst dadarch in Aktivität gesetzt werden, daß die zuständigen 
lokalen Organe durch feierlichen Beschluß ihren Willen erklären, daß das bezQgUche 
Gesetz fortan in ihrem Bezirke Geltung haben soll. Die Adoptive Acts spielen, 
wie wir sehen werden, in der jüngeren englischen Lokalgesetzgebung eine wichtige 
Rolle, insofern durch sie vermieden wird, daß die bezöglichen Verwaltungseinrich- 
tungen resp. -Maßnahmen auch solchen Lokaikörperschaften aufgezwungen werden, 
bei denen für dieselben noch kein Bedürfnis vorliegt. Vgl. Replich a. a. 0. S. 256 
und 257, Anm. 1. 
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möglichster Wahrung der althistorischen Grafechaftsabgrenzungen; in 
politischer Hinsicht Ausführung der Lokalverwaltung durch kollegial 
wirkende, gewählte Vertretungskörperschaften, d. i. Durchführung 
der Selbstyerwaltungsidee, wie sie in dem auf der Grundlage des 
Wahlrechts der Steuerzahler reformierten Parlament bezüglich der 
Gesamtheit der Staatsverwaltung zum Ausdruck kommt, auch innerhalb 
der gesamten lokalen Verwaltungsbehörden. In letzterer Hinsicht 
steht als Merkstein gleich am Beginn der Reformepoche die Städte- 
ordnung (Municipal Corporation Act) von 1835, welche — als unmittel- 
bare Konsequenz der Parlamentsreform — mit den alten Stadträten 
auch die Beschränkung des städtischen VoUbttrgerrechts auf die Free- 
men der Corporate Bodies beseitigte und die Stadtverfasaung auf die 
Einwohnergemeinde gründete, aus welcher die Borough Councils fort- 
an durch Wahl hervorgehen; wir werden auf diese ältere Städeordnung 
an seiner Stelle zurückzukommen haben. 

Beide Keformgrundsätze zusammen kamen aber zunächst in der 
Neugestaltung der Armenverwaltung zur Anwendung. Durch 
das Armengesetz von 1834 wurde die Bildung größerer, aus meh- 
reren Kirchspielen zusammengesetzter Armenbezirke (Poor Law Unions) 
allgemein angeordnet; nur große Kirchspiele, die von der Zentral- 
armenbehörde als genügend leistungsfähig erachtet wurden, konnten 
für sich allein als Unions konstituiert werden, i) Die Unions hatten 
anfangs mehr den Charakter eines bloßen Verbandes hauptsächlich 
zur gemeinsamen Unterhaltung eines Arbeitshauses (Workhouse), in 
welchem gesetzmäßig alle arbeitsfähigen Armen unterzubringen sind, 
während nur arbeitsunfähige in offener Pflege unterstützt oder in 
anderen Anstalten untergebracht werden sollen. Dabei hatte zu- 
nächst jedes Kirchspiel innerhalb des Verbandes die Verpflegungs- 
kosten für die ihm zugehörigen Armen für sich zu bestreiten. Durch 
ein Gesetz von 18652) wurde aber die gesamte Armenlast mit den 
Nebenkosten für die Armenbegräbnisse sowie für die an die Armen- 
verwaltung angegliederten Funktionen (Pockenimpfung und Führung 
der Zivilstandsregister) unmittelbar dem Verbandsfonds auferlegt und 
damit die Abschließung der Union zu einer Spezialgemeinde vollendet. 
Als ausführendes Organ der Armenverwaltung in jeder Union hatte 
das Gesetz von 1834 eine Vertretung der Steuerzahler des Armenver- 



1) Poor Law Amendment Act 1884, 4 u. 5 Will. IV. c 76. Zur Überwachung 
der Ausführung des Gesetzes wurde, als Bindeglied zwischen den neuen Lokal- 
armenbehörden und dem Parlament, eine Zentralbehörde, die Poor Law Commis- 
sioners, gebildet, aus welcher spSter das Local Government Board hervorgegangen 
ist. Diesen Poor Law Commissioners wurde 1846 die Befugnis beigelegt, Größe 
und Abgrenzung der Unions durch ihre Orders zu regeln. 

2) Union Chargeability Act 1865, 28 u. 29 Vict c 19. 

▼. Kaxtfmauk, KommnDalfinanzen. 4 
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bandes, den Board of Guardians, eingesetzt: neben den neuen Stadt- 
räten die erste auf dem Wahlprinzip beruhende Lokalbehörde von 
allgemeiner Bedeutung. Dieser Armenrat setzte sich aus je einem 
oder mehreren Vertretern jedes zu einer Union gehörenden Küxshspiels 
zusammen, die von den Steuerzahlern desselben nach Maßgabe ihres 
im Kirchspiel zu Eigentum, Pacht oder Miete besessenen Bealbesitzes 
mittels eines danach von ein bis zu sechs Stimmen abgestuften Stimm- 
rechts gewählt wurden. Zu diesen gewählten Mitgliedern des Armen- 
rates traten dann noch die Friedensrichter der betr. Unterabteilung 
(division) der Grafechaft hinzu, was aber durch das Lokalyerwaltungs- 
gesetz vom 5. März 1894 in Wegfall gekommen ist Dieses letztere 
Gesetz hat zugleich die Demokratisierung der Armenräte vollendet, 
insofern nach demselben als Guardians nunmehr dieselben Personen 
fungieren, welche auf Grund des Gesetzes von 1894 nach allgemeinem 
und gleichem Stimmrecht der Steuerzahler als Councillors der weiter 
unten zu erwähnenden Distriktsräte erwählt sind. 

Die Befugnisse des Armenrates erstrecken sich seit der Ausge- 
staltung der Union zu einer geschlossenen Spezialgemeinde auf das 
ganze Gebiet der geschlossenen und offenen Armenpflege und, wie 
schon erwähnt, auf einige andere den Armenbehörden übertragene 
Funktionen, sowie auf die Aufbringung der dafür notwendigen Mittel; 
demzufolge: 1. auf die unter Kontrolle und Normierung durch die 
Zentralbehörde zu vollziehende Errichtung, Erhaltung und Verwaltung 
von Armenhäusern (Workhouses), Armenhospitälern und Armenschulen, 
die Einsetzung von Verwaltungskuratorien (managers) für solche An- 
stalten und die Anstellung der Armenhausbeamten und Armenschul- 
lehrer; 2. auf die Prüfung und Bewilligung der einzelnen Unter- 
stützungsgesuche und die fortlaufende Kontrolle über die bcAvilligten 
Unterstützungen, auf Armenkrankenpflege. Unterbringung armer Irrer 
in Anstalten, Kinderpflege außerhalb der Workhouses, Lehrlingsver- 
sorgung, Beförderung der Auswanderung verarmter Personen; dazu 
3. auf die Durchführung der Schutzpockenimpfung sowie der Gesetze 
über den Kinderschutz und auf die Überwachung des Schulbesuchs 
armer Kinder; 4. auf die Führung der Civilstandsregister; 5. auf die, 
event seitens der staatlichen Zentralbehörde zu erzwingende, Anstellung 
der notwendigen besoldeten Beamten des Armenverbandes, — nicht 
aber auf die Rechnungskontrolle und die Disziplinierung der Beamten, 
welche beide, hier wie auf anderen Gebieten der Lokalverwaltung von 
den Rechnungsrevisoren (Auditors) bezw. den Inspektoren des Local 
Government Board resp. von letzterem selbst ausgeübt werden; endlich 
6. auf die gesamte Finanzverwaltung des Armen Verbandes: Vermögens- 
verwaltung, Etatsaufstellung, Kontrahierung von Anleihen unter Ge- 
nehmigung der Zentralbehörde, Festsetzung des Armensteuerbedarfe, 
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Bestellung eines Assessment Ck)mmittee zur Feststellung der voa 
den Overseers der einzelnen Kii*chspiele zu entwerfenden Steuerein- 
schätzungslisten. 

Zur Ausführung ihrer Beschlüsse verfügen die Annenräte ttber 
ein zahlreiches besoldetes resp. remuneriertes Personal: den Sekretär 
{Clerk) der Union mit seinem Eanzleipersonal, die Anstaltsbeamten, 
einen oder mehrere üntersttttzungsbeamte für die offene Pflege (Relie- 
ving officers), die Anstalts- und Armenärzte (Poor Law Medical Of- 
ficers), die Impfärzte, die Beamten zur Führung der Zivilstandsregister 
{Registrars of births and deaths); dazu event besoldete Hilfsbeamte 
der Overseers in den Kirchspielen, Assistant Overseers und Rate CoUec- 
tors, zur Anfertigung der Steuerlisten und Einhebung der Steuern. *) 

Mochte sich dabei die Beteiligung der einzelnen Armenräte an 
der unmittelbaren Ausübung der Verwaltungstätigkeit zumeist auch 
durch die Ausdehnung der Bezirke verbieten — die 14 488 Kirchspiele 
von England und Wales waren L J. 1896 in 648 unions zusammen- 
gefaßt, so daß durchschnittlich 22 bis 23 Parishes auf einen Armen- 
verband kamen — , so war andererseits, wie schon erwähnt, auch jede 
selbständige Tätigkeit des einzelnen Kirchspiels auf dem Gebiete des 
Armenwesens durch die, wie geschildert, erfolgte Umgestaltung der 
Union beseitigt worden^ Die von den Friedensrichtern ernannten 
Overseers der Kirchspiele, die zudem auf Gemeindebeschluß durch die 
besoldeten Assistant Ovei-seers und Rate CoUectors von der unmittelbaren 
Ausübung ihrer Obliegenheiten entlastet werden konnten, hatten seit- 
dem im wesentlichen nur noch, unter der Leitung der von dem Board 
of Guardians zu bestellenden Einschätzungskommission (Union Assess- 
ment Committee), die Einschätzungslisten zur Armensteuer aufzustellen 
und deren Umlegung, sowie nach erfolgter Bestätigung der Steuer- 
rolle durch die Friedensrichter die Einhebung der Steuer zu besorgen, 
deren Dezernat somit ebenfalls nicht zur Kompetenz der Ortsgemeinde 
gehörte. Durch das Verwaltungsgesetz von 1894 ist dann die Stellung 
der Overseers insofern eine andere geworden, als ihre gesetzlichen 
Befugnisse den Councils der Städte, städtischen Distrikte und länd- 
lichen Parishes auf deren Antrag durch einfache Orders des Local 
■Government Board übertragen werden können, so daß die Overseers 
dadurch zu einfachen Steuerbeamten dieser städtischen resp. ländlichen 
Oemeindebehörden werden. — 

Hatte die Neuordnung des Armenwesens ein ganz England um- 
fassendes System von Spezialgemeinden geschaffen, welches sich nur 

1) Im Jahre 1896 gab es 1628 Relieving Officers; seitens des Local Govern- 
ment Board wurde aber auf eine weitere Vermehrung gerade dieser Beamten hin- 
gewiAt Die Zahl der sämtlichen Beamtenstellen der Unions beläuft sich nach den 
neueren Beports des Local Government Board auf rund 26000. 

4* 



Digitized by 



Google 



52 I. Abschnitt Aufgaben und Ausii^ben der Eommunalköiperechaften. 

an die Kirchspiele anlehnte, die Städte nnd andere größere Ortschaften 
als Verwaltungseinheiten aber überging, so nahm die Organisiemng 
eines Komplexes neuerer Verwaltungsaufgaben, welche in England 
unter dem Begriff des Gesundheitswesens (Health Acts, nicht bloß 
Sanitary Acts) zusammengefaßt werden, einen wesentlich anderen Ent- 
wickelungsgang. 

Diese Verwaltungsaufgaben erstrecken sich in der Hauptsache: 
1. Auf Anlage und Unterhaltung, Regulierung, Verbesserung und 
Reinigung der Straßen und öffentlichen Plätze und entsprechend auf 
die event. notwendige Regulierung der Baufluchtlinien, sowie auf die 
Schaffung von öffentlichen Erholungsaulagen; 2. auf die öffentliche 
Beleuchtung und die Anlage entsprechender Anstalten; 3. auf den 
Schutz gegen Überflutungen, wie auf Entwässerung (drainage), Kanali- 
sation (sewerage) und Regelung des Abfuhrwesens, andererseits auch 
auf Schutzmaßregeln gegen die Verunreinigung der Wasserläufe; 4. auf 
die Wasserversorgung; 5. auf die Baupolizei, den Erlaß von Bau- 
ordnungen und die sanitätspolizeiliche An&icht über ungesunde oder 
überf&Ute Wohnungen und Häuser, im Zusammenhang damit 6. auf die 
Ermächtigung der betr. Behörden, die Beschaffung gesunder Wohnungen 
für die arbeitenden Klassen event. mit materiellen Mitteln zu fördern; 
7. auf die polizeiliche Reglementierung und Beaufeichtigung der Ab- 
deckereien und lästiger oder gesundheitsgefährlicher gewerblicher 
Anlagen; 8. auf die Nahrungsmittelpolizei und die Anlage von Markt- 
hallen und Schlachthöfen; 9. auf die Aufsicht über Leichenhallen und 
Begräbnisplätze resp. auf Schließung oder Anlegung solcher; 10. auf 
Schutzmaßregeln gegen ansteckende Krankheiten und Tierseuchen^ 
sowie Einrichtung und Unterhaltung von Hospitälern. Diesen im 
engeren Sinne sanitären und hygienischen, teilweise auch wirtschaft- 
lichen Aufgaben sind außerdem, namentlich in jüngerer Zeit, andere 
sozialpolitischer Art zur positiven Förderung und Verbesserung der 
materiellen und geistigen Lebensbedingungen angereiht worden durch 
Gesetze, von denen die wichtigsten unten auf S. 53, Anmerk. 1, auf- 
gezählt werden. 

Die vorstehend umschriebenen Bedürfnisse mit ihrer schärferen 
Akzentuierung bei engerem, städtichem Zusammenwohnen hatten seit 
dem Ende des 18. Jahrhunderts den Tummelplatz für die weiter oben 
erwähnten zahllosen Lokalgesetze und Lokalkommissionen abgegeben. 
Auf Grund der mit diesen Lokalgesetzen gemachten Erfahrungen 
wurden dann, die gemeinsamen Grundzüge derselben gewissermaßen 
kodifizierend, im Jahre 1847 zunächst ein Commissioners Clauses Act 
und ein Towns Lnprovement Clauses Act erlassen als generelles 
Schema, nach welchem fortan — je mit Ermächtigung des Parla- 
ments — Orte von städtischer Bedeutung die ihnen erforderlichen kom- 
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munaleii Einrichtangen treffen darften, wozu dann jedesmal die Ein- 
führung einer ftir die betr. Zwecke gewählten Verwaltungskörperschaft 
(Improvement Commissioners) gehörte, i) 

Indessen war eine allgemeine landesgesetzliche Regelung des Ge- 
sundheitswesens unumgänglich geworden, und eine solche wurde in 
in den beiden Gesetzen über dasselbe: dem Nuisances Kemoval and 
Diseases Prevention Act und dem General Health Act von 1848 ver- 
sucht. 

Das erstere Gesetz, auf das platte Land berechnet, begnügte 
sich mit einer rein polizeilichen, repressiven Ordnung der notwen- 
digsten Gegenstände im Wege der Ordere und der Jurisdiktion der 
Friedensrichter, welche mit Hilfe der lokalen Organe der Armen- 
verwaltung nach Anweisung des Zentralgesundheitsamtes 2) und unter 
gelegentlicher Zuziehung der lokalen Organe des Wegewesens durch- 
geführt werden sollte. Kosten für die zwangsweise Abstellung sani- 
tärer Übelstände waren, sofern deren Beitreibung von den Verpflich- 
teten durch friedensrichterliche Order niedergeschlagen wurde, auf die 
Armensteuer zu übernehmen ; doch konnte in Gemeinden von mehr als 



1) Neben den beiden oben genannten Gesetzen von 1847, die für die Organi- 
sation der Lokalbehörden heute bedeutungslos sind, kamen noch einige andere Akte 
mit gleichfalls nur permissivem Charakter in Betracht, so namentlich das Gesetz über 
das öffentliche Beleuchtungs- und Wachtwesen (Lighting and Watching Act) von 
1833 und das Gesetz über die Einrichtung ron öffentlichen Bade- und Wasch- 
anstalten (Baths and Washhouses Act) von 1846, welche die Bildung von lokalen 
Verwaltungskommissionen für diese Zwecke gestatteten. Diese beiden Gesetze, das 
letztere mit einem Amendment Act von 1882, wie einige spätere, welche als Adop- 
tive Acts ebenfalls einzelne Gegenstände des oben umschriebenen Gebiets des 
„Gesundheitswesens'' regeln, sind als solche wegen ihres sachUchen Inhalts bis in 
die Gegenwart von Bedeutung geblieben, vor allem die Gesetze über Friedhöfe 
(Burial Acts) von 1852 und 1885 und ein Public Improvements Act von 1860. 
Ihnen sind in neuerer Zeit die weiter oben berührten Gesetze sozialpolitischer Art 
anzureihen: Housing of the Working Ciassee Act 1890, welcher ermöglicht, öffentliche 
Mittel zum Bau von Arbeiterwohnhäusem zu verwenden; Museums- und Gymna- 
siums Akt von 1891, nach welchem städtische Behörden Museen und Turnhallen er- 
richten dürfen; ein Gesetz über die Errichtung öffentlicher Bibliotheken (Public Li- 
braries Act) von 1892; Private Street Works Act 1892, nach welchem öffentliche, 
aber nicht allgemein als Fahrstraßen dienende Gassen auf Kosten der angrenzenden 
Besitzer angelegt werden dürfen, u. a. Es ist aber zu beachten, daß alle solche 
Gesetze die von ihnen behandelten Gegenstände nicht etwa zu obligatorischen Auf- 
gaben der Lokalverwaltung schlechthin stempelten, sondern immer nur die Normen 
vorschrieben, innerhalb deren die einzehie Lokalgemeinschaft befugt sein sollte, das 
auf ihren Fall zutreffende Gesetz im Einverständnis mit der S^entralbehörde zu adop- 
tieren und so je für sich die betr. Gegenstände zu Lokal- reep. Eommunalaufgaben 
zu erklären. 

2) Ehie zweite, gleich den oben — S. 49, Anm. 1 — erwähnten Poor law 
OommissionerB ad hoc geschaffene zentrale Landesbehörde, die dann zusammen mit 
jener in dem heutigen Local Government Board aufgegangen ist 
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500 Einwohnern för die Zwecke des Gesetzes eine Improveraent Rate 
als Zuschlag zur Armensteuer ausgeschrieben werden. 

Der General Health Act von 1848 wendete sich dagegen an die 
größeren Ortschaften, indem er für solche den oben umschriebenen 
Aufgabenkreis in seinem ganzen Umfange in die Kompetenz gewählter 
Gemeindevertretungen stellte. Das Gesetz fand daher zunächst An- 
wendung auf die Municipal Boroughs, welche seit dem Erlaß der 
Städteordnung von 1835 in ihren Borough Councils gewählte Gemeinde- 
vertretungen hatten, und auf diejenigen Ortschaften von städtischer 
Bedeutung, welche auf Grund von Lokalakten resp. des Improvement 
Clauses Act von 1847 eigens für derartige Zweke geschaffene Kom- 
missionen besaßen. Ein Lokalverwaltungsgesetz von 1858 ließ dann 
aber die Anwendung des General Health Act auch auf Komplexe 
kleinerer, wirtschaftlich zusammengehöriger Ortschaften zu, welche 
durch Verfügung der Zentralbehörde zu Gesundheitsdi strikten mit 
gewählten local sanitary Boards vereinigt werden würden. 

Diese erste allgemeine Regelung des Gesundheitswesens lehnte 
sich demnach einerseits an die vorhandene größere Ortsgemeinde in 
deren verschiedener Gestalt als Stadt oder organisiertem Wohnplatz 
von städtischer Bedeutung an, andererseits für das platte Land an die 
alte Organisation der lokalen Verwaltung, wie sie im Friedensrichter- 
amte gegeben war; sie erhielt aber durch das Gesetz von 1858 einen 
Einschlag zur Bildung neuer Gemeindeverbände unter Anreihung der- 
selben an die Wohnplätze städtischen Charakters. Auf dem platten 
Lande mußte das bezügliche Gesetz von 1848 indessen aus mehrfachen 
Gründen ungenügend bleiben. Einmal fand hier die Wirksamkeit des 
Gesetzes bezw. des Gesundheitsamtes ihre Grenze in dem Mangel einer 
dem letzteren unmittelbar unterstellten lokalen Gesundheitsbehörde^ 
denn die lokalen Armenbehörden hatten Untersuchungen und Fest- 
stellungen in sanitärer Beziehung nicht von sich aus, sondern nur auf 
Verlangen der Gesundheitsbehörde vorzunehmen; sodann aber hing die 
Entscheidung darüber, ob im einzelnen Fall ein gesundheitsgefährdender 
oder gemeinschädlicher Übelstand, ein sog. nuisance, als wirklich vor- 
liegend zu erachten sei, von dem Ermessen resp. der Judikatur der 
Friedensrichter ab, welche sich in diesem Punkte je nach der subjek- 
tiven Auffassung des Tatsächlichen naturgemäß sehr unsicher und un- 
gleich gestalten mußte. Auf dem platten Lande mit seinen vielfach 
zwerghaften Kirchspielen waren, wie ehemals für die Verbesserung 
des Armenwesens, so auch für eine wirksame Sanitätsgesetzgebung die 
leistungsfähigen Organe erst noch zu schaffen. 

Das Gesetz über das öffentliche Gesundheitswesen (Public Health 
Act) von 1875 verallgemeinerte daher, indem es die älteren Gesund- 
heitsgesetze aufhob und die Bestimmungen des General Health Act 
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von 1848 und der zu demselben ergangenen Ergänzungsgesetze neu 
kodifizierte, das Prinzip der Distriktsbildung und faßte das ganze 
Königreich in Gesundheitsdistrikten, unter diesen städtische 
und ländliche unterscheidend, zusammen. 

Als Urban Sanitary Districts, im wesentlichen mit dem schon im 
General Health Act von 1848 umschriebenen Aufgabenkreise, wurden 
die drei Gruppen städtischer Wohnplätze: die inkorporierten Städte, 
die towns unter Improyement Act Commissioners und die nach dem Ge- 
setz von 1858 gebildeten oder noch zu bildenden Ortsverbände unter 
local sanitary Boards — beibehalten, in denen diese Boards bezw. die 
Stadträte und die Commissioners die Befagnisse der lokalen Gesund- 
heitsbehörde auch nach dem Gesetz von 1875 ausübten. 

Die Rural Sanitary Districts, mit einem entsprechend engeren 
Aufgabenkreise, sollten grundsätzlich an die Poor law ünions an- 
geschlossen werden, insofern aus den Guardians der letzteren zugleich 
die District Boards gebildet wurden, welche als neue ländliche Ge- 
sundheitsbehörden eingesetzt und ebenfalls der inzwischen zum Local 
Government Board ausgestalteten Zentralbehörde unterstellt wurden. 
Indessen konnten die Unions und die ländlichen Gesundheitsdistrikte 
sich räumlich in sehr vielen Fällen nicht decken, einmal weil die 
Armenbezirke ausschließlich auf der Kirchspielseinteilung beruhten und 
ihre Grenzen vielfach diejenigen der inkorporierten Städte und der 
towns überschnitten, und zweitens weil überdies jeder zu genügender 
Größe angewachsene ländliche Ort oder Ortschaftskomplex auf Antrag 
der betr. Steuerzahler durch zustimmende Order der Zentralbehörde 
aus dem ländlichen Gesundheitsdistrikt ausscheiden und für sich oder 
durch Anschluß an einen schon bestehenden städtischen Distrikt die 
städtische Gesundheitsordnung annehmen kann; in allen solchen Fällen 
kamen diejenigen Guardians einer Union, welche im Armenrat die 
betreffenden zu einer Stadt resp. einem städtischen Distrikt gehörenden 
Kirchspiele (mitunter auch Kirchspielsteile) vertraten, für die Bildung 
des Rural Sanitary Board nicht in Betracht. 

Die Ausgaben für die Verwaltung des G^undheitswesens waren 
bis dahin durch je für den einzelnen Zweck besondere Steuerumlagen 
gedeckt worden. Durch den Public Health Act von 1875 wurden 
sie, soweit es sich um die allgemeinen Verwaltungskosten der 
Sanitary Boards und die Ausgaben für den ganzen Distrikt betreflfende 
Einrichtungen handelte, zu einer „general sanitary rate" verschmolzen, 
neben welcher spezielle Mehrbelastungen einzelner Teile der Distrikte, 
zumal der ländlichen, zulässig blieben. Die Grundlage für die sani- 
tary rates blieb aber die Einschätzung des Eealbesitzes zur Armen- 
steuer, jedoch mit einer unterschiedlichen Behandlung des landwirt- 
schaftlich genutzten Areals bei der Steuerveranlagung. — 
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Von den beiden bis dahin entstandenen, auf allgemeinen G^ 
setzen beruhenden und das ganze Königreich umfassenden neuen 
Lokalorganisationen, den ünions und den Sanitary Districts, waren 
die ersteren nach ihrer ganz speziellen Zweckbestimmung und nach 
der Eigenart ihrer far Stadt und Land unterschiedslosen Konstruktion 
einer Weiterentwickelung kaum fähig, wohl aber die Gesundheits- 
distrikte, welche vermöge der umfassenden Gestaltung ihres Au^aben- 
kreises und der Differenzierung zwischen städtischen und ländlichen 
Bedürfnissen dem Wirkungskreis der städtischen Behörden — auch 
der Borough Councils — erst seinen wesentlichen, den Anforderungen 
einer neuen Zeit entsprechenden Inhalt verliehen und ebenso geeignet 
waren, auch für das platte Land alle diejenigen öffentlichen Aufgaben 
zu übernehmen, welche sich im engeren Bezirk geltend machen, für 
die einzelne kleine Landgemeinde gleichwohl zu schwer sein oder auch 
über dieselbe hinausgreifen mochten. Für die Bedeutung des länd- 
lichen Distrikts kam überdies in Betracht, daß die ländlichen Parishes 
eine Gemeindeorganisation vorerst überhaupt nicht besaßen und der 
Distrikt hier ebenso für dringende hygienische Bedürfhisse einzutreten 
hatte, wie die Burial Acts bereits die Bildung besonderer Friedhofs- 
gemeinschaften unter Burial Boards ermöglicht hatten *), während 
andererseits die Bedürfnisse des Wegewesens auf dem Lande inzwischen 
ebenfalls zur Bildung von Zweckverbänden geführt hatten, die aber 
nicht allgemein durchgeführt waren und mit ihren nach wie vor der 
friedensrichterlichen Verwaltung unterstellten Boards kein homogenes 
Element zu derjenigen Richtung darstellten, welche die Entwickelung 
der Lokalverwaltung auf den übrigen Gebieten genommen hatte. Die 
Übernahme auch des ländlichen Wegewesens und damit die Absorbie- 
rung jener Wegeboards durch die Behörden der G^esundheitsdistrikte 
mußte daher eine weitere Etappe zur einheitlichen Ausgestaltung des 
jüngeren Local Government bilden. 

Die Unterhaltung der öffentlichen Landstraßen (highways) 
war, wie die Armenpflege, seit den Zeiten der Tudors eine Last der 
Kirchspiele, das ausführende Organ in denselben der vom Friedens- 
richter ernannte Wegeaufseher. Nachdem bereits ein Gesetz von 1773 
(13 Geo. III. c. 78) für diesen Zweck die fakultative Erhebung einer 

1) Hierbei sei daran erinnert, dafi auch in den Städten und den städtischen 
Distrikten auf Grund älterer Local Acts und der älteren pennissiyen Gesetze, die 
oben S. 58, Anm. 1 angeführt sind, sich verschiedentlich Spezialkommissionen vor- 
fanden, deren Befugnisse nunmehr die Gesundheitsbehörden, d. h. in den Städten 
die Stadträte, auf sich übertragen lassen konnten. Das Friedhofswesen wird in den 
städtischen Distrikten von der Distriktsbehörde entweder auf Grund der Gesundheits- 
gesetze oder aber durch Adoptierung der Burial Acts verwaltet, wobei im letzteren 
Fall zwar nominell ein Burial Board in die Erscheinung tritt, aber nichts andere als 
ein Committee der Distriktsbehörde ist 
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Wegesteuer auf derselben Grandlage wie die Armensteuer zugelassen 
hatte, wurden durch die Wegeordnung von 1836 (5 u. 6 Will. IV. c. 50) 
die Naturalleistungen für den Wegebau grundsätzlich aufgehoben und 
den Parishes gestattet, auf Beschluß der Gemeindeversammlung an- 
stelle des ehrenamtlichen Wegeaufsehers eventuell einen besoldeten 
Beamten anzustellen. Gleichzeitig ließ dies Gesetz auf Beschluß einer 
SpezialSitzung der Friedensrichter fakultativ die Zusammenlegung 
mehrerer Kirchspiele zu einem Wegeverband (Highway Distrikt) zu, 
fftr welchen die Spezialsitzung der B'riedensrichter — wie früher den 
Wegeaufeeher des einzelnen Kirchspiels — einen Distriktsinspektor 
ernannte, welcher die Einnahmen des Wegebaudistrikts getrennt für 
die einzelnen Kirchspiele zu verwalten hatte. Auf größere Kirch- 
spiele von 5000 und mehr Seelen konnte das Gesetz in der Weise An- 
wendung finden, daß für das Wegewesen auf Grund eines Gemeinde- 
beschlusses ein aus 5 bis 20 Personen bestehender Boards d. h. ein von 
den Steuerzahlern zu wählender Ausschuß, gebildet wurde. Also auch 
hier ein Ansatz zu einer verschiedenen Behandlung größerer Kirch- 
spiele von bereits städtischem Charakter; im übrigen aber blieb die 
Verwaltung des Wegewesens durch die Friedensrichter in vollem 
Umfange aufrecht erhalten, bis es ihrer Kompetenz nicht bloß in 
den Städten, sondern in den städtischen Gesundheitsdistrikten über- 
haupt durch den General Health Act von 1848 entzogen wurde. Das 
Wegeverwaltungsgesetz von 1862 ^) gab darauf den QuartaLssitznngen 
der Friedensrichter die Befugnis, auf Antrag von fünf Friedensrichtern 
die Einteilung ihrer ganzen Grafschaft in ländliche Wegedistrikte, 
soweit solche nicht bereits bestanden, zu verfügen; der friedensrichter- 
liche Beschluß hatte zugleich die Zahl der von jedem Kirchspiel zum 
Wegeboard seines Distrikts zu wählenden Wegepfleger (waywardens) 
zu bestimmen. Die Wahl dieser Wegepfleger hatte nach demselben 
Sechsklassenstimmrecht wie die Wahlen der Armenräte zu erfolgen. 
Die Kompetenzen dieser Wegeboards erstreckten sich auf die ökono- . 
mische Seite der Wegeverwaltung, d. h. die Anstellung und Entlassung 
der technischen und Bureaubeamten, Feststellung der auszuführenden 
Arbeiten und des Steuerbedarfs, alles das aber unter der OberauMcht 
und polizeilichen Reglementierung des Wegewesens durch die Friedens- 
richter, wie diesen resp. der Judikatur der Quarter Sessions auch die 
Entscheidung über Anerkennung, Erweiterung, Verlegung, Schließung 
öffentlicher Wege und über streitige Wegebaupflicht vorbehalten blieb. 
Die derart auch für diesen Verwaltungszweig entstandene länd- 
liche Spezialgemeinde hatte indessen keine allgemeine und keine obli- 
gatorische Bedeutung; sie konnte im besten Falle immer nur für die 
Gesamtheit einer Grafschaft zur Einführung gelangen, es bestand aber 

1) 25 u. 26 Vict c 61, ergänzt durch Highway Act von 1864. 
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kein gesetzlicher Zwang zu ihrer DurchführuDg in allen Grafschaften. 
Eine besondere Anomalie aber lag hierbei, wie schon oben angedeutet, 
in der Verkoppelung von gewählten Verwaltungskörperschaften mit 
der obrigkeitlichen und zugleich Jurisdiktionellen Verwaltung der 
Friedensrichter, deren lediglich ausführende Organe jene nur ebenso 
wie die einstigen Wegeaufseher sein konnten. 

Nachdem durch das Gesetz über das Gesundheitswesen von 1875 
der ländliche Gesundheitsdistrikt als allgemein durchgeführtes Ver- 
waltungsorgan, unabhängig von der friedensrichterlichen Verwaltung, 
zugleich unter grundsätzlicher Anlehnung desselben an den Armenbezirk 
geschaffen worden war, wurde in Verfolgung des in dem letzteren Um- 
stand schon zum Ausdruck gekommenen Gedankens einer gleichmäßigen 
und übersichtlichen Gestaltung der Lokalverwaltungskörperschaften 
die gleiche Anlehnung auch für die ländlichen Wegedistrikte angebahnt. 
Eine 1878 erlassene Novelle zum Wegeverwaltungsgesetz (Highway 
Amendment Act, 41 u. 42 Vict. c. 77) bestimmte, daß bei der Bildung 
von Wegedistrikten auf Beschluß der Quarter Sessions in Zukunft den- 
selben die nach den Health Acts formierten Gesundheitsdistrikte zu- 
grunde gelegt und beide in möglichste räumliche Übereinstimmung 
gebracht werden sollten; wo diese Übereinstimmung erreicht wäre, 
sollte dann die ländliche Sanitätsbehörde (das waren also die als solche 
fungierenden Guardians des ländlichen Armenbezirks) auf ihren Antrag 
durch Order der Quarter Sessions alle Funktionen mit allen Rechten 
und Pflichten der Wegebehörde übernehmen, womit dann zugleich die 
Oberaufsicht über die Wegeverwaltung und die entsprechende Rech- 
nungskontrolle auf den Local Government Board und dessen Inspek- 
toren und Auditors überzugehen hatte. Das Gesetz von 1878 berührte 
aber nicht die bis dahin schon gebildeten älteren Wegedistrikte, und 
die Übereinstimmung solcher mit den ländlichen Gesundheitsdistrikten, 
die selbst Veränderungen in ihrer räumlichen Ausdehnung unterworfen 
waren, war nicht leicht zu erreichen, so daß im Jahre 1893, unmittel- 
bar vor der endgültigen Beseitigung der Wegedistrikte, deren 404 be- 
standen, welche gegen 8000 Kirchspiele umfaßten. 

Die durch das Gesetz von 1878 geschaffene Lage, daß das länd- 
liche Wegewesen nunmehr in dem einen Distrikt von der friedens- 
richterlichen Verwaltung, in einem andern von der Oberaufsicht des Local 
Government Board ressortieren konnte, war auf die Dauer unhaltbar, 
während andererseits die Verschmelzung der ländlichen Wege- und 
Gesundheitsverwaltung sich auch aus einem inneren Grunde aufdrängen 
mußte, insofern die Anlage und Unterhaltung von Straßen und die 
bezüglich ihrer obwaltenden Gesichtspunkte, deren Regelung die Ge- 
sundheitsgesetzgebung ins Auge faßte, in so engen Beziehungen stehen, 
daß die Wahrnehmung dieser Funktionen, welche für die städtischen 
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Sanitätsdistrikte bereits durch die Gesundheitsgesetze in die Hände 
einer Behörde gelegt waren, auch in den ländlichen Distrikten auf 
die Dauer nicht zwei verschiedenen, noch dazu von verschiedenen 
Oberinstanzen abhängigen Behörden übertragen bleiben konnte. 

Diesem Gesichtspunkte ist in dem Lokalverwaltungsgesetz 
vom5.Märzl894 Rechnung getragen worden, welches die bis dahin 
bestehenden Wegedistrikte (mit wenigen Ausnahmen) beseitigte und die 
Befugnisse eines Highway Board generell auf die Organe der länd- 
lichen Gesandheitsdistrikte übertrug. 

Damit war die Stellung des Gesundheitsdistrikts als des Haupt- 
oi^ans auch der ländlichen Lokalverwaltung entschieden. Die städ- 
tischen wie die ländlichen Gesundheitsbezirke erhielten nunmehr durch 
das genannte Gesetz von 1894 kurzweg die Bezeichnung als „Urban" 
bezw. „Rural Distrikts", ihre Vertretung, welche fortan von sämt- 
lichen Steuerzahlern des Distrikts nach gleichem Wahlrecht zu 
wählen ist, die Bezeichnung „District Council" mit der Maßgabe, 
daß in den ländlichen Distrikten die Mitglieder der Distriktsräte zu- 
gleich als Guardians der Armenbezirke fungieren. *) Die letztere Be- 
stimmung bringt die nunmehr dominierende Bedeutung des früheren 
Gesundheits-, jetzt auf dem Lande zugleich als Wege- und möglichst 
auch als Armenbezirk fungierenden Distrikts formal zum Ausdruck. 
Zugleich ist dieser Distrikt zur Grafschaft derart in Beziehung ge- 
bracht, daß er fortan als Unterabteilung derselben an die Stelle der 
früheren Division tritt und der Vorsitzende des Distriktsrats kraft 
seines Amtes auch Friedensrichter ist. 

Mit der Erwähnung dieser letzten Wendung in der Ausgestaltung 
der Distriktsbehörden ist dem geschichtlichen Gange bereits vorgegriffen. 
Wie die Organisation der ländlichen Lokalverwaltung nach unten hin 
mit dem Distrikt nicht abgeschlossen sein konnte, weil in diesem 
immerhin noch nicht die Bedürfnisse des unmittelbar nachbarschaft- 
lichen Verbandes erschöpfende Berücksichtigung finden können, so war 
auch die 1894 erzielte Übereinstimmung des ländlichen Distrikts mit 
der grafschaftlichen Division nur dann von weiterer Bedeutung, wenn 
die Distrikte nicht bloß in einem Jurisdiktionellen Verhältnis zur Graf- 
schaft, d. i. der Rechtsprechung der Friedensgerichte unterworfen 
blieben, sondern auch einen neuen administrativen Zusammenhang mit 
der Grafschaftsverwaltung erhielten; das aber war nur dann möglich, 
wenn auch die Grafschaftsverwaltung als solche, soweit sie nicht Juris- 
diktion ist, in den Organismus der jüngeren Lokalverwaltung einbezogen 
wurde. Mit anderen Worten: die Ausgestaltung des Distrikts nach 
dem Verwaltungsgesetz von 1894 hatte ebenso eine entsprechende 
Umgestaltung der Grafschaftsverwaltung zur Voraussetzung, wie sie 

l) Vgl. oben S. 50. 
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ihre ErgÄnzung in einer neu zu gestaltenden ländlichen Ortsgemeinde 
finden mußte. 

Die Reform der Grafschafbsverwaltung mittels der Schaffung der 
^Administrative Counties" unter gewählten County Councils war in- 
zwischen durch das Lokalverwaltungsgesetz von 1888 tatsächlich er- 
folgt, während das Gesetz von 1894 gleichzeitig [mit der definitiven 
Ausgestaltung des Distrikts auch der ländlichen Parish eine Gemeinde- 
Organisation verliehen hat. 

Bevor aber die damit erreichte Vollendung der Verwaltungsreform 
in einem Überblick über die heutigen Lokalbehörden und deren Auf- 
gabenkreis dargestellt werden kann, muß zur Ergänzung des histo- 
rischen Bildes zuvor die Entwicklung noch einer anderen Lokalbehörde, 
der School Boards, berührt werden, welche das in der Verwaltungs- 
reform erzielte Resultat um so deutlicher hervortreten läßt, weil es 
inzwischen, nur wenige Jahre nach der Vollendung der Reform, mög- 
lich geworden ist, durch das Unterrichtsgesetz von 1902 jene speziellen 
Zweckbildungen wieder zu beseitigen und auch das Unterrichtswesen 
in den organischen Aufbau von Parish-, Distrikts- bezw. Stadt- und 
Gra&chaftsbehörden einzufügen, so daß neben diesen heute nur noch 
die Unions als Spezialgemeinden von allgemeiner Bedeutung fibrig ge- 
blieben sind. 

Auf dem Gebiete des Unterrichtswesens ») reichen die An- 
fänge einer Verwaltungstätigkeit der politischen Organe Englands 
überhaupt nur bis in das zweite Viertel des 19. Jahrhundeiis zurück. 
Bis dahin hatten lediglich private Initiative, Stiftungen und Vereins- 
tätigkeit, hinsichtlich des Volksschulunterrichts namentlich aber die 
religiösen Gemeinschaften diesem Mangel abzuhelfen gesucht Nicht 
früher als mit dem Jahre 1834, für welches das Parlament zum ersten- 
mal dem Ministerium eine Summe „zur Beförderung eines allgemeinen 
Unterrichts^ bewilligte, beginnt eine Tätigkeit des englischen Staates 
für das Volksschulwesen, welche aber bis 1870 materiell lediglich in 
einer Subventionierung der vorhandenen Schulgesellschaften bestand. 
Diese Subventionen, deren Verteilung seit 1838 einer dem Ministerrate 
unterstellten Zentralbehörde, dem Committee of Education oder Edu- 
cation Department 2) anvertraut ist, wurden von der Erfüllung immer 
weiter ausgebildeter Bedingungen abhängig gemacht, welche haupt- 
sächlich die Ausgestaltung der Lehrpläne unter staatlicher Inspektion 



1) Vgl. Gneist, Engl. Verwaltungsrecht, S. 867 ff.; Petebsiue, Das öffentliche 
Unterrichtswesen im Deutschen Reiche und in ^den übrigen europäischen Kultur- 
ländern (3. Abteilung dieses Hand- u. Lehrbuchs, Bd. III, 1897), I. Bd., S. 226 ff.; 
auch Redlich a. a. 0. S. 220 ff. u. 607 ff. 

2) Seit 1899 mit dem Department of Science and Art zum Board of Education 
vereinigt; Board of Education Act 1899, 62 u. 63 Vict c. 33. 
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der subventionierten Schulen bezweckten und 1860 als Normati v- 
bestünmungen im Educational Code zusammengefaßt wurden. ^) Immer- 
hin blieb bei diesem System noch die Hälfte aller im schulpflichtigen 
Alter stehenden Kinder außerhalb des Wirkungskreises dieser staat- 
lichen Schulaufeicht und entbehrte teilweise überhaupt eines geordneten 
ElementarunteiTichts, weil kein Organ der öffentlichen Verwaltung 
ermächtigt und verpflichtet war, in vorhandene Lücken durch Er- 
richtung von Schulen einzuspringen. 

Diese Vorbedingung für die Durchführung einer allgemeinen Schul- 
pflicht wurde erst durch denElementaryEducation Act 1870 geschaffen % 
welcher die Bereitstellung der Mittel zur Erhaltung öffentlicher 
Elementarschulen — unter Beteiligung derselben an den dafür be* 
willigten Staatsmitteln — im Prinzip als eine gesetzliche Pflicht der 
Ortsgemeinde erklärte. Die dazu notwendigen Mittel sind daher im 
Falle der Unzulänglichkeit der zum Schulfonds fließenden Schulgelder,, 
Staatsbeiträge und sonstigen Einnahmen durch eine auf der Basis der 
Armensteuer oder in Städten als Teil der Borough Rate zu erhebende 
Schulsteuer aufzubringen. Die Errichtung kommunaler Volksschulen 
brauchte aber nach dem Gesetze von 1870, gewissermaßen subsidiär, nur 
dort zu erfolgen, wo nicht schon durch die bestehenden (Vereins- usw.) 
Schulanstalten ausreichend für den Elementarunterricht gesorgt war^ 
Für diesen Fall wurde die Ortsgemeinde, also die Munzipal Borough 
resp. außerhalb einer solchen die Parish oder mehrere solcher ver- 
einigt oder auch unter Anschluß ländlicher Parishes an benachbarte 
Städte, als School Distrikt unter einem von der Gesamtheit der Steuer- 
zahler desselben, und zwar nach gleichem Stimmrecht zu wählen- 
den School Board konstituiert, der seine Funktionen unter der Ober- 
leitung und Kontrolle der zentralen ünterrichtsbehörde, des Committee 
of Education, zu erfüllen hatte. Zu diesen Funktionen gehörte: die 
Errichtung und Unterhaltung der Schulräume nebst deren Ausstattung,, 
die Anstellung und Entlassung der Lehrer sowie des Sekretärs, Ben- 
danten und anderer Beamten des School Board, der Erlaß von Schul- 
regulativen, diß der Bestätigung durch die staatliche Schulbehörde 
vorbehaltene Festsetzung des Schulgeldes, die Übernahme des Schul- 
geldes für Kinder unvermögender, aber nicht der Annenpflege anheim- 
gefallener Eltern auf den Schulfonds, eventuell — unter Genehmigung 
durch die Central-Schulbehörde — die Aufhebung der Schulgeldzahlung 



1) Diese Normativbestimmungen sind seitdem fortgesetzt umgestaltet und er* 
weitert worden; über ihren wesentlichen Inhalt und die Bedingungen, an deren 
Erfüllung die Subventionierung geknüpft ist, nach der Fassung des Code von 1900, 
vgl. J. ZoLOEB, Das kommerzielle Bildungswesen in England, Wien 19i)3. 

2) 33 u. 34 Vict. c 75; nebst Ergänzungen durch Gesetze von 1876 39 u. 40 Vict^ 
c 79» von 1S80 43 u. 44 Vict c. 13, und verschiedene spätere. 
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für eine ganze Schule, die Bewilligung von Beiträgen zur Erhaltung 
von Armenschulen, die als solche in die Kompetenz der Armen- 
behörden fallen. 

Auf dieser Grundlage wurde durch das Unterrichtsgesetz von 187ft 
unter Festsetzung von Strafen gegenüber Eltern und Vormündern, der 
allgemeine Unterrichtszwang eingeführt und dessen Durchführung 
besonderen Kommissionen, School Attendance Committees, anver- 
traut, welche einei*seits von den Stadträten bezw. städtischen 
Distriktsräten und den Armenbehörden zwecks Überwachung des 
Schulbesuchs überall dort zu ernennen waren, wo dem Schulbedürfnis 
durch Vereins- und andere, nicht von der öffentlichen Behörde unter- 
haltene Schulen genügt wurde, deren Errichtung nach einem Gesetz 
von 1880 aber auch für die School Boards selbst obligatorisch wurde. 
Die Überweisung verwahrloster Kinder zur Zwangserziehung blieb 
dabei der friedensrichterlichen Judikatur vorbehalten, wie auch die 
Unterhaltung entsprechender Anstalten der Grafschaftsverwaltung 
obliegt 

Selbstverständlich mußte, wo die Leistungsfähigkeit der einzelnen 
ländlichen Ortsgemeinde nicht ausreichte, auch auf dem Gebiete des 
Elementarunterrichtswesens, wie schon erwähnt, zu dem Aushilfsmittel 
der Bildung von Schulverbänden durch Zusammenlegung mehrerer 
Plätze, sei es nur ländlicher Parishes oder solcher mit einer Stadt, 
gegriffen werden; aber wie die Errichtung kommunaler Volksschulen 
unter School Boards überhaupt, so war auch die Bildung von Schul- 
verbänden nur subsidiär vorgesehen und ebenso wie deren Abgrenzung 
oder Abänderung der Verfügung der staatlichen zentralen Unterrichts- 
behörde vorbehalten. 

Die Schoolboardbezirke standen danach, so oft auch auf dem 
platten Lande eine Verbandsbildung nötig werden mochte, als eigen- 
artige Gebilde ganz für sich da, ohne Beziehung zu den Armenbezirken 
oder den — allerdings erst etwas später (1875) organisierten — länd- 
lichen Gesundheitsdistrikten, und es ist für die Eigentümlichkeit der 
englischen Verhältnisse ebenso bezeichnend, daß mit dieser der lokalen 
Verwaltungstätigkeit neu erschlossenen Aufgabe, der Errichtung und 
Unterhaltung öffentlicher Volksschulen, selbst nicht in den inkorpo- 
rierten Städten, viel weniger in den stÄdtischen Distrikten deren vor- 
handene Gemeindevertretung, sondern im School Board ein neben jener 
ebenfalls von den Gemeindemitgliedem gewähltes besonderes Organ 
betraut wurde. Es ist das zum Teil aus der eigenartigen Entstehungs- 
weise dieses jüngsten großen Zweiges der englischen Lokal Verwaltung 
erklärlich, der seinen Ausgangspunkt nicht von einer Betätigung der 
öffentlichen lokalen, sondern gerade eines zentralen Organs der Staatsver- 
waltung genommen hat, wie denn die Pflege des öffentlichen Elementar- 
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Unterrichts in England ebenfalls als eine allgemeine staatliche Aufgabe 
und die Bereitstellung von Staatsmitteln fär denselben auch dort, wo die 
Lokalbehörde fftr die Errichtung von Schulen eintritt, von vornherein 
als selbstverständlich angesehen wurde. So erklärt es sich auch, dafi 
fftr die Kontrolle der neu geschaffenen lokalen Schulbehörden das Local 
Government Board ganz ausgeschaltet wui'de und dieselbe nicht bloß 
mit der unterricbtstechnischen, sondern auch der wirtschaftlichen Seite 
ihrer Verwaltung ausschließlich der zentralen Unterrichtsbehörde unter- 
stellt wurde. Andererseits tritt uns in den School Boards die früheste 
Lokalbehörde auf der Grundlage des allgemeinen und gleichen Wahl- 
rechts entgegen. Die Ausgestaltung des Volksschulwesens durch die 
School Boards hatte aber im Laufe der Zeit seinen subsidiären Charakter 
ganz verloren, und die Scbuldistrikte waren zu einer das ganze Land 
ebenso wie die Armen- und die Gesundheitsdistrikte überspannenden 
Organisation geworden. 

Eine Erweiterung ihrer Kompetenzen erfuhren die School Boards 
durch das Gesetz über die Abendfortbildungsschulen (Evening Con- 
tinuation Schools) von 1893, welches sie ermächtigte, solche Schulen, 
deren Anfänge in England bis in die Mitte des 19. Jahrhunderts zurück- 
reichen, den öffentlichen Elementarschulen überall anzugliedern, wo 
ein Bedär&is danach vorhanden wäre; die Schulen ressortieren, wie die 
Volksschulen selbst, vom Education Department und erhalten von dem- 
selben ebenfalls Subventionen, soweit es sich dabei nicht um Fach- 
unterricht handelt. Die Erweiterung des Lehrplanes der Abendschulen 
auf gewerblichen Fachunterricht wurde aber durch die Beihilfen er- 
möglicht, welche die Grafschafts-, Stadt- und städtischen Distiiktsräte 
seit 1890 aus ihren (gleich noch des nähern zu erwähnenden) Auf- 
wendungen zur Förderung des technichen Unterrichts gewähren dürfen. 

Die Mittelschulen für einen höheren allgemein wissenschaftlichen 
Unterricht (Colleges, grammar Schools, middle Class Schools), zumeist 
alte Lateinschulen, vielfach mit in neuerer Zeit angegliederten Beal- 
abteilungen (modern sides), sind in England teils Privatanstalten, zu 
einem großen Teil aber Stiftungsschulen, die als solche bis zum Er- 
laß des jüngsten TJnterrichtsgesetzes vom Jahre 1902 der Charity 
Commission als staatlicher zentraler Aufeichtsbehörde unterstanden und 
für die Tätigkeit der Lokalbehörden, ebenfalls erst in jüngster Zeit, 
nur insoweit in Betracht kamen, als einzelnen Stadträten, namentlich 
denen der selbständigen Stadtgrafschaften, die lokale Aufsicht über die 
Verwaltung der Stiftungen übertragen ist. 

Dagegen wurden die Lokalbehörden — allerdings erst in jüngerer 
Zeit — zur Förderung des naturwissenschaftlichen, gewerblichen und 
kunstgewerblichen Fachunterrichts (technical and manual Instruction), 
der außerdem, soweit er über den Lehrplan der Tagesvolksschule hin- 
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ausgeht, auch vom Department of Science and Art subventioniert wird, 
durch die Technical Instruction Acts von 1889 und 1891 herangezogen, 
die bezüglichen Befugnisse aber nicht wieder besonderen Spezial- 
behörden oder den School Boards, sondern den durch Local Government 
Act 1888 konstituierten Grafschaftsräten, sowie den Stadt- und den 
städtischen Distriktsräten aufgetragen J) Diese Behörden wurden er- 
mächtigt^ für den genannten Zweck, und zwar sowohl zur Errichtung 
und Unterhaltung eigener, wie zur Unterstützung anderer derartiger 
Schulen sowie zu entsprechenden Aufwendungen außerhalb ihres Be- 
zirks (Gewährung von Stipendien oder Unterhaltung sogenannter 
scholarships) fortan aus der Grafschafts-, Stadt- resp. Distriktssteuer, 
die Grafschaftsräte auch als Spezialauflage von einem interessierten 
Teile der Grafschaft, einen Betrag bis zu 1 d pro Pfund des Steuer- 
kapitals zu verwenden, auch Anleihen für diesen Zweck aufzunehmen, 
für den sie des weiteren einen Teil der durch Local Taxation (Customs 
and Excise) Act 1890 ihnen überwiesenen Erträge indirekter Staats- 
steuem zu verwenden haben. Die School Boards wurden bei der 
Durchführung dieser den genannten Behörden aufgetragenen Funktion 
zwar nicht gänzlich ausgeschaltet, aber das Gresetz von 1889 wies 
ihnen (Sect. 2 u. 5) nur eine im Auftrage jener ausführende Stellung 
an; sie hatten den vom Gesetz autorisierten Behörden über die von 
diesen für den technischen Unterricht erhaltenen Mittel Rechnung zu 
legen. In dieser Stellung, als ausführende Organe der umfassenderen 
Lokalbehörden, haben die School Boards, außer den oben erwähnten 
Fachkursen an den Abendschulen, im Anschluß an die allgemeine 
Volksschule sogenannte higher grade elementary Schools, eine Art Ge- 
werbeschulen mit fünQährigem Kursus ins Leben gerufen, in denen 
Unterricht in Sprachen, Mathematik, Naturwissenschaften, sowie ge- 
werblichen und kaufmännischen Fächern erteilt wird. 

Für die weitere Entwicklung der lokalen Verwaltungsorganisation 
aber war es von Bedeutung, daß durch die beiden G^esetze von 1889 
und 1891 über einen gehobenen technischen bezw. gewerblichen Unter- 
richt in die bis dahin selbständige, den anderen Lokalbehörden koordi- 
nierte Stellung der School Boards Bresche gelegt wurde, während 
gleichzeitig durch die Verwaltungsreform von 1888/94 die Grafschafts- 

1) 52 u. 53 Vict. c. 76, bezw. 54 u. 55 Vict. c 4, beide Gesetze für England 
mit Wales und Irland; ein entsprechendes Gesetz für Schottland wurde 1892 er- 
lassen. ZoLGEB (a. a. 0.) bezeichnet irrtümlich als Präger der in jenen beiden Gesetzen 
verliehenen Befugnisse nur die Grafschaftsräte und die Räte der Stadtgraf Schäften ; 
das Gesetz von 1889 nennt in Sect 4, |§ 1 als Lokalbehörden im Sinne desselben 
ausdrücklich die Grafschaftsräte, die Stadträte überhaupt und die Urban Sanitary 
Authorities im Sinne der Public Health Acts. In Irland sind die städtischen und 
statt der Grafschaften die ländlichen Sanitätsbehörden die Träger der im Gesetz 
autorisierten Funktionen. 
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und Distriktsverwaltung auf eine neue Grundlage mit erheblich er- 
weiterten Befugnissen gestellt wurden und dabei, wie schon oben aus- 
geführt, durch die Vereinigung der großen Verwaltungsgebiete der 
Gesundheits- und Wegegesetzgebung in der Hand der Distriktsräte, 
diese und in solcher Eigenschaft auch die Stadträte eine die anderen 
lokalen Behörden überragende Stellung erhielten. Seitdem waren in 
den Grafechafts-, den Stadträten und den Councils wenigstens der 
städtischen Distrikte die leistungsfähigen lokalen Selbstverwaltungs- 
organe gegeben, um bei einer Neuordnung des gesamten Schulwesens 
dessen Träger zu werden. 

Das ist herbeigeführt worden durch den Education Act 1902. 9 
Durch dieses Gesetz sind die School Boards und die School Attendance 
Committees beseitigt und wird die Eigenschaft von lokalen Unterrichts- 
behörden (local education authorities) beigelegt: 1. den Councils der 
Grafschaften und der Stadtgrafechaften für das ganze Gebiet des 
öffentlichen Elementar- und höheren Unterrichts; 2. den Councils der 
anderen Städte (die nicht selbständige Grafschaften sind) mit mehr 
als 10000 Einwohnern und der städtischen Distrikte mit mehr als 
20000 Einwohnern für den Elementarunterricht allein, der somit in 
den kleineren Städten und städtischen Distrikten und auf dem Lande 
ebenfalls in den Wirkungskreis der Grafschaftsräte fällt. Jede der 
genannten Lokalbehörden hat zur Wahrnehmung der Geschäfte des 
ihr neu übertragenen Verwaltungszweiges eine oder nach Bedarf 
mehrere Verwaltungsdeputationen (education committees) auf Grund 
eines von ihr aufzustellenden und vom Board of Education zu be- 
stätigenden Regulativs zu ernennen; indessen können Stadt- und 
städtische Distriktsräte, sofern sie nur den höheren Unterricht be- 
treffende Befugnisse ausüben 2), von der Bildung eines besonderen 
Education Committee Abstand nehmen. Die Committees sind in ihrer 
Mehrheit aus Mitgliedern der Councils zusammengesetzt, daneben nach 
den Bestimmungen der Regulative aus anderen sachverständigen (auch 
weiblichen) Personen, wobei für die erstmalige Bildung derselben im 
besonderen die Mitglieder der aufzulösenden School Boards zu berück- 
sichtigen waren. Ihre Beschlüsse haben die Committees soweit selbst- 

1) Der Text des Gesetzes nebst seinen vier Anlagen (schedules) ist in der 
„Times" vom 19. Dez. 1902 veröffentlicht, ein an die Grafschaftsrate gerichtetes 
erläuterndes Zirkular des Board of Education ebendort in der Ausgabe vom 14. Ja- 
nuar 1903. Gegenwärtig, April 1906, ist in Ergänzung des Gesetzes von 1902 von 
den unterdessen an die Regierung gelangten liberalen Parteien ein Gesetzentwurf 
eingebracht, welcher die Erteilung eines interkonfessionellen Religionsunterrichtes 
in den öffentlichen Volksschulen regeln will. 

2) Wegen solcher Befugnisse der Councils der gewohnlichen Munidpal Boroughs 
(nicht County boroughs) und der städtischen Distrikte nach den Techn. Instr. Acts 
8. oben S. 64 u. etwas weiter unten S. 66. 

T. KAXTFMAifir, Kommnnalflnanzen. 5 
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ständig zu fassen und zur Ausf&hrung zu bringen, als sie dazu durch 
die Regulative ermächtigt sind; die Ermächtigung darf sich aber, hier 
wie bei allen anderen durch Committees geleiteten Verwaltungszweigen, 
niemals auf die Ausschreibung von Steuerauflagen und die Aufiiahme 
von Anleihen erstrecken, worüber die Beschlußfassung stets dem Plenum 
der Councils vorbehalten bleibt 

Das Bedürfnis nach einem höheren, ü über das Ziel der Volks- 
schule hinausgehenden Unterricht soll fortan von den Councils der 
Grafschaften und der Stadtgrafechaften, unter Begutachtung ihrer 
Maßnahmen durch den Board of Education, nach jeder Richtung hin 
wahrgenommen (to promote the general co-ordination of all forms of 
education) und durch Unterstützung und Ausbau vorhandener wie 
durch Errichtung neuer Schulen gefördert werden. Die Mittel dazu 
haben sie: 1. dem frei verfügbaren Teil der durch Local Taxation 
(Customs and Excise) Act 1890 ihnen überwiesenen Bier- und Brannt- 
weinsteuererträge zu entnehmen unter Berücksichtigung dessen, was 
sie aus diesem Fonds bereits auf Grund der Technical Instruction Acts 
von 1889 und 1891 aufwenden; 2. mittek Steuerauflagen bis zu 2 d pro 
Pfd. Sterl. aufaubringen, während höhere Steuerzuschläge für diesen 
Zweck der Genehmigung des Local (Jovernment Board bedürfen. Die 
Grafschaftsräte können derartige Steuerauflagen als spezielle Mehrbela- 
stungen derjenigen Parish oder Parishes ihrer Gra&chafl ausschreiben, 
denen die betreffenden Anstalten im besonderen dienen. Außerdem 
dürfen sich an der Aufbringung der Kosten für solche von den Graf- 
schaftsräten ressortierenden Schulen auch die Councils der gewöhnlichen 
Städte und der städtischen Distrikte beteiligen, jedoch mit der Be- 
schränkung, daß dieselben dafür eine höhere Steuerauflage als 1 d 
pro Pfd. Sterl. nicht erheben dürfen. 

Für den Elementarunterricht treten in den Städten über 
10000 Einwohner und in den städtischen Distrikten von mehr als 
20000 Einwohnern die Stadt- bezw. Distriktsräte, in den kleineren 
Städten und städtischen Distrikten sowie für die ländlichen Distrikte 
und Parishes die Grafschaftsräte an die Stelle der bisherigen School 
Boards und Attendance Committees mit allen Rechten und Pflichten 
derselben, wie solche durch die seit 1870 erlassenen Unterrichtsgesetze 
und einige Lokalakte normiert sind; darüber hinaus werden die be- 
zeichneten Councils zugleich die verantwortlichen Verwaltungsbehörden 
für den weltlichen Unterricht in allen öffentlichen Elementarschulen, 
so daß ihnen fortan auch die Vereins-, Stiftungs- und Kirchenschulen 
unterstellt sind, welche bis dahin auf Grund der Anteilnahme an den 
staatlichen Subventionen unmittelbar von den Inspektoren des Edu- 
cation Department kontrolliert wurden. Die Unterhaltungspflicht für 
alle diese öffentlichen Schulen, unter entsprechender Heranziehung 
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deren eigener Mittel, geht auf die genannten Councils über; sie er- 
lischt aber gegenttber den Vereins- und Stiftungsschulen, wenn deren 
Kuratoren die im Gesetz gestellten Bedingungen und Vorschriften 
•(darunter auch die Bereitstellung und Unterhaltung der Schullokali- 
täten) nicht erfällen, womit solche Schulen, wie bisher, auch der An- 
teilnahme an den Staatssubventionen verlustig gehen und aus der 
Kategorie der öffentlichen Schulen ganz ausscheiden, i) Die Verwaltung 
-der einzelnen Volksschulen oder auch von Gruppen solcher wird fortan 
durch Kuratorien (bodies of managers) besorgt, deren Mitglieder fttr 
die von den ehemaligen School Boards und den jetzigen Unterrichts- 
behörden errichteten Schulen von den Councils ernannt und bei den 
örafechaftsschulen durch Vertreter der einzelnen beteiligten Orts- 
gemeinden ergänzt werden, während die Kuratorien der übernommenen 
Stiftungs- und Vereinsschulen aus von den Councils ernannten und von 
den Stiftungs- usw. Kuratorien deputierten Mitgliedern zusammengesetzt 
werden. Als öffentliche Elementarschulen dürfen Lokalschulbehörden 
ituch Marineschulen in ihre Verwaltung übernehmen, sind dazu aber 
nicht verpflichtet Dagegen umfaßt nach Sekt 22 des Gesetzes die 
obligatorische Fürsorge für den Elementarunterricht auch diejenige 
für die Lehrerausbildung. 

Die Bereitstellung und Unterhaltung der Schullokalitäten der 
Vereins- und Stiftungsschulen bleibt zu Lasten der betreffenden Stif- 
tungsfonds. Im übrigen sind die Unterhaltungskosten der öffentlichen 
Schulen, soweit sie nicht aus Schulgeldeinnahmen, die bei den Ele* 
mentarschulen nur noch wenig in Betracht kommen, aus Staatszuschüssen 
und entsprechend zu verwendenden Stiftungseinkünften bestritten 
werden können, in Städten auf die Borough rate, in städtischen Dis- 
trikten, die nach dem Gesetz als Schulbehörden fungieren, auf eine 
besondere School rate, sonst auf die County rate anzuweisen. Mit 
den Kapitalsaufwendungen für die einzelnen Elementarschulen bezw* 
mit den aus solchen herrührenden, ebenso wie mit den von den School 
Boards übernommenen Schuldlasten haben die Grafischaftsräte die be- 
teiligten Parishes resp. Distrikte zu einem angemessenen Teil, der 
nicht weniger als die Hälfte, aber nicht mehr als dreiviertel der- 

1) Bei künftig neu zu errichtenden Schulen hängt deren Anerkennung als öffent- 
liche nach Sekt 8 des Gesetzes davon ab, daß die Absicht ihrer Errichtung vorher 
öffentlich bekannt gemacht und ihre nNotwendigkeif^, im Falle Schulbehörden oder 
Managers bestehender Schulen oder zehn Steuerzahler Einspruch erheben, vom 
Board of Education dennoch anerkannt wird. Andernfalls ist eine Schule, die trotz- 
dem errichtet wird, als „unnecessary" zu behandeln, d. h. sie kann als rein privates 
Unternehmen weder von einer Schulbehörde zur Unterhaltung übernommen, noch an 
den parliamentary Grants für Unterrichtszwecke beteiligt werden. Von den zur Zeit 
des Erlasses des Gesetzes (1902) vorhandenen Schulen sollte aber jede mit einer Fre- 
quenz von 30 oder mehr Schülern als „notwendige'^ behandelt werden. 
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selben betragen darf, zu belasten; der Rest ist auf den County funds 
zu nehmen. 

Nach dem ünterrichtsgesetz von 1902 ist somit Träger des Volks- 
schulwesens für das platte Land und selbst f&r die kleinen Städte 
und städtischen Distrikte nicht die Ortsgemeinde oder der Distrikt, 
sondern gerade der weiteste Lokalverband, die Grafschaft, geworden. 
Damit ist nicht nur die angemessene Verteilung der lokalen Schul- 
lasten, sondern auch die zweckmäßige Verwendung der Staatsbeiträge, 
deren Verteilung auf die einzelnen Schulen bezw. Ortschaften, eben- 
so wie die unmittelbare Überwachung der Ausfuhrung derjenigen staat- 
lichen Vorschriften, an welche jene Subventionen geknüpft sind, in die 
Hände des Grafschaftsrates gelegt. Diesem sind dadurch Funktionen 
übertragen, welche bis dahin direkt von der zentralen Schulbehörde 
ausgeübt wurden. 

Das aber ist überhaupt die Signatur des wichtigsten Aktes in 
der Reform der Lokalverwaltung, nämlich der durch Local 
Government Act 1888 erfolgten Neuorganisation der Graf- 
schaftsverwaltung, daß in den Grafischaftsräten ein Organ ge- 
schaffen ist, welches nicht bloß, wie die andern Lokalbehörden, für 
sich gewisse Verwaltungsaufgaben unter Kontrolle des Local Govern- 
ment Board zu erfüllen, sondern zugleich im Bereiche der einzelnen 
Grafschaft, zur Entlastung der Zentralbehörde, gewisse kontrollierende 
und anordnende Funktionen gegenüber den niederen Lokalbehörden 
übernommen hat. 

In dieser Hinsicht muß man sich vorstellen, in welchem Maße 
die Agenden des Local Government Board, der in seiner ersten Gestalt 
(als Poor law Commissioners) nur zur Überwachung der Ausführung 
der Armengesetze geschaffen war, mit der Errichtung einer Unzahl 
einzelner lokaler Verwaltungsbehörden: Improvement Commissioners 
und sonstiger Boards für die verschiedensten Sonderzwecke, vor allem 
aber mit der immer weiter greifenden Umgestaltung der Gesundheits- 
gesetzgebung und der daneben herlaufenden Adoptive Acts im Laufe 
der Zeit angeschwollen waren. Alle diese Lokalbehörden sollten in 
der gesetzlichen Ausübung ihrer Funktionen von der einen Zentral- 
stelle aus, als dem verbindenden Mittelgliede zwischen jenen und dem 
Parlament, fortlaufend angeleitet und kontrolliert werden, eine Arbeits- 
häufung, welche die Zentralstelle bei fortgesetzter Zunahme solcher 
an sie gestellten Anforderungen auf die Dauer überlasten mußte und 
ihre Wirksamkeit schließlich lahmgelegt hätte. Die lokalen Aufgaben 
begannen aber gerade im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts nach 
Umfang und Intensität in bis dahin nich't gekanntem Maße zu wachsen 
pnd gleichzeitig eine viel umfangreichere Beteiligung von Staats- 
mitteln an den Lasten dieser Verwaltung zu erheischen, als solche bis 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. Organisation und Aufgaben. § 2. Großbritannien. 69 

dahin — außer für den Elementarunterricht im wesentlichen für das 
Annenwesen und die Unterhaltung der Polizeimannschaften — gewährt 
worden waren. In diesem Zusammenhang zwischen der Umgestal- 
tung der lokalen Aufgaben und der notwendigen Mitbeteiligung reich- 
licher Staatsmittel an deren Erfüllung erwuchsen Probleme einer 
zweckmäßigen Verwaltungs- und Kontrollorganisation, welche mit dem 
einfachen Nebeneinander verschiedenartiger Lokalbehörden, wie sie in 
der älteren Reformperiode bis zum Ende der 70 er Jahre entstanden 
waren, nicht gelöst werden konnten. Einerseits die Ausdehnung der 
im Wege der öffentlichen Verwaltung zu befriedigenden Bedürfhisse, 
die vielfach über die Sphäre der einzelnen engeren Lokaldistrikte hin- 
ausgriffen und deren Leistungsfähigkeit übersteigende wirtschaftliche 
Aufwendungen erforderten *), andererseits die Notwendigkeit, die für 
die Lokalverwaltung zu überweisenden Staatsmittel in zweckent- 
sprechender, dem Bedürfnis wie der Billigkeit Rechnung tragender 
Weise an die einzelnen lokalen Verwaltungsstellen zu leiten, machten 
es unerläßlich, auch die Verwaltung der Grafischaft als des jene um- 
fa^enden Bezirks so umzugestalten, daß deren Organ nicht nur die 
über den einzelnen Distrikt hinausgreifenden Aufgaben übernehmen, 
sondern auch als vermittelnde und mitkontrollierende Zwischeninstanz 
zwischen den unteren Lokalbehörden und der staatlichen Zentralstelle 
dienen konnte. 

Dazu kam, daß jene Vielheit verschiedenartiger, nur dem unmittel- 
baren Bedüifnis der Zweckerfüllung angepaßter Lokalbehörden ohne 
Rücksichtnahme auf eine korrespondierende Gestaltung ihrer räumlichen 
Bezirke (der „areas") entstanden war, namentlich auch ohne Rücksicht- 
nahme auf die allen gemeinsame Grundlage ihrer finanzwirtschaftlichen 
Gebarung, welche trotz aller Veränderungen dennoch die Parish in 
ihrer Eigenschaft als Steuereinschätzungs und -Umlegungsbezirk ge- 
blieben war. So überschnitten sich die Grenzen der Unions nicht 
nur mit denen der , Städte, der städtischen und ländlichen Ge- 
sundheitsdistrikte (ganz abzusehen von sonstigen lokalen Spezial- 
behörden), sondern sie deckten sich nicht einmal mit denen der Graf- 
schaften, und ebenso wurden die Kirchspiele häufig von den verschie- 
denen Behördenbezirken in mannigfacher Weise durchschnitten. Die 
dadurch namentlich auch auf steuertechnischem Gebiet entstandenen 



1) In dieser Hinsicht sei beispielsweise an die Unterhaltung der durch das 
Wegegesetz von 1878 in die Verwaltung der Grafschaften übergegangenen ^main 
roads*^ erinnert, die bis dahin als „tumpike roads*^ Aktienchausseen gewesen waren, 
ferner an die Umgestaltung und Ausdehnung der Irrenpflege und an Aufgaben 
jüngeren Datums wie die Verhütung der Verunreinigung der Wasserläufe, die Unter- 
haltung landwirtschaftlicher Untersuchungsstationen, die fachmäßige Kontrolle der 
Oesundheitsyerwaltung in den Distrikten durch Grafschaftsphysiker u. a. m. 
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Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten hatten dem damaligen Zustande 
der Lokalverwaltung und Lokalbesteuerung das bekannte Urteil 
Goschens eingetragen, welches denselben als ein „Chaos" bezeichnete; 
sie konnten nur dadurch, wenn nicht völlig beseitigt, so doch gemildert 
werden, daß jenes „Chaos^ zu einem organischen Behördenaufbau um- 
gestaltet wurde. Dazu gehörte einmal die Absorbierung der verschie- 
denen älteren Boards und Kommissionen durch mehr oder weniger alle 
lokalen Aufgaben im engeren Sinne umfassende Lokalbehörden unter 
adäquater Umgestaltung der Grafschaft als des weiteren Lokalver- 
waltungsbezirks; daneben aber zweitens eine Ausgleichung unter den 
Bezirksabgrenzungen, sozusagen eine „Flurbereinigung" der areas in 
der Bichtung, daß die einzelnen engeren Bezirke möglichst immer nur 
in einem der weiteren belegen wären. 

Für das erstgenannte Moment konnte, wie schon einmal im Laufe 
der vorstehenden Schilderung hervorgehoben wurde, die Union, waa 
anfangs wohl beabsichtigt war, nicht in Betracht kommen, sondern ist 
der Distrikt mit seiner Differenzierung zwischen städtischen und länd- 
lichen Verhältnissen, wodurch im Urban Distrikt geradezu ein neuer 
verwaltungsrechtlicher Begriff der Stadt geschaffen und neben den 
älteren Rechtsbegriff derselben gestellt wurde, zum engeren Lokal- 
verwaltungsbezirk %a% i^oxi^v entwickelt worden. Die Ausgleichung 
zwischen den Bezirksabgrenzungen der Distrikte, Unions und Kirch- 
spiele konnte wiederum nur allmählich erfolgen; sie setzte eine vor- 
gängige entsprechende Regulierung der Grafschaftsgrenzen voraus und 
war, wenn überdies die Parish wieder zu einer ländlichen Ortsge- 
meinde ausgestaltet werden sollte, von der Zentralstelle allein kaum 
in einer die lokalen Bedürfnisse genügend berücksichtigenden Weise 
durchzuführen, so daß auch hierfür die Mitwirkung einer Grafschafts- 
behörde notwendig erschien. 

Alle diese Gesichtspunkte, die hier nur kurz angedeutet werden 
können, bedingten eine völlig neue Gestaltung der Grafschaftsver- 
waltung, deren Träger die Friedensrichterbank der Quarter Session» 
dann nicht mehr bleiben konnte. Nach unten hin hatte die friedens- 
richterliche Verwaltung — bis auf die Agenden der Sicherheitspolizei 
und des ländlichen Wegewesens — im übrigen bereits so gut wie alle 
Fühlung mit der vom Local Government Board kontrollierten Verwaltung 
in den engeren Bezirken verloren und dieser gegenüber nur mehr die 
rein richterliche Entscheidung über die Gesetzmäßigkeit etwa angefoch- 
tener Verwaltungshandlungen behalten; hier war die Abtrennung der 
administrativen von der Jurisdiktionellen Tätigkeit der Friedensrichter 
bereits vollzogen. Aber auch die wirtschaftliche Verwaltung der Graf- 
schaft als solcher hatte im Laufe der Zeit einen Umfang angenommen, 
daß die Möglichkeit ihrer sachgemäßen Weiterfuhrung durch die 
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Quaiter Sessions immer fraglicher werden mußtet; war es doch schon 
eine mit dem richterlichen Charakter jener kaum noch zu vereinbarende 
Rolle, in welcher sich dieselben bezüglich der Unterhaltung der be- 
soldeten Polizeimannschaften, die den patriarchalischen ehrenamtlichen 
Constable längst verdrängt hatten, gegenüber dem Home Secretary 
befanden, wenn sie an den für die Unterhaltung der Polizei ausge- 
worfenen Staatssubventionen teilnehmen wollten und mit Kflcksicht 
auf die steuerliche Belastung der Grafschaften teilnahmen. Vollends 
aber war es unmöglich, dem Friedensrichterkollegium der Grafschaft 
eine, wie oben angedeutete, vermittelnde und zugleich doch auch ab- 
hängige Stellung zwischen dem Local (xovemment Board und den nie- 
deren Lokalbehörden zu geben; die Friedensrichter als Träger der 
lokalen Justiz ließen sich, wenn anders die Unabhängigkeit der Recht- 
sprechung gewahrt bleiben sollte, in das System der jüngeren Lokal- 
verwaltung nicht einfügen. 

Als politisches Moment kam dazu, daß, nachdem das reformierte 
Parlament als Leiter der gesamten Staatsverwaltung und entsprechend 
die Stadträte und alle anderen jüngeren Lokalbehörden auf das Wahl- 
recht der Steuerzahler gegründet worden waren, es ein diesen unver- 
ständlicher und mit dem veränderten politischen Rechtsbewußtsein un- 
vereinbarer Anachronismus war, wenn ihnen die entsprechende Anteil- 
nahme an der Selbstverwaltung im Bereich der Grafechaft vorenthalten 
bleiben sollte. 

Das Programm für die Neugestaltung der Grafschaftsverwaltung 
war derart gegeben: Abtrennung aller administrativen Befugnisse von 
den Quarter Sessions, Beschränkung der letzteren auf ihre jurisdiktio- 
nelle Tätigkeit und Übertragung der finanzwirtschaftlichen Verwaltung 
der Grafschaft, wie in Stadt und Distrikt, auf ein von den Steuerzahlern 
zu wählendes Grafschaftscouncil, welches, wie die Stadträte, diese Ver- 
waltung in ihrem Gesamt in Pleno zu dirigieren und im einzelnen 
durch von ihm aus seiner Mitte zu bestellende und den Besonderheiten 
der Grafschaftsverwaltung event. anzupassende Committees fortan 
selbst zu besorgen hat. Des weiteren kam es, da die neue Grafschafts- 
behörde zugleich die Tätigkeit der niederen Lokalbehörden ergänzen 
und in gewissen Beziehungen eine diesen übergeordnete Stellung er- 
halten sollte, darauf an, von diesem systematischen Behördenaufbau 
alle Großstädte zu eximieren, die nach ihrer Eigenart in denselben 
nicht hineinpaßten und im stände wären, den gesamten von der Graf- 
schafts-, Distrikts- und Parish- Verwaltung umfaßten Komplex von Auf- 
gaben für sich aus eigener Kraft zu erfüllen. 

Die neue Graftschaftsverwaltung, in den vorstehend kurz 
umrissenen Grundzügen, wurde durch Local Government Act 1888 

i) Vgl. oben S. 69, Anm. 1. 
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eingeführt, die Organisation der Distriktsverwaltung, wie weiter oben 
gesctiildert, und die Wiederherstellung der ländlichen Parish als poli- 
tischer Ortsgemeinde alsdann durch Local Government Act 1894 voll- 
endet; zwischen diesen beiden Gresetzgebungsakten, dieselben ergänzend, 
erfolgte die Kegelung der finanziellen Fragen durch die Steuerdota- 
tionsgesetze von 1889, 1890 und 1891, denen gleichzeitig die Erwei- 
terung des Aufgabenkreises der neuen Lokalbehörden auf dem Grebiet 
des technischen Unterrichtswesens (Gesetze von 1889 u. 1891) neben- 
herlief, während denselben erst 1902 auch die Verwaltung des Ele- 
mentar- und des gesamten höheren Unterrichts übertragen wurde. 

Das Lokalverwaltungsgesetz von 1888 hat England (einschL der 
Metropole) in 62 Verwaltungsgrafschaften (Administrative Coun- 
ties) eingeteilt, welche neben die als Gerichtssprengel fortbestehenden 
alten Grafschaften getreten sind und mit diesen sich räumlich im 
wesentlichen decken, wobei einige der Grafschaften in mehrere Ver- 
waltungsgrafschaften zerlegt sind. Daneben aber bilden Städte mit mehr 
als 50000 Einw. — im ganzen i. J. 1902/3: 69, darunter auch die schon 
früher durch Priveligien als Corporate Counties eximierten 18 Städte 
— für sich eigene Verwaltungsgrafschaften, in denen der Stadtrat 
zugleich die Befugnisse eines Grafschaftsrates ausübt, wie eben diesen 
Städten auch das Recht eines eigenen Court of Quarter Sessions, d. i. 
eines eigenen Grafschaftsgerichtssprengels verliehen ist, so daß sie im 
vollen Sinne des Wortes Stadtgrafschaften („county boroughs") sind, 
ähnlich wie in Preußen Städte von einer gewissen Größe aus dem 
Kreisverbande ausscheiden und selbständige Stadtkreise bilden. 

Die Regulierung der Grafschaftsgrenzen war in dem Gesetz von 
1888 (Sekt. 54 — 57) in der Weise vorgesehen, daß derselben die Vor- 
schläge einer speziell für diese Frage eingesetzten Parlamentskommission 
von 1887 zugrunde gelegt und die dringendsten Änderungen während 
des ersten Jahres nach dem Erlaß des Gesetzes (bis zum 1. Nov. 
1889) vom Local Government Board allein durch provisional Orders 
vollzogen werden sollten, spätere Grenzregulierungen von demselben 
aber nur auf Antrag eines Grafschaftsrates und nach einer besonderen 
Lokaluntersuchung verfügt werden dürfen. Abänderungen der Distrikts- 
und Kirchspielsgrenzen sind dagegen nach diesen und den Bestimmun- 
gen des Lokal Verwaltungsgesetzes von 1894 auf Antrag beteiligter 
Lokalbehörden vom Grafschaftsrat vorzunehmen, dessen bezügliche, dem 
Local Government Board mitzuteilende Ordres in Kraft treten, wenn 
bei dem letzteren nicht binnen einer bestimmten Frist Einspruch er- 
hoben wird. 

Die Organisation der Verwaltungsgrafschaft ist, mit einigen Mo- 
difikationen, derjenigen der Städte nachgebildet. Dieselbe wird reprä- 
sentiert und ihre Befugnisse werden ausgeübt von dem mit Korpora- 
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tionsrechten ausgestatteten Grafschaftsrat (Countj^ Council), be- 
stehend: 1. zu zwei Dritteln aus einer im Verhältnis zur Bevölkerung 
der Grafschaft bestimmten Anzahl von Mitgliedern, die sämtlich alle 
drei Jahre im März von den Steuerzahlern der Grafschaft nach gleichem 
Stimmrecht gewählt werden *), und 2. zu einem Drittel aus Aldermen, 
welche die gewählten Councillors in ihrer ersten konstituierenden Ver- 
sammlung aus den wählbaren Grafschaftsmitgliedern auf je sechs Jahre 
ernennen. Der Vorsitzende (chairman) des Grafschaftsrates, der von 
den Councillors aus dören Mitte je auf ein Jahr gewählt wird, ist, wie 
der städtische Mayor, kraft seines Amtes für die Dauer desselben zu- 
gleich Friedensrichter. 

Die Befugnisse des Grafschaftsrates lassen sich im allgemeinen 
dahin zusammenfassen, daß ihm die Wahrnehmung der nicht jurisdik- 
tioneilen und besonders aller finanziellen Verwaltungsaufgaben der 
Grafschaft übertragen ist, in letzterer Beziehung namentlich auch die 
Verwaltung des Grafschaftsvermögens mit der Befugnis, Schulden auf- 
zunehmen, und das Recht der Steuerausschreibung, sodaß dem Graf- 
schaftsrat obliegt, die materiellen Mittel auch für diejenigen Zweige 
der Grafschaftsverwaltung bereitzustellen, deren Handhabung nicht in 
seine Kompetenzsphäre fällt: das sind neben den nur noch geringfügigen 
Ausgaben für die dem ehrenamtlich ernannten Lord-Lieutnant unter- 
stellte Grafschaftsmiliz, für die Einquartierungs- und Vorspannleistung^), 
hauptsächlich die Kosten der ganzen Justizpflege innerhalb der Graf- 
schaft und die der Sicherheitspolizei, soweit letztere von der Graf- 
schaft als solcher unterhalten wird.^) 

1) County Electors Act 18S8, 51 Vict. c. 10; auch weibliche unverheiratete 
Personen sind auf Grund ihrer Steuorleistungen zu den Lokallasten stimmberechtigt, 
besitzen aber nicht die passive Wahlberechtigung für das Amt eines County 
Councillors. 

2) Die Aroter des Lord-Lieutenant und des Sheriff sind zumeist in einer Person 
vereinigt. Wegen der Geschäfte der Milizverwaltung — Führung der Stammlisten, 
Entschei'dung von Reklamationen in den Bezirkssitzungen der Friedensrichter, Unter- 
haltung der Grafschaftszeughäuser etc. — vgl. Gneist, Das engl. Verwaltungsrecht, 
III. Aufl., 1883, Bd. I, S. 488; wegen der Ersatzleistungen für die auf Gast- und 
Schankhäuser beschrankte Truppeneinquartierung und für die Vorspannleistungen, 
die auf Requisition der Militärbehörde durch Polizeiorders verfügt und angewiesen 
werden, vgl. Gneist a.a.O., S. 480. 

3) Bezüglich der Sicherheitspolizei ist zu bemerken, daß nicht nur die Stadt- 
grafschaften, sondern überhaupt die Municipal Boroughs von mehr als 10000 Ein- 
wohnern (niemals aber die Urban Districts) eigene Polizeiroannschaften unterhalten, 
worauf weiter unten zurückgekommen ist. — Zu den Lasten der Justizpflege ge- 
hören neben der Unterhaltung der Gerichtsgebäude namentlich auch die Besoldung 
des Clerk of the peace der Quarter Sessions, der zugleich Chef des Gerichtskanzlei- 
dienstes der ganzen (Grafschaft ist, sowie der Clerks of the Justices der einzelnen 
Abteilungssitzungeu der Friedensrichter und des sonstigen Personals an Gerichts- 
subalternbearoten , die Aufstellung der Geschworenenlisten und die sächlichen Auf- 
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Auf den verwaltungsrechtlichen Gesichtspunkt, daß die englische 
Grafschaft derart nunmehr einen doppelten Charakter hat, indem sie 
auf der einen Seite in Milizwesen und Rechtspflege, ausgeübt durch 
vom Staate ernannte lokale Organe, Funktionen zu erfüllen und 
Lasten zu tragen hat, die in andern Ländeni zumeist dem Staate 
selbst vorbehalten sind, auf der andern Seite ganz und gar die Gestalt 
der modernen kommunalen Selbstverwaltungskörperschaften ange- 
nommen hat, ist hier nicht näher einzugehen. In finanzieller Hinsicht 
fällt aber ins Gewicht, daß die materiellen Lasten, welche aus der 
einen wie der andern Seite der Grafschaftsverwaltung erwachsen, von 
der Grafschaft selbst zu tragen und daher durch den Grafschaftsrat als 
den finanz wirtschaftlichen Faktor zu prästieren sind. Dabei wird 
auch die Verwaltung des Polizei wesens, einschl. der Anstellung des 
Chief Constable und der besoldeten, heute auch pensionsberechtigten 
Polizeimannschaften, sowie die Anstellung des Clerk of the peace nicht 
vom Grafschaftsrat unmittelbar oder durch ein von ihm allein be- 
stelltes Committee, sondern durch einen „ständigen", d. h. im Gesetze 
von 1888 obligatorisch vorgeschriebenen, gemischten Ausschuß 
(Standing Joint Committee) ausgeübt, der aus Vertretern der Friedens- 
richter, ernannt in deren Quartalssitzung, und aus vom Grafschaftsrat 
deputierten Mitgliedern zusammengesetzt ist; den Friedenslichtem ist 
derart eine Anteilnahme an der Ausgestaltung der Sicherheitspolizei 
und an der Anstellung der obersten Gerichtsbeamten gewahrt worden, 
wie ihnen auch die Anstellung der Clerks der sessional Divisions über- 
lassen geblieben ist. 

Träger aller übrigen Verwaltungsbefugnisse ist der Grafschaftsrat 
allein, sei es daß er dieselben unmittelbar oder durch von ihm bestellte 
Committees ausübt, denen er seine Befugnisse in engerem oder weiterem 
Maße, eventuell soweit delegieren darf, daß dieselben ihre die laufende 
Vei-waltung betreffenden Beschlüsse fassen können, ohne für dieselben 
der jedesmaligen Bestätigung des Rates zu bedürfen; immer aber haben 
die Committees fortlaufend an den Rat Bericht zu erstatten, resp. demselben 
ihre Protokolle mitzuteilen. Für die Bildung solcher Verwaltungsdeputa- 
tionen bietet sich in der Grafschaftsverwaltung ein sehr weiter Spielraum 
dar, wie auch die vom Council auf dieselben delegierten Befugnisse, da 
eine so häufige Berufung von Plenarsitzungen des Rates wie in Städten 
und Distrikten bei der Ausdehnung der Grafschaften nicht angängig 
ist, verhältnismäßig umfassender sein dürfen und den Committees im 
Rahmen der bewilligten Etatsmittel vielfach eine ziemlich selbständige 

wendongen. Die Ausführunf]^ des Strafvollzuges ist dagegen seit 1S46 und ebenso 
die Unterhaltung von Lokalgefängnissen, weiche früher ebenfalls den Grafschaften 
bezw. den selbständigen Städten oblag, durch Gesetz von 1877 — 40 u. 41 Vict. 
c. 21 — auf den Staat übertragen. 
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Stellung gewähren, zumal wenn es sich um so bedeutende und eigen- 
artige Verwaltungszweige handelt wie die von sog. Visiting Committees 
verwalteten Irrenanstalten oder die Verwaltung des Schulwesens durch 
die im Unterrichtsgesetz von 1902 ebenfalls als obligatorische (standing) 
verfügten Education Committees. Eine notwendigerweise sehr selb- 
ständige Stellung nehmen eine besondere Art von „Joint Committees" 
ein, welchen die Verwaltung solcher Angelegenheiten übertragen ist, 
für welche sich entweder mehrere Grafschaftsräte oder eine Grafschaft 
mit Städten, namentlich auch mit County Boroughs verbinden dürfen; 
das ist besonders zur Ausführung der Gesetze über die Verhütung von 
Überschwemmungen, über Regulierung von Flüssen und zur Verhütung 
ihrer Verunreinigung, sowie für Zwecke des Fischereischutzes geschehen, 
wie auch eine ganze Anzahl Irrenanstalten von Grafschaften und 
Städten gemeinsam unterhalten werden. Eine besonders wichtige 
Stellung hat das Finance Committee, welches, als stauding Committee, 
derjenige obligatorisch vorgeschriebene Ausschuß des Plenums ist, bei 
welchem die Fäden der ganzen Verwaltung zusammenlaufen und ein 
fortlaufender Überblick über dieselbe ermöglicht wird; daher darf das 
Plenum des Grafschaftsrates über jede Ausgabe von mehr als 50Pfd.Sterl. 
nur dann Beschluß fassen, wenn ihm ein dieselbe begutachtendes Votum 
des Finanzkomitees vorliegt. Den Plenarbeschlüssen des Councils ist 
aber stets die generelle Reglementierung der Grafschaftsverwaltung 
in allen ihren Zweigen durch „standing Orders" und durch in einzelnen 
Beschlüssen niedergelegte Resolutions, die Etatsfestsetzung, die Steuer- 
ausschreibung, die Aufnahme von Anleihen und die Anstellung der oberen 
Verwaltungsbeamten der Grafschaft vorbehalten. Zu den letzteren ge- 
hören der Clerk of the Council, der County Treasurer, der Chef der Buch- 
haltung (County Accountant), der Straßen-Ingenieur (County Surveyor), 
die Inspectors of weights and measures, die beamteten Chemiker (Ana- 
lysts) zur Durchführung der Gesetze über Nahrungs- und Genußmittel, 
der Coroner und der Grafschaftsphysikus (Medical Officer of Health). *) 
Zur alleinigen Kompetenz des Grafschaftsrates gehören — 
neben der Einteilung der Grafschaft in die Polldistrikte für die Parla- 
mentswahlen, der Führung der Wählerlisten für Parlaments- und 
Grafschaftswahlen und dem Sekretariat des Wahlgeschäfts, neben der 
Vertretung der Grafschaftsinteressen im Parlament gegenüber Private 
Bills, ferner neben den Angelegenheiten, welche sich aus der Akte 
über Aufruhrschäden von 1886 und aus der Handhabung des Spreng- 
stoffgesetzes von 1875 ergeben, sowie neben der Anstellung des Coro- 



1) Die Coroners wurden bis zum Erlaß des Lokal verwaltungsgesetzcs von 18S8 
durch die Freeholders der Grafschaft erwählt. In Grafschaften, die in mehrere Sanitäts- 
inspektionsbezirke geteilt sind, werden entsprechend mehrere Grafschaftsphysiker 
und Coroners angestellt. 
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ners, der Herstellung und Erhaltung der öffentlichen Gebäude der 
Grafschaft — vor allem eine Reihe von Aufgaben auf dem Gebiet der 
Wohlfahrts- und Wirtschaftspflege: die Anstellung von Grafschafts- 
physikern; die Unterhaltung von Irrenanstalten, von Hospitälern für 
Infektionskrankheiten nach dem Isolation Hospitals Act 1893, von 
Besserungsanstalten für jugendliche Verbrecher und Zwangserziehungs- 
anstalten, von Gewerbe- und Fachschulen (technical instruction) ; Über- 
nahme der Hauptstraßen (main roads) nebst deren Brücken auf die 
Grafschaft nach dem Gesetze von 1878 mit den Befugnissen eines High- 
way Board; Bau und Unterhaltung neuer Straßen und Brücken; die 
Handhabung des Gesetzes zur Verhütung von Flußverunreinigungen 
von 1876, zu welchem Zweck mehrere Grafschaften durch Bildung 
eines Joint Committee zusammentreten können; die Handhabung des 
Tierseuchengesetzes, der Getränke- und Lebensmittelpolizei (nach dem 
Gesetz von 1875), des Maß- und Gewichtswesens (Gesetze von 1878 
u. 1889); die Anstellung eines landwirtschaftlichen Chemikers zur Unter- 
suchung von Saatgut und Düngemitteln mit dem Recht der Klage- 
erhebung gegen Fälscher; nach dem Small holdings Act von 1892 auch 
die Befugnis, ländliche Grundstücke anzukaufen und in kleinen Parzellen 
— von mindestens 1, aber nicht über 50 acres — wiederzuveräußern 
oder in Form des leasehold abzutreten; die Ausführung der AUot- 
ments Acts von 1887 u. 1890 aus eigener Initiative, im Falle die Di- 
strikt sräte entsprechenden Anträgen ihrer Steuerzahler oder Kirch - 
Spielsvertretungen nicht nachkommen; nach dem Small Dwellings 
Acquisition Act 1899 die Gewährung von Darlehen an in der Graf- 
schaft ansässige Personen zur Erwerbung eigener Wohnhäuser; end- 
lich nach dem Light Railways Act von 1896 (vorerst nur bis 1901 in 
Gültigkeit) Bau und Betrieb von Sekundärbahnen oder Beteiligung an 
bezüglichen Aktiengesellschaften. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben ist dem Grafschaftsrat das Recht 
zum Erlaß von Statuten und Reglements (bye laws) beigelegt, wie er 
dieselben im einzelnen auch an Ausschüsse oder an die Distriktsräte 
delegieren kann und letztere Befugnis besonders auf dem Gebiet der Wege- 
unterhaltung mannigfach Anwendung gefunden hat. Die Möglichkeit 
hieraus sich ergebender Beziehungen zwischen der Grafschaft und 
unteren Lokalbehörden hat noch eine Erweiterung durch die Lokal- 
verwaltungsgesetze von 1888 und 1894 erfahren: Nach ersterem Ge- 
setz ist das County Council diejenige Instanz, welche die etwa nötig 
werdenden Veränderungen in der Abgrenzung der Kirchspiele und 
Distrikte auf Grund einer gemeinsam mit einem Inspektor des Local 
Gov. Board vorgenommenen Untersuchung zu verfügen hat; die bezüg- 
lichen Orders sind von der Zentralbehörde (Local Gov. Board) zu be- 

l) 55 u. 56 Viel. c. 31. 
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stätigen, falls nicht binnen bestimmter Frist Einspruch erhoben wird. 
Nach dem Gesetz von 1894 ist der Grafschaftsrat speziell gegenüber den 
neu organisierten ländlichen Parishes die vorgesetzte Instanz in Bezug 
auf Abänderung, Teilung, Zusammenlegung von Kirchspielen, Festsetzung 
der Mitgliederzahl des Parish Council und einiger anderen Verwaltungs- 
angelegenheiten, namentlich aber fftr die Bestätigung von Kirchspiels- 
anleihen resp. für Gewährung solcher Anleihen aus Mitteln derGrafechaft. 

In Erfttllung aller dieser Aufgaben hat der Grafschaftsrat — 
unter Kontrolle des Local Government Board -- seine Finanzwirtschaft 
selbständig zu leiten, im besonderen auch die auf derselben Grund- 
lage wie die Armensteuer, nämlich dem Rentwert des ßealbesitzes 
in der Hand des Inhabers, umzulegenden allgemeinen und speziellen 
Grafschaftssteuem auszuschreiben und durch die Overseers der Kirch- 
spiele einziehen zu lassen, wie auch die Erträge der vom Staate für 
Zwecke der Lokalverwaltung überwiesenen Lizenzabgaben (für Kon- 
zerte und Tanzvergnügungen, von Brauern und Schankwirten, für das 
Führen von Wappen, das Halten von männlichen Dienstboten, Kutschen, 
Hunden, Abgaben von Jagdscheinen und Pfandleihern, neben Geld- 
strafen und Konfiskationserträgen) zunächst dem Grafechaftsrat zufließen^ 
um von diesem den verschiedenen gesetzlichen Verwendungen, zum Teil 
in dessen eigener Verwaltung, zum Teil durch Verteilung derselben 
an die anderen Lokalbehörden zugeführt zu werden. 

Als Kommunalkörper niederer Art stehen innerhalb der 
Verwaltungsgrafschaft die inkorporierten Städte, soweit diese nicht 
selbst St^dtgrafschaften sind, daneben die übrigen städtischen, die länd- 
lichen Distrikte und die ländlichen Parishes. 

Der Distrikt wurde, wie schon erwähnt, durch das Lokal ver- 
waltungsgesetz von 1894, welches in dieser Hinsicht das Gesetz von 
1888 über die neue Grafschaftsorganisation ergänzte, als einheitlicher 
Selbstverwaltungskörper organisiert, der durch einen von den Steuer- 
zahlern des Distrikts nach gleichem Wahlrecht gewählten Distrikts- 
rat unter einem wiederum vom letzteren gewählten Vorsitzenden re- 
präsentiert und verwaltet wird. Dabei ist das Wahlrecht wie die Wähl- 
barkeit zu diesen Körperschaften, und damit auch zu den Armenräten, 
auf alle Kirchspielswähler, d. h. auch auf Personen weiblichen Ge- 
schlechts ausgedehnt worden. 2) Seiner Kompetenz nach ist der Distrikt, 

1) Dagegen ist der Armenbezirk mit seinem Board of Guardians nicht in innere 
Beziehung zu der neuen Grafschaftsorganisation gebi'acht worden und bleibt der 
Umstand, daß in den ländlichen Distrikten die zu Distriktsräten gewählten Personen 
damit zugleich zu Guardians der entsprechenden Armenbezirke designiert sind, ein 
rein äußerlicher. 

2) Das gleiche Recht sollten nach einem vom ünterhause bei der Beratung 
des neuen Lokal Verwaltungsgesetzes für London im Jahre 1898 gefaßten Beschlüsse 
die ("rauen auch in den Distriktsräten der Metropole erhalten. 
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wie oben dargelegt wurde, in der Hauptsache eine Samtgemeinde 
speziell für die Zwecke der Gesundheitsverwaltung, der Baupolizei und 
des Wegewesens, 1) und sind dem Distriktsrat hauptsächlich in diesen 
Beziehungen zum Teil diejenigen Verwaltungsbefugnisse tibertragen, 
welche früher von den Friedensrichtern in den Specialsessionen erledigt 
wurden, wie namentlich die Erteilung gewisser Gewerbekonzessionen 
und damit auch die Aufsicht über lästige oder gefährliche Gtewerbe- 
betriebe. Endlich ist der Distriktsrat ermächtigt, verschiedene örtliche 
Bedürfnisse und Interessen durch Adoptierung der diese (Gegenstände 
regelnden Gesetze in den Bereich seiner Tätigkeit zu ziehen, wodurch 
er zugleich die Befugnisse entsprechender, nach jenen Gesetzen event. 
zu bildender Spezialkommissionen erhält.*^) Zufolge des Elementary 
Education (blind and deaf children) Act von 1893 haben die Distrikts- 
räte auch die Fürsorge für den Unterricht der blinden und taubstum- 
men Kinder zu übernehmen. 

Die Räte der städtischen Distrikte und als solche auch die 
Stadträte sind nach Sektion 33 des Lokal Verwaltungsgesetzes von 1894 
im besonderen ermächtigt, durch Order des Local Government Board 
sich die Befugnis zur Anstellung der Overseers und Assistant Over- 
seers und zur Entlassung der letzteren^), sowie gewisse Kompetenzen, 
Rechte und Pflichten jener Kirchspielsbeamten und ebenso die eines 
Parish Council übertragen zu lassen. Ersteres ermöglicht namentlich 
die Konzentrierung der lokalen Steuerverwaltung in der Hand der 
städtischen Distrikts- resp. der Stadträte. Die zweite Befugnis be- 
deutet, sofern von ihr (Gebrauch gemacht wird, daß verschiedene Ver- 
waltungstätigkeiten — seien es solche, deren Ausübung früher den Over- 
seers oder diesen gemeinsam mit den Churchwardens oder aber den 
Vestries zustand und daher nach dem Lokalverwaltungsgesetz von 
1894 auf das Parish Council als die ländliche Ortsbehörde übergegangen 
ist, oder solche, zu denen das letztere als Selbstverwaltungsbehörde 
des Kirchspiels erst durch das genannte Gesetz ermächtigt worden ist 
— in den Städten und städtischen Distrikten ebenfalls von den diese 
repräsentierenden Selbstverwaltungsorganen aufgenommen und so die 
Kirchspiele aus der Sphäre der städtischen Verwaltung mehr und mehr 
eliminiert werden können; dahin gehören: die Verwaltung von Wohl- 
tätigkeitsanstalten, Herstellung und Unterhaltung von Fußwegen, 



1) Über den lohalt der GesundheitsgesetzgebuDg speziell für die städtischen 
Distrikte vgl. obenS. 52 u. 54 f. ; für städtische wie ländliche Distrikte kommen dabei auch 
verschiedene jüngere Spezialgesetze betr. Tierseuchen (von 1878 u. 1886) sowie betr. 
Infektionskrankheiten (von 1S89 u. 1890) in Betracht, welche das Meldewesen be- 
züglich derselben und die Ergreifung von Vorbeugungsmaßregeln vorschreiben. 

2) Vgl. oben S. 53, Anm. 1, wo eine Anzahl derartiger Gesetze aufgezählt ist 

3) Die Entlassung der Overseers ist der Aufsichtsbehörde vorbehalten. 
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Übelnähme geschlossener Kirchhöfe (Church yards), Aufbewahrung der 
Kirchspielsbücher und Kirchspielsakten^ Ausführung der sog. Adoptive 
Acts, sowie des Allotments Act von 1887 u. a.^ 

Diese Bestimmungen bieten eine beachtenswerte Handhabe, um 
die immer noch bestehende Vielheit und Mannigfaltigkeit von Kompe- 
tenzen verschiedener Körperschaften in der Hand der eigentlichen 
kommunalen Lokalbehörden zu vereinigen, ohne daß denselben damit 
durchweg neue, ihnen bisher ganz fremde Verwaltungsgebiete er- 
schlossen würden. Denn die Anwendung der sog. Adoptive Acts stand 
den städtischen Distrikts- und Stadträten als solchen auch bis dahin 
schon ebenso zu wie die Befugnis, auf Grund des Allotments Act von 
1887 2) Grundstücke zum Zweck der Parzellierung, eventuell im Wege 
der Zwangsenteignung zu erwerben und dieselben in Parzellen bis 
zu 1 acre Größe an Personen der arbeitenden Klassen zu übertragen. 
Diese sozialpolitische Aufgabe, die ihnen gegenüber dem Arbeiterstande, 

1) Von diesen Bestämmnngen ist alsbald nach dem Erlaß des Gesetzes von 
1S94 ein ziemlich umfassender G^Bbrauch gemacht worden. In den drei Verwaltungs- 
Jahren von 1895/96 bis 1897/98 sind durch Orders des Local Government Board — 
vgl. dessen 24., 25., 26. und 27. „Report^ p. LXI resp. XLII, XLVIl u. LX — an 
Stadträte und städtische Distriktsräte übertragen worden : das Recht der Ernennung 
von Overseers in 856, von Assistant Overseers in 824 Fällen, verschiedene Befug- 
nisse von Overseers in 261, von Vestries in 834 Fällen — unter letzteren gleich 
1895/96: 20 Fälle, in denen die Befugnisse, welche bis dahin zufolge des Poor rate 
Asseesment and GoUection Act von 1869 durch hauptstädtische Vestries ausgeübt worden 
waren, auf die Councils der betr. Distrikte übertragen wurden — femer die Befugnis 
zur Übernahme von Wohltätigkeitsansialten in 897, von closed church yards in 
104, zur Archivierung der Kirchspielsdokumente in 84, zur Herstellung und Unter- 
haltung von Fußwegen in 80 Fällen usw. Übrigens liegt auf der Hand, daß obige 
Bestimmungen des Gesetzes von 1894 für die städtischen Distrikte, welche in der 
Hauptsache nur G^undheits- und< Wegeverwaltungsbezirke und vielfach aus einer 
Mehrheit ländlicher Parishes erwachsen sind, daher auch für die Me^opole eine 
größere Bedeutung als für die zugleich auf der Städteordnung beruhenden Munizipal- 
körperschaften haben müssen. Vielfach werden für die Entwicklung der städtischen 
Eommunalkörperschaften diese Befugnisse allerdings nur dann wichtig, wenn der 
Bezirk der Poor law Ilpion mit dem der Stadt resp. des städtischen Distrikts zu- 
sammenfällt; da das gegebenenfalls aber nur durch ein besonderes Lokalgesetz zu er- 
möglichen ist, wird die Übertragung der erwähnten Rechte in zahlreichen Fällen 
auch mittels eines solchen geschehen. 

2) 50 u. 51 Vict c 48, mit einer Novelle von 1890. Wenn außerdem auch die 
Housing of the Working Classes Acts von 1890 u. 1894, welche den Distiiktsräten 
gewisse Befugnisse behufs Beschaffung gesunder Arbeiterwohnungen erteilen, sich 
auf städtische wie ländliche Distrikte beziehen, so ist doch deren praktische An- 
wendung in den letzteren bislang nur von ganz untergeordneter Bedeutung gewesen, 
wogegen in den städtischen Distrikten und besonders in den Städten auf Grund 
dieser Akte jährlich namhafte Summen aufgewendet werden. In zwei Städten 
kommen in dieser Beziehung noch spezielle Lokalgesetze in Betracht: der Hudders- 
field Improvement Act von 1880, Sektion 76, mit Bezug auf Arbeiterwohnungen, und 
der Liverpool Sanitary Act von 1846, mit Bezug auf Handwerkerwohnungen. 
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wie die analoge gegenüber dem bäuerlichen Grundbesitz den Graf- 
schaften zugewiesen ist, teilen sie, ebenso wie die Befugnis zur An- 
nahme verschiedener anderer Gesetzesakte, sowohl mit den ländlichen 
Distriktsräten wie auch mit der ländlichen Ortsgemeinde, der Parish^ 
worauf bei dieser zurückzukommen sein wird. — Durch das Unter- 
richtsgesetz von 1902 sind neuerdings, wie weiter oben ausgeführt 
wurde, in den städtischen Distrikten mit mehr als 20000 Einwohnern 
dem Distriktsrat auch die Befugnisse eines School Board übertragen. 

Entsprechend diesen Verwaltungskompetenzen sind dem Distrikts- 
rat die finanziellen Befugnisse der Vermögensverwaltung des Distrikts, 
der Schuldenaufnahme für gesetzlich ihm zustehende Aufgaben, sowie 
der Steuerbewilligung verliehen, indem er in letzterer Beziehung sowohl 
die Highway rate wie District rates für seine sonstigen Zwecke auf 
der Basis der Armensteuer umzulegen und zu erheben hat. Dagegen 
ist festzuhalten, daß der Distrikt als solcher nichts mit der Sicherheits- 
polizei und der Unterhaltung der Polizeimannschaften zu tun hat, diese 
vielmehr in allen ländlichen Distrikten ausschließlich zur Kompetenz 
der Grafschaft gehört, während von den städtischen Distrikten in dieser 
Beziehung nur die inkorporierten Städte als solche mit der Grafschafts- 
verwaltung konkurrieren. Ebenso hat, im Unterschiede von den Muni- 
cipal Boroughs, kein städtischer oder ländlicher Distrikt eine besondere 
Friedensrichterkommission; nur die Chairmeu der städtischen Distrikt 
Councils sind während des Jahres ihrer Amtsdauer ex officio zugleich 
Friedensrichter und können außerdem städtische Distrikte von mehr 
als 25 000 Einwohnern, wie die Munizipalstädte, auf Grund des Stipen- 
diary Magistrates Act von 1863 einen besoldeten Polizeirichter an- 
stellen. Bis auf diese zwei Punkte besteht in dem Aufgabenkreise 
der städtischen Distrikte und der inkorporierten Städte ebenso wie in 
Bezug auf die innere Organisation des Verwaltungsdienstes und der 
Beamtenschaft beider kein wesentlicher Unterschied. 

Der Rechtsbegriff der Stadt (municipai borough) beruhte früher 
auf Inkorporationscharters, welche jeweilig den einzelnen Orten erteilt 
worden waren und denselben, neben dem Rechte der Vertretung im 
Parlament, hauptsächlich den Charakter besonderer Bezirke für die Ge- 
richts- und Polizeiverwaltung verliehen. Für diese inkorporierten Städte 
war i. J. 1835 die erste allgemeine Städteordnung erlassen worden, 
welche die Verwaltung derselben in die Hand eines aus der Wahl der 
Bürgerschaft hervorgegangen Stadtrats (borough Council) legte und letz- 
terem mit der allgemeinen Befugnis, im Namen der Stadt zu handeln 
und deren Rechte wahrzunehmen, im besonderen als seine Funktionen 
beilegte : die Verwaltung des städtischen Vermögens, die Ausschreibung 
der städtischen Steuern (der borough rate) und die Verausgabung der 

!) Municipai Corporation Act 1835, 5 u. 6 Will. IV. c. 76. 
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städtdschen Einkünfte zn den gesetzlich bestimmten Zwecken. Die 
Zahl dieser Zwecke, soweit sie den Städten allgemein oblagen, war 
aber sehr gering, nämlich: Tilgung und Verzinsung der städtischen 
Schuld, Zahlung der Beamtengehälter, Unterhaltung der lokalen Poli- 
zei, des Stadtgefängnisses und der Gefangenen, Führung der Bürger- 
liste und einige andere weniger wichtige Aufgaben. Für diejenigen 
Städte, denen das Recht einer besonderen Friedensrichterkommission, 
einer Sessional Division, oder aber das Becht eines Court of Quarter 
Sessions verliehen war, kam dazu noch die Besoldung eines Polizei- 
richters bzw. des von der Krone ernannten Recorder. Wenn auch da- 
neben den Stadträten das Recht zum Erlaß örtlicher Statuten (bye 
laws) sowie zur Ernennung von Verwaltungsausschüssen aus seiner 
Mitte für die Wahrnehmung der einzelnen Verwaltungszweige beige- 
gelegt war, so blieb der Wirkungskreis des Stadtrates tatsächlich doch 
immer noch sehr beengt. Besonders war ihm das große Gebiet der 
Wohlfahrts- und Wirtschaftspflege nach wie vor nur auf dem Wege 
der Einbringung lokaler Spezialbills beim Parlamente zugänglich, und 
mußte dieser Umstand, zumal nach richterlicher Entscheidung die Steuer- 
zahler mit den Kosten derartiger Private Bills nicht ohne weiteres be- 
lastet werden durften >), der Einheitlichkeit der Verwaltung namentlich 
auch in denjenigen Orten Abbruch tun, auf welche die Städteordnung 
von 1835 erst später ausgedehnt wurde, und deren einzelne Teile etwa 
schon vorher mittels Local Acts Organisationen — sog. Commissioners 
— für einzelne Verwaltungsaufgaben erhalten hatten.^) So fehlte dem 

1) Vgl. oben S. 46. 

2) So z. B. Binningham, welches i. J. 1887 unter Vereinigung von drei Ge- 
meinden mit zus. rund 180000 Einwohnern Stadtverfassung erhielt, während zu- 
gleich die in den einzelnen Teilen damals vorhandenen Kommissionen, welchen die 
Sorge f&r Pflasterung, Reinigung und Beleuchtung der Straßen, ffir das Nachtwacht- 
wesen, die öffentlichen Gebäude, das Markt- und Verkehrswesen oblag, noch bis 
1851 bestehen blieben, so daß die Kompetenz der Stadt als solcher bis dahin im 
wesentlichen auf das Recht eines Court of Quarter Sessions, eines eignen Friedens- 
gerichts beschränkt blieb. — Die Verwaltung Liverpools war 1846 fast nur durch 
Local Acts geregelt, die dann in einem Consolidation Act vereinigt wurden. Bir- 
mingham führte eine entsprechende Konsolidation seiner Lokalgesetze i. J. 1882 durch. 
Über den Mangel des Munidpal Corporation Act von 1835, der darin lag, daß er 
die vielen auf Grund von Lokalgesetzen gebildeten Spezialverwaltungsorganisationen 
nicht beseitigte, vgl. auch J. Rm)iJCH, Engl. Lokalverwaltung, S. 360. — Auch die 

•spätere G^eeetzgebung hat noch vielfach hemmend auf die Entwicklung der städtischen 
Verwaltung gewirkt; so gestattete Public Health Act von 1848 den Lokalbehörden 
nicht, eigne Wasserwerke anzulegen, wenn eine Privatgeeellsdiaft zu diesem Zwecke 
bereits im Distrikt vorhanden und bereit war, die Wasserversorgung nach den ge- 
setzlichen Vorschriften zu übernehmen; den gleichen Schutz gewährten den Privat- 
gesellschaften auch die Gesundheitsgesetze von 1858 u. 1875. Den Ankauf privater 
Gas- und Wasserwerke gestattete Borough Funds Act von 1872 den Städten nur unter 
der Bedingung, daß sämtliche Hauseigentümer und Steueizahler derselben zustimmten, 
V. Kauvmahn, Kommunal flnMiien. 6 
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formalen Rechte, welches dem Stadtrat durch die Städteordnung von 
1835 verliehen worden war, zunächst der materielle Inhalt. Diesen 
Inhalt erhielt die Kompetenz der Stadträte, außer durch die hier und 
dort schon früher extrahierten, immer häufiger werdenden Lokalgesetze, 
erst allmählich durch eine Reihe von Gesetzgebungsakten, welche 
die einzelnen Zweige der lokalen Verwaltung regelten, vornehmlich, 
wie oben gezeigt ist, durch die G^etzgebung über das Gresundheits- 
und Wegewesen, welche dem Stadtrat als solchem die Befugnisse des 
Distriktsrates für den städtischen Distrikt übertrug, i) Die verschie- 
denen seit 1835 erlassenen Gesetze sind dann, so weit sie die allg. Ver- 
fassung und Verwaltung der Städte betrafen, in der Städteordnung von 
1882 konsolidiert worden* Durch das Lokalverwaltungsgesetz von 1888 
wurde sodann das Verhältnis der Städte zur Grafischaftsverwaltung in 
allgemeingültiger Weise geregelt, und ist durch das Gesetz von 1894, 
welches die Distriktsräte zur Übernahme der Funktionen bis dahin für 
spezielle Zwecke bestehender Boards ermächtigt, damit in gleicher 
Weise auch den Stadträten eine Handhabe gegeben, die Verwaltung 
der verschiedenen kommunalen Auj^benzweige immer mehr in ihren 
Händen zu vereinigen. 

Aus der Stellung der englischen Stadt zur Grafschaft ergibt sich 
eine Differenzierung ihrer Kompetenzen insofern, als zu den Befugnissen, 
wie sie allen Städten zufolge der Städteordnung und als städtischen 
Distrikten zustehen, für die Stadtgrafschaften die Befugnisse des Graf- 
schaftsrats hinzutreten^), während für die kleinsten Städte eine Ein- 
schränkung ihres Aufgabenkreises hinsichtlich der Polizeiverwaltung 
eingetreten ist. Nach dem Gesetz von 1888 sind die Städte von 50000 
und mehr Einwohnern, sowie diejenigen, welche schon früher eigene 
Grafschaften bildeten — im ganzen gegenwärtig 69 Städte 3) — selb- 
ständige Verwaltungsgrafschaften, für welche der Stadtrat zugleich 
als Grafischaftsrat fungiert. Die übrigen Städte bilden als städtische 
Distrikte zwar Bestandteile der Verwaltungsgrafechaften, doch hat 



wie derselbe die Errichtang derartiger Werke als EonkurrenzuntemehmeD abermals 
untersagte. Daher gelang es dem Stadtrat von Birmingham erst im Jahre 1873, die 
dortigen Gas- o. Wasserwerke zu erwerben und damit freie Bahn für den jüngeren 
Aufschwung der Stadt zu erlangen. Vgl. hierzu Huoo, Städteverwaltung und Muni- 
zipalsozialismus in England, Stuttgart 1897, passim; über die verschiedenen Arten 
von Gesetzen, Local Acts und Adoptive Acts, welche neben der Städteordnung u. 
der Gesundheitsgesetzgebung den Wirkungskreis der Munidpal Boroughs bestimmen, 
namentlich auch J. Redlich a.a.O. S. 253 ff.; die auf die Städte bezüglichen Ge- 
sundheitsgesetze sind bei letzterem a. a. 0. S. 254, Anm. 1 zusammengesteUt 

1) Das betont auch Eedlich, Engl Lokal Verwaltung, S. 862 ff. 

2) VgL oben S. 72. 

3) Darunter 18, welche auch schon früher durch Privileg als sog. Counties 
Corporate von der alten Grafschaftsverwaltung eximiert waren. 
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der Stadti'at in denjenigen von ihnen, die zugleich eigene Friedens- 
richterkonimissionen haben, för das Gebiet der Stadt die administrativen 
Befognisse in gleichem Umfange wie der Qrafschafbsrat Andererseits 
besteht ein Unterschied anter den der Qra&chaft unterstellten Städten 
insofern, als nur die Städte von 10000 und mehr Einwohnern eine 
•eigene Polizeiverwaltung haben, nicht aber die kleineren Städte. 

Im übrigen wurde die Ausdehnung des Aufgabenkreises der Städte 
bei dem zentralisierenden Charakter, den die englische Eommunal- 
gesetzgebung mehr und mehr angenommen hat, besonders durch den 
Umstand begünstigt, daß in den Stadträten ein auf den Grundsätzen 
der modernen Selbstverwaltung beruhendes Organ gegeben war, dem 
Alle die lokalen Funktionen aufgetragen werden konnten, für welche 
man sich früher und in der ländlichen Gemeinde noch bis in eine 
jüngere Zeit mit Spezialkommissionen oder anderweitig hatte behelfen 
müssen. So waren z. B. die trustees administrativer oder wohltätiger 
Art, d. h. Hospitäler und wohltätige Stiftungen, früher dem Lord- 
kanzler unterstellt gewesen, welcher die Verwaltungskuratorien der- 
selben ernannte; nach der Städteordnung von 1882 i) ist dagegen die 
Möglichkeit gegeben und tritt seitdem auch das Bestreben hervor, 
^Iche Institute unter die Kontrolle des Stadtrates zu bringen. 

Die heutigen Funktionen der städtischen Korporationen resp. der 
dieselben vertretenden Stadträte lassen sich im wesentlichen unter 
folgenden Punkten zusammenfassen: 

1. Auf dem Gtebiete der Militärverwaltung können nur denjenigen 
wenigen Städten Aufgaben erwachsen, welche schon von Alters als 
€ounties Corporate selbständige Stadtgrafschaften mit einem Sheriff 
und damit einen eigenen Milizbezirk bilden.^) 

2. Auf dem Gebiet der Rechtspflege haben alle Städte die niedere 
Straf- und Zivilgerichtsbarkeit und die Voruntersuchung in Sti'afsachen 
in dem Umfange, wie solche den einzelnen Friedensrichtern und den 
Petty Sessions zusteht, und sind der jedesmalige Mayor, sowie sein 
unmittelbarer Amtsvorgänger kraft ihres Amtes zugleich ;Friedens- 
richter für den Stadtbezirk. Dabei hat sich in den größeren Städten 
die Notwendigkeit herausgestellt, für die Wahrnehmung dieser niederen 
Gerichtsbarkeit erster Instanz, die auch die Verhängung von Polizei- 
Strafen für Übertretungen in sich begreift, besoldete Polizeirichter 
(stipendiary magistrates) anzustellen, von welcher, schon durch die 
Städteordnung von 1835 verliehenen Befugnis bisher 21 Städte Ge- 
brauch gemacht haben. Die Stadtgrafschaften und diejenigen Städte, 
denen das Recht der friedensrichterlichen Quartalsitzungen verliehen ist, 
haben für die lokale Rechtspflege in entsprechend weiterem Umfange 

1) Municipal Corporation Act 1882, Th. VI § 133 ff. 

2) Vgl. oben S. 73. 
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ZU sorgen und zu dem Zweck f&r die Geschäfte derselben einen Be- 
corder zu besolden und außerdem einen Coroner zu ernennen und nach 
Maßgabe seiner Tätigkeit zu remunerieren, i) Dazu erwachsen den 
Städten die Kosten für die Unterhaltung der Gerichtskanzleien und 
die Bemunerierung der Clerks of the Peace. 

3. Auf dem Gtebiete der inneren Verwaltung im engeren Sinne 
steht den Städten 

a. Die Polizeiverwaltung mit der oben (S. 83) bezeichneten Be- 
schränkung zu, d. h. die Unterhaltung der Polizei- und Arrest- 
lokale, die Anstellung und Besoldung (inkl. Pensionen) der Polizei- 
mannschaften und die Tragung der sonstigen sächlichen Polizei- 
kosten. Indessen werden diese Befugnisse nicht unmittelbar vom 
Stadtrat ausgeübt, sondern — wie in der Grafechaftsverwaltung — 
durch ein Joint Committee, welches sich aus Bevollmächtigten 
des Stadtrats und aus den Friedensrichtern des städtischen Be- 
zirks zusammensetzt. — Das Nachtwachtwesen regelt dagegen 
der Stadtrat auf Grund des Watching Act durch sein Watch Com^ 
mittee ganz selbständig. 

b. In der Wohlfahrtspflege ist dem Stadtrat ein ergiebiges Feld 
seiner Tätigkeit eröffnet, indem er in seiner Eigenschaft als 
städtische Behörde resp. als Grafschaftsrat Irrenanstalten ^ ge- 
werbliche und technische Unterrichtsanstalten, Besserungs- und 
Armenschulen unterhalten oder subventionieren kann, während 
er in seiner Eigenschaft als Distriktsrat die gesamte Gesundheits- 
und Wegegesetzgebung ^) nebst den sonstigen den Distriktsräten 
zugewiesenen Aufgaben zur Ausführung zu bringen hat, einschl. 
der bereits das sozialpolitische Gebiet streifenden Befugnis, un- 
gesunde Häuser und Stadtviertel zu beseitigen und andererseits 
für die Beschaffung von Wohnungen und Heimstätten für die 
arbeitenden Klasse Sorge zu tragen. 3) 

Pflasterung, Reinigung und Beleuchtung der Straßen, die Bau- 
polizei, das Feuerlöschwesen, das Abfuhrwesen, das Begräbniswesen,. 
Marktwesen u. s. w. unterliegen der Reglementierung durch den Stadt- 
rat, der zugleich unter Beobachtung der entsprechenden gesetzlichen 
Bestimmungen Elektrizitäts-, Gas-, Wasser- und Kanalisationswerke,^ 
Schlachthäuser, Friedhöfe und Leichenhäuser, Düngerdepots, Anstalten 



1) Vgl. oben S. 75. Im Jahre 1894 gab es 105 Städte mit besonderer Friedens- 
kommission und zugleich mit Quarter Sessions, 128 Städte nur mit besonderer Friedens- 
kommission, während 75 Städte in bezug auf die Gerichtsbarkeit nur Bestandteile 
der Grafschaften waren. 

2) Über den Inhalt der Gesundheitsgesetzgebung bezüglich der städtischen 
Distrikte vgl. oben S. 78, Anm. 1 u. 2. 

3) Vgl. oben S. 79. 
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f&r Abfallverbrennang u. a. selbst anlegen resp. in eigene Regie über- 
nehmen darf. 

Ebenso kann die Anlage nnd Unterhaltung von Museen, öffent- 
lichen Bibliotheken, neuerdings auch Turnhallen, von Bädern und 
Waschhäusern, von öffentlichen Parks und Erholungsplätzen, die Ver- 
waltung bestimmter wohltätiger Stiftungen durch Annahme der be- 
treffenden Adoptive Acts in die Eompetenzsphäre des Stadtrats gezogen 
werden. 

Auf dem Gebiet der Wirtschaftspflege steht ihm nicht nur die 
polizeiliche Regelung des Verkehrswesens sowie die Gtewerbepolizei 
nach den Befugnissen der Distriktsräte zu, sondern ist er auch er- 
mächtigt, die Anlage und Erhaltung von Verkehrsanstalten: als 
Straßenbahnen, Brücken und Fähren, Märkten und Markthallen, Häfen, 
Uferanlagen, Docks, Kanälen in den Bereich seiner Tätigkeit zu 
ziehen. 

Dagegen war die Verwaltung der öffentlichen Volksschulen bis 
zum Erlaß des Unterrichtsgesetzes von 1902 nicht, wie weiter oben 
ausgeführt wurde, dem Stadtrat, sondern einer besonderen neben ihm 
bestehenden Vertretung der städtischen Steuerzahler, dem School Board, 
anvertraut 2) Der Stadtrat hatte für die Ausführung der Schulgesetze 
und der Verfügungen der staatlichen Unterrichtsbehörde mittels eines 
von ihm zu bestellenden School Attendance Committee nur in denjenigen 
Städten zu sorgen, in denen dem Elementarunterricht durch andere 
als von öffentlichen Korporationen unterhaltene Schulen genügt wurde 
und daher ein School Board nicht vorhanden war. Die Mittel für die 
Bestreitung der Volksschulausgaben, soweit sie durch die städtische 

1) Auch in England macht sich mehr und mehr das Bestreben geltend, der- 
artige Einrichtungen, welche, wie Beleuchtungsanlagen, Wasserwerke und Straßen- 
bahnen, teils durch ihre unmittelbare Bedeutung für kommunale Bedürfnisse (öffent- 
liche Beleuchtung, Wasserlieferung für die öffentlichen Zwecke der Straßenreinigung, 
des Feuerlöschwesens etc.)» teils durch die Inanspruchnahme des städtischen Straßen- 
köipers fCbr Leitungs- und Greleisanlagen mit den öffentlichen Interessen in enger Be- 
ziehung stehen, zu kommunaUsieren. Bereits Tramways Act von 1S70 — 38 u. 84 
Vict c 78 -> hat den Kommunen das Recht erteilt, Straßenbahnanlagen nach 
21 jährigem Bestehen gegen Erstattung des schiedsrichterlich festzustellenden Wertes 
erwerben zu dürfen; doch hat es sich hier wie anderwärts als schwieriger heraus- 
gestellt, derartige einmal bestehende Anlagen in öffentliches Eigentum zu verwandeln, 
als neue Anlagen von vom herein durch die öffentlichen Organe ins Leben zu rufen. 
So befanden sich im Jahre lSd7 in England von 159 städtischen Tramwaynetzen 
erst 42 im Eigentum von Gemeinden, von denen auch nur 8 Städte (Birmingham, 
Blackpool, Glasgow, Hüll, Huddersfield, Leeds, Plymouth und Sheffield) ihre Straßen- 
bahnen in eigenem Betriebe hatten, wogegen drei Viertel aller Elektrizitätswerke 
von den Gemeinden selbst betrieben werden. Vgl. Cürtis, Street Railwajs in re- 
lation to the public, in der ^Jale Review*", Mai 1897, auch „Zeitschrift f. Klein- 
bahnen"", 1897, S. 565. 

2) Vgl. oben S. 61ff. 



Digitized by 



Google 



SQ I. Abschnitt Aufgaben und Ausgaben der Eommunalkörperschaften. 

Besteuerung zu decken sind, wurden aber in der Finanzwirtschaft des 
Stadtrats aufgebracht und den Schulbehörden überwiesen. Durch das 
-Gesetz von 1902 sind nunmehr in allen Städten von mehr als 10000 Ein- 
wohnern dem Stadtrat auch die Funktionen der lokalen Schulbehörde 
übertragen. Die Fürsorge für den Unterricht blinder und taubstummer 
Kinder liegt den Stadträten in ihrer Eigenschaft als Distriktsräte ob.*) 
Ausgaben der Stadträte für andere allgemeine UnterrichtsanstaJteD 
fanden sich bislang nur in verhältnismäßig geringem Maße vor. 

Das Armen wesen steht, woran nochmals erinnert sei, in gar 
keiner Beziehung zur städtischen Verwaltung als solcher, wenn auch 
die Lasten desselben, abgesehen von der räumlichen Verschiedenheit 
der Union- und der Stadtbezirke, den gleichen Kreis von Steuerzahlern 
treffen wie die Bedürfnisse der Stadtverwaltung. Nur die Stadtgraf- 
schaften haben, seit durch die Reformgesetze von 1888 die Verteilung 
der Subventionen für die Besoldung der Armenschullehrer, für die 
Kosten der Personenstandsregistrierung und der Irrenunterhaltung und 
für die Besoldung der Armenbezirksbeamten auf die Grafschaftsräte 
übertragen ist, finanzielle Beziehungen zu den Armenbehörden. 

In Erfüllung aller dieser sachlichen Aufgaben hat der Stadtrat 
die gesamte städtische Verwaltung zu organisieren und zu leiten, die 
Interessen der Stadt vor den Gerichten und dem Parlamemt zu ver- 
treten, die städtischen Wahlen zu leiten, Verwaltungsausschüsse aus 
seiner Mitte zu ernennen, ortsstatutarische Bestimmungen zu erlassen, 
die städtischen Gebäude und Bureaus zu unterhalten, die Beamten an- 
zustellen und zu besolden, darunter von höheren Beamten den Stadt- 
schreiber oder Stadtsyndikus (town Clerk), die leitenden Beamten der 
verschiedenen Verwaltungsdepartements (heads of departement) und 
den Schatzmeister (treasurer), während die sonstigen leitenden Funk- 
tionen, wie das Amt des Mayor, der diesem zur Leitung der Wahlen 
und Entscheidung von Reklamationen über die Wahllisten beigegebenen 
Assessors und die Funktionen der Eechnungsprüfer (auditors) von 
dazu gewählten Bürgern im Ehrenamte versehen werden. ^J 

In finanzieller Beziehung ist der Stadtrat für die Verwaltung des 
städtischen Vermögens und die Ausschreibung der städtischen Steuern ^\ 
Erhebung von sonstigen Gebühren und Abgaben, sowie für die Auf- 
nahme von Anleihen zuständig, unterliegt dabei aber einer staatlichen 
Kontrolle von zwei Seiten : Alle Anleihen, welche der Stadtrat in seiner 



1) Vgl. oben 8. 78. 

2) Doch erhalten neuerdings die gewählten Rechnungsprüfer vielfach eine Be» 
muneration von tOO— 200 Pfund jährlich. 

8) Über die durch das Lokalverwaltungsgesetz von 1894 gegebene Möglich* 
keit, die Steuerverwaltung auch in ihrer untersten Instanz, dem Steuererhebongs* 
bezirk des Kirchspiels, mit dem Overseer zu kommunalisieren, vgl. oben S. 78. 
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Eigenschaft als Gesundheitsbehörde resp. als Distriktsrat aufnimmt, 
bedürfen der Genehmigung des Local Government Board, der auch die 
Ausführung dieses Zweiges der städtischen Verwaltung überwacht und 
jährlich einen Rechnungsabschluß über das gesamte städtische Finanz- 
gebaren erhält, wogegen für andere Anleihen sowie für Veräußerung 
oder Ankauf von Grundeigentum seitens der Stadt die Genehmigung 
des Schatzamts oder des Parlaments mittels Spezialgesetzes nötig ist, 
außer wenn es sich um Ankauf von Grundstücken bis zu 5 acres 
(2,5 ha) zum Zwecke der Errichtung städtischer Gebäude handelt. 

War so die englische Kommunalgesetzgebung allmählich auf dem 
empirischen Wege praktischer Fortbildung dazu gelangt, die kommu- 
nale Verwaltung in einem gegliederten System von Grafschaften, 
Städten, städtischen und ländlichen Distrikten zu organisieren, so 
konnte damit die Entwicklung auf dem platten Lande doch nicht als 
abgeschlossen gelten. Der ländliche Distrikt — nicht nach seinem Auf- 
gabenkreise, aber nach seiner Größe und Zusammensetzung etwa mit 
dem preußischen Amtsbezirk vergleichbar — war doch immer noch 
zu groß, um als einfachste Zelle kommunaler Gliederung dienen und 
das Kommunalleben in seinen untersten Verästelungen genügend er- 
fassen zu können. Mochte der ländliche Distrikt und der mit ihm 
mehr oder weniger zusammenfallende Armenbezirk sich für die Er- 
füllung der weitere Kreise berührenden Aufgaben des Gesundheits- 
und Wege Wesens, der Baupolizei und des Armenwesens bewähren, so 
blieben daneben doch noch eine ganze Anzahl gemeinsamer öffentlicher 
Bedüi-fiiisse zu erfüllen, welche, wie öffentliche Beleuchtung, Nacht- 
wachtwesen und Flui'schutz, Begräbniswesen oder die Bereitstellung 
einfacher gemeinnütziger Anstalten, als Volksbibliotheken, öffentliche 
Bäder, Waschhäuser u. dergl., zu eng mit den Bedingungen unmittel- 
barer örtlicher Nachbarschaft zusammenhängen und durch diese diffe- 
renziert werden, als daß sie vom ländlichen Distrikt für dessen Ge- 
samtheit hätten befriedigt werden können. Die ländliche Parish 
aber war, soweit sie sich nicht etwa durch ihre Größe und Leistungs- 
fähigkeit dazu eignete, für sich eine Union und in der Folge einen 
ländlichen Distrikt zu bilden, in der alten Bedeutungslosigkeit als 
unterster Steuererhebungs- und Polizeiexekutionsbezirk stehen geblieben 
und mußte, um das System des Verwaltungsgesetzes von 1888 zur 
Vollendung zu bringen, als Selbstverwaltungskörper erst organisiert 
werden. Das ist durch das Lokal Verwaltungsgesetz von 1894 ge- 
schehen. 

1) Die neue Organisation der Parish war in der deutschen Literatur — vergl. 
y. RfiTZENSTEiN, Das kommunale Finanzwesen (in Schönbebgs „Handbuch der 
polit. Ökonomie", IV. Aufl., 1898, Bd. III s, S. 8) und G. Meyer, Die Behörden- 
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Nach demselben ist in jeder Civil Parish, die nicht in einem 
städtischen Distrikt liegt, d. i. in jedem ländlichen Bezirk, der einen 
selbständigen Hebebeziik der Armensteuer bildet oder für den beson- 
dere Overseers ernannt werden, die zu mindestens jährlichen Sitzungen 
zusammentretende Gemeindeversammlung (Parish Meeting), zu welcher 
alle Gemeindewähler (auch Frauen) gehören, die konstitutive Beschluß- 
behörde, welche in solchen Ortschaften von 300 und mehr Einwohnern 
einen (Semeinderat (Parish Council) zu wählen hat, einen solchen mit Zu- 
stimmung resp. auf Beschluß des Grafschaftsrats aber auch in kleineren 
Gemeinden wählen kann. Letzteres hat in der Regel dann zu ge- 
schehen, wenn das Parish Meeting von dem nach Sect. 7 des Gesetzes 
ausschließlich ihm zustehenden Rechte (gebrauch macht, gewisse Pai'la- 
mentsakte betreffend die Lokalverwaltung, nämlich den Lighting and 
Watching Act von 1833, die Baths and Washhouse^ Acts von 1846 und 
1882, die Burial Acts von 1852 und 1885»)? den Public Improvements 
Act von 1860, Open Spaces Act von 1887 und den Public Libraries 
Act von 1892 — anzunehmen, in welchem Falle das gewählte Parish 
Council der gesetzmäßige Träger der aus diesen Gesetzen sich er- 
gebenden Befugnisse wird. 2) Kirchspiele ohne ein Parish Council 
dürfen nämlich keinen besoldeten Gemeindebeamten anstellen; da nun 
die Ausführung derartiger Gesetze, wie die vorbezeichneten, lediglich 
durch ehrenamtliche Betätigung der Gemeindemitglieder kaum aus- 
führbar ist, andererseits die Annahme derselben in der Regel bereits 
eine größere Leistungsfähigkeit resp. eine gewisse Größe der Gemeinde 
zur Voraussetzung hat, so ist zur Ausführung solcher Lokalgesetze 
eine ständige Gemeindevertretung (ein Council) eine Notwendigkeit. 
Andererseits darf das Parish Meeting aus seiner Mitte Verwaltungs- 
deputationen (Committees) ernennen auch für die Verwaltungsangelegen- 
heiten einer Kleingemeinde ohne Council. 

Organisation des Innern (ebendort S. 260) ~ bisher nur sehr summarisch erwähnt 
worden; so schien es geboten, dieselbe hier verhältnismäßig ausführlicher zu behandeln. 
Neuerdings flndet sich eine ausfGhrliche Darstellung bei Redlich a. a. 0. S. 546 ff. 

1) Durch Annahme der Burial Acts erhalten die Parishes u. a. die Befugnis, 
sich behufs Regelung des Begräbniswesens mit benachbarten Parishes zu vereinigen, 
in welchem Falle aus BevoUmächtigten der beteiligten Gemeinden resp. deren Ck)un- 
cils ein Joint Committee gebildet wird. 

2) Auf die Bestimmungen des Gesetzes, welche es — immer unter Beschluß resp. 
Genehmigung des Grafschaftsrats — ermöglichen, entweder mehrere Kirchspiele 
unter 800 Einw. zusammenzulegen oder Kirchspiele, namentiich sofern sie teils in 
städtischen, teils in ländlichen Distrikten liegen, zu teilen oder einzelnen separierten 
Wohnkomplexen einer Parish innerhalb derselben für emzelne Aufgaben eine 
Sonderstellung zu ermöglichen (besonderes Meeting, das den Beschlüssen des Parish 
Council in gewissen Fällen zustimmen muß oder für sich allein einzelne Adoptiv- 
gesetze annehmen und dazu ein Spezialkomitee bestellen darf), kann hier nur hin- 
gedeutet werden ; näheres darüber bei Redlich a. a. 0. S. 555 ff. 
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Das aktive und passive Wahlrecht steht sämtlichen Steuerzahlern 
des Kirchspiels, auch weiblichen Personen, nach gleichem Stimmrecht 
zu. Das Parish Council, anfangs jährlich, seit 1899 auf drei Jahre 
gewählt, hat in Übernahme aller nicht kirchlichen Funktionen der 
Vestries fftr die allgemeinen Bedürfnisse der Gemeindeverwaltung 
(Anstellung von Gemeindeschreibern, Steuererhebern [Ovörseers und 
Assistant Overseers], Unterhaltung des Gemeindebureaus, der Feuer- 
löschgeräte u. s.w.) zu sorgen und stehen ihm nach Sektion 6 des Gesetzes 
von 1894 im besonderen auch die Befugnisse der früheren Overseers 
resp. der Churchwardens und Overseers in Bezug auf die nicht rein kirch- 
lichen Stiftungen samt deren Grundbesitz, die Appellation an die Quarter 
Sessions gegen die Ertragseinschätzung (assessement) der Liegenschaften 
und die Steuerveranlagung, femer die Befugnis zur Anlage und Unter- 
haltung von Gemeindeangern, Erholungsanlagen und sonstigen Ein- 
richtungen zum Besten der Einwohner zu. 

Zur Sanitätsgesetzgebung ist das Parish Council in der Weise 
in Beziehung gesetzt, daß es 1. gewisse sanitäre resp. hygienische 
Maßregeln, so namentlich die Reinigung von Quellen, Bächen, Teichen, 
Kanälen und Wasserleitungen von sich aus vornehmen darf unter 
der Bedingung, daß es nicht in Konflikt mit den bezüglichen Ver- 
anstaltungen des Distrikts oder Privater gerät; 2. daß es als Dele- 
gierter des Distrikts fungiert, soweit der Distriktsrat ihm Befugnisse 
überträgt, oder daß es in vom Distriktsrate gebildete Bezirkskomitees 
Delegierte entsendet; 3. daß es auf sein Ansuchen vom Local Government 
Board mit einzelnen Befugnissen eines Distriktsrats ausgestattet werden 
kann; 4. dadurch, daß es im Beschwerdewege die Verwaltung des 
Distriktsrats, soweit die Gemeinde in Betracht kommt, kontrolliert, 
auch die Wegeverwaltung des Distriktsrats, wogegen das Parish Council 
selbständig das Recht zur Unterhaltung und Anlegung von Fußpfaden 
und Nebenwegen hat. Außerdem kann sich der Wirkungskreis des 
Paiish Council auf die durch die oben erwähnten Adoptivgesetze be- 
zeichneten Aufgaben erstrecken. 

Durch Sektion 8 des Q^etzes von 1894 sind die Parish Councils 
ermächtigt, für Gemeindeanlagen Land zu erwerben oder zu pachten 
und entsprechende Ortsstatuten (bye laws) zu erlassen, welche vom 
Local Government Board zu bestätigen sind. Femer dürfen dieselben 
{Sektion 9) Liegenschaften eventuell im Wege des Zwangsenteignungs- 
verfahrens erstens für alle Zwecke, zu denen sie autorisiert sind, er- 
werben und zweitens im besonderen, um auch ihrerseits auf Grund der 
Allotments Acts von 1887 und 1890 Parzellen zur Ansetzung ländlicher 
Arbeiter zu gewinnen. Im letzteren Falle wird die ganze Aktion 
durch Orders des Local Government Board geregelt. 

Zur Erfüllung dieser Aufgaben ist deii Parishes, abgesehen von 



Digitized by 



Google 



90 I. Abschnitt. Aufgaben und Ausgaben der Kommunalkörperschaftcn. 

der Befugnis der Verwaltung des Gemeindevermögens, das Besteuerungs- 
recht und das Recht zur Aufnahme von Anleihen eingeräumt: 

Nach Sektion 7 des Gesetzes von 1894 sind die Parish Meetings 
resp. Councils ermächtigt, für die Zwecke der Gemeindeverwaltung 
eine Rate auf der Basis der Arraensteuer auszuschreiben, doch haben 
sie dafür die Genehmigung des LocaMSovernment Board nachzusuchen 
und dabei das Verhältnis anzugeben, in welchem die Rate zur Deckung 
von Ausgaben dienen soll, zu denen die Parish unmittelbar berechtigt 
ist, oder welche ihr aus den von ihr adoptierten Gesetzen erwachsen. 

Endlich haben die Parish Councils (Gesetz von 1894, Sektion 12) 
die Befugnis, für die verschiedenen im Gesetze benannten Zwecke, zu 
denen sie autorisiert sind, mit Zustimmung des Local Government Board 
u n d des Grafschaftsrats Anleihen aufzunehmen. Ersterer läßt vor Er- 
teilung der Genehmigung Erhebungen durch seine Inspektoren an- 
stellen und fordert eventuell auch Gutachten von anderen mit den 
lokalen Verhältnissen vertrauten Persönlichkeit-en ein, während die 
Zustimmung des Grafschaftsrats insofern wichtig ist, als dieser den 
Parish Councils die von ihnen benötigten Anleihen selbst gewähren 
oder vermitteln darf, wobei die Bedingungen dieses Anleiheverfahrens 
wiederum vom Local Government Board nach gewissen Normen vor- 
geschrieben werden. 

Die neue Organisation der Landgemeinden läßt diesen innerhalb 
der Grenzen, die ihnen durch die Distriktsverwaltung überhaupt ge- 
zogen sind, genügenden Spielraum, sich ihren speziellen Bedürfnissen 
gemäß einzurichten. Wenn auch einige der Aufgaben, zu deren Auf- 
nahme die Parishes nunmehr berechtigt sind, bisher nur in vereinzelten 
Fällen Beachtung gefunden haben, so konnte durch die Wirksamkeit 
des Gesetzes während der ersten Jahre seines Bestehens *) doch schon 
als erwiesen angesehen werden, daß dasselbe in anderen Beziehungen, 
namentlich was die Organisierung der Gemeindeverwaltung, das Be- 
gräbniswesen und die Landarbeiterfrage betrifft, einem wirklichen Be- 
dürfnis entsprochen hat. 2) Jährlich lagen dem Local Government 
Board zahlreiche Anträge auf Genehmigung von Ortsstatuten betr. 
öffentliche Plätze, Gemeindeanger, Parzellierungen u. a. vor. In ziem- 
lich erheblichem Maße ist von der Befugnis des Grundstückserwerbs 
Gebrauch gemacht worden : Nach einem vom Local Government Board 
an das Unterhaus hierüber erstatteten besonderen Bericht 3) hatten 
bis zum 24. Juni 1897 1009 Parish Councils und 4 Parish Meetings 

1) Bas erstmalige Zasammentreten der Parish Councils hatte am 15. April 169S 
oder spätestens innerhalb 7 Tagen nach diesem Termin zu erfolgen. 

2) Vgl. 25., 26., 27. annual Report of the Local Government Board für die 
Jahre 1895/96 bis 1897/98, S. XXXIX, bezw. XLI und XXXVI ff. 

8) Parliamentary Papers, Sossion 1S9S, Nr. 17. 
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12986 acres Land zum Zwecke der Parzellierung erworben und auf 
denselben 24436 tenants angesetzt; für andere Zwecke waren von 18 J 
Parish Councils zusammen 852 acres angekauft worden, und zwar in 
113 Fällen zur Anlage von Erholungsplätzen, in 31 Fällen zu Fried- 
hofeanlagen, im übrigen behufs Erbauung von Gemeindehäusern, als 
Gemeindeanger u. dergl. In verhältnismäßig geringerem Maße haben 
die Gemeinden von ihrer Anleihebefugnis Gebrauch gemacht; während 
der drei Rechnungsjahre 1895/98 waren entsprechende Genehmigungen 
seitens des Local Government Board an 81 Parishes für einen Gesamt- 
betrag von 35073 Pfd. Sterl. erteilt worden, wovon 24 993 Pfd. Sterl. für 
Friedhofeanlagen, 7171 Pfd. Sterl. zur Erbauung von Gemeindehäusern, 
1634 Pfd. Sterl. für öffentliche Beleuchtungsanlagen, 475 Pfd. Sterl. 
für Erholungsanlagen und Verbesserungen des Gemeindeeigentums, 
800 Pfd. Sterl. für Parzellierungszwecke bestimmt waren. Im Jahre 
1898/99 wurden an weiteren Anleihen 23355 Pfd. Sterl. bewilligt; die 
Gesamtverschuldung der Parishes betrug Ende dieses Jahres 147761 Pfd. 
Sterl., Ende 1902/03 200020 Pfd. — 

. Einen besonderen Entwickelungsgang haben die kommunalen Ein- 
richtungen Londons genommen, insofern hier — ganz abgesehen 
von der Organisation der Armenverwaltung durch Zusammenfassung 
der 192 Kirchspiele Gesamtlondons in 30 Pooi' law Unions nach dem 
Armengesetz von 1834 — eine Stadtverwaltung im eigentlichen Sinne 
bis 1900 nur für die City bestand, wogegen die übrigen Stadtteile 
eine Vielheit von Distriktsverwaltungen darstellten, die teils aus ein- 
zelnen größeren Kirchspielen, in denen die Select Vestries zugleich die 
Befugnisse eines Urban District Council ausübten, teils aus der Ver- 
einigung mehrerer Kirchspiele zu städtischen Distrikten bestanden. 
Ihre Zusammenfassung hatte diese Vielheit von Verwaltungseinheiten 
anfangs durch einen Board of Works, dann nach den Grundsätzen 
des Lokalverwaltungsgesetzes von 1888 in einem für die Metropole ge- 
schaffenen besonderen Grafschaftsrat gefunden. 

Die Ursache dieser eigentümlichen Entwickelung ist in dem Um- 
stände zu suchen, daß die Organisation der City of London auf der 
Grundlage der Gildenverfassung und auf alten Privilegien beruht, 
während die um diesen munizipalen Kern allmählich heran- und mit 
ihm räumlich zusammengewachsenen Kirchspiele selbständige Ge- 
meinden blieben, auf welche die Städteordnung keine Anwendung ge- 
funden hatte, während andererseits die privilegierte Abgeschlossenheit 
der City die Absorbierung jener Vororte durch Eingemeindung ebenfalls 
verhinderte, sodaß dieselben trotz enger örtlicher und wirtschaftlicher 
Zusammengehörigkeit, verwaltungsrechtlich Landgemeinden blieben, 
auf die dann durch besondere Gesetze die Distriktsorganisation in 
modifizierter Weise ausgedehnt wurde. 
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Die Citykorporation übt ihre Befugnisse durch drei Organe aus: 
den Court of Aldermen, den Court of Common Hall und den Court of 
Common Council. 

Der Court of Aldermen, bestehend aus dem Lortmayor und 
25 Aldermen hat richterliche und administrative Befugnisse auszuüben ; 
hauptsächlich entscheidet er über die Gültigkeit der Wahlen zu den 
Cityämtem , ernennt der Recorder und einige andere Executivbeamte, 
überwacht die Polizei der City, hat gewisse aus der Citykasse zu 
leistende Zahlungen anzuweisen und einige andere Befugnisse, die 
zum Teil mit denen des Court of Common Council konkurrieren. 

Der Court of Common Hall ist ein Überbleibsel der alten Ver- 
sammlung der Citybürger; er ist heute auf den Lordmayor, die 
Aldermen und die Liverymen der 76 Gilden, d. h. die Mitglieder der 
Gildenausschüsse beschränkt Er präsentiert jährlich den Aldermen 
zwei Kandidaten für das Amt des Maj^ors und hat den Sheriff, den 
Kämmerer (Chamberlain) und einige andere Beamte zu wählen. 

Die eigentliche Beschluß- und Kontrollbehörde für die Cityver- 
waltung ist der Gemeinderat, der Court of Common Council, bestehend 
aus dem Lordmayor, den Aldermen und 202 Ratsmitgliedern, welche 
letztere ebenso wie je ein Alderman von den einzelnen Wahlbezirken 
(Wards) der City gewählt werden. Wähler sind diejenigen, welche 
in der City ein Grundstück besitzen und dafür Armensteuer entrichten 
und diejenigen Mieter, welche ein Haus oder Zimmer von 10 Pfd. Sterl. 
Mietwert (ohne Möbel) innehaben. Der Gemeinderat besitzt das unein- 
geschränkte Recht, alles an den Verordnungen und Gebräuchen der 
City nach seinem Ermessen zu ändern, — eine Machtbefugnis, welche 
weit über die der anderen städtischen Korporationen hinausreicht und 
jenem gegenüber dem Parlament und der Staatsregierung in allen Kom- 
munalangelegenheiten eine fast unabhängige Stellung verleiht. Er ist 
der Träger der gesamten kommunalen Verwaltungstätigkeit, übt die 
Kontrolle über die Verwendung der Einkünfte der City, führt das Siegel 
derselben, verwaltet das Vermögen und ernennt die meisten Beamten. 
Die Geschäfte des Gemeinderates werden im einzelnen in mehr als 
25 Ausschüssen desselben erledigt, deren Mitglieder aus den reichen 
Cityeinkünften ;, Erfrischungsgelder" erhalten. 

Die Verwaltung der die City umgebenden Kirchspiele war in einigen 
derselben durch besondere Parlamentsal?te geregelt worden, während in 
den übrigen auf Grund von Local Acts schließlich eine Unzahl von Commis- 
sioners und Trustees neben einander funktionierten, derart daß um die 
Mitte des 19. Jahrhundeiis die 78 Kirchspiele, welche zusammen mit der 
City die Metropole London bildeten, von etwa 300 Behörden mit rund 1 0000 
Mitgliedern nach 250 verschiedenen Parlamentsakten verwaltet wurden.*) 

1) Vgl. Huoo, Städteven^^altung und Munizipalsozialismus in England, S. 80. 
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Diesem Zustande machte der Metropolis Management Act von 1855 
ein Ende, welcher die 23 größeren Kirchspiele bestehen ließ^ die übrigen 
55 dag^en in 15 Sanitary Districts zusammenfaßte. Jene wurden durch 
eine von den Steuerzahlern des Kirchspiels auf 3 Jahre gewählte Ver- 
tretung (select vestry), diese durch eine aus der Wahl der Vestry- 
mitglieder der einzelnen Kirchspiele hervorgehende Distriktsbehörde 
vertreten. Dabei war aber das Wahlrecht an einen steuerbaren Mietwert 
von 40 Pfd.SterL, in den ärmeren Kirchspielen von 25Pfd.Sterl. geknüpft. 
Diesen Kirchspiels- resp. Distriktsbehörden wurde die Ausführung der 
Gesundheits- und W^egesetzgebung übertragen, wie sie auch das 
Recht — nicht die Pllicht — besaßen, die verschiedenen Gesetze über 
Bäder, Waschhäuser, öffentliche Beleuchtung und Wachtwesen, Biblio- 
theken u. s. w. in Anwendung zu bringen. Diejenigen Bedürfiiisse einer 
Großstadt, welche notwendigerweise eine einheitliche Regelung er- 
fordern, konnten aber bei solcher immer noch bestehenden Zersplitte- 
rung ganz und gar nicht befriedigt werden.*) 

Die Kanalisationsfrage führte endlich zur Einrichtung einer 
ersten Zentralbehörde in dem Metropolitan Board of Works, welcher 
anfangs aus 46, seit 1885 aus 59 Mitgliedern bestand, die von den 
Kirchspiels- resp. Distriktsvertretungen gewählt wurden. Anfänglich 
nur mit dem Ausbau des Kanalsystems und den größeren Straßen- 
verbesserungen beauftragt, wurden seine Kompetenzen allmählich auf 
das Feuerlöschwesen, die Baupolizei, die Anlegung und Unterhaltung 
von Parks und öffentlichen Plätzen, auf Uferbauten, den Schutz niedrig 
gelegener Stadtteile gegen Überflutung und auf verschiedene sanitäts- 
polizeiliche Befugnisse (Erteilung der Lizenzen für Schlachthäuser, 
Kontrolle gefährlicher Gewerbebetriebe, Unterdrückung von Vieh- 
seuchen, Inspektion der Molkereien, Beseitigung ungesunder Häuser u. a.) 
ausgedehnt. Trotzdem blieb der Metropolitan Board of Works immer 
nur eine Behörde zur Ausführung bestimmter ihm aufgetragener all- 
gemeiner Aufgaben und nach seiner Zusammensetzung gewissermaßen 
der Mandatar der Kirchspiele und Distrikte, ohne gegenüber diesen 



1) Zur IliastrieruDg der Londoner Verhältnisse mögen einige Zahlen ans dem 
a904 erschienenen) 14. statistischen Jahresbericht des Londoner Grafschaftsrats für 
1901 angeführt werden. Danach hatte die City of London 1901: 26928 Ein- 
wohner gegen 128129 i. J. 1801, die Grafschaft London 1901: 4509618 Einwohner, 
aber der gesamte über jene noch hinausgreifende Post- und Polizeidistrikt der Metro- 
pole 6581402 Einw., während 1801 innerhalb dieses Rayons in den damals länd- 
lichen Ortschaften im Umkreis der City nur 831181 Menschen wohnten. 225 mil^ 
Eisenbahnen mit täglich 800 Arbeiterfruhz&gen , 181 miles Straßenbahnen neben 
15000 Droschken und Omnibussen vermitteln den Verkehr dieser Bevölkerungs- 
agglomeration ; nebenbei bemerkt, betrug der postalische Eingang für die Metropole 
in 1901 : 742 Millionen Briefe, 180 Mill. Postkarten, 85 Mill. Zeitungen und 80 Mill. 
Telegramme. 
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eine obere Instanz mit Kontroll- und Zwangsbefugnissen in bezug auf 
deren eigene Tätigkeit zu sein, sodaß die Aufgaben jener namentlich 
in den ärmeren Distrikten sehr vernachlässigt werden konnten. 

Eine diesen Mangel einer wirksamen Zentralinstanz beseitigende 
Organisation hat die Metropole erst durch das Lokalverwaltungsgesetz 
von 1888 und durch den Municipal Corporation (Metropolis) Act von 
1894*) erhalten. Ersteres machte aus der Hauptstadt eine eigene Ver- 
waltungsgrafschaft, deren Oounty Council, aus direkten Wahlen der 
Grafschaftsangehörigen hervorgehend, nunmehr eine wesentlich andere 
Bedeutung als der frühere Board of Works erhielt. Das Gesetz von 
1894 verwandelte die alten Gesundheitsdistrikte und die als solche 
funktionierenden Kirchspiele in städtische Distrikte, deren Coun- 
cils resp. Vestries seitdem von den Steuerzahlern nach allgemeinem 
und gleichem Wahlrecht gewählt wurden. Indessen bestanden für Bäder 
und Waschhäuser und für Bibliotheken noch immer besondere Kom- 
missionen, wie ebenso besondere Boards für das Friedhofswesen, und 
blieben auch in anderer Hinsicht die Verwaltungsverhältnisse der 
Metropole für deren Bedürfhisse ungenügend, sodaß die Maßregel 
von 1894 nur ein Übergangsstadium darstellte. 

Durch London Government Act 1899 wurde die ganze Verwaltungs- 
grafschaft London, außer der City, in 28 Metropolitan Boroughs 
geteilt, jedes unter einem „inkorporierten" Borough Council; dabei 
verfügte die Sektion 17 des Gesetzes, daß jede Parish fortan nur einem 
Borough angehören dürfe und daß zu diesem Zweck, wie überhaupt 
zu dem einer zweckmäßigen Abgrenzung der Boroughs, die einzelnen 
Parishes durch Order in Council, wo nötig, auch geteilt oder ander- 
weitig abgegrenzt werden sollten. Die Befugnisse der neuen Borough 
Councils vereinigen diejenigen der früheren Distriktsräte und Vestries 
und die der früheren besonderen Behörden für Bäder, Bibliotheken und 
Friedhöfe; darüber hinaus sind jenen gewisse Befugnisse nach London 
Building Act 1894 und Public Health (London) Act 1891 übertragen, 
welche bis dahin vom Grafschaftsrat ausgeübt worden waren, und 
dürfen sie fakultativ auch solche nach Part III des Housing of the 
Working Classes Act 1890 ausüben. Die Befugnisse der Overseers sind 
gleichfalls auf die neuen Stadträte übertragen, wie das nach dem 
Gesetz von 1894 bereits bei den Distriktsräten geschehen war. 

Die Verteilung der Kompetenzen zwischen dem Londoner Graf- 
schaftsrat und den früheren Distrikts-, jetzt städtischen Behörden der 
Metropole weicht allerdings insofern etwas von derjenigen in den 
übrigen Grafschaften ab, als auf jenen die gesamten Befugnisse des 
ehemaligen Metropolitan Board of Works und damit auch eine Anzahl 
der sonst den städtischen Distriktsräten obliegenden sanitätspolizeilichen 

1) 56 u. 57 Vict c. 73. 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. Organisation und Aufgaben. § 2. Großbfitannien. 95 

Befugnisse übergegangen sind. Im übrigen ist das gesamte Sanitäts- 
und Bauwesen für London durch besondere Gesetze — Public Health 
(London) Act von 1891 und London Building Act von 1894 — gei^egelt 
worden und dem Grafschaftsrat die Oberaufsicht über die Distrikts- 
resp. städtischen Behörden übertragen. Dagegen ist der Londoner 
Grafschaftsrat nicht, wie die andern County Councils, an der Verwal- 
tung und Leitung der Polizei beteiligt; für dieselbe ist vielmehr ein 
besonderer Metropolitan Police Distrikt mit einem eigenen Receiver 
gebildet, und ist auch daran zu erinnern, daß, indem Pflasterung, 
Reinigung und Beleuchtung der Straßen, Gas- und Wasserversorgung, 
die Märkte, die Abschätzung der Grundstücke und Häuser zu Steuer- 
zwecken, nicht zur Eompetenzsphäre des Grafschaftsrates, sondern zu 
derjenigen der Distrikts- resp. neuerdings städtischen und der Armen- 
behörden gehören, das Armen- und vorläufig noch auch das Schulwesen 
nach wie vor eine besondere Organisation behielten und die City ihre 
priviligierte Sonderstellung bewahrt hat, die englische Metropole noch 
immer weit davon entfernt ist, eine einheitliche städtische Verwaltung 
zu besitzen. — 

Es wäre überhaupt ein Irrtum, anzunehmen, daß die durch die 
neueren Lokalverwaltungsgesetze geschaffene Organisation zugleich 
auch die Vielheit der verschiedenen lokalen Spezialbehörden gänzlich 
beseitigt hätte. Wenn in jenen Gesetzen sichtlich eine Tendenz in der 
Bichtung hervortritt, den eigentlichen lokalen Kommunalbehörden, d. i. 
den Stadt-, Distrikts- und Gremeinderäten, die Möglichkeit zu schaffen, 
durch Übernahme der Befugnisse lokaler Spezialbehörden die lokale 
Verwaltung ihrer Bezirke mehr und mehr in ihrer Hand zu zentrali- 
sieren, so sind jene Gesetze doch auch ebensoweit entfernt, aus jenem 
Rechte einen Zwang zu machen, und bieten sie andererseits in der 
Berechtigung jener Eommunalbehörden, für einzelne Aufgaben sich mit 
benachbarten Kommunalkörperschaften in der Form der Joint Com- 
mittees zu vereinigen, wiederum die Gelegenheit zur Entstehung neuer 
lokaler SpezialVerwaltungen, die ihres Amtes mit voller eigener Verant- 
wortlichkeit und unter der gleichen finanziellen Kontrolle des Local 
Government Board wie die übrigen Kommunal- bezw. Lokalbehörden 
zu walten haben. 



1) Die Bedeutung einer solchen Zentralinstanz kann durch folgende Zahlen 
aus dem zitierten 14. Jahresbericht des Grafschaftsrats für 1901 illustriert werden: 
Die Irrenanstalten der Grafschaft verursachten einen Kostenaufwand von 478872 Pfd. 
SterL, dazu erforderten die sämtlich auf Stiftungen beruhenden Krankenhäuser, in denen 
9S 959 Patienten klinisch und 1 290 888 ambulatorisch behandelt wurden, bei 638 276 Pfd. 
SterL G^esamtausgabe einen großenteils durch freiwillige Beiträge aufgebrachten Zu- 
schuß von 147 008 Pfd. SterL Andererseits war die Sterblichkeits^fer Londons 
i. J. 1902 auf 17,2 7oo zurückgegangen und hatte damit ihren bis dahin niedrigsten 
Stand erreicht 
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So ergibt sich nach den neuesten Berichten des Local Government 
Board folgendes Bild von den im Verwaltungsjahr 1902/03 in England 
und Wales existierenden Selbstverwaltungskörpem^): 

I. Für die Armenverwaltung gab es unter ihren Boards of Guar- 
dians 657 Bezirke, in denen die 14873 Kirchspiele zusammengefaßt 
waren, deren overseers als Erheber der Armensteuer ebenfalls dem 
Local Government Board Rechnung zu legen haben; daneben neun 
Verwalter (managers) von ebenso vielen besonderen Armenschul- 
distrikten, zwei besondere Siechenhausdistrikte und vier von Boards 
of Guardians gebildete Joint Committees. 

II. Für das Elementarschulwesen bestanden bis dahin, einschl des 
Londoner, 2553 School Boards. 

III. Die Grafechafts-, Stadt-, Distrikts- und Kirchspielverwaltung 
umfaßte: 

1. Grafschaftsräte, einschl. des London County Council . 62 
2 a. Stadträte, einschl. der London City Corporation . . . 348 
darunter die 28 Metropolitan Boroughs, 69 County 
Boroughs und 250 andere Boroughs außerhalb Londons; 
19 Londoner und 120 andere Borough Councils ftingierten 
zugleich als Friedhofsbehörden (Burial Boards), 25 einschl. 
der London Corporation auch als Hafensanitätsbehörden 
und 35 als Hafen- und Dockbehörden; 
2 b. Andere städtische Distrikte unter Distriktsräten . . . 812 
davon 157 zugleich als Burial Boards, 6 als Hafensani- 
täts- und 7 als Hafen- und Dockbehörden fungierend; 

3. Ländliche Distrikte unter Distriktsräten 672 

die zugleich das Wegewesen mit den Befugnissen von 
Highway Boards verwalten 2); 

4. Von den 12985 ländlichen Kirchspielen waren nach dem 
Gesetz von 1894 unter Parish Councils organisiert . . 725a 
als Parish Meetings 5735 

davon hatten im Jahre 1902/03 finanzielle Trans- 
aktionen, deren Rechnungen von den Auditors des 

1) The annual local taxation Retums. Year 1902/03. Part VII, 8. 5 u. 18 ff. 

2) Im Jahre 1893/94 hatten nur 44 ländliche Sanitätsbehörden in ihren Distrikten 
auch das Wegewesen verwaltet, daneben gab es damals 360 V^egedistrikte unter 
Highway Boards und 6491 Surveyors selbständiger Highway Parishes. Section 25 
des Lo(»l Government Act 1894 gab den Grafschaftsräten die Befugnis, die Termine 
fflr den Übergang des Wegewesens auf die ländlichen Bistriktsräte je nach den um- 
ständen hinauszuschieben, und war daher i. J. >896/97 die Operation in 7 ganzen 
Grafschaften und in Teilen von 6 anderen noch rflckständig gewesen, sodaß damals 
erst in 595 Distrikten die Wegeverwaltung auf die Distriktsräte übergegangen war 
und daneben noch 45 ältere Wegedistrikte unter Highway Boards sowie 1387 Parishe» 
als selbständige Wegebezirke unter Surveyors bestanden. 
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Local Gk)veniment Board geprüft wurden, nur 6531 
Parish Councils und 390 Parish Meetings gehabt, i) 

Zusammen 14879 (1896/97 noch 16 403) Selbstverwaltungskörper im 
Rahmen der neuen Grafschafts-, Distrikts- und Kirchspielsorganisation, 
denen sich als von ihnen aßgezweigte Verwaltungen noch anschließen: 
87 Visiting Committees (darunter 8 Londoner) der städtischen und Graf- 
schaftsirrenanstalten ^) nebst den Managers des Londoner Anstalts- 
distrikts , 1 besonderer Grafechaftsboard und 4 County Joint Com- 
mittees für die Verwaltung der betr. Irrenanstalten und 481 Joint 
Boards und Committees für verschiedene Zwecke, darunter 231 für das 
Friedhofswesen. Als besonderes Gebilde, die Funktionen des Londoner 
Grafschaftsrats ergänzend, ist daneben noch der Polizeidistrikt der Metro- 
pole mit seinem Keceiver zu nennen. 

IV. Außerdem gab es im Jahre 1902/03 noch 716 lokale Selbst- 
verwsJtungsbehörden für spezielle Zwecke, darunter 223 Friedhofs- 
boards, 29 besondere Hafensanitätsbehörden außer den oben als solche 
angeführten Stadt- und städtischen Distriktsräten, desgleichen 54 be^ 
sondere Hafen-, Pier- und Dockbehörden, 30 Inspektoren fiir öffent- 
liche Beleuchtung teils in Kirchspielen, teils in Distrikten, 10 besondere 
Kommissionen für die Erhaltung öffentiicher Plätze, 1 1 derartige Körper- 
schaften für Brücken, Fähren und Märkte, 9 für andere einzelne Zwecke, 
286 Boards für Kanalisationswerke, Drainage-, Deich- und Uferschutz- 
anlagen, und 64 Boards resp. Committees für Fischerei und Erhaltung 
der Fischzucht ^). 

In England und Wales gab es 1902/03, außer London, 319 Städte, 
812 andere lokale Einheiten von städtischer Bedeutung und 12985 
ländliche Kirchspiele, das sind im ganzen 14117 lokale Einheiten, 
deren lokale Verwaltung — ganz abgesehen von den 14797 Steuer- 
bezirken der Parishes — von 19395 (1896/97 noch 20875) Selbst- 
verwaltungskörperschaften besorgt wurde. 

Die Verselbständigung zahlreicher für einzelne Aufgaben be- 
stimmter lokaler Behörden zu besonderen Verwaltungskörperschaften, 
die in jener Vielheit von Selbstverwaltungsstellen zum Ausdruck kommt, 
ist, wie wir darzustellen versucht haben, eine Eigentümlichkeit der 

1) Die Zahl der ländlichen Parishee mit Councils ist in den letzten Jahren zu- 
rückgegangen. 1898/99 gab es nach dem 28. Report des Local Government Board 
13103 ländliche Parishes, davon 7384 mit Councils und 5719 nur mit Meetings; be- 
greiflicherweise werden gerade größere Parishes allmählich in die städtische Distrikts- 
verwaltung einbezogen. 

2) Abgesehen von London wurden 42 Irrenanstalten von 43 Grafschaften, 
20 von 18 Grafschaften und 35 Städten gemeinsam, 16 von 15 Städten aUein unter- 
halten. 

3) Die für letzteren Zweck bestehenden Boards fußen zugleich auf den gesetz- 
lichen Bestimmungen gegen die Verunreinigung der Flüsse. 

V. Eaufmakn, Eommnnalfinanzen. 7 
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äußeren Organisation der englischen Lokalverwaltung, ein Produkt 
englischer Bechtsgrundsätze und Rechtsanschauungen und einer steten 
Weiterentwicklung der dortigen Verwaltungsformen, die seit Jahr- 
hunderten durch keine den Staat in seinen Grundfesten erschütternde 
Katastrophe unterbrochen worden ist und die in irgend einem Zeit- 
punkt durch einen gänzlichen Neubau der Yerwaltungsorganisation zu 
ersetzen keine Veranlassung vorlag. 

Wie aber schließlich jene Vielheit kommunaler Verwaltungstätig- 
keiten ihre Zusammenfassung in der, namentlich auch finanziellen, Kon- 
trollierung und Reglementierung durch eine Zentralbehörde gefunden 
hat, und wie die Zusammengehörigkeit der verschiedenen, in der ein- 
zehiien Lokalität entwickelten Verwaltungsorgane besonders in der Ver- 
schmelzung der von jenen beanspruchten direkten Steuerbeiträge zu 
einheitlichen, nach dem Ertragswert des Realbesitzes gemessenen Lokal- 
steuem zum Ausdruck gekommen ist, so wird eine finanzwissenschaft- 
liche Untersuchung, zumal wenn sie sich auf die Kommunalfinanzen 
verschiedener Länder zu erstrecken hat, von jener Vielheit der eng- 
lischen kommunalen bzw. lokalen Organe abzusehen und dieselben nur 
soweit in Betracht zu ziehen haben, als sie in dem finanziellen Effekt 
ihrer Tätigkeit zugleich denjenigen je eines bestimmten Zweiges 
kommunaler Betätigung, gewissermaßen ein Kapitel des kommunalen 
Gesamtbudgets darstellen. 

Die Lokalgesetzgebung Englands hat zwar, was den materiellen 
Inhalt der lokalen bezw. kommunalen Aufgaben und die Anteilnahme 
des Staates an deren Erfüllung anlangt, mit verhältnismäßig geringen 
Modifikationen auch auf Schottland und Irland Anwendung gefunden, hin- 
sichtlich der Kommunalorganisation aber der hier wie dort verschieden- 
artig entwickelten Bedeutung der lokalen Körperschaften, namentlich 
der Ortsgemeinde, in Irland daneben auch wohl politischen G^ichts- 
punkten Rechnung getragen. 

b. Schottland. 
In Schottland fällt die Distriktsverwaltung als selbständiges 
Zwischenglied öffentlich-rechtlicher Verwaltung zwischen der Grafschaft 
und der Ortsgemeinde fort*) und ist sowohl die städtische wie die 
ländliche Parish zugleich unmittelbar die Trägerin des Armen- und 
des Schulwesens geblieben, wie sie durch die in Schottland fort- 
bestehende Kirchensteuer auch als Kirchengemeinde eine größere 
öffentlich-rechtliche Bedeutung als in England behalten hat. 

1) Der neue Public Health (Scotland) Act 1897 nimmt vielfach auf die dortigen 
Distrikte namentlich wegen der Wasserveraorgung und sanitfttspolismlicher Aufgaben 
bezug. Die Sanitätsbeamten ressortieren aber nach wie vor nur von den Gounties 
und Buighs, und sind die Ausgaben für Wasserversorgung und Drainage in den 
ländlichen Distrikten in den Redmungen der Gounties enthalten. 
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Die schottische Paris h ist fär die Zwecke ihres Anfgabenkreises 
durch drei nebeneinander bestehende Selbstverwaltungsbehörden, den 
Oemeinderat, den Schulrat und den Kirchenrat, vertreten. 

1. Der Gemeinderat, Parish Council i), übt die Armenpflege aus 
und ist aufdem Lande zugleich Friedhofs- und Registrierungsbehörde 
für die FOhrung der Personenstandsregister und der Gemeindewähler- 
listen, wie aberhaupt nach dem Lokal Verwaltungsgesetz von 1894 Ge- 
meindebehörde gleich den englischen ländlichen Parish Councils. Er 
dient als Steuereinhebungsbehörde für die Armen- und ländlichen Ge- 
meindesteuern, die Schulsteuern und die auf Grund der Friedhofe- und 
der Landeinschätzungsakte zu erhebenden Rates. 2) Als Armen-, Fried- 
hofe- und Registrierungs- wie überhaupt als Gemeindebehörde ist der 
Gemeinderat mit dem Rechte der Vermögensverwaltung, der Schulden- 
aufhahme und der Steuerausschreibung ausgestattet, während er die 
von ihm eingehobenen Schulsteuem nach Abzug der Erhebungskosten 
.an die School Boards, die zur Deckung der Landeinschätzungskosten 
bestimmten Rates an die Grafechafts- resp. die Stadtbehörde abzu- 
führen hat. 

2. Dem School Board ist nicht nur die Fürsorge für den Ele- 
mentarunterricht, sondern auch für den technischen und den Sekundär- 
unterricht übertragen; er stellt die Beamten seiner Bureaus und die 
Lehrer an, hat die persönlichen und sächlichen Kosten seiner Ver- 
waltung einschließlich derjenigen für die Wahlen seiner Mitglieder zu 
bestreiten und den Schnlfonds nebst dessen Schulden zu verwalten, in 
welchen außer dem Nettoertrag der von dem Board auszuschreibenden 
Schulsteuer die Schulgelder, der Erlös für Bücher usw., femer nam- 
hafte Beiträge aus der Staatskasse, vom schottischen Education Depart- 
ment und vom Department für Wissenschaft und Kunst, von den Graf- 
schaften für den technischen Unterricht und aus dem Gemeindeeigentum 
der Städte, sowie von andern School Boards fließen. Das Recht, An- 
leihen zu kontrahieren, steht ihm zwecks Grunderwerb, Neu-, Ver- 
größerungs- und Umbauten zu. 

3. Die kirchliche Seite der Parish wird durch die Heritors, die 
Grundangesessenen, vertreten, auf denen allein auch die Last der 
Kirchensteuer ruht, welche sie direkt ohne Vermittelung des Parish 
Council einheben. Die selbständige Vermögensvei*waltung und die An- 
leihebeftignis steht ihnen wie den übrigen Selbstverwaltungsbehörden zu* 

Die Obliegenheiten als Armen-, Schul- und Kirchenbehörde, der 

1) Bis zum Inkrafttreten des Local Government (Scotland) Act 1894 der Paro- 
chial Board, der im wesentlichen nar die Befugnisse wie die englisclien Boards of 
Ouardians besaß. 

2) Bis 1889 auch der Rates für die Zwecke der Gesundhdtsgesetzgebnng; die- 
selben werden seitdem direkt von den Grafschaften bezw. Stfidten erhoben. 

7* 
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Einhebung der entsprechenden Rates und derjenigen für die Land- 
einschätzung werden von den schottischen Parochien in gleicher Weise 
in den Städten wie auf dem Lande erfüllt, während bezüglich der 
weiteren Kommunalaufgaben sich ein Unterschied zwischen Stadt und 
Land geltend macht. 

Die Städte (burghs), vertreten durch Stadträte, haben den 
gleichen Aufgabenkreis wie die englischen zu erfiQlen. Ihnen liegt die 
Unterhaltung der Ortspolizei und der Arrestlokale neben der Leistung 
unbedeutender Ausgaben für das Gefangenenwesen ob. Ihr Anteil an 
den Lasten der Grafschaftsgerichtsbarkeit in Gestalt der Unterhaltung 
von Sheriff Court Houses ist dagegen, wie unter den 130 Burghs 
Schottlands nach der Volkszählung von 1891 sich nur 8 mit mehr als 
50000 Einwohnern befanden, gering. Als städtischer Gemeindebehörde 
liegt dem Stadtrat die Führung der Zivilstandsregister, der städtischen 
Wählerlisten sowie das Sekretariat der städtischen Wahlen nebst der 
Tragung der betreffenden Kosten, femer die Grundstückseinschätzung, 
die Ausführung der Gesetze über Maße und Gewichte und die Ausführung 
aller lokalen Wohlfahrtseinrichtuugen und der sozialpolitischen Auf- 
gaben ob, zu denen sie durch die verschiedenen Gesetze autorisiert 
sind, als: Unterhaltung von Gas-, Wasser-, Elektrizitätswerken, von 
Bade- und Waschhäusern, Schlachthäusern, Feuerwehren, Markt- 
anstalten, öffentlichen Parkanlagen, Bibliotheken und Bildungsanstalten^ 
Wohn- und Logierhäusem für die arbeitenden Klassen u. s. w. Ebenso 
sind die Stadträte für ihren Bezirk Wege- und Gesundheitsbehörde, 
handhaben das ganze Wege- und Gesundheitwesen nebst der Baupolizei 
in dem gleichen Umfange wie die englischen (Unterhaltung, Beleuch- 
tung, Reinigung der Straßen, Plätze und Brücken, Kanalisation, 
Wasserversorgung, Friedhöfe, Hospitäler, Maßregeln gegen ansteckende 
Krankheiten und Tierseuchen, Inspektion der Molkereien und des Ver- 
kehrs mit Lebensmitteln, Irrenwesen) und stellen die Sanitätsbeamten 
für den städtischen Bezirk an. Eigentümlich ist den schottischen 
Städten eine Unterhaltungspflicht gegenüber den kirchlichen Gebäuden, 
wie sie andererseits nicht unerhebliche Einnahmen aus dem Kirchen- 
vermögen beziehen und aus den Revenuen des Common Good auch 
Beiträge an die School Boards zu leisten haben. Zur finanziellen Selbst- 
verwaltung der schottischen Städte gehört ein Besteuerungsrecht, 
welches sich neben der allgemeinen städtischen Steuer auf eine be- 
sondere allgemeine Rate für die Zwecke der Wasserversorgung — ab- 
gesehen von den gebüliren- oder beitragsartigen Einnahmen aus Wasser- 
t\'erken — und auf die Erhebung von Abgaben oder Gebühren von 
gemeinnützigen Anstalten erstreckt. An den Staatszuschüssen und den 
Yom Staate für die Lokalverwaltung überwiesenen Steuererträgen sind 
die Städte ebenso wie die übrigen Verwaltungskörperschaften beteiligt. 
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Die Grafschaft hat — außer der Unterhaltung der Grafechafts- 
gerichte nebst der Besoldung resp. Remunerierung der Clerks der 
Friedensgerichte und der Fiskalprokuratoren — zunächst einen erheb- 
lichen Teil derjenigen Aufgaben, welche die Städte je für sich erfüllen, 
auf dem Lande, durchzuführen, nämlich: die Handhabung und Unter« 
haltung der Polizei und die Verfolgung von Verbrechen; die Unter- 
haltung der öffentlichen Landstrafien (Highways) und Brücken, sowie 
die Durchfuhrung der Gesundheitsgesetzgebung und der Tierseuchen- 
akte. In letzterer Beziehung waren als Unterabteilungen der Graf- 
schaften schon früher spezielle Distrikte für Wasserversorgungs- und 
Entwässerungsanlagen gebildet; dieselben sind in jüngerer Zeit als 
Sanitätsinpsektionsbezirke über ganz Schottland ausgedehnt worden 
und haben besonders durch den Public Health (Scotland) Act von 1897 0, 
welcher die älteren für Schottland erlassenen Sanitätsgesetze von 1867, 
1871, 1875, 1882 und 1890 konsolidierte bezw. ergänzte, für die Durch- 
führung verschiedener sanitärer Maßregeln größere Bedeutung erhalten; 
sie sind aber nicht Selbstverwaltungskörper unter eigenen Boards oder 
Councils, sondern ist die Durchführung der betreffenden Aufgaben 
resp. die Verwaltung der sanitären Einrichtungen an lokale Committees 
als Beauftragte des Grafechaftsrats delegiert, während die finanzielle 
Seite dieser Distriktsverwaltungen ihre Erledigung innerhalb der 
Finanzverwaltung der Grafschaftsräte selbst findet, welche ebenso wie 
die Städte neben der Grafschaftssteuer in denjenigen Distrikten, in 
denen derartige Einrichtungen bestehen, eine besondere Kate für 
Wasserversorgung erheben und die Sanitätsinspektoren und sonstigen 
Medizinal- und Veterinärbeamten in den ländlichen Distrikten besolden. 
Ebenso gehören das Irren wesen, die Maß- und Gewichtspolizei und 
die Grundstückseinschätzung auf dem Lande, ferner die Unterhaltung 
von Besserungs- und Armenschulen sowie die Subventionierung des den 
School Boards übertragenen technischen Unterrichts, die Ausführung 
des Small holdings Act von 1892, die Ausschreibung und Einhebung 
der Grafschaftssteuern 2), die Führung der Wählerlisten und die Kosten 
der Wahlen der Grafschaftsrät« zu den Aufgaben der Grafschaft. 

Die Zuschtlsse, welche der Staat den Grafschaften einerseits aus 
den für die Zwecke der Lokalverwaltung überwiesenen Steuern, an- 
dererseits aus der Generalstaatskasse oder den Mitteln anderer Re- 
gierungsdepartements auf Grund besonderer Parlamentsbeschlüsse') 
gewährt, fließen ihnen teils als allgemeine, zum größeren Teil aber 

1) 60 u. 61 Vict c 88. 

2) Mit Aasnahme der Einhebang der Rate für die Landeinschätzong, die durch 
die Parochialbehördcn erfolgt 

3) Unter letzteren auch Spezialbeihilfen für die Hochlandsfußwege auf Grund 
dea V^estem Higfalands etc. Works Act ron 1891. 
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als verschieden bemessene Beihilfen für die einzelnen benannten 
Zwecke zu. 

Neben dieser einfachen Gliederung der schottischen' Lokalver- 
waltung in Grafschaften, städtische und ländliche Ortsgemeinden besteht 
eine besondere, das ganze Land umfassende Distriktsbildung nur zum 
Zwecke der Unterhaltung der Irrenanstalten, an welcher die Städte 
und die Grafschaften, in deren Aufgabenkreis das Irrenwesen fällt, 
gemeinsam beteiligt sind. Für jeden „Lunacy Distrikt" ist als Ver- 
waltungsbehörde ein besonderer Board gebildet, welcher auch die die 
betreffende Anstalt belastenden Schulden zu verwalten und besondere 
Rechnung über seine Verwaltung zu legen hat. Indessen besitzen 
diese Irrenanstaltsboards kein eigenes Besteuerungsrecht, sondern er- 
halten, soweit die eigenen Einnahmen aus der Landdotation der An- 
stalten und von Privatpatienten nicht ausreichen, den benötigten Zu- 
schuß einerseits von den Stadtbehörden ihres Distrikts, andererseits 
aus den Grafschaftskassen nach Maßgabe der zum Distrikt gehörenden 
Landgemeinden. Die District Lunacy Boards sind somit nicht ganz 
selbständige Lokalkörperschaften, sondern Verwaltungskuratorien und 
etwa den englischen Joint Committees vergleichbar. 

An sonstigen lokalen Selbstverwaltungsbehörden für spezielle 
Zwecke existieren in Schottland nur einige Distrikt-Fischerei- 
Boards und die Hafenbehörden (Harbour and Port Authorities), 
von denen aber nur die ersteren zur Erhebung einer Rate berechtigt 
sind, wogegen die Hafenbehörden an steuerartigen Einnahmen nur 
Gebühren und gebtthrenartige Abgaben und Gefälle (tolls and dues) 
wie Tonnen-, Ballastgeld u. a. erheben. 

c. Irland. 

Die Lokalverfassung Irlands befand sich bis vor kurzem noch 
in demjenigen Stadium, welches die englische vor dem Erlaß des Local 
Government Act von 1888 erreicht hatte, d. h. die moderne Selbst- 
verwaltung unter der Kontrolle des Local Government Board erstreckte 
sich nur auf die unteren Selbstverwaltungskörper: die Städte, die Gesund- 
heitsdistrikte und die Unions, wäJirend die Grafschaft noch die rein 
friedensrichterliche Verwaltung der „Grand Jury" bewahrt hatte. 
Erst die Local Government Acts für Irland von 1898, 1901 und 1902 
nebst Public Health (Ireland) Act 1896 haben den Aufbau der Lokal- 
behörden Irlands als selbstverwaltender gewählter Körperschaften: 
County Councils, Councils der ländlichen Distrikte, Councils bezw. 
Commissioners der Städte, daneben die Boards of Guardians der 
Armenbezirke — vollendet. 

Die Gliederung der irischen Lokalbehörden unterscheidet sich 
aber von der der englischen namentlich dadurch, daß in jener örtliche 
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Spezialkommissionen für einzelne Zwecke neben den eigentlichen 
kommunalen Lokalbehörden, abgesehen von ganz wenigen Ausnahme- 
fällen, so gut wie gar keinen Platz gefunden haben, und daß auch 
nicht alle Städte zugleich städtische Distrikte bilden; von der schotti- 
schen dadurch, daß auf dem Lande nicht eine lokale Ortsgemeinde, 
sondern einerseits der als solcher auch in den Städten bestehende 
Armenbezirk, die Union, andererseits der Rural Sanitary District die 
untersten Glieder der Lokalverwaltung bilden, wobei die ünions — 
zum Unterschied wiederum von den schottischen wie englischen Ein- 
richtungen — in Stadt und Land zugleich als Schulbehörden fun- 
gieren. 

Die 33 County Councils Irlands — ebenso die Councils der 
6 Stadtgrafechaften Dublin, Belfast, Cork, Limerick, Londonderry 
und Waterford — haben, wie die englischen und schottischen, 
die für die Parlamentswahlen nötigen Verwaltungsfunktionen zu er- 
füllen, die Grafschaftsgerichte zu unterhalten, die Geschworenen- 
listen für die Grafschaftsgerichte zu fuhren und die Kosten der Vor- 
untersuchung und Strafverfolgung (Bewachung und Transport der 
Gefangenen 0, Zeugengebflhren) zu tragen. In ihren Aufgabenkreis 
gehören des weiteren die Wege- und Brückenverwaltung außer in 
den 86 Städten, welche als städtische Distrikte diese selbständig aus- 
ausfiben, die Unterhaltung der Irrenanstalten, Siechen- und Kranken-, 
häuser, der Zwangserziehuugs- und Besserungsanstalten und die Bereit- 
stellung von Mitteln für die Committees zur Förderung des landwirt- 
schaftlichen und technischen Unterrichts. 

Von den polizeilichen Funktionen ist ihnen dagegen zur selb- 
ständigen Durchführung nur die Ausführung der Gesetze über das 
Maß- und Gewichtswesen aufgetragen, während die Sicherheitspolizei, 
einschließlich der Unterhaltung der Irish Constabulary, staatlich ist 
Aus lokalen Mitteln, und zwar aus der Grafschaftssteuer, sind Zu- 
schüsse zu den Kosten der Polizeimannschaften nur im Falle einer 
außerordentlichen Verstärkung derselben zu leisten, und zwar nur zur 
Hälfte der Kosten solcher Verstärkung und nur von denjenigen Graf- 
schaften, für welche dieselbe eingetreten ist. Außerdem werden ent- 
sprechende Zuschüsse zur Hälfte solcher Verstärkungen und für einen 
von der Constabulary dort eingerichteten Nachtwachtdienst zur Zeit aus 
den städtischen Rates von Belfast und Londonderry geleistet. Die 
Dubliner Polizei ist aber in einem besonderen Metropolitan Police 
District organisiert, in welchem zu deren Erhaltung eine besondere 
Metropolitan Police Rate von 8 d pro Pfund und zwar innerhalb der 

1) Die Unterhaltang der Oefängnisse ist aach in Irland zufolge des General 
Prisons Act 1877 auf den Staat übergegangen, und hatten die Grafschaften nur noch 
Pensionszahlungen an ihre früheren Gefängnisbeamten zu leisten. 
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Stadt von deren Council, außerhalb derselben vom Grafschaftsrat er- 
hoben und an den Commissioner des Polizeidistrikts abgeführt wird. 

Die irischen Grafschaften haben des weiteren die Kosten für die 
jährliche Aufstellung der Schätzungslisten des irischen Realbesitzes zu 
tragen und sind mit allerdings nur geringen auf die Grafschafts- 
steuer fundierten Summen an den bei den Commissioners of Public 
Works Loans kontrahierten Anleihen für von diesen ausgeführte länd- 
liche Drainageanlagen beteiligt. 

Die Grundlage der Finanzverwaltung der Grafschaften wie der 
ünions und der ländlichen Distrikte bildet die der englischen adäquate, 
auf den Realbesitz basierte Grafschaftssteuer, welche früher als „Grand 
Jury Cess" oder „County Cess" von den Grafschaften nach 334 Steuer- 
bezirken, nämlich 8 Stadtbezirken und 326 Baronien resp. Halb- 
baronien erhoben wurde; sie wird heute kurzweg ebenfalls als Poor 
Rate bezeichnet, und dienen jetzt die 213 Rural Districts zugleich als 
Steuerveranlagungsbezirke, in denen die Einhebung durch die Rate 
Collectors der Grafschaftsräte besorgt wird. Den Unions und den 
Rural Districts wird ihr finanzieller Zuschußbedarf von den Graf- 
schaftsräten überwiesen. Daneben kommen als Einnahmen der Graf- 
schaften hauptsächlich die Gerichtsgebühren und friedensrichterlichen 
Sportein, eine Hundesteuer und die Staatszuschttsse in Betracht. 

Die irische Grafschaft ist aber nicht unmittelbar an der Ausfuh- 
rung der Gesundheitsgesetzgebung und der dieser verwandten Arbeiter- 
wohlfahrtsgesetze beteiligt. Qesundheitsdistrikte sind vielmehr nach 
Public Health (Ireland) Act von 1878 *) die zu solchen erklärten Städte 
und die ländlichen Distrikte, deren Councils die Ausführung der Ge- 
setze über das Gesundheitswesen, über Friedhöfe 2), Tierseuchen und 
den Verkehr resp. Gebrauch von Explosivstoffen übertragen ist, wie sie 
auch die Ausgaben auf Grund der Gesetzgebung für Arbeiterwohlfahrt 
zu tragen, die gelegentlich erlassenen Gesetze über Saatkartoffeln- 
unterstützung auszuführen und die auf Grund derselben von den Com- 
missioners of Public Works Loans erhaltenen Darlehen zu tilgen haben. 
Außerdem sind die District Councils, ebenso wie die Stadtbehörden, 
ermächtigt, Ausgaben für technischen und Handfertigkeitsuntemcht 
und für Bibliotheken auf Zuschläge zur Sanitary Rate zu übernehmen. 3) 

Die Boards of Guardians der irischen Unions sind gleichmäßig 

1) 41 u. 42 Vict cap. 52. 

2) Nach Section 160 des Public Health (Ireland) Act 1878 und nach Local Goyem- 
ment (Ireland) Act 1898, Sect 29 a. 33, fungieren die Councils der städtischen und 
ländlichen Distrikte zugleich als Friedhofsbehörden. Daneben sind auf Grund de« 
Gesetzes von 1878 nur 8 besondere Joint Burial Boards gebildet 

3) Techn. Instruct Act 1899 u. Publ. Libraries (Ireland) Act 1855. Ffir diese 
Zwecke ist die Ausschrdbung einer Rate von je 1 d pro Pfd. Sterl. gestattet Die Ein- 
hebung dieser Rates wird aber ebenfalls durch die Grafschaftsverwaltung besorgt 
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in Stadt und Land die Behörden für das Armenwesen und für die Aus- 
fuhrung des National School Teachers Act und der Irish Education 
Acts von 1892 und 1893. Sie haben die offene und geschlossene Armen- 
pflege und die Armenkrankenpflege nebst dem Impfwesen auszuüben 0, 
die Blinden, Taubstummen und Idioten in eigenen oder fremden An- 
stalten zu unterhalten und die Kosten für die Anstaltspflege der armen 
Irren, sodann die noch nicht erhejblichen Ausgaben auf Grund der er- 
wähnten ünterrichtsgesetze zu tragen und als Lokalbehörden die Zivil- 
standsregister zu führen. 

Die Finanzwirtschaft der Boards of Guardians basiert hauptsäch- 
lich auf den ihnen von den County bezw. Borough Councils aus der 
Poor Rate und aus Staatszuschüssen überwiesenen Mitteln, wogegen 
für die Ausführung der Akte betreffend die Unterstützungen mit Saat- 
kartoffeln eine spezielle Rate erhoben wird. 

Die (1902/03) 124 Städte und Stadtflecken (boroughs und 
towns) Irlands entsprechen nur zu einem Teil den englischen Municipal 
Boroughs und den dortigen städtischen Gesundheitsdistrikten, nämlich 
ersteren die 11 Boroughs unter Borough Councils, deren Kommunal- 
verfassung auf dem Municipal Corporations (Ireland) Act von 1840 be- 
ruht 2), diesen 81 der übrigen towns, denen ebenso wie den ersteren 
die Eigenschaft von städtischen Distrikten verliehen ist; wogegen 32 
towns keine Befugnisse nach den Public Health Acts besitzen und in 
dieser Hinsicht zu den Rural Districts gehören, in denen sie liegen. 
Von diesen 113 towns werden 104 von Commissioners nach dem 
Improvement Commissioners Act von 1854 •^), 9 towns auf Grund von 
Spezialgesetzen verwaltet, deren Kommissionen durch die betreffenden 
Akte das Recht der Lokalbesteuerung mittels Rates verliehen ist. Die 
Councils bezw. Commissioners der zuerst genannten 92 Städte fungieren 
nach den Gesetzen über das öffentliche Gesundheitswesen zugleich als 
städtische Sanitätsbehörden und haben als solche einen gleichen Auf- 
gabenkreis zu erfüllen resp. die gleichen Kompetenzen bezüglich der 
Unternehmung und Unterhaltung der modernen, schon öfters er- 
wähnten städtischen Gesundheits-, Wohlfahrts- und Annehmlichkeits- 
veranstaltungen. Nur in diesen 92 Städten gehört auch das Wege- 
wesen zu den Obliegenheiten der Stadtbehörde, während es in den 
übrigen towns der Grafschaftsverwaltung vorbehalten ist. Daß die 
Polizei in ganz Irland vom Staate gehandhabt und auch unterhalten 
wird und nur in Dublin eine Art lokaler Polizeiverwaltung mit teil- 



1) Die eiDzeinen UnionB sind in Medizinal (Dispen8ary)-Di8trikte geteilt. 

2) 3 u. 4 Vict. cap. 108. — Darunter die oben genannten 6 Stadtgraf Schäften 
mit mehr als 50000 Emw.; die übrigen 5 Munizipalstädte gehören nicht zu den der 
Einwohnerzahl nach bedeutenderen Städten. 

3) 17 u. 18 Vict. cap. 103. 
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weise lokaler Aufbringung der Kosten für dieselbe besteht, ist schon 
oben erwähnt worden, i) 

An selbständigen Spezialkommissionen fUr einzelne Zwecke, 
die eine Absplitterung von den Kompetenzen der lokalen Kommunal- 
behörden bedeuten, gibt es in ganz Irland nur: 

1. die Belfast Water Commissioners, auf Grund der Belfast 
Water Acts von 1840 und 1893, welchen die Versorgung der City und 
des suburban District von Belfast mit Wasser obliegt; 

2. die Governors of Lying-in Hospital von Rutland 
Square in Dublin, deren Gesamteinnahme nur in einer Rate von 
275 Pfd. Sterl. Jahresertrag besteht und die für die Beleuchtung jenes 
Platzes sorgen; und 

3. der Port and Docks Board Dublin, welchem die Unter- 
haltung bestimmter Quaimauern und Brücken in Dublin obliegt 

Dagegen erhalten 8 Joint Burial Boards und 3 Joint Drainage 
Boards ihren Finanzbedarf von den dieselben konstituierenden Lokal- 
behörden zugewiesen. 

Außerdem erscheinen nur noch die Hafenbehörden, die Binnen- 
schiffahrtsbehörden und der Mercantile Marine Fund als besondere 
Lokalbehörden mit eigener Finanzwirtschaft. Von ihnen beziehen die 
beiden ersteren neben ihren Gefällen und Abgaben (tolls and dues) 
Zuschüsse aus der Grafschaftsrate, wogegen dem Mercantile Marine 
Fund auf Grund des Merchant Shipping Act 1854 nur die Leucht- 
feuerabgaben (dues) und die Gebühren (fees) für die Vermessung der 
Schiffe sowie für die Seemannsprüfungen und die Erneuerung der 
Navigationszeugnisse zufließen. 

§ 3. Frankreioh. Wenn die englische Lokalgesetzgebung lediglich 
von dem Gesichtspunkt der Befriedigung der einzelnen sich jeweilig 
neu geltend machenden Bedürfhisse ausging und für diesen Zweck 
nicht die vorhandenen kommunalen Bildungen zur Mitbefriedigung 
jener reorganisierte, sondern für die neuen Aufgaben je neue Gebilde, 
unbekümmert um etwaige Schönheitsfehler in dem ganzen schematischen 
Aufbau, einschob, so ging Frankreich umgekehrt vor. Dort wird 
weniger danach gefragt, welche neuen Verwaltungsschöpfungen für neue 
Aufgaben nötig wären, sondern ist regelmäßig die Rede nur davon, 
wie letztere auf die gegebenen Organe der öffentlichen Verwaltung 
zu verteilen und dort einzugliedern seien. Dementsprechend war zum 
Verständnis der heutigen englischen Kommunalorganisation eine Schil- 
derung der auf die einzelnen sachlichen Aufgabenkreise als solchen 
gerichteten Reformgesetzgebung in ihren großen Zügen unerläßlich, 
während für die Orientierung innerhalb der französischen Kommunal- 

1) Vgl. oben S. 103. 
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gesetzgebung der Hinweis auf die Kompetenz- und Aufgabenverteilung 
unter den verschiedenen Kommunalkörpem und deren Organen uns al» 
roter Faden wird dienen müssen. 

Das absolute Königtum hatte in Frankreich auch die gesamte 
lokale Verwaltung durch seine Intendanten und deren Subdelegierte 
in seinen Händen, resp. in denen seiner Beamten zu zentralisieren ge- 
wußt i), so zwar, daß der Sinn der Bevölkerung für eine Teilnahme enk 
der Verwaltung ihrer öffentlichen Angelegenheiten derart nieder- 
gehalten und schließlich ertötet war, daß die verspäteten Versuche unter 
Ludwig XVI., den staatlichen Beamten gewählte Räte an die Seite 
zu stellen, schon aus Mangel an dazu tauglichen Personen scheitern 
mußten. 

Die Revolution ging noch einen Schritt weiter, indem sie die alte 
provinzielle und lokale Gliederung mit Absicht völlig zertrümmerte 
und bei dem Neubau einer solchen dem Prinzip der Zentralisation das 
der schablonenmäßigen Uniformität hinzufügte. Ein erster Versuch 
der Neuorganisation beabsichtigte allerdings, die Verwaltungsfunktioneu 
in Departements, Distrikten (den späteren Arrondissements) und Muni- 
zipalitäten zum Teil durch gewählte Kollegien ausüben zu lassen. Die 
Organisation der Direktorialverfassung vom 5. fructidor III mußte 
aber, wie an der schon erwähnten Unfähigkeit namentlich der länd- 
lichen Bevölkerung zu einer derartigen Tätigkeit, zumal auch an 
dem Versuch scheitern, nicht bloß die früheren Provinzen und Gene- 
ralitäten durch die neuen, unter beabsichtigter Verwischung allen histo^ 
rischen Zusammenhangs lediglich nach praktischen Verwaltungsgesichts- 
punkten gebildeten Departements, sondern auch die kleinere Orts- 
gemeinde durch eine willkürlich geschaffene Kantonsmunizipalität 2) 
zu ersetzen. 

Das Verwaltungsorganisationsgesetz Napoleons I. vom 28. plu- 
viöse Vni (17. Februar 1800), welches bis heute die Grundlage der 
französischen Verwaltungsgliederung geblieben ist, behielt die Neuein- 
teilung des Landes in Departements und Arrondissements bei, setzte 
aber an die Stelle der willkürlich gebildeten Munizipalität wieder die 
Kommune, die Ortsgemeinde, woneben der Kanton lediglich die Be- 
deutung eines Wahl-, Rekrutierungs- und Friedensgerichtsbezirks be- 
halten hat. Andererseits nahm jenes Gesetz den Grundsatz der 



1) Schon unter Ludwig YIII. (1228—1226) war die Ansicht durchgedrungen^ 
jede Btädtische Kommune, deren Freibrief vom König bestätigt war, gehöre dadurch 
unmittelbar dem Könige. Vgl. Röscher, Politik, Stuttgart 1892, a 263. 

2) Die kleineren Gemeinden von weniger als 5000 Einwohnern sollten keinen 
Gemeinderat I sondern nur einen agent municipal nebst einem adjoint haben; die 
agents der Gemeinden eines Kantons sollten zusammen alsdann den Munizipalrat dea 
Kantons bilden. 
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Zentralisation der Verwaltung in den Händen des Staates in der 
schärfeten Form auf: Nicht nur der PrÄfekt und der Unterpräfekt, 
sondern auch der Maire der Gemeinde sind nach jenem Gesetz von der 
Regierung ernannte Beamte, welche die gesamte Lokalverwaltung als 
Organe des Staates auszuüben hatten. Ihnen zur Seite gestellte Eäte 
(conseils) wurden aus den Bewohnern der Verwaltungsbezirke gleich- 
falls von der Regierung ernannt und dienten lediglich zur Beratung 
jener Beamten in den lokalen Angelegenheiten und zur Ausführung 
einiger Funktionen in der Vermögensverwaltung der betreffenden Kom- 
munalkörper, soweit von solchen bei einer derartigen Organisation 
überhaupt gesprochen werden kann. 

Der Cäsarismus hatte in dieser Organisation das Prinzip des ab- 
soluten Staates zur prägnantesten Durchführung gebracht. Wenn er 
dabei den Ideen der Revolution in den ernannten Conseils ein rein äußer- 
liches Zugeständnis zu machen schien, so konnten dieselben immerhin 
als ein Mittel dienen, die Bevölkerung allmählich zu einer Teilnahme 
an der Verwaltung zu erziehen, und so den Keim zu einer späteren 
Entwickelung bilden, welche die Idee von dem Selbstbestimmungsrecht 
der Menschheit, die in den Taten der Revolution ft'eilich sehr wenig 
in die Erscheinung getreten war, in Verfassung und Verwaltung 
wenigstens äußerlich zum Ausdruck bringen würde. 

Das Bürgerkönigtum gestand in den Gesetzen vom 21. Mai 1831 
und 22. Juni 1833 den Kommunalkörpern die Wahl ihrer Munizipal-, 
Arrondissements- und Generalräte zunächst nach einem Zensuswahl- 
system zu, welches wiederum die Februarrevolution mit Gesetz vom 
3. Juli 1848 durch die Wahl nach allgemeinem gleichen Stimmrecht 
einsetzt hat») 

Sollte damit nach der Seite der Vertretung der Regierten das de- 
mokratische Prinzip auch in der lokalen Verwaltung zu allgemeiner 
Geltung gelangen, so bedeutete der Schritt doch immer noch nicht die 
Verwirklichung einer Selbstverwaltung der Kommunalkörper in dem 
neueren englischen und im deutschen Sinne, solange die gesamte Exeku- 
tive in der lokalen Verwaltung ausschließlich Staatsbeamten anvertraut, 

1) Nur die Stadt Paria reep. das Seine-Departement verlor gerade infoige der 
Ereignisse jenes Jahres ihren gewählten Manizipalrat und blieb bis 1871 in dieser 
AusnahmesteUung; bis dahin wurden die Mitglieder des Pariser Munizipalrats und 
die wenigen Vertreter der nicht Pariser Arrondissements, mit denen zusammen 
jener zugleich den Generalrat des Departements bildet, von der Regierung ernannt. 
Erst das Gesetz vom 14. April 1S71 stellte Paris den anderen Gemeinden wieder gleich 
and trat ein nach aUgemeinem gleichen Stimmrecht gewählter Pariser Munizipal- 
rat am 4. August 1871 in Funktion. Vgl. Bebth^lemt, Trait6 416mentaire de droit 
administratif, 1900, S. 209. Cadoux, Les finances de la Ville de Paris, irrt, wenn 
er S. 85 diesen überhaupt als den „ersten erwählten Pariser Munizipalrat seit dem 
Convent", abgesehen von dem Kommuneaufstand, bezeichnet 
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den Kommunalkörpern aber ein eigenes Organ zur Ausführung ihrer 
die eigenen Angelegenheiten behandelnden Beschlüsse oder selbst zur 
laufenden Kontrollierung dieeer Ausführung versagt blieb. 

Im Arrondissement, das mit dem Subpräfekten i) an der Spitze 
nur eine Zwischeninstanz zwischen der Präfektur- und der obrigkeit- 
lichen Verwaltung in Kanton und Gemeinde darstellt, und dessen Arron- 
dissementsrat im wesentlichen nur durch die Weiterverteilung der 
Steuerkontingente der direkten Staatssteuern auf die Gemeinden und 
durch Begutachtung resp. Vorberatung der Reklamationen, welche die 
letzteren etwa gegen ihre steuerliche Belastung erheben, an der öffent- 
lichen Verwaltung beteiligt ist, lag ein Bedürfnis zur Bildung einer 
speziell kommunalen Exekutivinstanz überhaupt nicht vor, wie denn 
das Arrondissement kein Träger von Vermögensrechten ist, somit keiner 
eigenen Finanzverwaltung bedarf und so gleich dem Kanton überhaupt 
keinen Kommunalkörper darstellt. Anders in der Gemeinde und im 
Departement. 

In jener wurde der Maire und die ihm als Gehilfen und eventuelle 
Vertreter beigegebenen Adjoints ursprünglich von der Regierung er- 
nannt Erst nach wiederholten Schwankungen der Gesetzgebung ^) ist 
den Munizipalräten, mit Ausnahme derjenigen der Departements-, Arron- 
dissements- und Kantonshauptorte, durch Gesetz vom 12. August 1876 
und durch die Gesetze von 28. März 1882 und 5. April 1884 auch denen 
jener Hauptorte das Recht erteilt worden, ihre Maires und Adjoints 
aus ihrer Mitte auf vier Jahre selbst zu wählen. Wie diese Kommunal- 
beamten zugleich aber die ausführenden Organe der Staatsregierung in 
der Gemeinde und somit zugleich Staatsbeamte geblieben sind, so unter- 
liegen sie nach wie vor einem Suspensionsrecht des Präfekten und der 
Absetzung durch ein Dekret des Präsidenten der Republik. 

In der Departementalverwaltung konnte das nach der Eigenart der 
fi-anzösischen Verwaltungsorganisation wesentlich politische Amt des 
Präfekten für eine Kommunalisierung niemals in Frage kommen. Hier 



1) Ein 1899 von der Budgetkommission gestellter Antrag, das Amt der Sous- 
pr^fetB eingehen zu lassen, ist von der Kammer verworfen worden. Die Bedeutongs- 
losigkeit dieses Amtes hatte Bastiat bereits in der nR(§pabIique fran<;^se*^ vom 
29. Febr. 1848 damit verspottet, daß er dasselbe einen Briefkasten für den Verkehr 
zwischen Präfekt und Maire nannte. Vgl. Journal des fconomistes, 1899, S. 475. 

2) Gesetz vom 21. März 1831 hatte das Emennungsrecht der Regierung auf die 
gewählten Munizipalräte beschränkt; Gesetz vom 3. Juli 1848 gestattete den Kom- 
munen unter 6000 Einwohnern die Wahl ihrer Maires und Adjoints; Gesetze vom 
14. Jan. und 7. Juli 1852 und 5. Mai 1855 stellten das unbeschränkte Emennungs- 
recht der Regierung wieder her, worauf das Gesetz vom 22. Juli 1870 das Emennungs- 
recht wieder auf die Munizipalräte beschränkte; Gesetz vom 14. April 1871 gab die 
Wahl den Kommunen unter 20000 Einw. frei, worauf (jesetz vom 20. Jan. 1874 
noch einmal das unbeschränkte Emennungsrecht der Regierung herstellte. 
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ist es daher — allerdings erst unter der dritten Republik — zu einer 
Art Spaltung der Exekutivgewalt gekommen, indem durch Gesetz vom 
10. August 1871 die Generalräte die Befugnis erhielten, am Schluß 
ihrer regelmäßigen Augustsitzungen eine „Departementalkommission^ 
von 4 bis 7 Mitgliedern zu wählen, von welcher nur die Maires der 
Departementshauptstädte und die Mitglieder des Parlaments (Senatoren 
und Deputierte) ausgeschlossen sind. Diese Departementalkommission 
vertritt und repräsentiert unter dem Vorsitz ihres ältesten Mitgliedes 
den Generalrat in den zwischen dessen Sessionen liegenden Zeit- 
räumen J); ihr können die Geschäfte des Generalrats in weitem Um- 
fange delegiert werden, me sie ebenso die Ausftthrung derselben 
durch den Präfekten resp. die Präfekturbeamten überwachend be- 
gleitet und bei Prozessen zwischen dem Staat und dem Departement, 
in denen der Präfekt den ersteren vertritt, die Interessen des Departe- 
ments wahrzunehmen hat 

Die heutige Organisation des Departements als Kommunal- 
körpers beruht auf den Gesetzen vom 10. August 1871 und 31. März 
1886. Dasselbe hat wirtschaftliche und finanzielle Leistungen nicht 
nur für solche Verwaltungszwecke zu erstellen, welche der Aktions- 
sphäre des Generalrats überlassen sind, sondern auch für die unmittel- 
bsLT staatliche Verwaltung. 

Diese Leistungen knüpfen zum größten Teil an das Immobiliar- 
^igentum der Departements an und konstituieren den sogenannten 
obligatorischen Teil ihres ordentlichen Ausgabenbudgets, welcher 
eventuell der Zwangsetatisierung durch ein Dekret in der Form eines 
r^glement d'administration publique unterliegt. 

Indem nämlich den Departements durch Dekret vom 9. April 1811 
der größte Teil der damaligen Departementalverwaltungsgebäude un- 
entgeltlich überwiesen wurde, war ihnen zugleich die Pflicht auf- 
erlegt, für deren Unterhaltung zu sorgen. Daraus ist ihnen die Auf- 
gabe erwachsen: 

1. Die Räume für die Präfekturverwaltung und diellnterpräfekturen, 
die Sitzungslokale der Departementalräte für den öflfentlichen Unter- 
richt und die Bureaus der Akademie-Inspektoren 2} samt Mobiliar zu 
'erstellen und zu erhalten; 



1) Die ordentlichen Sessionen der Generalräte finden zweimal jährlich statt: 
die eine, am Montag nach dem 15. August beginnend, darf die Dauer eines Monats, 
die andere, nach Beschluß der Generalräte gewöhnlich im April anberaumt, die 
Dauer von 14 Tagen nicht überschreiten. Außerordentliche Sitzungen, die auf Antrag 
von V> ^^^ Mitglieder durch den Präfekten oder den Präsidenten des Greneralrats 
anzuberaumen sind, dürfen nicht länger als 8 Tage dauern. 

2) Der Inspecteur dAcad^mie, unserem Regierungsschulrat vergleichbar, ist 
derjenige Beamte, welcher die Schulangelegenheiten in den einzehien Departements 
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2. die ordentlichen Kosten des Kasernements der Gendarmerie- 
brigaden zu tragen und die Departementalgefängnisse zu unterhalten; 

3. die Gebäude nebst Mobiliar für die Schwurgerichtshöfe, die 
Zivilgerichte erster Instanz und die Handelsgerichte zu unterhalten, 
sowie die Amtskosten der justice de paix zu tragen. 

Durch Spezialgesetze sind den Departements als „obligatorische^ 
Last außerdem auferlegt worden: 

4. die Kosten für die Herstellung und Publikation der Wahllisten 
zu den G^eschworenen- und Handelskammerwahlen, sowie die Kosten 
fftr die Aufstellung der Wählerlisten in den Munizipalwahlbezirken 
und der Listen der Expropriationsjury jedes AiTondissements, und sind 

5. die aus den Gesetzen vom 15. Juli 1893 und 14. Juli 1905 den 
Departements erwachsenden Lasten für ihren Anteil an der öffentlichen 
Armen- bzw. Armenkrankenpflege (s. weiter unten) ebenfalls zu deren 
obligatorischen Ausgaben zu zählen. 

Bezüglich aller übrigen finanziellen Leistungen unterliegt das 
Departementalbudget keinem Etatisierungszwange seitens der staat- 
lichen Organe; indessen dürfte jene Unterscheidung zwischen obliga- 
torischen und nichtobligatorischen Ausgaben praktisch ziemlich belang- 
los sein, da sich auch unter den übrigen Aufgaben der Gteneralräte 
solche befinden, an denen teils der Staat unmittelbar, teils die Lokal- 
verwaltung der Gemeinden in hervorragendem Maße interessiert sind, 
so daß, falls ein Generalrat die Kosten für die Vorbereitung und Aus- 
führung dieser Aufgaben, d. h. für seinen eigenen Verwaltungsapparat, 
nicht bewilligen sollte, die ganze Verwaltungsmaschinerie in bedenk- 
liche Stockung geraten würde und ein Eingreifen des Staates uner- 
läßlich wäre. 

Die Beschlußfassung der Generalräte über die Verwaltungs- 
angelegenheiten, für welche sie zuständig sind, ist teils eine definitive 
— immer jedoch mit dem Vorbehalt, daß dieselben sich innerhalb 



bearbeitet Der Conseil d^partemental de renseignement primaire, unter Vorsitz des 
PrSfekten bestehend aus dem Akademie-Inspektor, den Leitern der Normalschulen 
(Seminare), zwei vom Minister ernannten Schulinspektoren, vier Mitgliedern des 
Oeneralrats und je zwei von der Lehrerschaft selbst erwählten Lehrern und Lehrerin- 
nen, ist Beschlußbehörde in Sachen der technisch -pädagogischen Reglementierung 
des Yolksschulunterrichts innerhalb des Departements mit gewissen Befugnissen auch 
in Verwaltungsstreitigkeiten und inbezug auf die Disziplinierung der Lehrerschaft. 
Unterschiedlich von diesen nur für die eigentlichen Volksschulen (primaires) zustän- 
digen Departementalschulräten sind die entsprechenden Behörden für die gehobenen 
Volksschulen (enseignement secondaire) und für die höheren Privatschulen, die 
ConseUs acad^miques, deren es, unter Zusammenfassung je mehrerer Departements, 
17 für ebensoviele Schulbezirke gibt Näheres über die Verwaltungseinrichtungen 
des französischen ünterrichtswesens s. bei H. Berthel^mt, Traitß ßlßmentaire de 
droit administratif, Paris 1900, S. 720 ff. 
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der ihnen gesetzlich zustehenden Kompetenzen halten — , teils ist sie 
an die stillschweigende Billigung seitens der Regierung gebunden, 
welche als erfolgt angesehen wird, wenn innerhalb drei Monaten nach 
dem Schluß der Session des Generalrates kein Einspruch erhoben sein 
sollte. Nur die Budgetaufstellungen der Departements und die definitive 
Dechargierung der von den Präfekten vorzulegenden Departemental- 
rechnungen, welche die Generalräte einer ei-sten Prüfung unterziehen 
und dann an den Minister des Innern weiterzugeben haben, unter- 
liegen der ausdrücklichen Genehmigung durch die Regierung, während 
die Genehmigung solcher Centimes additionnels zu den direkten Steuern, 
die über das im Budgetgesetz fixierte Maximum hinausgehen^), sowie 
von Departementalanleihen auf eine längere als 15 jährige Dauer durch 
einen Gesetzesakt zu erfolgen hat. Von dieser unterschiedlichen Be- 
grenzung der Selbstverwaltungsbefugnisse der Generalräte kann in- 
dessen bei der Schilderung ihrer Aufgaben als solcher an dieser Stelle 
abgesehen werden. 

Der staatlichen Verwaltung dienen die Generalräte außer für die 
oben genannten Zwecke auch insofern, als sie diejenige Instanz sind, 
welche die durch das Staatsbudget den einzelnen Departements zur 
Aufbringung zugeteilten Portionen derjenigen direkten Steuern, welche 
Repartitionssteuern darstellen 2j, d. i. der Grundsteuer (nicht G^bäude- 
steuer), der Personalmobiliarsteuer und der Tür- und Fenstersteuer, auf 
die Arrondissements zu verteilen hat. Diese Verteilung geschieht im 
Zusammenhang mit der Festsetzung der Departementalbudgets in der 
Augustsitzung der Generalräte, nachdem dieselben zuvor über ent- 
sprechende Gesuche der Gemeinden — über letztere auf Begutachtung 
durch die Arrondissementsräte definitiv — entschieden haben. 3) 

Bei dieser Gelegenheit der Budgetaufstellung übt der Generalrat 
einen bestimmenden Einfluß auf die kommunale Finanzverwaltung auch 
insofern aus, als er nicht nur die Anzahl der für seine Bedürfnisse 
erforderlichen Zuschlagcentimes zu den direkten Steuern, ordentliche 
und außerordentliche, festsetzt, sondern auch die Höchstzahl derjenigen 
kommunalen Centimes bestimmt, welche die Munizipalräte, neben be- 
stimmten gesetzlich festgelegten Centimes, für außerordentliche Aus- 
gaben sowie zur Ergänzung ihres Bedarfs an Einnahmen des ordent^ 
liehen Budgets votieren dürfen, wobei der Generalrat aber die jedesmal 
im Budgetgesetz gezogene absolute Maximalgrenze einzuhalten hat.*) 

Des weiteren haben die Generalräte über Ansuchen von Gemeinden 



1) Alles nähere hierüber im IL Abschnitt, Kap. III, § 3c 

2) Vgl. R. VON Kaufmann, Die Finanzen Frankreichs, 1882, S. 162 u. 216. 

3) Die weitere Verteilung der Steuerkontingente auf die Gemeinden erfolgt 
durch die Conseils der Arrondissements. 

4) H. BERTHiLEMT, Tnutß ^l^mcntairc de droit administratif, Paris 1900, S. 148, 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. OrganiBaticni and Aufgaben. § 3. Frankreich. 113 

auf Einrieb tung, Erneuerung oder Veränderung gewisser Oktroitaxen, 
über Einrichtung, Aufhebung oder Verlegung von Märkten und Messen, 
sowie über die Veränderung von Gemeindegrenzen innerhalb eines 
Kantons zu beschließen, falls die beteiligten Mnnizipalräte selbst über 
solche Grenzänderungen einig sind. 

Die Hauptaufgaben kommunaler Natur des Departements liegen 
auf den Gebieten des Wegewesens und der sogenannten assistance 
publique. 

Hinsichtlich des Wegewesens unterliegen der definitiven Be- 
schlußfassung der Generalräte sowohl die Klassierung und Deklassierung, 
Trassierung, Herstellung und Unterhaltung der Departementalstraßen 
welche zum Immobiliareigentum der Departements gehören ^), wie die 
Anerkennung resp. Schließung, Trassierung und Breitenfestsetzung der 
Vizinalwege de grande communication und d'intörßt commun.^) Die 
Ausführung der Arbeiten an beiden Arten von Straßen kann der 
Generalrat entweder durch den Service des ponte et chauss6es oder 
durch agents voyers verfügen, ^j Rücksichtlich der vorbezeichneten 



1) Dekret vom 16. Okt 1811 und spätere hatten die Unterhaltung der Departe- 
mentalstraßen , der damaligen „routes imperiales de 3« classe^ — d. i. von 10 m 
Breite — den Departements zugewiesen. Nachdem es lange zweifelhaft gebUebcn 
war, ob damit auch der Grund und Boden dieser Straßen in das Eigentum der De- 
partements fibei^egangen wäre, ist diese Frage durch Art 59 des Gesetzes vom 
10. Aug. 1871 zugunsten derselben entschieden worden. Dasselbe Gesetz gab zu- 
gleich den Generalr&ten die Befugnis, eine Departementalstraße als solche aufzu- 
heben, zu deklassieren, eine Bestimmung, die dem einzelnen Departement wenig 
genützt hätte, insofern es nicht für sich aUein ein Stück einer größeren öffentlichen 
Straße kassieren könnte; durch Ministerialzirkular vom 9. Aug. 1879 ist dies für die 
Praxis dahin deklariert worden, daß der einzelne Generalrat in allen Fällen zur De- 
klassierung berechtigt sei, sofern nur nicht die Verkehrsverbindung unterbrochen 
würde. Diese Lage der Gesetzgebung haben sich viele — z. Z. 57 — Departements 
so zunutze gemacht, daß sie ihre sämtlichen Departementalstraßen deklassierten 
und zu Vizinalwegen der großen Communication erklärten. Dadurch ist die ünter- 
haltungslast aller dieser Straßen im Prinzip den Kommunen mit aufgebürdet und 
handelt es sich für die betreffenden Departements nur noch um das Maß, in welchem 
sie sich an deren Unterhaltung femer beteiUgen wollen. S. Berth^lemy, Trait6 
^I^mentaire de droit administratif, S. 415 f. 

2) Von den drei Arten der Vizinalwege, den chemins de grande communica- 
tion, d'int^r^ commun und de petite vicinalit6 oder ordinaires, waren die ersten 
bereits 1824 und dann durch Gesetz vom 21. Mai 1836 der Reglementierung durch 
die Generalräte unterworfen worden; dasselbe hatte zugleich die Unterhaltung der 
Wege der großen Kommunikation als obligatorische Pflicht der Kommunen erklärt 
und dabei Subventionen der Departements zugelassen. Für die übrigen Vizinalwege 
wurden erst von 1861 an seitens des Staates Subventionen bewilligt und sodann 1868 
die 1893 wieder aufgehobene „Vizinalwegekasse^ geschaffen. 

3) Nach dem Dekret vom 16. Dezbr. 1811 mußten die Arbeiten an den De- 
partementalstraßen durch den service des ponts et chauss6es ausgeführt werden; 1866 
wurde den Generalräten hierin insoweit Freiheit der Wahl gegeben, als die betr. Straßen 

T. EAUFMAior, EommonalfinanzeD. 8 
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Vizinalwege bestimmt er des weiteren, welche Gemeinden die Kosten 
der Ausführung und Unterhaltung derselben zu tragen haben, und 
setzt den Jahresbeitrag fest, mit welchem jede der Gemeinden an jenen 
Kosten beteiligt sein soll, ebenso den Umrechnungsfuß zur Umwandlung 
von Naturalleistungen fiir den Wegebau in Geldbeiträge. Falls ein 
Departement sich subventionsweise an den Herstellungskosten der- 
artiger Vizinalwege beteiligt, so hat der Generalrat auch die Art der 
Ausführung derjenigen Arbeiten zu bestimmen, welche auf die De- 
partementalkasse übernommen sind. Die Prüfung der Projekte und 
die Ausführung der Arbeiten resp. deren Überwachung ist dagegen 
der Präfekturverwaltung vorbehalten. — Die Verteilung der Staats- 
und Departementalsubventionen für die Vizinalwege aller Art unter- 
liegt ebenfalls der Beschlußfassung der Generalräte, zu deren Kom- 
petenz nach den bezüglichen Gesetzen von 1865 und 1880 des weiteren 
die Konzessionierung und Subventionierung von Lokalbahnen gehört, 
wie sie solche auch in eigener Regie ausführen dürfen, i) 

Auf dem Gebiete der assistance publique liegt den General- 
räten in erster Linie die Organisation des Irrenwesens und der Für- 
sorge für die verwaisten, verlassenen und verwahrlosten Kinder, des 
weiteren für die Taubstummen und Blinden und für die gesetzliche 
Unterstützung subsistenzloser arbeitsfähiger Personen ob, wobei sie 
zugleich den Anteil an den Kosten der Irren- und Kinderpflege, welcher 
von den Gemeinden zu tragen ist, auf diese zu repartieren haben. ^) 
Die Errichtung und Verwaltung entsprechender Anstalten resp. die 
Abschließung von Verträgen mit privaten oder anderen öflfentlichen An- 
stalten behufs Unterbringung der Irren usw. ist Sache der Departements, 
wobei deren mehrere eine Irrenanstalt oder ein dfepöt de mendicit6 
gemeinsam unterhalten können. 3) In die letzterwähnten Anstalten, 



nicht mehrere Departements berührten; das Gesetz von 1871 laßt ihnen hierin völlig 
freie Hand. In der Praxis wird die Frage in der Regel so gelöst, daß der General- 
rat für die Arbeiten an den Departementalstraßen wie für die an den Vizinalwegen 
denselben Modus der Aasführong wählt, sodaß z. Z. in 83 Departements beide 
von den staatlichen Ingenieuren der Brücken- und Wegeverwaltung ausgeführt 
werden; s. Berth^lemt a. a. 0. S. 416. 

1) Vgl R VON Kaufmann, Die Eisenbahnpolitik Frankreichs, Stuttgart 1896, 
Bd. 1, S. 159 ff., Bd. H, S. 260 f. u. 294 ff. 

2) Daneben gewährt auch der Staat Zuschüsse zu den Ausgaben für die 
Kinderpflege. 

3) Reitzensteins Annahme („Konmiunales Fmanzweeen*^ in Schönbergs „Hand- 
buch der pol. Ökonomie'' III, 2, 1898, S. 33), daß die Unterhaltung von d^pöts 
de mendicit^ eine lediglich freiwillige Leistung des Departements darstelle, für 
welche eine bezügliche gesetzliche Verpflichtung fehle, ist insofern unzutreffend, als 
der code p^nal (Art 274 — 282) das Betteln arbeitsfähiger Personen unter Bezug- 
nahme auf diejenigen Departements, in denen derartige Anstalten bestehen, unter 
Polizeistrafe stellt und Napoleon I., durch Dekret vom 5. Juli 1808 die meisten Be- 
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welche nicht den Charakter von Korrektionshäusern haben, werden 
arbeitsfähige, aber mittellose und daher dem Bettel verfallene Per- 
sonen auf so lange verwiesen und daselbst mit gewerblichen Arbeiten 
beschäftigt, bis ihr Anteil an ihrem täglichen Arbeitsverdienst — die 
Hälfte desselben fällt als Ersatz der Unterhaltungskosten den An- 
stalten zu — eine Höhe erreicht hat, welche jene Personen fftr eine 
absehbare Zeit der Notwendigkeit des Betteins überhebt und ihnen 
das Aufsuchen anderweitiger Arbeitsgelegenheit ermöglicht Mit 
dieser Pflicht der Departements zu repressiven Maßregeln charitativen 
Charakters gegen das Betteln arbeitsfähiger Personen hängt auch die 
andere Pflicht derselben zusammen, Arbeitslosen, welche der not- 
wendigen Subsistenzmittel entbehren, behufis Aufeuchung von Arbeits- 
gelegenheit oder des d6pöt de mendicit^ ihres Heimatsdepartements 
Eeiseunterstützungen in vorgeschriebener Höhe unter Vorzeichnung ihrer 
Reiseroute zu gewähren; die betr. Beträge sind von den zu passieren- 
den Gemeinden zu verauslagen und aus der Departementskasse zu 
ersetzen.^) Des weiteren tragen die Departements unter dem Titel 
der assistance publique die Kosten für die Einrichtungen der Schutz- 
impfung und nach Gesetzen vom 15. Juli 1893 und U.Juli 1905, unter 
Beteiligung des Staates, die Kosten für die Armenkrankenpflege bezw. 
für die Unterstützung erwerbsunfähiger, 70 Jahre alter Personen, wenn 
die Unterstützungsbedürftigen keinen Unterstützungswohnsitz in einer 
Gemeinde besitzen, sowie einen Anteil an den bezüglichen Ausgaben 
der Gemeinden 2) und gewähren Beihilfen an die soci6tfe de secours 
mutuel u. a. Etwaige Leistungen zur Unterhaltung von Siechen und 
arbeitsunfähigen Armen unter 70 Jahren sind aber von selten der De- 
partements wie der Gemeinden nur freiwillige, auch nachdem das 
Gesetz von 1893 die Departements, sowie die Gemeinden — letz- 
tere unter Zustimmung der Generalräte — ermächtigt hat, mittel- 

«dmmungen eines gleichartigen Dekrets vom 30. Mai 1790 wieder in Kraft setzend, 
verordnete, daß ein d6pöt de mendicitß für jedes Departement eröffnet werden sollte. 
Die letztere Verordnung haben spätere Dekrete — so vom 18. Febr. 1861, 15. April 
1863 u. a. — dahin deklariert, daß deswegen nicht jedes Departement eine eigene Anstalt 
zo unterhalten brauche, sondern dieselbe mit der eines anderen Departements ver- 
einigen könne. Wenn auch diese gesetzliche Verpflichtung in der Praxis nicht strikt 
— jedenfalls nur nach Bedarf — durchgeführt ist, so ist sie deswegen doch vor- 
handen. Gegenwärtig bestehen 27 d^pöts de mendicit^ für 51 Departements; 
s. H. B£Kth£i.£mt a. a. 0. S. 777. 

1) Dekret vom 30. Mai 1790, Art. 7; dazu Ministerialzirkulare von 1808, 1810, 
1816, 1833. Die Kosten jener Reiseunterstützungen sind durch diese Verfügungen 
auf die obligatorischen Ausgaben der Departements angewiesen. 

2) Das Gesetz von 1893 kam erstmalig im Jahre 1895 zur Ausführung. Der 
Schwerpxmkt der assistance m^dicale gratuite liegt in den Gemeinden, daher näheres 
über dieselbe unten S. 125; über den franzosischen Begriff des Unterstützungswohn- 
sitzes S. 124 Anm. 1. 
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losen Personen französischer Nationalität, welche 65 Jahre alt und in- 
folge von Körperschwäche oder Krankheit unheilbar invalid sind, Jahres- 
pensionen von 90 bis 200 Frs. auszusetzen, und nachdem der Staat 
durch Artikel 43 des Budgetgesetzes von 1897 sich dazu verstanden 
hat, zu derartigen Pensionen innerhalb gewisser Grenzen Zuschüsse 
zu leisten. 

Von sozialpolitischen Aufgaben ist dera Generalrat eine Beteiligung 
an der Ausführung des Gesetzes vom 19. Mai 1874 über die Be- 
schäftigung von Kindern in gewerblichen Betrieben insoweit zugefallen, 
als er die Anzahl der durch dieses Gesetz geschaffenen Lokalkom- 
missionen zu bestimmen, deren Bezirke abzugrenzen hat und zur 
Überwachung der Durchfuhrung der betr. Bestimmungen die Stelle 
eines besonderen Inspektors auf Kosten der Departementskasse kreieren 
darf. 1) 

An den Kosten des öffentlichen Elementarunterrichts waren die 
Departements bis zum Erlaß des Gesetzes vom 19. Juli 1889 mit dem 
Ertrage von vier Centimes additionnels als Maximum beteiligt; seit- 
dem ist diese Pflicht ebenso wie die andere zur gänzlichen Unter- 
haltung der Lehrerseminare 2) (^coles normales) entfallen, und haben 
die Generalräte für die letzteren nur noch die Lokale und Utensilien 
bereit zu halten.**) Im übrigen sind die Ausgaben derselben für 
Unterrichts- und Bildungszwecke, namentlich die Unterhaltung von 
Stipendien an Normalschulen, Colleges und Lyceen und an den Etablis- 
sements d'enseignement libre, ebenso wie die sogenannten encourage- 
ments für wissenschaftliche und künstlerische Zwecke, für Industrie 
und Landwirtschaft freiwillige. 

Freigestellt ist den Generalräten auch, ob sie für ihren Bezirk 
eine Revision des seit drei Menschenaltern unveränderten Grundsteuer- 
Katasters 4) beschließen und sich mit den Kosten dieser Operation, die 
dann ausschließlich aus Zuschlägen zur Grund- und Gebäudesteuer zu 
bestreiten sind, belasten wollen. 

1) Vgl. auch K. Frankenstein, Der Arbeiterechntz, seine Theorie und Politiki 
Abteilung I, Bd. XIV dieses Hand- und Lehrbuchs, 1896, S. 205. 

2) Die Unterhaltung der Lehrerseminare war bereits durch das Unterrichts- 
gesetz vom 28. Juni 1833 den Depaitements zur Pflicht, durch Gesetz vom 15. März 1850 
— wenn auch mit wenig Erfolg — wieder zu einer nur fakultativen Last gemacht 
worden, bis das Gesetz vom 9. Aug. 1879 die Verpflichtung der Departements in 
erweitertem Maße wiederherstellte. Vgl. Petersilie, Das öffcntl. ünterrichtswesen, 
IIL Abteilung, III. Bd. dieses Hand- und Lehrbuchs, 1897, Bd. I, S. 215 u. 221 ; eben- 
dort eine übersichtliche Darstellung der geschichtlichen Entwickelung des öffentlichen 
Unterrichtswesens in Frankreich. 

3) Die Grundstücke der Normalschulen gehören wie die andern öffentlichen 
Gebäude, deren Unterhaltung den Departements obliegt, zu deren domaine public; 
8, H. Bebth^lemt a. a. 0. S. 489. 

4) Vgl. R. VON Kaufmann, Die Finanzen Frankreichs, S. 173 ff. 
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Endlich haben die Generalräte die Befugnis, die Mittel der De- 
partements sowohl an öffentlichen Arbeiten des Staates (d'int6r6t g6n6ral) 
wie an solchen der Gemeinden, sofern dieselben von einem öffentlichen 
Interesse (d'int6r6t commun oder d'utilitö communale) sind, zu be- 
teiligen. Im letzteren Falle steht die Entscheidung über Differenzen, 
die sich betreffs der Bepartition der Kostenanteile ergeben, den 
Generali'äten zu, welche in die wii^tschaftlichen Angelegenheiten der 
Gemeinden, wie oben angedeutet, als bestätigende Instanz in mannig- 
facher Weise eingreifen. In der Regel liegen Arbeiten der vor- 
bezeichneten Art auf wirtschaftlichem Gebiete, wie z. B. Ausbau von 
Seehäfen, Schiffahrtskanälen, Nationalstrafien, Eisenbahnen d'int6r6t 
g6n6ral u. a. Auch ist es den Departements gestattet, zur Ausfuhrung 
gemeinsamer Arbeiten sich eventuell in Foim von Syndikaten zu ver- 
einigen. 1) 

Den zur Ausführung seiner mannigfachen Verwaltungsbefugnisse 
notwendigen Beamtenkörper hat der Generalrat aus dem Departe- 
mentalfonds zu unterhalten und aus demselben Beiträge fär dessen 
Pensionsfonds zu leisten, wie er andererseits auch die Qualitäten be- 
stimmt, denen die Bewerber um Departementalämter oder departe- 
mentale Funktionen, z. B. die Departementsarchitekten, zu gentigen 
haben. 2) Das Recht, den einzelnen Beamten zu ernennen, steht aber 
ausschließlich dem Präfekten zu. 

In finanzieller Hinsicht erstrecken sich die Befugnisse der General- 
räte: 1. auf das Recht der eigenen Vermögensverwaltung. Erwerb, Ver- 
äußerung oder Tausch von Departementaleigentum oder Veränderungen 
in der Zweckbestimmung desselben unterliegen ihrer definitiven Be- 
schlußfassung und sind sie hierbei an die oben erwähnte stillschwei- 
gende Billigung der staatlichen Behörde durch Einhaltung einer drei- 
monatlichen Frist vor Ausführung der Beschlösse nur insoweit ge- 
bunden, als dieselben sich auf Gebäude des öffentlichen Dienstes, also 
die Präfektur-, Unt«rpräfektur-, Gerichtsgebäude, die Normalschulen, 



1) Eins der markantesten Beispiele dafür bietet die Ansfülirung des Oanal de 
i'Est durch ein Syndikat der 5 von demselben. berührten Departements für Rechnung 
des Staates; vgl. R, von Kaufmann, Die Eisenbahnpolitik Frankreichs, Bd. II, 
S. 5S2. An den Anlagekosten der Eisenbahnen d'intör^t g6n6ral konnten die De- 
partements nach dem Gesetz vom 11. Juni 1842, Art 3 u. 4, insoweit beteiligt werden, 
als sie, im Falle der Staat sich an denselben durch Hergabe von Gelände beteiligte, 
die Kosten für dessen Erwerb zu einem Teile tragen sollten; R. von Kaufmann 
a. a. 0. Bd. I, S. 84, Bd. 11, S. 194, 211, 247. 

2) Dieses Regiementierungsrecht haben die Generalräte aber nur bezügUch 
derjeiügen Funktionäre, die ausschließUch aus Departementalf onds salariert werden; 
es bezieht sich daher nicht auf das Personal des Vizinalwegeweswis, für welches die 
Mittel aus den obligatorischen Beiträgen der Gemeinden stammen und die Departe- 
ments nur Subsidien gewähren. 
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die Kasernen der Gendarmerie und die Grefängnisse beziehen. 2. Ebenso 
beschließen die Generalräte definitiv über die Annahme oder Ablehnnng^ 
von Geschenken und Vermächtnissen, sofern nicht rttcksichtlich der- 
selben Reklamationen von dritter Seite vorliegen, ferner 3. über die 
Erhebung von Wege- und Brückengeldern oder sonstigen Abgaben für 
Benutzung departementaler Einrichtungen, über die Versicherung der 
Departementalgebäude, sowie über alle Handlungen und Transaktionen 
betreflfend Vermögensrechte des Departements, und 4. über alle An- 
leihen für Departementalzwecke, welche innerhalb 1 5 Jahren aus den 
ordentlichen oder außerordentlichen Mitteln der Departements zurück- 
zuzahlen sind, wogegen für auf längere Zeit zu kontrahierende An- 
leihen ein besonderes Gesetz notwendig ist. 

Ein selbständiges Besteuerungsrecht besitzen die Oeneralräte aber 
nicht, sondern haben sich in dieser Hinsicht* lediglich innerhalb der 
Grenzen der vom Staat« ihnen konzedierten Zuschlagcentimes zu den 
direkten Staatssteuern zu bewegen. 

Die französische Ortsgemeinde hatte bis zur großen Revolution 
keineswegs eine für Stadt und Land einheitliche Organisation. Die 
ländliche Gemeinde, in öffentlich rechtlicher Beziehung von der Grund- 
herrschaft abhängig und durch diese vertreten, repräsentierte damals 
in ihrer Gemeindeversammlung eine Korporation von nur genossenschaft- 
lichem Charakter. Die Stadt« unter oligarchischen Magistraten, deren 
Stellen so gut wie erblich geworden waren, waren ihrer Jurisdiktio- 
nellen Befugnisse durch königliche Ordonanzen allmählich entkleidet 
worden und gänzlich unter den Einfluß der königlichen Verwaltungs- 
beamten geraten. Für diese so verschiedenartigen Ortsgemeinden (mit 
Ausnahme von Paris) schuf die konstituierende Versammlung i) eine 
gleichmäßige Organisation mit Munizipalräten und den Maires als deren 
Voi-sitzenden und Exekutivbeamten, welche seitdem beibehalten ist und 
nur rücksichtlich der Anteilnahme der Gemeinde an der Ernennung 
ihrer Vertreter, wie oben geschildert, allmählich eine demokratische 
Ausgestaltung erfahren hat *^) Charakteristisch für die Form der fran- 
zösischen Gemeindeverfassung ist dabei, daß der Munizipalrat als 
Körperschaft ausschließlich teils beschließendes und reglementierendes^ 
teils beratendes Organ, an der Verwaltung unmittelbar aber weder 
durch Ausschüsse noch durch das Recht der Beamtenernennung be- 
teiligt ist, sondern daß die gesamte Verwaltung wie die Beamten- 



1) Durch Geeetze vom 14. und 22. Dezbr. 1789 and 4. MSrz 1790. 

2) Für die heutige Gemeindeverfassung kommen außer dem Gesetz vom 28. plu- 
viöse Vni noch zahlreiche spStere Gesetze, so namentlich vom 18. Jdi 1837, 
5. Mai 1855, 18. Juli 1866, 24. Juli 1867 und sodann die Gesetze vom 10. Aug. 1871 
und 5. April 1884 in Betracht Vgl. auch R. von Kaufmann, Die Finanzen Frank- 
reichs, S. 733. 
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ernennung, soweit sie überhaupt den Gemeindeorganen allein zusteht % 
in der Hand des Maire liegt, welcher seine adjoints oder in deren 
Behinderung die einzelnen Munizipalräte nach Maßgabe der bei der 
Wahl ihnen zugefallenen Stimmen an der Verwaltung lediglich als 
seine Gtehilfen durch Beauftragung mit einzelnen Verwaltungsgeschäften 
beteiligt. 

Für den Aufgabenkreis der Gemeinde als solcher fällt nicht 
so sehr ins Gewicht, daß der Maire für seinen Bezirk zugleich Exe- 
kutivbeamter der Staatsverwaltung ist und in dieser Eigenschaft den 
Anweisungen des Präfekten unmittelbar untersteht, sowie daß ihm 
gesetzlich die Funktionen eines offlcier de la police judiciaire und einer 
Verwaltungsgerichtsbarkeit bei Streitigkeiten über von der Militär- 
verwaltung geschuldete Einquartierungsvergütungen zugewiesen sind. 
Die Munizipal- und Ruralpolizei, sowie die örtliche Wege- 
polizei übt er als Haupt der Kommunalverwaltung aus und hat als 
solches Polizeiverordnungen zu erlassen, aber auch die auf jene Gegen- 
stände bezüglichen Akte der höheren Verwaltungsbehörden zur Aus- 
führung zu bringen. Die Anstellung des Polizeipersonals geschieht 
aber nicht ausschließlich durch den Maire, sondern ist ihm teils ent- 
zogen, teils nur in beschränktem Maße belassen. In den Departements- 
hauptstädten mit mehr als 40000 Einwohnern ist die Organisation der 
Polizeimannschaft nach Begutachtung durch den Munizipalrat und 
nach Anhörung des Staatsrats durch Dekret geregelt und hat der 
Maire bezüglich der Besetzung der Stellen der Polizeiinspektoren 
Kommissare und Polizeiagenten nur ein Präsentationsrecht, während 
die Ernennung vom Präfekten vollzogen wird. In den übrigen Ge- 
meinden ernennt der Maire die Polizeibeamten, aber unter Bestätigung 
durch den Präfekten, dem allein auch die Entlassung derselben zu- 
steht, während der Maire nur ein Suspensionsrecht hat. Ein Unter- 
schied in der Organisation der Polizeimannschaften besteht auch inso- 
fern, als nur die Orte mit mehr als 5000 Einwohnern eigene Polizei- 
kommissare iaben, für die kleineren Ortschaften dagegen Kantonal- 
Polizeikommissare vorgesehen sind. Diesen Kommissaren und ihren 
Agenten liegt die Handhabung der gerichtlichen wie der munizipalen 
Polizei ob. Die Kosten ihrer Besoldung sowie der Unterhaltung der 
Polizeilokale und Polizeigefängnisse fallen den Gemeinden als obliga- 
torische Ausgaben zur Last, wobei die von den Munizipalräten aus- 
geworfenen Besoldungssätze der Genehmigung des Präfekten bedürfen» 

In Paris liegt die Leitung und Verwaltung der Polizei in den 
Händen eines besonderen Polizeipräfekten des Seine-Departements und 
leistet der Staat einen namhaften Zuschuß zu den Kosten der Munizipal- 

1) Für gewisse BeamteDkategorien sind besondere Normen ihrer Ernennung 
vorgesehen und ist das Emennungsrecht des Maire entsprechend beschränkt. 
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polizei, ebenso fdr den Polizeibezirk von Lyon, in welchem nach dem 
Gesetz vom 21. April 1881 der Präfekt des Rhone -Departements an 
der Spitze der städtischen Polizei steht. 

Unter den übrigen Kompetenzen des Maire, der, wie schon er- 
wähnt, der Leiter der gesamten städtischen Verwaltung ist und als 
solcher das Einnahmen- und Ausgaben wesen der Stadt reglementiert, 
das Budget aufzustellen und die Ausgaben anzuweisen, die städtischen 
Anstalten und Werke zu überwachen, die städtischen Bauten zu leiten 
und die Stadt überhaupt bei allen Akten und Rechtsgeschäften sowie 
in Prozessen zu vertreten hat, ist im besonderen hervorzuheben, daß 
er als Verwalter des Kommunaleigentums alle zu dessen Erhaltung 
notwendigen Maßregeln aus eigener Machtvollkommenheit zu er- 
greifen hat. 

Um den Charakter der französischen Gemeindeverfassung zu be- 
greifen, muß man sich vergegenwärtigen, wie einerseits die kommunale 
Verwaltung sich in der Person des Maire konzentriert, andererseits 
der Munizipalrat jährlich nur zu vier ordentlichen Sessionen zusammen- 
tritt, welche die Dauer von je 10 Tagen nicht überschreiten dürfen. 
In diesem Verhältnis kommt deutlich zum Ausdruck, daß der Gemeinde- 
rat nicht selbst verwaltet, sondern die kommunalen Angelegenheiten 
durch den auf vier Jahre aus seiner Mitte erwählten Maire verwalten 
läßt, daß jener nach Maßgabe der durch die Gesetze und die staat- 
liche Aufsicht gezogenen Schranken im wesentlichen nur die inhalt- 
liche Ausdehnung der kommunalen Verwaltung bestimmt und eine 
seiner Hauptaufgaben in Kürze dahin bezeichnet werden kann, daß er 
die notwendigen Mittel für die Verwaltung des Maire zu bewilligen hat. 

In seiner Beschlußfassung ist der Munizipalrat wiederum in ver- 
schiedenem Maße an die Genehmigung seitens der vorgesetzten Be- 
hörde, d. h. des Präfekten und in einigen Fällen des Generalrats, ge- 
bunden: Gewisse Gegenstände der kommunalen Verwaltung regelt er 
unter Einhaltung gesetzlich vorgeschriebener Grenzen, resp. er votiert 
gewisse, ebenfalls gesetzlich begrenzte finanzielle Maßregeln derart end- 
gültig, daß die betreffenden Beschlüsse in Kraft treten, falls nicht der 
Präfekt innerhalb 30 Tagen Einspruch erhebt; über alle übrigen Gegen- 

1) Zu außerordentlichen Sessionen kann der Munizipabrat durch den Maire, der 
dazu die Autorisation des Unterpräfekten einholen muß oder auch von diesem aus 
eigener Initiative eine entsprechende Verfügung erhält, nur dann einberufen werden, 
wenn dringende Angelegenheiten entweder in der ordentlichen Session nicht erledigt 
sind oder im Interesse der Gemeinde einen Aufschub bis zur nächsten ordentlichen 
Session nicht vertragen. Aus eigener Initiative können die Mitglieder des Munizipal- 
rats eine außerordentliche Session nur für eine speziell zu bezeichnende Angelegen- 
heit und nur dadurch veranlassen, daß ein Drittel derselben einen entsprechenden 
Antrag an den Präfekten richtet, dessen etwaige Ablehnung allerdings motiviert sein 
muß und den Bekurs an den Minister des Innern zuläßt. 
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Stände, zu denen auch die Festsetzung de^ Budgets gehört, ^^deliberiert'^ 
der Munizipalrat, d. L seine bezüglichen Beschlüsse sind an die aus- 
drückliche Genehmigung des Präfekten oder des Generalrats gebunden; 
ganz frei disponiert der Munizipalrat nur über einen etwaigen Über- 
schuß, den die ordentlichen Einnahmen über die „obligatorischen" Aus- 
gaben ergeben, sodaß er auch fakultative Aufgaben unabhängig 
von staatlicher Genehmigung nur dann in den Kreis der kommunalen 
Betätigung ziehen kann, wenn die obligatorischen Ausgaben im Budget 
gedeckt sind und keine außerordentlichen Einnahmen für irgend welche 
Ausgaben, seien es obligatorische oder fakultative, in Anspruch ge- 
nommen werden. Das schließt allerdings die Votierung fakultativer 
Ausgaben für Zwecke d'utilit* communale auf Grund außerordent- 
licher Einnahmen nicht aus, nur müssen derartige außerordentliche Zu- 
schlagcentimes nach den Gesetzen vom 18. Juli 1837 (Art. 40) und 
vom 24. Juli 1867 (Art. 3 und 5) durch ministerielles Dekret genehmigt 
werden. 

Jener obligatorische Ausgaben- und Aufgabenkreis ist aber ein 
ziemlich ausgedehnter. Innerhalb desselben stellt zunächst der Staat 
gewisse Anforderungen für seine allgemeinen Zwecke: 

Für die Unterhaltung der militärischen Rüstung werden die Finanzen 
der Gemeinden, in welchen sich eine Garnison befindet und der Oktroi 
eingeführt ist, dadurch in Anspruch genommen, daß sie aus den Er- 
trägen des letzteren der Staatskasse eine bestimmte Jahressumme pro 
Mann und Pferd überlassen müssen 0, die sie auch in der Form eines 
Abonnements entrichten können. Einquartierungs- und Vorspann- 
leistungen, mit deren Kosten wir in England die Grafschaften belastet 
fanden, werden in Frankreich vom Staate nach vorgeschriebenen 
Sätzen vergütet. Dagegen haben viele Städte nach dem Militärgesetz 
von 1873 Lasten für die Kasernierung der Truppen, sei es durch Her- 
gabe von Terrain und Herstellung oder käuflichen Erwerb der Ge- 
bäude, sei es durch Beteiligung an den Herstellungskosten derselben oder 
durch Beschaffung des Mobiliars, auf sich genommen. Die betreffenden 
Gebäude bleiben Eigentum der Gemeinden, wie sie überhaupt zufolge 
eines Dekiets vom 23. April 1810 Eigentümer aller innerhalb ihres Ge- 
bietes gelegenen Kasernen und militärischen Gebäude geworden sind, 
jedoch mit der Maßgabe, daß deren Benutzung dauernd der Militär- 
verwaltung vorbehalten bleibt und diese die Kosten für die Unter- 
haltung derselben trägt. Im Falle eine Gemeinde einem solchen mili- 



1) Nach dem Gesetz vom 15. Mai 1818 7 Fra. pro Mann und 3 Fre. pro Pferd 
per Jahr; für diese „Indemnität^ hat der Staat alle Leistungen für das „caseme- 
ment und logement*^, d. h. für Gebäude und Schlafstätten der Truppen (einschl. Gen- 
darmerie sowie in Paris der garde r^publicaine), auf sich genommen, zu denen die 
Gemeinden durch Dekret vom 7. Aug. 1810 verpflichtet worden waren. 
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tärischen Gebäude eine andere Verwendung geben will, hat sie dem 
Staat eine entsprechende Abfindungssumme zu zahlen oder anderweit 
für Ersatz zu sorgen. Durch Gesetz vom 22. Dezember 1882 ist den 
Gemeinden außerdem noch die, im eigentlichen Sinne staatliche, Auf- 
gabe zugewiesen, bedürftigen Familien der zu militärischen Übungen 
einberufenen Mannschaften (reservistes und territoriaux) und der ur- 
sprünglich zurückgestellten, dann aber zur aktiven Dienstleistung ein- 
gezogenen Militärpflichtigen (dispensös et assimilfe) Unterstützungen 
resp. Unterhalt zu gewähren. Zu dem Zweck sind die Gemeinden durch 
Art. 1 jenes Gesetzes ermächtigt, bis drei Zuschlagcentimes zu den 
direkten Steuern zu erheben.') 

Für die Rechtspflege sind die Gemeinden nur durch die Bereit- 
stellung und Unterhaltung der Lokale der Friedensgerichte nebst deren 
Mobiliar und diejenigen, welche nicht Sitz eines Appellgerichts sind, 
durch die Gewährung einer passenden Wohnung für den Präsidenten 
der Schwurgerichtssitzungen, sei es im Stadthause oder in Privat- 
häusern, in Anspruch genommen. Die Last der Friedensgerichtslokale 
triflft nur die Hauptorte der Kantone, wobei allerdings größere Städte, 
die mehrere Kantone umfassen, entsprechend mehrere solcher Lokale 
zu unterhalten haben. 

Des weiteren haben die Gemeinden die Kosten für sämtliche 
Wahlhandlungen zu tragen, welche gemeindeweise vollzogen werden; 
das sind außer den Munizipalrats wählen die Senats-, Deputierten-, 
Generalrats- und Arrondissementsrats wählen, ferner die Wahlen der 
Mitglieder der Handelskammern, der Conseils de prud'hommes (gewerb- 
liche Schieds- und Einigungsräte) und der Beirät« (chambres consul- 
tatives) für Kunst- und Gewerbeangelegenheiten. Auch die örtliche 
Ausführung der Volkszählungen samt den Ausgaben für Drucksachen 
und Hilfspersonal, sowie die Amtsunkosten der statistischen Kom- 
missionen, welche in den Hauptorten der Departements, Arrondisse- 
ments und Kantone bestehen und deren ehrenamtlich fungierende Mit- 
glieder vom Präfekten ernannt werden, fallen den Gemeinden zur Last. 

Für seine Finanzverwaltung nimmt der Staat die Gemeinden in- 
sofern in Anspruch, als er ihnen die Kosten für die alle drei Jahre 
stattfindende Erneuerung der Mutterrollen der direkten Steuern auf- 
gebürdet hat. Kopien derselben werden von der Direktion der direkten 



1) Die Ausgabe ist verbältoismäßig nicht unbedeutend; in Paris betrSgt sie 
gegenwärtig 6—700000 Fre. (1900 mit 677000 Frs. etatisiert), wogegen der Munizipal- 
rat bei der ZulSngUehkeit der Oktroi- und sonstigen eigenen Einnahmen der Stadt 
sich bisher gescheut hat, die seit 1893 eingeführte entsprechende Spezialeinnahme 
von Vs Zuschlagcentime zu erhöhen, die 1900 mit nur 333 600 Frs. etatiert werden 
konnte; vgl. G. Cadoüx» Les finances de la ville de Paris de 179S ä 1900, Paris- 
Nancy, 1900, S. 439 u. 581 f. 
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Steuern den Maires zugestellt und von diesen aufbewahrt; die Er- 
stattung der anteiligen Kosten findet an den Generalschatzmeister 
statt. Bei dieser Gelegenheit sei auch bemerkt, daß die von den Ge- 
meindegütern und Gemeindeeinktinften zu entrichtenden Staatssteuern, 
femer die für die Transaktionen und Rechtsgeschäfte der Gemeinden 
zu zahlenden Stempel- und Enregistrementsgebühren, sowie dem Staat 
zu leistende Beiträge für die Inspektion der Mineralquellen und die 
Verwaltung der Gemeindewaldungen (5 Proz. des Ertrags der letzteren) 
ausdrücklich in den obligatorischen Ausgaben des Budgets der Ge- 
meinden vorgesehen sein müssen. 

Daß die Unterhaltung der Polizei, in welcher staatliche und kom- 
munale Zwecke sich berühren, zu den Aufgaben der Gemeinde gehört, 
ist weiter oben bereits erwähnt worden. Die Pflicht ist, wie wohl 
selbstverständlich, eine obligatorische, ebenso die damit verbundene, 
die Polizeigefängnisse und An-estlokale (döpots de süret6 und maisons 
de police) zu unterhalten; falls aber die letzteren zugleich zur Unter- 
bringung von auf dem Transport oder in Untersuchungshaft befind- 
lichen Gefangenen dienen, so partizipiert das Departement verhältnis- 
mäßig an den Kosten. Die Eigenschaft der Gemeinde als Trägerin 
der Sicherheitspolizei involviert zugleich eine Haftpflicht derselben für 
Aufruhrschäden. 

Auf den Gebieten der Wohlfahrts- und Wirtschaftspflege greift, 
abgesehen von der finanziellen Beteiligung des Staates, die Tätigkeit 
von Gemeinde und Departement, wie schon bei diesem hervorgehoben 
werden konnte, mannigfach ineinander. 

Eine obligatorische Kommunalarmenpflege besteht in Frank- 

1) Vgl. V. Rettzembtein, Die Armengesetzgebung Frankreichs, im „Jahrbuch 
f. Gesetzgeb., Verwalt u. Volkswirtsch." 1881. — Einen kurzen Abriß der geechicht- 
lichen Entwickelung der franz. Armengesetzgebung gibt auch Röscher, System der 
Volkswirtschaft, Bd. V: „System der Annenpflege und Armenpolitik", 1894, S. 96 ff. 

— Wenn Röscher den „großen Widerwillen", der in Frankreich seit der Revolution 
„g^en jede gesetzliche Zwaugsarmenpflege herrscht**, zum Teil gerade aus den miß- 
glückten Versuchen der Revolution, eine allgemeine staatliche Versorgung der Armen 
herbeizuführen, erklären will, Versuche, von denen aUerdings nichts weiter als die 
Konfiskation des Vermögens der Wohltätigkeitsinstitnte zur Tat wurde (dasselbe 
wurde dann durch die Gesetze des Jahres V, soweit vorhanden, wieder restituiert) 

— so ist doch inzwischen, wie die oben S. 115 erwähnten Gesetze von 1893 und 1905 
beweisen, eine Wandlung jener widerwilligen Stimmung eingetreten. Vergegen- 
wärtigt man sich, daß in Frankreich nunmehr immerhin die Irrenpflege, die Rinder- 
pflege, die Unterstützung erwerbsfähiger subsistenzloser, sowie erwerbsunfähiger alter 
Personen und die Armenkrankenpflege gesetzlich, mit obligatorischer VerpfUchtung 
von Staat, Departement und Gemeinde, geregelt sind, daß für Blinde und Taub- 
stumme in Departemental- und Staatsanstalten gesorgt wird, und daß im Grunde nur 
die Versorgung dauernd arbeitsunfähiger Personen unter 70 Jahren den Wohl- 
tätigkeitsanstalten geblieben ist, wobei seit 1893 auch die Departements und Ge- 
meinden mit Invalidenpensionen konkurrieren dürfen, so wird es fraglich, ob da- 
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reich rücksichtlich der Geisteskranken, der Kinder, der Unterstützung 
subsistenzloser arbeitsfähiger Personen durch Gewährung von Reise- 
unterstützungen und zeitweise Unterbringung derselben in den D6p6ts 
de mendicite, seit 1893 bezüglich der Armenkrankenpflege und seit 
1905 auch für die Unterstützung hilfsbedürftiger 70 Jahre alter Per- 
sonen. Die Ausübung der drei zuerst genannten Zweige der Armen- 
pflege ist, wie oben erwähnt, den Departements auferlegt. Die Ge- 
meinden partizipieren nur an der Irren- und Kinderpflege mit Kosten- 
anteilen, deren Höhe von den Generalräten festgesetzt wird und Ve 
bis Vä der Ausgaben für die Irren beträgt, dagegen höchstens Vs der 
sogenannten „äußeren" Kosten der Kinderpflege, d. i, derjenigen Aus- 
gaben, welche die monatlichen Pflegegelder für die bei Pflegemüttern 
untergebrachten Kinder, die den Pflegemüttern für ihre Sorgfalt be- 
willigten Prämien und die Inspektionskosten umfassen. Die Verteilung 
der Gemeindebeiträge zu den Irrenpflegekosten auf die einzelnen Ge- 
meinden erfolgt nach der Zahl der Irren, welche in jeder Gemeinde ihren 
„Unterstützungswohnsitz" haben; bezüglich der Kostenbeiträge zur 
Kinderpflege findet die Verteilung in praxi nach Verhältnis der Ein- 
künfte und der Einwohnerzahl jeder Gemeinde statt, i) 

durch nicht mit Rucksicht auf die großen Mittel der franz. Wohitätigkeitsinstitute und 
der organisierten Privatwohltätigkeit den Bedürfnissen französischer Verhältnisse bis 
auf weiteres genügt sein dürfte, zumal gerade jener zuletzt genannte Zweig der Armen- 
pflege, und besonders die Versorgung dauernd unterstützungsbedürftiger Personen in 
offener Pflege, von privaten Korporationen und Vereinen in der Regel mit besserer 
Anpassung an den einzelnen Fall und daher wirksamer ausgeführt werden dürfte als 
von irgendwelchen politischen Körperschaften. Wenn neuerdings in Frankreich 
wiederum auf das Muster der englischen Unions hmgewiesen und die Ansicht ver- 
treten wird, daß in Frankreich an Stolle der vielfach für diesen Zweck zu kleinen 
Landgemeinden, denen zudem meistens (in 20 000) die bnreaux de bienfaisance fehlen, 
ebenfalls größere Armenverbände treten sollten — L. Paxjl-Dubois, Essai sur les 
finances communales, Paris 1898, S. 98 — , so diirfte bei solcher Kommunalisierung 
auch des letzten Zweiges der öffentlichen Armenpflege jedenfalls auf eine or^ 
ganische Eingliederung der bestehenden Wohltätigkeitsanstalten in jene Bedacht zu 
nehmen sein. 

1) Der Begriff des ^domicile de secours^ hat in der französischen Armengesetz- 
gebung keine allgemeine, die G^emeinden verpflichtende Bedeutung. Er findet auf die 
Armenkrankenpflege der hospices und hopitaux überhaupt kehoie Anwendung, wird 
von den bureaux de bienfaisance nur als praktische Richtschnur bei der Auswahl 
der von ihnen zu berücksichtigenden Personen gebraucht, um fremde Elemente mög- 
lichst fernzuhalten und der Vagabondage entgegenzuwirken, und dient im übrigen nur 
zur Emierung der kostenpflichtigen Gemeinden behufs Verteilung derjenigen Armen- 
lasten, für welche überhaupt eine obligatorische Konkurrenz derselben in Frage 
kommt, ohne selbst für diesen Zweck in allen Fällen Anwendung zu finden. In 
diesem Sinne bezeichnete das Gesetz vom 24. vend^miaire II als ^domicile de se- 
cours*^ den Ort, „an welchem ein in Not geratener Mensch ein Recht auf die öff^t- 
lichen Unterstützungen hat" (a droit aux seconrs publics, d. h. auf solche öffentliche 
Unterstützungen, welche überhaupt bestehen und auf seinen FaU Anwendung finden 
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Umgekehrt ist die „assistance mMicale gratuite" durch Gesetz vom 
15. Juli 1893 und ebenso durch Gesetz vom U.Juli 1905 die „assistance 
obligatoire" fttr altersschwache oder unheilbar kranke mittellose Per- 
sonen von 70 Jahren auf Grund des „domicile de secours communal" in 
der Hauptsache den Gemeinden zugewiesen, denen die Departements teils 
nach einem dem Gesetz beigegebenen Verteilungsschlüssel bemessene, 
teils fakultative Zuschüsse zu leisten haben. Denjenigen dieser 
Armen, für welche ein Gemeinde-Unterstützungswohnsitz nicht nach- 
weisbar ist, wird durch Verfügung der Präfektur teils ein „domicile 
de secours döpartemental" zuerkannt, teils werden sie als Personen 
„ohne Unterstützungswohnsitz" mit jenen zur Departemental-Kranken- 
pflege zugelassen. Die Pflegekosten resp. Unterstützungen für die Per- 
sonen „Sans domicile de secours" werden den Departements vom Staate 
erstattet, der jenen außerdem zur Bestreitung der Kosten fttr die mit 
„domicile de secours d6partemental" wie zur Erleichterung ihrer Sub- 
ventionen für die G^meindepflege Zuschüsse leistet, welche wiederum 
nach einem dem Gesetze beigegebenen Berechnungsschlüssel zu bemessen 
sind. Zur Ausführung dieser Gesetze haben die Munizipalräte Listen über 
die Armen und Hilfsbedürftigen zu führen, welche eventuell für die 
öffentliche Armenkrankenpflege in Betracht kommen, wie die Präfekten 
die entsprechenden Listen der Armen mit Departemental- bezw. ohne 
Unterstützungswohnsitz führen, i) Die Ausgaben der Armenkrankenpflege 
umfassen die Honorare für Armenärzte und Chirurgen, für Hebammen, 
die Kosten der Medikamente und zu Heilzwecken erforderlichen Apparate, 

können, nicht allgemein ein Recht auf öffentliche Unterstützang) und begründet im 
Art 4 ein solches Recht im allgemeinen aaf einen einjährigen Aufenthalt in einer 
Gemeinde. Bezüglich der Einderpflege sollte nach Art. 2 u. 3 jenes Gesetzes der 
gewöhnliche Aufenthaltsort der Mutter oder, wenn dieser nicht festzustellen ist, der 
Geburtsort als Unterstützungswohnsitz gelten; die Schwierigkeiten dieser Fest- 
steilungen resp. die Unbilligkeiten, die sich hieraus vielfach in der Belastung der 
Gemeinden ergeben mußten, haben wohl dazu geführt, rücksichtlich der Repartition 
der Rosten der Kinderpflege von dem „domicile de secours'^ abzusehen. Mit Bezug 
auf die Irrenpflege ist durch ein arr^t des Staatrats vom 9. März 1872 festgestellt, 
daß für Minderjährige der Geburtsort, im übrigen diejenige Gemeinde als ,,domicile 
de secours*^ zu ^Iten hat, in welcher der Geisteskranke zuletzt einen ununterbrochenen 
einjährigen Wohnsitz gehabt hat, von welcher Frist die Hälfte event in die Zeit 
der Minderjährigkeit fallen kann. Obligatorische Unterstützungen für Personen ohne 
domicile de secours, die zunächst von den Departements zu leisten sind, werden 
aus der Staatskasse erstattet, wofür im Budget des Ministeriums des Innern im 
Jahre 1897 (Kap. 89) ein Posten von 150 000 Frs. ausgeworfen war, außer der Staats- 
beihilfe für die assistance m^dicale gratuite. 

1) Fttr 1899 ergaben die Gemeindearmenlisten bei einer Einwohnerzahl Frank- 
reichs von 38517 975 Seelen 1483169 Arme, von denen 445518 in jenem Jahre die 
öffentl. Armenkrankenpflege in Anspruch nahmen, neben 1846 Personen mit domicile 
de secours departemental und 343 ohne domicile de secours, welche seitens der De- 
partements verpflegt wurden. 
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der vielfach, bei den Departementskranken fast ausschließlich, in Anwen- 
dung kommenden Krankenhauspflege, des Transportes der Kranken nach 
den Hospitälern, allgemeine Verwaltungs- und verschiedene Ausgaben. 

Im übrigen ist die Unterstützung Armer den als selbständige 
Korporationen bestehenden Hospitälern und Kongregationen, sowie den 
auf Dekret vom 7. frimaire V (27. Nov. 1796) beruhenden bureaux 
de bienfaisance überlassen, welche letzteren die Tätigkeit jener in den 
einzelnen Gemeinden ergänzen sollten. Da aber die Einrichtung 
dieser bureaux de bienfaisance fakultativ ist, so waren 1871 deren 
nur 9922, im Jahre 1880 nur in 38 Prozent aller Gemeinden vor- 
handen,») Die Beziehungen jener Wohltätigkeitsinstitute zur Kom- 
munalverwaltung sind sehr lose, insofern der Munizipalrat sich nur 
gutachtlich über Annahme von Geschenken und Vermächtnissen, über 
Vermögenstransaktionen seitens derselben sowie über deren Budgets 
und Rechnungen zu äußern hat 

Das Elementarunterichtswesen — und nur dieses kommt 
für die obligatorischen Ausgaben der Gemeinden in Betracht — 
stellte an dieselben nach 1870 viel erheblichere Anforderungen, als 
dies seit 1889 der Fall ist Die Pflicht, wenigstens eine öffentliche 
Elementarschule zu unterhalten, war der französischen Gemeinde bereits 
durch das Gesetz vom 28. Juni 1833, zu demselben Zeitpunkte, als die 
erste Tätigkeit des englischen Staates für den öffentlichen Unterricht 
einsetzte, auferlegt worden; aber die Ausführung jenes wie verschiedener 
späterer Gesetze hatte viel zu wünschen übrig gelassen, zumal ein 
allgemeiner Schulzwang nicht bestand und die durch das Gesetz ent- 
sprechend gewährleistete Unterrichtsfreiheit den geistlichen Kongre- 
gationen und Schulbrüderschaften einen weiten Spielraum gewährte, 
namentlich seit nach dem Gesetz vom 15. März 1850 von Geistlichen 
und Ordensschwestern kein Befähigungsnachweis gefordert werden- 
durfte und dadurch auch den Gemeinden die Anstellung der niedriger 
besoldeten, im Zölibat lebenden Schulbrüder sehr erleichtert wurde. 
Das änderte sich unter der dritten Republik. Gesetze vom 15. Juli 
1875 und 16. Juni 1881 ^J erhöhten in erheblichem Maße die Besoldungs- 
sätze der Lehrer und Lehrerinnen, ohne daß diese Gehahsregulierung 
als eine definitive betrachtet wurde, und verfügte das Unterrichts- 
gesetz vom 30. Oktober 1886 die in kurzer Zeit zu vollziehende 
Ausschließung der geistlichen Lehrkräfte aus den öffentlichen Volks- 
schulen, die unterdessen durchgeführt worden ist. Andererseits ordnete 

1) Über die verhältDismSßig geringe Wirksamkeit der bureaux de bienfaisance 
vgl. Röscher a. a. 0. S. 99; der Schwerpunkt dieses Zweiges der Armenpflege 
liegt in den mit reichen Stiftungen dotierten Hospitälern und Wohltätigkeitsinstituten 
neben der in Frankreich sehr stark ausgebildeten Privatwohltätigkeit 

2) Dazu Dekret vom 10. Oktober 1881 und Ministererlaß vom 7. Februar 1882. 
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das Gesetz von 1881 zugleich die Unentgeltlichkeit des Unterrichts 
in allen öffentlichen Primärschulen*), Kleinkinderschulen und Kinder- 
asylen an und wurde durch Gesetz vom 28. März 1882 auch der all- 
gemeine Schulzwang eingeführt. 2) 

Dadurch waren die Kosten des Volksschulunterrichts, welche die 
Gemeinden bis zur Höhe des Ertrages von vier speziell dazu be- 
stimmten ordentlichen Centimes additionnels für die persönlichen und 
sächlichen Ausgaben zu tragen hatten, zumal der Staat zugleich auf 
eine angemessene Beschaffenheit und Ausstattung der Schulgebäude 
und Schulräumlichkeiten hinwirkte, in rapider Weise gewachsen und 
entsprechend, nach dem zugleich angenommenen Modus der Verteilung 
jener Ausgaben auf Staat, Departement und Gemeinde 3), in immer 
stärkerem Maße der Staatskasse zur Last gefallen, während die Be- 
teiligung der Departements an den Schulunterhaltungskosten bei deren 
mäßiger räumlicher Ausdehnung kaum geeignet sein konnte, einen 
Ausgleich in der Belastung der Gemeinden herbeizuführen, welcher 
eine erhebliche Erleichterung der schwächeren bedeutet hätte, ohne 
zugleich den leistungsfähigeren ihre Mehrbelastung zugunsten jener 
deutlich fühlbar zu machen. 

So entschloß sich der Staat, durch Gesetz vom 19. Juli 1889 die 
Lehrerbesoldungen (ausschl. der Gewährung von Wohnung resp. Woh- 
nungsgeldzuschüssen) für die sämtlichen Schulen des gehobenen Primär- 
unterrichts sowie für die elementaren Primärschulen aller Gemeinden 
bis zu 150000 Einwohnern gänzlich und für die letzteren in den 
größeren Orten zu einem erheblichen Teil auf das Staatsbudget zu 
übernehmen 4), so daß den Gemeinden, abgesehen von den vorbezeich- 
neten größten Städten, nur die sächlichen Schulunterhaltungskosten nebst 
der Gewährung von freier Wohnung oder entsprechender Indemnitäten 
an die Lehrer und die Herstellung und Unterhaltung der Schulgebäude, 
die an sich zum domaine public communal gehören, verblieben sind. 

1) Sowohl in den 6coles de l'enseignemeut primaire 616iiientaire wie sap^rieur. 

2) Näheres vgl. bei Petersilie a. a. 0. S. 215 ff. 

3) Der gleiche Betrag von vier Zaschlagcentimes fiel den Departements (vgl. 
oben S. 116), der Rest dem Staate zur Last, abgesehen von den Ausgaben für 
Schalbauten resp. für die Verzinsung und Amortisation der dafür kontrahierten Ge- 
meindeschulden , für welchen letzteren Zweck der Staat die Gemeinden auch heute 
noch subventioniert Vor der Gesetzgebung der achtziger Jahre waren die Departe- 
ments an den Ausgaben für den Primfirunterricht , ebenso wie in erster Linie der 
Staat, nur subventionsweise beteiligt gewesen, dagegen hatten verschiedene Gemeinden 
von der durch ältere Gesetze gegebenen Befugnis Gebrauch gemacht, außer den vier 
ordentlichen für die Unterhaltung der Volksschulen bestimmten Zuschlagcentimes 
an SteUe des Schulgeldes deren weitere, eventuell nochmals vier Centimes zu erheben ; 
vgl. R. VON Kaufmann, Die Finanzen Frankreichs, S. 742. 

4) Über das entsprechende gleichzeitige Vorgehen des Staates gegenüber den 
Lehrerbildungsanstalten der Departements vgl. oben S. 116. 
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Diese Kosten Verteilung entspricht, mag sie zunächst aus rein 
finanziellen Gründen entsprungen sein, jedenfalls besser als die frühere 
der Verteilung der Kompetenzen bezüglich des Volksschulwesens, in- 
sofern die Gemeinden resp. die Munizipalräte an dessen Einrichtung 
und Verwaltung in der Tat nur noch soweit beteiligt sind, als es sich 
um die Bereitstellung der Schulräumlichkeiten und deren Ausstattung 
handelt, der ganze Unterricht und dessen Handhabung aber von staat- 
lichen Verwaltungsbehörden, den Departementsräten für den Primär- 
unterricht, bis ins einzelne geregelt und beaufsichtigt und das Lehr- 
personal ausschließlich vom Präfekten angestellt wird. 

Die Errichtung von Schulanstalten für den mittleren Unterricht 
(Instruction secondaire) fällt nicht in den obligatorischen Aufgaben- 
kreis der Gemeinden, doch erwachsen denjenigen von ihnen, welche 
die Einrichtung solcher Anstalten beschlossen oder sich an derselben 
beteiligt haben, zumal denjenigen Orten, im welchen sich die 84 staat- 
lichen Lyzeen befinden, bedingt obligatorische Ausgaben. An den Aus- 
gaben wegen der Lyzeen, so lange dieselben bestehen, sind die be- 
treffenden Gemeinden mit der dauernden Unterhaltungspflicht für die 
Gebäude beteiligt, welche sie bei der Gründung dieser Anstalten dem 
Staate liefern mußten. Die jenen mehr oder weniger gleichartigen 
collfeges communaux, welche tatsächlich in vielen Städten vorhanden 
sind!) und mit den benötigten Zuschüssen für Gebäudeunterhaltung, 
Lehrerbesoldung usw. im Prinzip von den Gemeinden zu unterhalten 
sind — der Staat hat indessen auch hierfür Subventionen bewilligt — , 
involvieren für jene eine obligatorische Last insofern, als die Gemeinde, 
welche ein coUfege begründet, für mindestens fünf Jahre eine feste Be- 
soldung des Lehr- und Verwaltungspersonals garantieren muß; der 
dafür nötig werdende Zuschuß ist unter die obligatorischen Ausgaben 
des Gemeindebudgets aufzunehmen. 

Im übrigen fallen diese Ausgaben wie die für sonstige Unterrichts- 
und Bildungsanstalten unter die fakultativen, auf welche weiter unten 
zurückzukommen sein wird. 

Für den Kultus erwuchsen den Gemeinden bis zum Erlaß des 
Gesetzes «betreffend die Trennung der Kirchen und des Staates" 
vom 9. Dezember 1905 2) obligatorische Ausgaben rücksichtlich der 
vom Staate anerkannten Religionsgesellschaften: der katholischen, 
protestantischen und jüdischen, nur unter gewissen Einschränkungen. 



1) Ende des Jahres 1898 gab es nach einer vom Minister des öffentl. Unter- 
richts veranstalteten statistischen Erhebung über die sämtlichen Anstalten fQr den 
SekondSronterricht 254 coll^es außer 430 kongr^anistischen Anstalten und petita 
s^minaires und 200 Privatanstalten. Vgl. Blocks Annoaire de T^conomie politique^ 
56' ann^e, 1899, S. 404. 

2) Journal offidel vom tl. Dezbr. 1905; Bulletin des lois 1905, No, 2663. 
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Die Unterhaltung dör katholischen Parochialgebäude i), Kirchen, Pfarr- 
häuser u. &, sowie die Bereitstellung der zur Austtbung desGk)ttesdienstes 
notwendigen Mittel lag in erster Linie der Kirchenverwaltung der 
Parochie (fabrique) ob; erst wenn deren Mittel nicht ausreichten, trat 
die Verpflichtung der Gemeinde ein, den notwendigen Zuschuß zu leisten.^) 
Auch nur in diesem Falle hatte letztere, wenn ein Pfarrhaus nicht 
existierte, dem Geistlichen eine Wohnung oder eine Wohnungsent- 
schädigung zu gewähren; außerdem hatte sie im Pfarrhause, gleich- 
gültig ob dasselbe Gemeinde- oder Kircheneigentum war, die ge- 
wöhnlichen notwendigen Reparaturen vornehmen zu lassen, nicht aber 
für dessen Ersatz durch einen Neubau zu sorgen. Unvermögende 
Gemeinden konnten für diese kirchlichen Lasten unter gewissen ein- 
schränkenden Bedingungen staatliche Beihilfen erhalten, und zwar 
nur für Bauausgaben, nicht für Meublement und Schmuck, wie auch 
die Erneuerung der I^irchenglocken, deren erstmalige Anschaffung über- 
haupt fakultativ war, ausschließlich den Gemeinden als obligatorische 
Last zufiel, falls die Mittel der Kirchenkasse versagten. (Gehörten 
mehrere Gemeinden zu einer Parochie, so wurden die kirchlichen 



1) Für die Gemeindefinanzen kam nur die kirchliche Parochialverwaltung 
in Betracht: die Unterhaltung der bischöflichen Paläste, Seminare and Kathedral- 
kirchen ebenso wie die Besoldung der Geistlichen war bis jetzt Sache des Staates 
als Ersatz der von ihm eingezogenen Eirchengüter. Die Regelung des Vertiält- 
nisses der weltlichen Zivilgewalten zur Kirche beruhte auf dem Dekret vom 30. De- 
zember 1809, dem Gesetz vom 18. Juli 1837 und zahlreichen Dekreten, Verfügungen 
und Zirkularerlassen. 

2) „Fabrique'' bezeichnete die Gesamtheit der für die weltliche Seite der Ver- 
waltung der Kirchensprengel getroffenen Einrichtungen, das waren in jeder Parochie: 
1. Das Bureau der drei vom Präfekten ernannten marguiUiers als Exekutivbehörde, 
welcher im besonderen die Verwaltung der durch Verfügung vom 7. thermidor XI 
restituierten Kirchengüter oblag; 2. als beratende und Beschlußbehörde ein „Conseil*, 
der in Parochien unter 5000 Seelen aus 5, in größeren aus 9 Mitgliedern bestand, 
erstmalig bei Bildung einer Parochie zur größeren Hälfte vom Bischof, zur klei- 
neren vom Präfekten ernannt wurde, dann aber alle drei Jahre je zur Hälfte sich durch 
Kooptation ergänzte, und welchem außerdem der Pfarrer und der Maire der Gemeinde 
des Parochialsitzes ex ofHcio (mit dem Rechte, sich durch Vikare resp. adjoints 
vertreten zu lassen) angehörten. Die Kirchenkasse stand unter dem gemeinsamen Ver- 
schluß jener beiden Faktoren und des Pfarrers und war mit den laufenden Kassen- 
und Bendanturgeschäften ein besonderer „receveui^' betraut. Die Wiedergabe des Be- 
griffes „Fabrique'' durch „Kirchenkasse'' — s. v. Reitzenstein, Kommimales Finanz- 
wesen, a. a. 0. S. 42 — ist in diesem Sinne nur als abbreviatorische Ausdrucksweise 
anzufassen. Daß zu den kirchlichen Ausgaben, für welche eine obligatorische Zu- 
schußpflicht der weltlichen G^emeinde bestand, nicht bloß die Bauausgaben für die 
Parodiialgebäude, sondern auch die sonstigen ordentlichen Kultusausgaben gehörten, 
die allerdings, da das Gehalt der Geistlichen dabei nicht in Frage kam (vgl. vor- 
stehende Anm. 1), neben jenen in der Regel nicht bedeutend sein konnten, wird 
meistens, selbst von französischen Schriftstellern übergangen, so von L. Paül-Dubois, 
Essai sur les fmances communales, S. 72. 

V. Kaüfm ahh, Kommaiiilfliiaiicen. 9 
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Lasten unter sie durch den Präfekten und zwar, soweit es sich um 
ordentliche Ausgaben handelte, nach Verhältnis der Personalmobiliar- 
steuer, soweit es sich um außerordentliche Ausgaben handelte, nach 
Verhältnis jener und der Grund- und Grebäudesteuer zusammen ver- 
teilt; die Umlegung des Anteils jeder Gemeinde innerhalb derselben 
erfolgte aber auf alle vier direkten Steuern. *) 

An den protestantischen Kultusausgaben, einschließlich der Unter- 
haltungskosten der Bethäuser, hatten sich die Gemeinden mit Zu- 
schüssen zu beteiligen, wenn die Mittel der Eirchenkassen und in 
zweiter Linie die Kollektenerträge unzureichend waren. Die Pastoren 
hatten gleichfalls einen Anspruch auf eine Wohnung oder in deren 
Ermangelung auf eine Geldentschädigung, welche nach gutachtlicher 
Äußerung des Munizipalrats und, wenn mehrere Gemeinden beteiligt 
waren, auch des Konsistoriums des Departements vom Präfekten fest- 
gesetzt wurde. 

Ebenso hatten die Rabbiner eine Wohnungsentschädigung aus 
Gemeindemitteln zu erhalten; die Großrabbiner der Departements- 
konsistorien dann, wenn sie zugleich die Funktionen eines Gemeinde- 
rabbiners versahen. 

Besoldungszuschüsse konnten die Gemeinden den katholischen 
Pfarrern und Hilfsgeistlichen, sowie den Kultusbeamten der übrigen 
staatlich anerkannten Religionsgemeinschaften gewähren, doch fielen 
solche in das Gebiet der fakultativen Ausgaben. 2) 

Entsprechend ihrer obligatorischen Zuschußpflicht zu den Kultus- 
ausgaben war den Kommunen eine gewisse Einflußnahme auf die Finanz- 
gebarung der Kultusgemeinden eingeräumt: einerseits mußte, sobald 
die letzteren um die Grenehmigung zur Aufuahme von Anleihen, zu 
Vermögenstransaktionen irgendwelcher Art, zu Prozessen oder Ver- 
tragsabschlüssen einkamen, der Präfekt das Gutachten der interessier- 
ten Munizipalräte einholen, und hatten diese ein solches andererseits 
auch über die Kircheubudgets und -Rechnungen abzugeben, wenn die 
Zuschußpflicht der Kommune tatsächlich in Anspruch genommen wurde. 



1) Dekret vom 14. Febr. 1810 und Avis vom 10. Juli 1855. Dabei ist zu be- 
merken, dafi, wenn zu einer Parochie Teile, sog. Sektionen, verschied^er Qemeinden 
gehören, die aof jene Sektionen entfallenden Anteile an den obligatorischen Koltna- 
ausgaben doch auf die betr. ganzen Gemeinden umgelegt werden mußten, weil Ge- 
meindeeektionen eine eigene juristische Persönlichkeit nur in bezug auf das Eigen- 
tums- und Nutzungsrecht an etwaigen ihnen allein zustehenden Gemeingütern haben 
(Avis vom 9. Dez. 1858 u. Verf. vom 23. Juni 1864). Anderersats waren Gemeinden, 
welche als Annexe einer Parochie eine eigne Kapelle haben, nicht verpflichtet, zu 
den Kultusausgaben des Parochialhauptortes beizutragen (Avis vom 26. April 1836). 

2) Bei Bbttzenstein , Kommunales Finanzwesen, a. a. 0. S. 43, der die Be- 
soldungen der Hilfsgeistiichen als eine „Lasf ' der Ortsgemeinde bezeichnet, kommt 
der bisherige fakultative Charakter derartiger Ausgaben zu wenig zum Ausdruck. 
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Von allen diesen Verpflichtungen werden den Gemeinden nur 
noch in den nächsten Jahren einige vorübergehende Lasten bleiben. 
Nach dem G^esetz vom 9. Dezbr. 1905, Art. 2, erkennt die Republik 
weder an, noch bezahlt oder subventioniert sie ferner irgend einen 
Kultus, und entfallen vom 1. Januar 1906 ab alle Eultusausgaben in 
den Budgets des Staates, der Departements und der Kommunen. Es 
dürfen von dem genannten Zeitpunkt an in die genannten Budgets 
nur mehr Ausgaben für die (parochiale) Almosenpflege und solche 
Ausgaben eingestellt werden, welche dazu bestimmt sind, die freie 
Ausübung der Kulte in den öffentlichen Anstalten wie Lyzeen, Colleges, 
Schulen, Hospizen, Asylen und Qefängnissen zu ermöglichen. Im 
Artikel 19 wird auch jede Subventionierung von „Kultusgesellschaften** 
verboten; indessen sollen als Subventionen nicht öffentliche Ausgaben 
zur Erhaltung solcher kirchlicher Bauten gelten, welche bei der 
im Gresetz angeordneten Inventarisierung des Kirchenvermögens als 
historische oder Kunstdenkmäler „klassiert" worden sind. Nach 
Artikel 11 aber dürfen, ebenso wie der Staat, auch Departements und 
Gemeinden an diejenigen Kultusbeamten, die von ihnen bisher eine Be- 
soldung empflngen, Pensionen oder, im Falle jene fernerhin in Funktion 
bleiben, die Gehaltsbezüge noch vier Jahre lang unter allmählicher 
Minderung derselben derart gewähren, daß im ersten Jahre noch das 
ganze Gehalt, im zweiten V«» im dritten die Hälfte und im vierten 
Jahre nur noch V4 des Gehaltes gezahlt wird; bei ganz kleinen Ge- 
meinden dürfen diese vier Übergangsstufen auf je zwei Jahre aus- 
gedehnt werden. Unberührt bleiben aber unter dem bisherigen 
Hechtszustande erworbene Pensions- und Unterstützungsansprüche der 
Kultusbeamten und ihrer Familien. Die Wohnungsgelder, welche die 
Gemeinden bis dahin in Ermangelung von Pfarrhäusern zu zahlen 
hatten, bleiben noch fünf Jahre lang zu ihren Lasten; die Verpflichtung 
erlischt jedoch früher, wenn eine Kultusgemeinschaft sich innerhalb 
dieser Frist auflöst. 

Die Unterhaltung eines Friedhofes (der wenigstens 35 bis 40 m 
von der Grenzlinie der bebauten Ortsfläche entfernt sein muß) ist 
eine obligatorische Pflicht jeder Gemeinde i), welcher sie gemeinsam 
mit einer anderen Gemeinde genügen darf. Die Friedhöfe gehören 
2um Domaine public municipal, doch treten die Beschlüsse des Muni- 
zipalrats über Schließung alter, Anlage neuer Friedhöfe oder Ver- 
größerung derselben erst nach einer vom Präfekten zu veranstaltenden 
Enquete über die Platzfrage und auf ausdrückliebe Verfügung des- 
selben in Kraft, wie der Präfekt andererseits aus eigener Initiative 
auf Grund einer Untersuchung die Schließung eines Friedhofes ver- 
fügen und die Kosten für eine Neuanlage nebst Ummauerung und 

1) Ordonn. vom 6. Dezb. 1843. 

9* 



Digitized by 



Google 



182 L Abschnitt. Aufgaben and Ausgaben der Kommunalkörperschaften. 

Verlegung der noch vorhandenen Gräber eventuell zwangsweise in 
das Budget einstellen kann. Die geschlossenen Friedhöfe darf die 
Gemeinde nach fünf Jahren nur zur Ansäung oder Bepflanzung ver- 
pachten, erst nach zehn Jahren beliebig verwerten. Bemerkt sei noch^ 
daß die Unterhaltung der Friedhofsmauern zu den Ausgaben der 
Kirchenkassen der beteiligten Kultusgemeinden gehört, für welche die 
Kommune nur subventionsweise einzutreten hat, während die Unter- 
haltung der Friedhofswächter und Totengräber Sache der Gemeinde ist. 

Von den zahlreichen und verschiedenartigen Aufgaben, welche 
der Gemeindeverwaltung je nach der Größe und Bedeutung des ein- 
zelnen Ortes auf dem Gebiete der Wirtschaftspflege erwachsen^ 
konnte die französische Gesetzgebung als allgemein verbindliche nur 
solche erklären, deren Erfüllung in jeder Gemeinde unerläßlich ist. 

Dahin gehört in erster Linie die Unterhaltung von Straßen und 
Wegen. Soweit dabei die eigentlichen Landstraßen, welche die ver- 
schiedenen Ortschaften mit einander verbinden, die chemins vicinaux 
de grande communication und d'int^rSt commun in Frage kommen, ist 
die Kompetenz der Gemeinden eine rein passive, indem, wie wir obeu 
gesehen haben, die Beschlußfassung über Bau und Unterhaltung der- 
selben und über die Kosteuverteilung lediglich Sache der Geueralräte 
ist und die Ausführung der Arbeiten in den Aktionsbereich derPräfektur- 
verwaltung fällt, während die Gemeinden lediglich die auf sie ent- 
fallenden Kosten aufzubringen resp. die Erstellung der Natnralleistungea 
zu sichern haben. Dagegen sind die chemins vicinaux ordinaires und 
die chemins ruraux reconnus, das sind die innerhalb des Weichbildes 
der einzelnen Ortschaft gelegenen und nur dem örtlichen Verkehr 
dienenden Straßen und Wege, und als deren Annexe die öffentlicheni 
Plätze, Promenaden und Alleen der Fürsorge der Gemeinden über- 
lassen. Dieselben gehören zum Domaine public municipal. Der Ge- 
meinderat beschließt daher über Eröffnung und Anlegung von Straßen 
und Plätzen innerhalb des Ortes und über die Festsetzung der Flucht- 
linien, soweit diese letzteren nicht die durch den Ort gehenden Straßen- 
teile der grande voierie betreffen, vorbehaltlich der ausdrücklichea 
Genehmigung des Präfekten; über die Fluchtlinienfestsetzung der 
Straßen der grande voierie hat der Gemeinderat aber nur sein Gut- 
achten abzugeben. So gehören die Kosten für Bau und Unterhaltung 
der Vizinalwege unter der aktiven Kontrolle des Präfekten zu den 
obligatorischen Ausgaben der Gemeinden, dazu die Pflasterung von 
Uferstraßen und solchen Uferstellen, von welchen die Gemeinden Platz- 
mieten erheben, und ebenso die Kosten für die Herstellung eines Be- 
bauungs- resp. Fluchtlinienplans. 

Damit sind aber auch die obligatorischen Verpflichtungen der Ge- 
meinden rücksichtlich des Wegewesens erschöpft; die Befriedigung 
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«Her weiteren Ansprüche, welche an die Beschaffenheit der öffentlichen 
Straßen innerhalb eines Ortes gestellt werden können, wie namentlich 
Beleuchtung und Spülung derselben, ist in das Belieben der einzelnen 
^meinde gestellt. 

Obligatorisch ist ferner für die Gremeinde eine Beteiligung an den 
Ausgaben zum Schutz gegen Überschwemmungsgefahr 0, sowie 
zur Austrocknung von Sümpfen und zur Kultivierung von Ödland 2), und 
an den Ausgaben für die Anforstung gewisser unkultivierbarer Flächen.^) 
Die Initiative zu Arbeiten der zuerst genannten Art wird meistens 
Ton der Regierung ergriffen 4), während die Ausführung wesentlich in 
der Hand des Präfekten liegt. Für Drainage- und Meliorationsarbeiten 
wurden nach dem Gesetz von 1865 in der Regel Syndikate gebildet, 
an denen die Kommunen als Eigentümer derartiger Ländereien be- 
teiligt sind; die Initiative der Munizipalverwaltungen ist auch hier 
sehr eingeschränkt. 

Mit der Verpflichtung der Gemeinden, die Ausgaben für die 
Sitzungslokale und die Amtsunkosten der Conseils de prud'hommes und 
der Conseils consultatifs des arts et manufactures, sowie für die Ver- 
sammlungslokale, die Mitgliederhefte und Rechnungsbücher der nach 
dem Dekret vom 26. März 1852 approbierten soci6t6s de secours 
mutuel zu tragen, endlich den bei Ausübung ihres Dienstes verun- 
glückten oder invalid gewordenen Feuerwehrmannschaften resp. deren 
Hinterbliebenen entsprechende Beihilfen oder Pensionen zu gewähren 5), 
ist der Kreis der obligatorischen Kommunalaufgaben auf dem Gebiete 
der Pflege der allgemeinen wirtschaftlichen Interessen erschöpft. Dabei 
ist zu bemerken, daß Ausgaben der hier gedachten Art nur den Ge- 
meinden erwachsen, in welchen entsprechende Einrichtungen bestehen, 
insofern die Einführung der oben genannten Conseils von einem an 
den Präfekten zu richtenden Ersuchen des Munizipalrats abhängt, 
andererseits soci6t6s de secours mutuel nach dem erwähnten Dekret 
durch Zusammenwirken von Maire und Pfarrer überall dort ins Leben 
gerufen werden sollen, wo die Nützlichkeit derselben nach Einholung 
eines Gutachtens des Munizipalrats vom Präfekten anerkannt wird. 
Der obligatorische Charakter der erwähnten Ausgaben für verunglückte 
Feuerwehrleute ist lediglich als ein Ausfluß der Haftpflichtgesetzgebung 
zu verstehen, während im übrigen die Fürsorge für den Schutz gegen 
Feuersgefahr zu den fakultativen Aufgaben der Gemeinden gehört 

Obligatorisch sind endlich alle durch die vorbezeichneten so- 

1) Gesetz vom 16./24. Aagust 1790. 

2) Gesetze vom 16. Sept 1807, 28. Juli 1860 and 21. Juni 1865. 

S) Gesetze vom 28. Juli 1860, 8. Jani 1864 und Dekret vom 10. Nov. 1864. 
4) Gesetz vom 28. Mai 1858. 
h) Gresetz vom 5. April 1851. 
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genannten obligatorischen Aufgaben bedingten and die für die Ver- 
mögens- und Finanzverwaltung notwendigen allgemeinen Verwaltungs- 
ausgaben für die bauliche Unterhaltung der Mairie und der sonstigen 
dem Eommunaldienst gewidmeten Gebäude, Bureaukosten und Besol- 
dungen, sowie solche Ausgaben, welche sich aus den von den Gemeinden 
eingegangenen rechtlichen Verpflichtungen aller Art bezw. infolge 
richterlichen Urteils als sogenannte „dettes exigibles^ ergeben. 

Zu den Bureauunkosten der Mairie gehören u. a. das Abonnement 
auf die amtlichen Publikationsorgane: das „Bulletin des lois" für die 
Departements-, Arrondissements- und Eantonshauptorte, das „Bulletin 
des Communes" für die übrigen Gemeinden, sowie die Ausgaben für 
das ziemlich umfangreiche Drucksachenregister, i) Daneben kommen 
noch die sächlichen Ausgaben für die Polizeiverwaltnng und in größeren 
Gemeinden, welche eine eigene Steuerrendantur unterhalten, die Bureau- 
kosten des Gemeindeeinnehmers in Betracht, soweit dieselben ein Vierte 
seines Grehalts übersteigen, während er sie bis zu dieser Höhe selbst 
zu tragen hat 

Der Kommnnalbesoldungsetat hat, abgesehen von den Kosten des 
Polizeipersonals und den mit den einzelnen Aufgabenzweigen an sich 
zusammenhängenden persönlichen Ausgaben, wie z.B. den Honoraren 
der Armenärzte, als obligatorische Ausgaben zu enthalten: die Gto- 
hälter der Sekretine und sonstigen Angestellten der Mairie, die Hono* 
rierung der als Leichenbeschauer angestellten Ärzte, die Besoldung 
des für die öffentlichen Arbeiten der Gemeinden nötigen Personals an 
höheren und niederen technischen Beamten und Wegeanfsehem, femer 
des Gemeindeeinnehmers und der Oktroibeamten, der Wald- und Feld- 
hüter und der mannigfachen niederen Bediensteten bis hinab zu den 
Pf&rtnem der Eommnnalgebäude. Selbstverständlich ist diese Auf- 
zählung nicht erschöpfend, um ein Bild von dem Beamtenkörper zu 
gewähren, wie er sich in größeren Gemeinden durch die Auftiahme 
fakultativer Aufgaben gestaltet, wie andererseits Gemeindeeinnehmer 
und Oktroibeamte, obgleich deren Besoldung gegebenenfalls unter die 
obligatorischen Ausgaben aufgenommen werden muß, bei weitem nicht 
in allen Gemeinden vorhanden sind, und wiederum die Bezüge von 
Brücken-, Wege- und Marktstandsgelderhebern^), der Wäger, Messer 
und Aichungsbeamten kommunaler Marktbnreaus, weil derartige Funk- 
tionen nicht allgemein obligatorisch sind, ebenso zu den fakultativen 
Ausgaben gehören wie die Besoldungen von Bibliotheks- und Museums- 

1) Liste der Eommtinalwähler, SkmtinininsliBte; Formulare für VolkszShlang^ 
Bevölkerungsbewegung und statistische Tabellen aller Art; Publikation der Natural- 
leistungen für den Wegebau; aUe sonstigen öffentüchen Bekanntmaofaungen; Reg- 
lements der Primarschulen usw. 

2) Sofern deren Funktionen nicht von Oktroibeamten mitversehen werden. 
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beamten, der Direktoren und Lehrer von Zeichen- und Handwerker- 
schulen, des Personals kommunaler Lagerhäuser und aller der mannig- 
faltigen Einrichtungen, welche die Gemeinden zur Förderung der 
allgemeinen Wohlfahrt und Annehmlichkeit innerhalb ihres Bezirks 
treffen dürfen.») 

Die Kompetenzen des Munizipalrats in bezug auf die Kommunal- 
beamten sind durchgängig auf die Regelung der Anstellungsbedingungen 
und auf die Feststellung der Besoldungssätze unter Genehmigung des 
Präfekten beschränkt; ausgenommen hiervon sind aber die Steuer- 
einnehmer, deren Bezüge vom Präfekten auf Vorschlag des General- 
einnehmers (trfesorier payeur g6n6ral) festgesetzt werden, und die Be- 
züge der Oktroibeamten. 

Das Emennungsrecht ist zwischen dem Präfekten und dem Maire 
in der Weise geteilt, daß letzterem dasselbe bezüglich aller der Be- 
amten zusteht, an deren Funktionen sich lediglich kommunale Inter- 
essen knüpfen (Beamte der allgemeinen Gemeindeverwaltung, Brücken-, 
Wege-, Marktstandsgelderheber, Lagerhaus-, Wasserwerk- u. dgl. 
Beamte, Bibliothekare und die niederen Gemeindefunktionäre), wogegen 
Oktroieinnehmer, die Beamten öffentlicher Marktbureaus, Wald- und 
Feldhüter, das Lehrpersonal öffentlicher Unterrichtsanstalten aller 
Art, Museumskonservatoren u. s. w. vom Präfekten ernannt werden. 
Eine besondere Ausnahme bilden dabei wiederum die Gemeinde- 
einnehmer, insofern dieselben in Orten mit 30000 bis 300000 Frs. 
Einnahmen der Präfekt, in solchen mit höheren Einnahmen der Prä- 
sident der Republik auf Vorschlag des Finanzministers ernennt, dem 

1) Dabei ist als ein für die französischen Verhältnisse bezeichnender Umstand 
hervorzuheben, daß dort derartige Einrichtungen, welche den Charakter gewerblicher 
Anlagen haben, aber anch andere, vielfach, erstere fast allgemein, entweder über- 
haupt an Privatunternehmer konzessioniert oder wenigstens deren Betrieb in Enter- 
prise gegeben zu werden pflegt, wie z. B. selbst der Betrieb mancher Colleges com- 
munaux an die Direktoren derselben gegen Zusicherung einer bestimmten Subvention 
aus der Gemeindekasse. Diese Erscheinung findet ihre Erklärung z. T. in der Eigen- 
art der französischen Eommunalorganisation, welche auf der strikten Durchführung des 
Grundsatzes beruht, der nach den Ausführungen des Berichterstatters über das Vei^ 
waltnngsgesetz vom Jahre Vin dahin formuliert wird: „agir est le fait d'un seul, 
d^liberer est le fait de plusieurs", insofern es dem Maire mit Hilfe sdner wenigen 
adjoints kaum, in großen Städten überhaupt nicht möglich sein dürfte, die Leitung der- 
artiger Betriebe zu überwachen und zu dirigieren. Es ist dies einer der Punkte, an 
denen bei viel äußerlicher, formaler Ähnlichkeit der französischen und deutschen, zumal 
preußischen Eommunalorganisation, deren wesentlicher Unterschied deutiich zu Tage 
tritt. Sollte man sich in Frankreich dazu entschließen, wofür neuerdings mannig- 
fache Stimmen auch dort laut geworden sind, in größerem Maße zum kommunalen 
Selbstbetrieb derartiger Werke und Anlagen überzugehen, so dürfte das kaum mög- 
lich sein, ohne daß man sich gleichzeitig entschlösse, die so viel urgierte „d6centra- 
lisation*' dahin zu erweitem, daß die dortigen Kommunalvertretungen aus lediglich 
beratenden und beschließenden in mitverwaltende Organe umgewandelt würden. 
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Munizipalrat hierbei aber das Recht zusteht, drei Kandidaten zu 
präsentieren. 

Da eine Pensionsberechtigung der Kommunalbeamten an sich nicht 
besteht, so erwachsen den Gemeinden hierfür obligatorische Ausgaben 
nur insoweit, als sie dem einzelnen Beamten eine Pension vertrags- 
mäßig bewilligt haben. Tatsächlich haben die Gemeinden schon seit 
langem Lasten für die Altersversorgung ihrer Beamten auf sich ge- 
nommen; durch Reglement vom 26. Dezember 1859 haben sie die 
Befugnis erhalten, ihre Beamten bei der allgemeinen Alters- und In- 
validenkasse zu versichern und sich mit Zuschüssen an den Ver- 
sicherungsprämien zu beteiligen. 

Die Pensionslast der Gemeinden leitet zur letzten Kategorie ihrer 
obligatorischen Ausgaben hinüber, insofern die vorstehend erwähnten 
vertragsmäßig bewilligten Pensionen durch die Art ihrer Entstehung 
bereits EU den sogenannten „dettes exigibles" gehören. Diese um- 
fassen alle Verpflichtungen der Gemeinden, welche sich: 1. aus den 
gesetzmäßig kontrahierten Anleihen, 2. aus Kauf- und Bauverträgen, 
3. aus gerichtlichen Verurteilungen und 4. aus Rechtsverbindlichkeiten 
aller Art ergeben, die der Gemeinde Lasten von einer begrenzten Dauer 
auferlegen. Daraus ergibt sich, daß zwischen obligatorischen resp. 
fakultativen Aufgaben und Ausgaben ein wesentlicher Untei*schied nur 
insofern besteht, als die Aufnahme fakultativer Aufgaben von der freien 
Entschließung der Gemeinde abhängt, die Ausführung solcher ihre 
Finanzwirtschaft aber sehr wohl mit obligatorischen Ausgaben belasten 
kann und zumeist belasten wird.^) 

Die Grenzen der fakultativen Aufgaben der Gemeinden nach 
der Seite der obligatorischen konnten verschiedentlich, namentlich auf 
den Gebieten der Kultuspflege, des Armen- und des Unterrichtswesens, 
schon im Vorstehenden berührt werden. Daß nicht nur größere Städte 
neben eigenen Colleges, Zeichen-, Handwerkerschulen, öffentlichen 
Kursen der angewandten Wissenschaften auch Stipendien an den staat- 
lichen Lyzeen, Kunst- und Industrieschulen, ferner Bibliotheken, Museen, 
botanische Gärten unterhalten und Preise und Subventionen an Ge- 
lehrtengesellschaften wie an private Unterrichtsanstalten gewähren, 
sondern daß auch der Fortbildungsunterricht in bezüglichen Ver- 
anstaltungen mannigfaltiger Art, besonders seit dem Erlaß des Dekrets 
vom 11. Januar 1895, seitens der Gemeinden mit steigenden finanziellen 
Aufwendungen 2) gefördert wird, bedarf kaum der Erwähnung, wie die 
weitere Befugnis der Gemeinden, Wohlfahrtseinrichtungen, namentlich 

1) Das betont auch Cadocx, Les finances de la ville de Paris de 1798 ä 1900, 
S. 1S4. 

2) Neben bisher nar wenig ins Gewicht fallenden Subventionen der Departe- 
ments. 
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hygienischer Natur, wie Kanalisationsanlagen, öflfentliche Badeanstalten, 
selbst ins Leben zu rufen oder sich an ihnen, ebenso an den öffent- 
lichen Wohltätigkeitsanstalten und Leihhäusern (monts-de-pietö) mit 
Subventionen zu beteiligen. Die seit 1893 bestehende Befugnis der 
Gemeinden und Departements, alten arbeitsunfähigen sowie unheilbar 
invaliden Personen Renten unter Beteiligung des Staates zu gewähren, 
ist schon oben (S. 115) erwähnt worden. 

Wichtiger erscheint es, mit einigen Worten die Stellung zu kenur 
zeichnen, welche die Hospitäler und die bureaux de bienfaisance neben 
dem eigentlichen kommunalen Aufgabenkreise einnehmen, einerseits 
weil dieselben Funktionen der Armenpflege zu erfüllen haben, welche 
in andern Ländern den kommunalen Korporationen obliegen und dieser 
Umstand für vergleichende Betrachtungen der Kommunalfinanzen ins 
Gewicht fällt, andererseits weil jenen Instituten öffentlich-rechtliche 
Einnahmequellen zugewiesen sind, wie sie sich ganz entsprechend und 
für den gleichen Zweck in anderen Ländern vorfinden, dort aber 
wiederum im Einnahmenbudget der Kommunalkörper selbst erscheinen. 
Die Hospitäler, denen die geschlossene Alters-, Siechen- und nament- 
lich Krankenpflege überlassen ist, sind Stiftungen mit Korporations- 
rechten, die durch das Gesetz vom 16. vendemiaire V unter Restitu- 
ierung ihrer in der Revolution eingezogenen Güter ihrem früheren 
Zwecke wiedergegeben wurden und seit dem Gesetz vom 21. Mai 
1873 die bureaux de bienfaisance in der Fürsorge für Kranke unter- 
stützen. 

Die bureaux de bienfaisance, denen die offene Armenpflege, soweit 
es sich dabei nicht um vorübergehende Unterstützung arbeitsfähiger 
mittelloser Personen handelt'^), überlassen ist, waren ursprünglich, 
nach dem Gesetz vom 7. frimaire V, wohl als obligatorische Veranstal- 
tungen gedacht, indem jede Gemeinde wenigstens ein solches Bureau 
unterhalten sollte. Von der Durchführung dieser Absicht wurde aber 
Abstand genommen, zumal obligatorische Zuschüsse aus der Gemeinde- 



1) Die heutigen Einrichtungen der Mont8-de-pi6t^ als .»Etablissements d'utilit^ 
publique*^ beruhen auf Greeetz vom 24. Juni 1851. Ihre Errichtung erfolgt auf Grund 
eines Aktes des Staatsoberhauptes unter Zustimmung der betr. Munizipalräte; den 
Vorsitz im Aufsichtsrat führt der Maire der Gemeinde; die Aufsichtsratsmitglieder 
werden zu einem Drittel aus den Mitgliedern des Munizipalrats, zu einem zweiten Drittel 
aus den Administratoren dei* Wohltatigkeitsinstitute, im übrigen aus den Gemeinde- 
ansässigen, ebenso wie der Direktor vom Präfekten, in Paris vom Minister des 
Innern ernannt Die Monts-de-pi6tE haben nach Maßgabe des Steigens ihrer eigenen 
Betriebskapitalien den Zmsfuß allmählich bis auf 5^0 zu ermäßigen; ihre Übei^ 
Schüsse werden vom Präfekten nach Begutachtung durch die Munizipahräte auf die 
Hospitäler und Wohltätigkcitsanstalten verteilt Andere Pfandleihanstalten als zum 
Besten der armen Bevölkerung sind in Frankreich nicht zulässig. 

2) Vgl. oben S. 128, Anm. 1, u. 126. 
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kasse von voiiiherein nicht in Aussicht genommen waren. Seit einem 
Zirkularerlaß vom 5. Mai 1852 sind die bureaux de bienfaisance auf 
Orte mit mehr als 1000 Einwohnern, im besonderen auf die Kantons- 
hauptorte beschränkt; ihre Kreierung erfolgt nach Gesetz vom 24. Juli 
1867 durch den Präfekten auf Begutachtung des Munizipalrats. Durch 
das Gesetz vom 16. vend6miaire V waren, wie die Hospitalgüter, so 
auch die der ehemaligen Wohltätigkeitsanstalten ihrem ursprünglichen 
Zwecke zurückgegeben und deren Erben die bureaux de bienfaisance 
geworden. Zu gunsten der letzteren hatte außerdem das sie konsti- 
tuierende Gesetz vom 7. frimaire V das alte „droit des pauvres", einen 
ausschließlich für Armenpflegezwecke bestimmten Zuschlag auf die 
Eintrittspreise der Theater, Schaustellungen, Konzerte, öflfentlichen Tanz- 
und anderen Belustigungen aller Art erneuert Bereits durch Ge- 
setz vom 8. thermidor V wurde die Teilung des Ertrages dieser 
Lustbarkeitssteuer unter die Hospitäler und die bureaux de bienfai- 
sance verfügt, gleichzeitig aber den letzteren das Recht eingeräumt, 
öffentliche und Kirchenkollekten zu veranstalten und in den Kirchen 
Sammelbüchsen aufzustellen. Endlich bestimmte eine Ordonnance vom 
6. Dezember 1843, daß ein Drittel der für Grabstellen auf den Fried- 
höfen zu entrichtenden Kaufsummen den Hospitälern und Wohltätig- 
keitsbureaux zufließen sollte; da die Friedhöfe aus öffentlichen Mitteln 
der Gemeinden angelegt werden und deren Eigentum sind, so sind 
damit auch direkt kommunale Einnahmequellen für jene Armeninstitute 
nutzbar gemacht. 

Entsprechend dieser mehrfachen und engen Berührung mit den 
öffentlichen Interessen sind die Hospitäler wie die bureaux de bien- 
faisance dem Einfluß und der Verwaltungskontrolle der öffentlichen 
Grewalten, in erster Instanz der Gemeinde unterworfen, wie auch ihre 
leitenden Verwaltungsbehörden nach dem Gesetz vom 21. Mai 1873 
ganz gleichmäßig organisiert sind: Kommissionen von fünf Mitgliedern, 
von denen jährlich eins ausscheidet und durch Ernennung seitens des 
Präfekten ersetzt wird, und denen außerdem der Maire, der älteste 
katholische Pfarrer und eventuell auch je ein Delegierter des prote- 
stantischen resp. jüdischen Kirchenrats angehören ; die Bendanten der 
Institute werden gleichfalls vom Präfekten ernannt. Die Hospitäler 
und Wohltätigkeitsbureaux nehmen sonach, soweit ihr Abhängigkeits- 

1) Die ältesten Anfänge des französischen Droit des pauvres werden zwar in 
einer Ordonnance Karls VI. von 1407 gesncht, aber der erste beglaubigte FaU, bei 
dem sich dasselbe in einer abgabenartigen Form (als Panschalsamme) konstatieren 
l&ßt, ist eine Verfügong des Pariser Parlaments von 1541. Die heatige gesetzliche 
Form der Abgabe als eines steuerlichen beim Billetverkanf erhobenen Proportional- 
zuschlags zum Besten der Armen datiert seit den Ordonnanzen Ludwigs XIV. vom 
25. Februar 1699 und 30. Januar 1713. Vgl. L. Say, Dictionnaire des Finances, 
I, 1889, S. 1550. 
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verhÄltnis von den öffentlichen Gewalten in Betracht kommt, eine 
ähnliche Stellung ein wie die in Deutschland, namentlich in den Städten 
häufig vorkommenden „Stiftungen unter kommunaler Verwaltung^^ 
aus denen unter dem Einfluß fortlaufend nach dem Bedarf bewilligter 
Kommunalzuschüsse und der daraus resultierenden engeren Verknüpfung 
mit der städtischen Verwaltung manche der heutigen städtischen 
Kranken- und Siechenanstalten hervorgegangen sind. 

Dasjenige Gebiet freiwilliger Betätigung der Gemeinden, welches 
in anderen Ländern neuerdings immer größere finanzielle Bedeutung 
für dieselben erlangt hat und dazu bestimmt scheint, in Zukunft noch 
größere zu erhalten: da£ der Förderung der allgemeinen wirtschaft- 
lichen Interessen und namentlich der Befriedigung allgemeiner Be- 
dürfnisse durch wirtschaftliche Unternehmungen der Kommunen, er- 
scheint für die französischen eingeengter als anderswo. Zunächst ist,, 
die bezüglichen fakultativen Ausgaben der französischen Gemeinden an^ 
langend, die eigentümliche Erscheinung zu verzeichnen, daß nicht bloß 
die Beteiligung an öffentlichen Arbeiten des Staats und des Departe- 
ments, femer Dinge wie die Unterhaltung öffentlicher Uhren u. dgl., 
die Unterhaltung von Berufsfeuerwehren, sondern auch die Kenntlich- 
machung der Straßennamen und die Nummerierung der Grundstücke^ 
die Beleuchtung und Spülung der öffentlichen Straßen und Plätze und 
sogar die Beschaffung von Feuerlöschgerätschaften „fakultativ" 
sind, woraus deutlich hervorgeht, wie wenig Bedeutung derartige, auf 
mitunter recht alten finanz- und verwaltungsrechtlichen Bestimmungen 
beruhende Unterscheidungen gegenüber der Eealität der Zeitbedürfhisse 
haben und wie daher auch für vergleichende finanzwissenschaftliche Be- 
trachtungen solche Unterscheidungen nur von sehr bedingtem Wert sind. 

Befugt sind die Gemeinden außerdem, öffentliche Marktbureaux 
mit vereideten Wägern, Messern und Aichungsbeamten, sowie kom- 
munale Lagerhäuser einzurichten, selbstverständlich unter ausdrück- 
licher Genehmigung des Präfekten, dem für die Anstalten der erst- 
genannten Art außerdem ein weitgehender Einfluß auf die Reglements 
und die Gebährentarife sowie die Ernennung von Angestellten vor- 
behalten ist. Im übrigen aber ist den französischen Kommunen zufolge 
der Entscheidungen des Staatsrats, unter fast absoluter Ausschließung 
aller anderen, in eigener Regie nur der Betrieb von Wasserwerken 
zugänglich, und ist ihnen durch jene Entscheidungen ausdrücklich unter- 
sagt, überhaupt andere Unternehmungen ajs Gas-, Wasserwerke, Märkte 
resp. Markthallen und Schlachthäuser in monopolistischer Form zu kon- 
zessionieren 0, wobei der staatlichen Aufsichtsbehörde selbstverständ- 
lich ein weitgehendes Reglementierungsrecht eingeräumt ist. 

1) Vgl. L. Patjl-Dubois, Essai sur les finances commnnaleB. Paris 1898, S. 106. — 
Das schließt nicht aus, daß hier und dort von früher her noch andere monopol- 
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Entsprechend macht sich die obrigkeitliche Bevormundung in der 
Vermögens- und Finanzverwaltung der Gemeinden geltend. 

In der Vermögensverwaltung, deren Reglementierung haupt- 
sächlich und in erster Linie die Domäne des Munizipalrats ist, sind dessen 
Kompetenzen verschieden, je nachdem es sich 1. um die zum Domaine 
public municipal gehörenden, für den Kommunaldienst und den all- 
gemeinen öflFentlichen Gebrauch bestimmten Objekte (Dienstgebäude, 
Straßen, Plätze usw.) handelt, oder. 2. um die biens patrimoniaux des 
Domaine particulier communal, d. i. um das nutzbare Kommunal- 
vermögen aller Art, zu dem aber auch Militärgebäude und die Pfarr- 
grundstücke sowie Gemeindetaxen als Ausfluß kommunaler Veran- 
staltungen gerechnet werden, oder 3. um die biens communaux des 
Domaine particulier: Gemeingüter, deren Nutznießung den berechtigten 
Bürgern sei es der ganzen Gemeinde, sei es — infolge von Ver- 
änderungen der Gemeindegrenzen — einzelner Sektionen derselben 
zusteht 

Diese letzteren, die biens communaux, werden nach privatrecht- 
lichen Grundsätzen behandelt; der Munizipalrat beschließt über die 
Art ihrer Verwaltung und Nutznießung, resp. über die Verteilung der 
Erträge, nach Prüfung etwaiger Reklamationen, unter stillschweigender 
Billigung der bezüglichen Reglements durch den Präfekten i), definitiv, 
vorbehaltlich des Rekurses der einzelnen Berechtigten an die ordent- 
lichen Gerichte. 

Nur derselben stillschweigenden Genehmigung durch die Auf- 
sichtsbehörde unterliegen die Beschlüsse des Munizipalrats hinsichtlich 
des übrigen Kommunal Vermögens, sofern dieselben betreflfen: a, die 
Verwendung eines Kommunaleigentums für Zwecke des Munizipal- 
dienstes, wenn jenes nicht bereits für einen solchen in Anspruch ge- 
nommen ist; b. den Erwerb von Immobilien, sofern die gesamte Jahres- 
ausgabe für solche Zwecke nicht ein Zehntel der ordentlichen 
Gemeindeeinnahmen überschreitet; c. die Genehmigung der Pläne und 
Kostenanschläge für die großen Reparaturen und die Unterhaltung 
der Kommunalgebäude, wenn das Gesamt der Jahresausgabe dieser 
Art nicht mehr als >/& der ordentlichen Einnahmen und in keinem 
Falle mehr als 50000 Frs. beträgt; d. die Bedingungen von Pacht- 
artige Ronzessionen von Privatunternehmungen bestehen, z. B. die der Compagnie 
g^n^rale des Omnibus in Paris, welche am 31. Mai 1910 erlöschen wird; vgl. Cadoux, 
Finances de la ville de Paris, S. 830. 

1) Der Präfekt kann wegen Verletzung gesetzlicher Bestinminngen binnen 
30 Tagen Einspruch erheben, eventuell diese Einspruchsfrist im einzelnen Falle 
auf weitere 30 Tage verlängern; erhebt er binnen dieser Frist nicht formal Ein« 
Spruch, so haben die Beschlüsse des Munizipalrats exekutorische Kraft eriangt Der 
Einspruch des Präfekten darf nur die begründete Zurückweisung der Beschlüsse 
aussprechen, er darf dieselben aber in keiner Weise ab&ndem. 
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«nd Mietverträgen bis zu einer Dauer von 18 Jahren; e. die Ver- 
sicherung der Kommunalgebäude und f. die Annahme oder Ablehnung 
von unbestrittenen, lasten- und bedingungsfreien Vermächtnissen und 
Geschenken. Wo es sich bei den vorstehend aufgezählten Punkten um 
Ausgaben handelt, ist sonach die mildere Form der obrigkeitlichen Be- 
aufsichtigung nur dann zugelassen, wenn solche Ausgaben sich in engen 
Grenzen bewegen, die z. B. für den Budgetposten der Gebäudeunter- 
haltung in großen Städten niemals zulangen werden. In allen übrigen 
Beschlüssen über die Vermögensverwaltung, so namentlich über Ver- 
äußerung oder Vertauschung von Kommunaleigentum sowie über die 
Abgrenzung oder Teilung von Gemeingütern zwischen mehreren 
Gemeinden oder Gemeindesektionen, über Änderungen in der Zweck- 
bestimmung bislang für den öffentlichen Dienst bestimmten Kommunal- 
eigentums ist der Munizipalrat an die ausdrückliche Genehmigung des 
Präfekten gebunden. 

Ähnlichen unterschiedlichen Beschränkungen unterliegen die die 
Finanz Verwaltung betreffenden Beschlüsse des Gemeinderats, dem 
indessen durch ein, vei*schiedene Artikel des Munizipalgesetzes von 
1884 abänderndes Gesetz vom 7. April 1902 (Bull, de stat. 1902, April, 
S. 413) in diesem Punkte neuerdings größere Bewegungsfreiheit ver- 
liehen ist. Nach diesem neuen Gesetz „votieren" nunmehr die Muni- 
zipalräte ohne besondere Genehmigung: 1. die Erhebung aller durch 
Gesetze autorisierten Zuschlagcentimes; 2. die Erhebung von drei außer- 
ordentlichen Zuschlagcentimes für die gewöhnlichen Vizinalwege und 
von ebenso vielen für die anerkannten Landwege; 3. alle Centimes 
additioneis zur Ergänzung der ordentlichen Einnahmen sowie für außer- 
ordentliche Ausgaben bis zu dem vom Generalrat dafür festgesetzten 
Maximum, sofern derartige außerordentliche Auflagen auf nicht länger 
als 30 (früher 5) Jahre vorgesehen sind; 4. Anleihen, die aus den 
ordentlichen Einnahmen oder solchen innerhalb der Maximalgrenze 
sich bewegenden Steuerauflagen zu decken sind, auf längstens 30 Jahre, 
sofern die damit geschaffene Gesamtverschuldung nicht 1 Mill. Frs. 
übersteigt; ferner 5. die Marktstandsgeld- und Friedhofstarife; 6. die 
Aufhebung oder Herabsetzung von Oktroitaxen, die Verlängerung oder 
Erhöhung derselben um höchstens ein Zehntel aber nur, sofern nicht 
das im Generaltarif vorgeschriebene Maximum überschritten wird, und 
nur auf fünf Jahre. 

Alle übrigen finanziellen Maßregeln der Gemeindebehörden be- 
dürfen der ausdrücklichen Genehmigung. Solche Genehmigung hat 
der Präfekt zu erteilen für Zuschlagcentimes, die über das vom 
Generalrat fixierte Maximum hinausgehen, und für aus derartigen 
außerordentlichen Steuerauflagen zu deckende Anleihen, sofern deren 
Tilgungsdauer nicht über 30 Jahre hinausgeht und durch dieselben die 
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Verschuldungsgrenze von 1 Mill. Frs. nicht übei'schritten wird; ferner für 
die Übernahme des Gemeindekontingents an der staatlichen Personal- 
Mobiliarsteuer auf die Oktroieinnahmen, sowie für Ablösung der Zirku- 
lationsabgabe oder der Abgabe vom Detailverkauf von G^etränken inner- 
halb der Oktroigrenze mittels Abonnements. Jede Steuerauflage und 
jede Anleihe auf länger äIs 30 Jahre, ebenso wie jede Anleihe, welche 
an sich 1 Mill. Fre. übersteigt oder durch welche die Gesamtverschul- 
dung der Gemeinde jene Grenze überschreitet, und in diesem Falle 
ohne Rücksicht auf die Zeitdauer, bedürfen der Genehmigung durch 
ein im Staatsrat erlassenes Dekret des Staatsoberhauptes, für Paris 
sogar der Genehmigung durch Spezialgesetze. Aber auch in den oben 
bezeichneten sechs Fällen, in denen dem Munizipalrat ein selbständiges 
Votierungsrecht eingeräumt ist, besteht eine staatliche Kontrolle immer 
noch insofern, als schließlich die gesamte Budgetaufstellung der G^ 
meinde vom Präfekten genehmigt werden muß. 

Ebenso hat der Munizipalrat über die Rechnungslegung des Maire 
nur zu „deliberieren", während die Dechargierung desselben durch die 
Aufsichtsbehörde erfolgt. Die endgültige Rechnuugsabnahme übt jener 
nur gegenüber dem Gemeindeeinnehmer dort aus, wo ein solcher vor- 
handen ist. Ein eigener Gemeindeeinnehmer kann einer Kommune auf 
Antrag des Munizipalrats bewilligt werden, wenn die Jahreseinnahmen 
derselben über 30000 Frs. betragen >), während in den Gemeinden mit 
geringerer Jahreseinnahme der percepteur der direkten Staatssteuern 
zugleich als receveur der Gemeinde funktioniert und für seine Mühe- 
waltung kein Gehalt, sondern eine Tantieme von 3 Centimes pro Frank 
(3 Proz.) der Steuereingänge erhält, die der Staat nach Maßgabe des 
Gemeindesteuersolls als Hebekosten zusammen mit seinen eigenen Zu- 
schlagcentimes erhebt und deren Betrag daher in den Gemeindebudgets 
nicht zum Ausdruck kommt. 

§ 4. Preufien. Während in Frankreich die Gliederung der Staats- 
verwaltung und mit ihr die der kommunalen Verwaltung seit dem Be- 
ginn des 19. Jahrhunderts im wesentlichen feststand, hat Preußen erst 
mit der Kreisordnung von 1872 durch die Einschaltung des Amts- 
bezirks und durch die damit zusammenhängende Regulierung der 
politischen Stellung des Gutsbezirks seiner staatlichen und gleichzeitig 
seiner kommunalen Verwaltungsgliederung ihre heutige Gestalt ge- 
geben. Und wenn die Abstufung der preußischen Landesverwaltung 

1) Vgl. oben S. 135. In Paris funktioniert die staatliche Steuerverwaltung des 
Seine-Departements für die direkten Steuern zugleich als kommunale Steuerbehörde; 
der Direktor, die drei ersten „Commis'' und die 48 Controleurs dieser Verwaltung 
erhalten aus dem städtischen Budget Indemnitäten für ihre im Interesse der Stadt 
geleisteten Dienste. 
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in Provinz nnd Regierungsbezirk zwei Glieder enthält, denen in Frank- 
reich, in räumlich engerer Abgrenzung, das Departement allein ent- 
spricht, so gewährt der kommunale Verwaltungsaufbau Preußens 
gegenüber dem zweistufigen französischen abermals ein Bild größerer 
Mannigfaltigkeit. 

Die staatlichen Verwaltungsglieder Preußens sind die Provinz, 
der Regierungsbezirk, der Kreis (in HohenzoUem Oberamtsbezirk), der 
Amtsbezirk resp. die diesem gleichgestellte Samtgemeinde und die 
Ortsgemeinde; letztere wiederum unterschieden in Stadt- und Land- 
gemeinde und neben ihr in den Provinzen östlich von der Elbe, in 
Westfalen, Hannover und Kurhessen der verselbständigte Gutsbezirk. 

Von diesen Gliedern der staatlichen Verwaltung sind zugleich als 
Kommunalkörper organisiert: generell die Provinzen, die Kreise 
(Oberamtsbezirke) und die Ortsgemeinden 0; im speziellen außerdem 
der Regierungsbezirk HohenzoUem an Stelle eines Provinzialverbandes, 
sowie die Regierungsbezirke Cassel und Wiesbaden, deren kommunal- 
ständische Vertretungen in ihrer Vereinigung zugleich die kommunale 
Organisation der Provinz Hessen-Nassau als solcher darstellen 2), femer 
als Samtgemeinden die Ämter Westfalens, die Bürgermeistereien der 
Rheinprovinz und die Kirchspiele in den Kreisen Husum, Norder- und 
Süderdithmarschen der Provinz Schleswig-Holstein. Des weiteren ist 
durch Titel IV der inzwischen auf Schleswig- Holstein und seit 1897 
im wesentlichen auch auf Hessen-Nassau ausgedehnten 3) Landgemeinde- 
ordnung für die sieben östlichen Provinzen vom 3. Juli 1891 die Mög- 
lichkeit gegeben, Landgemeinden und Gutsbezirke — sei es nach deren 
übereinstimmendem Willen durch Beschluß des Kreisausschusses oder 
aber, indem die mangelnde Übereinstimmung aus Grtlnden öffentiichen 
Interesses durch einen Beschluß des Kreisausschusses ersetzt wird, ver- 

1) Dagegen stellen die verselbständigten Gutsbezirke, da dieselben in öffentlich- 
rechtlicher Beziehung nur in der Person ihres Besitzers vertreten sind, keine Korpo- 
rationen dar und können, zumal bei ihnen eine von dessen Privatwirtschaft geson- 
derte und über derselben stehende Gemein Wirtschaft überhaupt nicht vorhanden 
ist, auch nicht als Eommunalkörper (communitas) angesehen werden. Vgl. unten 
S. 154 f. 

2) Der hessen -nassauischen Provinzial Verwaltung sind indessen bislang, ab- 
gesehen von der Hessen-nassauischen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft, son- 
stige Aufgaben gesetzlich nicht überwiesen und kommt somit eine eigentliche Eom- 
munalverwaltung der Provinz neben der der beiden Regierungsbezirke noch nicht 
in Betracht; wegen der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft war bis 1902 ein 
Etat noch nicht aufgestellt. 

8) Gesetz vom 4. Juli 1892, welches nur für die Kii-chspielgemeinden der drei 
obengenannten Kreise sowie für Helgoland deren bisherige (auf Verordnung vom 
22. September 1867 beruhende) Verfassung bestehen läßt. Die Publikation des 
Textes der neuen Landgemeindeordnung in der für Schleswig- Holstein gültigen 
Fassung s. Gesetzsammlung 1892, S. 154 ü. 
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mittelst Verfügung des Oberpräsidenten — zu Gemeindeverbänden für 
„einzelne" kommunale Zwecke zu vereinigen und diesen mit königlicher 
Genehmigung auch die Rechte öflfentlicher Korporationen beizulegen. 
Damit haben nicht nur die schon bestehenden Spezialgemeinden für 
Schul-, Wege-, Armenzwecke in der neuen Landgemeindeordnung ihre 
legale Anerkennung gefunden, sondern ist auch deren Weiterbildung 
durch das nunmehr zulässige zwangsweise Eingreifen des Kreisaus- 
schusses erleichtert worden und dadurch ein Mittel gegeben, die öst- 
lichen Gutsbezirke in zweckdienlicher Weise zur Erfüllung allgemeiner 
Aufgaben heranzuziehen, ohne daß es nötig würde, dieselben vollständig 
zu inkommunalisieren und damit unausgleichbare Interessengegensätze 
in die Landgemeinden hineinzutragen.^) 

Wie in jener Mannigfaltigkeit der kommunalen Bildungen Preußens, 
zumal auf deren unteren Stufen, deutlich sich landschaftliche Verschieden- 
heiten namentlich des Ostens und des Westens abheben, so finden 
sich auch, und wiederum gerade bei den Kommunalkörpern niederer 
Ordnung, entsprechende und noch zahlreichere Abweichungen in deren 
formaler Organisation, welche jene Mannigfaltigkeit geradezu als 
Buntscheckigkeit erscheinen lassen. Schon die für die gleichartigen 
Organe teilweise noch bis heute beibehaltene Verschiedenartigkeit der 
Benennung 2), mehr noch materielle Untei-schiede, z.B. koUegialische Aus- 

1) Die früher durch die Kreisordnung von 1872 gebotene Möglichkeit, daß die 
Landgemeinden und Gutsbezirke eines Amtsbezirks der östlichen Provinzen — ausschl. 
Posen — diesem die Ausführung gemeinsamer Gemeindeangelegenheiten übertragen 
konnten und der Amtsbezirk so zu einer Samtgemeinde entwickelt würde, hatte 
sich, zumal dazu die Übereinstimmung aller Beteiligten nötig war, als unfruchtbar 
erwiesen. Nachdem jene Bestimmungen in die Landgemeindeordnung von 1891 
keine Aufnahme gefunden haben, ist der Amtsbezirk der östlichen Provinzen de- 
finitiv auf seinen Charakter als Organ der staatlichen Landesverwaltnng beschränkt 

2) Der koUegialische stadtische Gemeindevorstand, im Osten Magistrat genannt, 
hieß nach den bezüglichen, zunächst in (reltung belassenen Gemeindeordnungen in 
den vormals kurhessischen Städten und in Hechingen „Stadtrat'', im ehemaligen 
Herzogtum Nassau und in Sigmaringen „Gemeinderat''; die altpreußische Stadt- 
verordnetenversammlung führte in Rurhessen den Namen „Gremeindeansschuß'', im 
Nassauischen und in den beiden hohenzoUemschen Städten den Namen ,3üiger- 
ausschuß", in Homburg v. d. H. die Bezeichnung „Gemeindevorstand". — Der 
koUegialische ländliche Gemeindevorstand, „Schulze und Schöffen" in der alten öst- 
lichen Dorfverfassung, hieß im Kurhessischen, Nassauischen und in Hohenzollern- 
Sigmaringen „Gemeinderat'', in Hechingen „Ortsgericht*'; die ländlichen Gemeinde- 
vertretungen „ Gemeindeausschuß " (Rurhessen, ehemals bayerische Orte und die Land- 
gemeinden im Stadtkreise Frankfurt a. M.), „Bürgerausschuß" im Nassauischen und 
in HohenzoUem, „Gemeinderat" in früher großherzoglich-hessischen Orten, „G^meinde- 
vorstand" wieder im ehemaligen Amt Homburg. — Der ländliche Gemeindevor- 
steher heißt in den großherzoglich-hessischen Orten und im Amte Homburg „Bürger- 
meister", während diesen Titel in Gebieten des französischen Rechts der Vorsteher 
der Samtgemeinden führt, in den Landgemeinden des Stadtkreises Frankfurt a. M. 
„Schultheiß" usw. 
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gestaltang des Gemeindevorstandes oder Eonzentrierung der kommunalen 
Spitze in der Person eines Einzelbeamten 0, Unterschiede in dem Eecht 
der aktiven G^meindemitgliedschaft n. a., weisen darauf hin, daß Preußen 
seine heutige Kommunalorganisation^ nicht wie Frankreich auf dem 
Boden eines in seinen Volksgrenzen ausgewachsenen Einheitsstaates, 
vielmehr im Emporwachsen zu seiner heutigen Größe unter Assimilierung 
zwar stammesverwandter, aber auch stamraeseigentümlich ausgestalteter 
Grebietsteile herangebildet hat In Preußen haben, entsprechend dem 
allmählichen Anwachsen des Staats, die in den einzelnen einbezogenen 
Landesteilen vorgefundenen Grundsteine, soweit tunlich, im Funda- 
ment des Verwaltungsgebäudes Verwendung gefunden, dessen Oberbau 
von Absatz zu Absatz immer einheitlicher werdende Formen zeigt. 
Dort sollten die „berechtigten Eigentümlichkeiten" der einzelnen Liandes- 
teile geschont werden, die der Verwaltung ihrer eigenen Angelegen- 
heiten nicht entwöhnte Bürgerschaft in demselben Grade, wie es sich 
um lokal enger begrenzte Bedürfhisse handelt, deren Besorgung mög- 
lichst in hergebrachter Weise obliegen, wogegen, je mehr diese Be- 
dürfiiisse zu solchen weiterer Kreise oder der Allgemeinheit werden, 
dieselben in desto einheitlicheren Formen zu befriedigen wären. So 
zeigt die preußische Kommunalorganisation das Kehrbild der fran- 
zösischen Gestaltung: in dieser nach absichtlicher Zertrümmerung alles 
Gewordenen und Althergebrachten ein Aufbau, welcher vom Funda- 
ment aus in seinem ganzen Stil nur auf die staatliche Krönung hin- 
und überall Gleichmäßigkeit aufweist; bei uns unter gleichartig ge- 
fugtem staatlichen Schutzdach ein Gebäude, in dessen Erdgeschoß die 
Geschäfte des täglichen Bedarfe sich in Bäumen abspielen^ welche nach 
der Gewohnheit und dem G^chmack derjenigen Landesgruppen aus- 
gestattet sind, die zumal dort verkehren, während, je mehr von einer 
Etage zur anderen aufsteigend die Räume dem Geschäftsverkehr der 
größeren Allgemeinheit dienen, dieselben um so gleichmäßiger angeordnet 
und ausgestattet sind. 

Wenn trotz dieser generellen G^ensätzlichkeit, zumal unter dem 
Einfluß der in den westlichen Landesteilen vorgefundenen, direkt von 
Frankreich entnommenen Einrichtungen — sei es in bewußter Nach- 
ahmung oder in unbewußter Anlehnung — Zöge auch der fran- 
zösischen in die formale Organisation der Kommunalkörper Preußens 



1) Über das Vorkommen koUegialischer LandgemeindeTorstände vgl. vorstehend 
S. 144, Anm. 2; in den altpreußischen Landesteilen ist die Bildung solcher erst 
in neuester Zeit vorgesehen; vgl. unten S. 157. Die Rheinische StSdteordnung ge- 
stattet, an Steile des aus dem französischen Rechte stammenden Bürgermeisters als 
persönlichen Repräsentanten der Gemeinde einen koUegialischen Stadtvorstand zu 
bilden usw. Im übrige wird auf derartige materieUe Verschiedenheiten in der 
Eommunalorganisation wdter unten einzugehen sein. 

T. Katjwuaxv, Eommonalfinanzen. 10 
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Au&ahme gefanden haben, so wurde andererseits, zum Teil im Hin- 
blick auf englische Muster, der Ausübung einer Selbstverwaltung durch 
die Eommunalvertretungen und Eommunalbehörden innerhalb der ge- 
setzlichen Schranken in Preußen eine größere Selbständigkeit und Be- 
wegungsfreiheit als in Frankreich eingeräumt. 

Gleichwohl weicht die kommunale Selbstverwaltung Preußens von 
der englischen Mischung von älterem Local Government staatlicher ehren- 
amtlicher Funktionäre und einer auf neueren Bedärfnissen und Grund- 
sätzen beruhenden eigentlichen Selbstverwaltung in wesentlichen Mo- 
menten ab und hat eine ihr eigentümliche Entwickelung genommen, 
wobei festzustellen ist, daß die jüngere englische Selbstverwaltung sich 
der preußischen dadurch immer deutlicher genähert hat, daß sie nicht 
bloß mitbeschließt, sondern auch mitverwaltet. Gerade aber in Preußen 
ist der moderne Selbstverwaltungsgedanke, der in der preußischen 
Städteordnung vom 19. Novbr. 1 808 seinen ersten Ausdruck gefunden hat, 
unter Umständen, Bedürfnissen und daraus entsprungenen Absichten 
in die Tatsächlichkeit des Lebens übergeführt worden, die jenem Ge- 
danken einen tieferen Inhalt verleihen mußten als nur den, daß den- 
jenigen, die als Steuerzahler die Lasten der Verwaltung zu tragen 
haben, durch eine beschließende Vertretung ein mitentscheidender 
Einfluß auf jene einzuräumen wäre: die von der preußischen Städte- 
ordnung vorgesehene Gemeindevertretung soll nicht nur die Verwaltung 
bindende Beschlüsse fassen und deren Ausführung kontrollieren, sie 
hat vielmehr auch aus ihrer Mitte Teilnehmer zu den für einzelne 
Verwaltungszweige gebildeten Ausschüssen resp. Deputationen zu ent- 
senden, in welchen jene neben Mitgliedern des Magistrats selbst 
verwalten; und die Bildung solcher Verwaltungsdeputationen, sowie 
die Festsetzung der Geschäftsordnungen derselben kann wiederum nur 
unter der Mitwirkung der Gemeindevertretung erfolgen. Und mehr 
noch: nicht nur die jeweiligen Vertreter der Bürgerschaft sollen derart 
an der Verwaltung unmittelbar beteiligt sein, sondern indem die Ge- 
meindevertretung sowohl zu jenen Deputationen wie zur ehrenamt- 
lichen Versehung anderer Funktionen, die in kleinen Bezirken ab- 
gegrenzt oder auf die Verwaltung einzelner Anstalten beschränkt sind, 
weitere Mitglieder der Bürgerschaft mit verbindlicher Kraft heran- 
zieht, soll diese selbst in dem Gesamt ihrer dazu geeigneten Mitglieder 
an der Ausübung der Verwaltung, an der Erfüllung von Aufgaben für 
die Allgemeinheit beteiligt sein.^) 

1) Die Landgemeindeordnung von 1891 bringt diesen Ghrundsatz entsprechend 
zur Anwendung, indem sie im § 65 alle Gemeindemitglieder zur Annahme unbe- 
soldeter Amter nicht nur in der Vertretung, solidem auch in der Verwaltung der 
Gemeinde rerpflichtet und im § 84 neben Gemeindevorsteher und Schöffen auch 
andere Wahlämter in Aussicht nimmt. — Die Verpflichtung zur Übernahme von 
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Wie aber auf allen Stufen der öffentlichen Verwaltung — zumal der 
preußische Staat niemals aufgehört hatte, die Ortsgemeinde und be- 
sonders die städtische zugleich als lokales Organ ftlr seine eigenen 
Zwecke in Anspruch zu nehmen — staatliche und kommunale Funk- 
tionen sich berühren, namentlich überall Funktionen eines staatlichen 
Bestätigungs- und BeauMchtigungs- und mit diesem zusammenhängenden 
Beschlußfassungsrechts und einer Entscheidung über die Kompetenzen 
<ier kommunalen Verwaltungskörper zu erfüllen sind, so lag es nahe, 
jenen Grundgedanken der preußischen Städteordnung dahin zu er- 
weitem, nicht nur den Organen der kommunalen Selbstverwaltung 
mit den spezifisch kommunalen zugleich staatliche Verwaltungsfnnk- 
tionen anzuvertrauen, sondern Elemente der Selbstverwaltung im Zu- 
sammenwirken mit Staatsbeamten auch an der Verwaltungstätigkeit 
•der unmittelbar staatlichen Behörden, besonders auch insoweit solche 
Äuf die Kommunalverwaltung gerichtet ist, zu beteiligen. Das ist 
— abgesehen von der Mitwirkung von Selbstverwaltungsorganen auf 
verschiedenen einzelnen Gebieten der Staatsverwaltung (Steuerver- 
anlagung, Einschätzung des Grundeigentums usw.) — in den die 
Landes-, Provinzial- und Kreisverwaltung und die Behördenzuständig- 
keit regelnden GJesetzen dadurch verwirklicht worden, daß, während 
•das Beaufisichtigungsrecht über die Kommunalkorporationen als solches 
nur von einzelnen Staatsbeamten (Landrat, Regierungspräsident, Ober- 
präsident) gehandhabt wird, für die mit jenem zusammenhängende 
Beschlußfassung sowie für die Verwaltungsgerichtsbarkeit in den je 
höheren, bis an die Schwelle der staatlichen Zentralbehörden heran- 
reichenden Stufen der Landesverwaltung Organe gebildet sind, welche 
dch aus Staatsbeamten und von den Vertretungen der kommunalen 
Selbstverwaltungskörper der betreffenden Stufe gewählten Mitgliedern 
zusammensetzen: im Kreisausschuß die diesen bildenden Vertreter des 
&eises mit dem Landrat als Beschlußbehörde sowie verwaltungsgericht- 
liche erste Instanz für die Landgemeinden und zum Teil auch für 
-die der Kreisverwaltung angehörenden Städte (bis zu lOOOOEinw.); 
entsprechend in den Stadtkreisen der besondere, aus Mitgliedern des 
Magistrats unter dem Vorsitz des Bürgermeisters gebildete Stadtaus- 
schuß und in Städten von mehr als 10000 Einwohnern, die nicht Stadt- 
kreise sind, der als solcher für gewisse Angelegenheiten funktionierende 
Magistrat 1); — im Bezirksausschuß von dem Provinzialausschuß als 
kommunaler Spitze der Provinzialvertretung gewählte Eingesessene 
-des Bezirks mit dem Regierungspräsidenten und zwei ßegierungsräten 

Ehrenämtern in der städtischen Verwaltung hatte übrigens auch schon das AUgem. 
Landrecht (Teil U, Tit 8, §§ 29—32) anerkannt. 

1) Wo kein koUegialischer Magistrat besteht, wird der Stadtausschoß von der 
Oemeindevertretong aus der Zahl der GemeindebCurger gewählt 

10* 
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als Träger der Verwaltungsgerichtsbarkeit zweiter Instanz, als ver- 
waltungsmäßige Beschlußbehörde gegenüber der Kreisverwaltung, den 
kreisexempten und zum Teil auch den übrigen Städten und als Be- 
rufungsinstanz gegen die Beschlüsse der Kreis- resp. städtischen Be- 
schlußbehörden; — im Provinzialrat wiederum vom Provinzialausschuß 
gewählte Eingesessene der Provinz mit dem Oberpräsidenten als Vor- 
sitzenden und einem höheren Verwaltungsbeamten als Beschlußbehörde 
oberer Instanz. Und wie in diesen aufsteigenden Instanzen Selbst- 
verwaltungsorgane, ohne Kommunalkörper zu repräsentieren, bei der 
Ausübung staatlicher Verwaltungsfunktionen mitwirken, so findet um- 
gekehrt nach unten hin im Amtsbezirk das Zusammenwirken eines 
ehrenamtlichen Staatsfunktionärs mit dem die zugehörigen Gemeinde- 
vertretungen repräsentierenden Amtsausschuß für die Ausübung im 
wesentlichen nur staatlicher Funktionen statt. 

Ist somit auch in der preußischen Verwaltungsorganisation auf 
das prägnanteste zum Ausdruck gebracht, daß, worauf schon im ein- 
leitenden Kapitel hingewiesen werden konnte, der Begriff der Selbst- 
verwaltung ein weiterer als der der Kommunalverwaltung und letztere 
nur ein Teil jener ist, so liegt in der den preußischen Verwaltungs- 
einrichtungen eigentümlichen praktischen Ausbildung des Selbstver- 
waltungsprinzips wiederum ein unterscheidendes Merkmal gegenüber 
den englischen wie den französischen Einrichtungen: gegenüber den 
englischen, insofern dort die Betätigung der Selbstverwaltung mit dem 
Kreise der lokalen resp. kommunalen Verwaltungskörper abschließt^ 
innerhalb dieser aber die Funktionen einer anderswo von staatlichen 
Beamten geführten lokalen Verwaltung mit umfaßt, dagegen an der 
Staatsverwaltung selbst keinen Anteil hat, die ihrerseits gegenüber 
der gesamten Lokal- resp. Kommunalverwaltung auf eine von zentraler 
Stelle ausgeübte beaufsichtigende Tätigkeit beschränkt ist; gegenüber 
Frankreich, insofern dort der Präfekt als staatlicher Einzelbeamter 
nicht nur die Aufsicht über die kommunale Verwaltung, sondern auch 
das Beschlußrecht gegenüber derselben ausübt und, soweit ihm etwa 
der Präfekturrat als unteres Verwaltungsgericht zur Seite steht, 
dieser ebenfalls keine Elemente der Selbstverwaltung enthält, sondern 
lediglich ein staatlich ernanntes Regierungskollegium darstellt. 

Auf die Anwendung des Selbstverwaltungsprinzips in der staat- 



1) Die in Frankreich für einzelne HandJungen der Kommunen nötige Mit- 
wirkung reep. Bestätigung der Generalräte kann nicht als zur staatlichen Auf- 
sicht über die Kommunalkörper gehörig angesehen werden, vieknehr als eine zum 
Teil durch die eigentümliche Bindung des Budgetrechts der Kommunen an das der 
Departements bedingte instanzenartige Abstufung der Kommunalverwaltung selbst^ 
indem die betr. Beschlüsse der höheren Instanz^ des Generalrats, ihrerseits eben- 
falls der Staatsaufsicht unterliegen« 
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liehen Verwaltung Preußens hat indessen unsere Darstellung, welche 
nur die Kommunalkörper und deren Finanzen zum Gegenstände 
hat, nicht näher einzugehen; es genügt in dieser Beziehung der im 
Vorstehenden gegebene Hinweis darauf, wie durch jene in die preußi- 
sche Staatsverwaltung eingefügten Selbstverwaltungselemente die Or- 
gane der Kommunalkörper indirekt zugleich auch an der obrigkeit- 
lichen Reglementierung ihrer Tätigkeil beteiligt sind. 

Die Kommunalkörper selbst, wie der heutige Rechts- und Ver- 
fassungsstaat sie vorfand, sind wiederum in Preußen nicht, wie das 
zunächst in England geschah, von eigenen Gebilden der neuen Selbst- 
verwaltung überwuchert, sondern mittels derselben und für dieselbe 
reorganisiert worden. Daher aber bedeutet diese Überleitung in die 
neueren Formen der Kommunalorganisation in Preußen auch nicht 
einen so radikalen Bruch mit dem von Mher Überkommenen wie in 
Frankreich, der bei uns um so weniger nötig war, als der landes- 
väterliche aufgeklärte Absolutismus der preußischen Herrscher die 
lokalen Korporationen wohl auch niedergezwungen und unter die 
Staatsomnipotenz gebeugt, aber nicht, wie der höfische französische 
Absolutismus, jede Tätigkeit öffentlichrechtlicher Natur, die nicht von 
ihm ihren ^Ausgangspunkt nahm, ertötet hatte. 

Zwar waren die korporativ gebildeten Repräsentationen der 
städtischen Bürgerschaften schließlich nur noch in minimalem Maße 
von gelegentlicher Bedeutung für die Kontrolle über die Verwaltung 
des Kommunalvermögens, andererseits aber hatte der Staat die städti- 
schen Ämter nicht in Käuflichkeit oder Erblichkeit und damit der 
Verrottung verfallen lassen, sondern waren die Stadträte und Magi- 
strate, indem von ihnen fortgesetzt auch öffentlichrechtliche Leistungen, 
nunmehr von Staatswegen und unter strengster Staatskontrolle, ver- 
langt wurden, in die Zucht des preußischen Beamtenstaates genommen 
worden. 2) War derart in den städtischen Behörden, die wiederum 
nach den alten Stadtverfassungen vielfach, wenn auch unter weit- 
gehender staatlicher Beeinflussung, immer noch aus der Wahl der 
Repräsentanten der Bürgerschaft oder dieser selbst hervorgingen, das 
Pflichtbewußtsein erhalten und geschärft worden und damit der Boden 

1) Ein Hinweis auf diese reorganisierende Entwickelung der Eommunalorgani* 
sadon Preußens kann selbstverständlich zunächst nur den Umfang des Staates im 
Auge haben, in welchem derselbe an der Wendp des 18. Jahrhunderts von den 
Stürmen der Revolutionskriege erfaßt und nach denselben wiederhergestellt wurde, 
und wird sich daher die nachfolgende Skizze der Entwickelung der Ortsgemeinde zu- 
nächst auf die östliche Hälfte der Monarchie zu beziehen haben, um sodann die 
Abweichungen in der Eommunalorganisation der später angegliederten Landesteile 
hervorzuheben. 

2) Vgl. P. ScHOEN, Das Recht der Kommunal verbände in Preußen , Leipzig 
1897, S. 20. 
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für eine Selbstverwaltung preußischer Art vorbereitet, so darf anderer- 
seits nicht überaehen werden, daß auch die den Kommunen vom Staate 
belassenen resp. aufgetragenen Aufgaben: wie Handhabung der Orts- 
polizei, damals auch Unterhaltung des Stadtgerichts, das Armen- 
wesen, die Gesundheitspolizei nach damaligem Maßstabe {Stadtärzte),, 
die Kranken- und Siechenpflege in Hospitälern, an denen wiederum die 
Bürgerschaft resp. deren korporative Gliederungen durch Stiftungen 
und Vermächtnisse vielfach interessiert waren, hier und dort auch 
Kirchenpatronat und aus den kirchlichen Beziehungen überkommene 
Schulen — das Interesse der Bürgerschaft an den öffentlichen Dingen 
nicht ganz hatten erkalten lassen. 

So lag für den preußischen Staat in seinem alten Bestände,, 
als derselbe die städtische Bürgerschaft, unter Beseitigung der 
öffentlich-rechtlichen Bedeutung ihrer korporativen Gliederung, als 
kommunale Einheit mit einer gewählten Vertretung (Stadtverordneten- 
versammlung) neu organisierte, keine Veranlassung vor, die Ernen- 
nung des städtischen Gemeindevorstandes etwa, wie das zunächst in 
Frankreich geschah, ganz an sich zu nehmen; es genügte für jenen,^ 
das alte Verhältnis, nach welchem der Magistrat gewöhnlich aus der 
Wahl irgend welcher Repräsentanten der Kommune hervorging und 
nur der staatlichen Bestätigung bedurfte, auf die neue Organisation 
zu übertragen und zu generalisieren, i) Dabei wurde auch der unter 
der Herrschaft des absolutistischen Regimes ausgebildete Charakter des 
Bürgermeisteramts als einer verantwortlichen und — abgesehen von 
kleinsten Orten — besoldeten Beamtenstellung mit dem Erfordernis 
berufsmäßiger Qualifikation beibehalten, während die eigentliche re- 
präsentative und die Verwaltungsexekutive dirigierende Spitze der 
Kommune, welcher zugleich ein Mitbeschließungsrecht neben der Ge- 
meindevertretung zusteht, nicht der Bürgermeister allein, sondern 
die Gtesamtheit des gleich jenem aus der Wahl der Gemeindever- 
tretung hervorgehenden und überwiegend ehrenamtlich zusammen- 
gesetzten Magistrats ist, dem der Bürgermeister als primus inter pares 
angehört 

Unter diese Organe der städtischen Selbstverwaltung in den alt- 
preußischen Provinzen: Stadtverordnete, Magistrat und Bürger- 
meister — sind die Funktionen der kommunalen Verwaltung derart 



1) Nur bezüglich der Oberbürgermeister der größeren Städte hatte die Stildte- 
-ordnnng von 1808 und ebenso noch die revidierte vom 17. M&rz 1831 der Krone 
ein Emennungsrecht vorbehalten, welches an drei von der GremdndeTertretong 
präsentierten Kandidaten aasgeübt wurde. Die Städteordnung für die östlichen Pro- 
vinzen vom SO. Mai 1853 hat, nach dem Vorgänge der nicht zor Durchführung ge- 
langten 'Gemeindeordnung von 1850, auch die Oberbürgermeister den anderen 
Hagistratsmitgliedem gleichgestellt 
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verteilt, daß alle die eigentlichen Kommunalangelegenheiten i) an- 
gehenden Beschlüsse, daher auch der Erlaß von Ortsstatuten und Regle- 
ments für die Verwaltung oder Benutzung kommunaler Einrichtungen, 
und namentlich alle Beschlüsse von finanzieller Bedeutung aus der 
übereinstimmenden Beschlußfassung der Stadtverordnetenversammlung 
und des Magistrats hervorzugehen haben, die Ausfuhrung vom Ma- 
gistrat anzuordnen, vom Bürgermeister, eventuell mit Unterstützung 
der oben erwähnten Deputationen und Kuratorien, in Vollzug zu 
setzen und zu überwachen ist. Dagegen fallen die seitens des Staates 
den Kommunen auferlegten staatlichen Funktionen, da es sich bei 
diesen nur um Ausführung handelt, lediglich in die Kompetenzsphäre 
des Magistrats und Bürgermeisters und ist speziell die Handhabung 
der Ortspolizei 2) immer nur einer Einzelperson , sei es dem Bürger- 
meister oder einem vom Staate dazu bestimmten Magistratsmitgliede, 
aufgetragen, während die Stadtverordneten in den beiden letzteren 
Fällen nur soweit in Betracht kommen, als es sich um die Bewilligung 
finanzieller Mittel für solche staatlichen Zwecke handelt. 3) Selbst- 
verständlich kann die Mitwirkung der Stadtverordneten bei der Mittel- 
beschafifung für derartige staatliche Aufträge, sofern dieselben ge- 
setzlich begründet sind, nur eine Bedeutung für das Ausmaß des 
Notwendigen und für die Kontrolle über die Verwendung der städti- 
schen Mittel haben und schon darum nicht etwa ein Recht, die not- 
wendigen Mittel überhaupt zu verweigern, involvieren, da die Mittel- 
beschaflfung für solche Zwecke gleich derjenigen für die Erfüllung des 
Mindestmaßes der sogenannten obligatorischen Kommunalaufgaben im 



1) Zu denselben gehören, woran hier erinnert sein mag, auch alle den Kom- 
munen durch die Gesetze genereU zugewiesenen, eigentlich staatlichen Aufgaben 
öffentlich-rechtlicher Natur. 

2) Soweit dieselbe nicht überhaupt in größeren Städten staatlich orglmisiert 
ist und von einem Staatsbeamten (Polizeidirektor oder Polizeipräsident) gehandhabt 
wird, wobei allerdings immer noch die Kostendeckung zu einem gewissen Teil Auf- 
gabe der Kommune bleibt 

3) Derartige von Kommunen im Auftrage des Staates auszuführende Aufgaben 
können sowohl dauernde , wie z. B. die Handhabung der Ortspolizei , die Führung 
der Personenstandsregister, als auch einmalige oder periodisch wiederkehrende sein. 
Für die Legalität der vom Staate gesteUten Anforderung genügt es, daß dieselbe 
entweder in den allgemeinen bestehenden Gesetzen öder in einem Spezialgesetz ihre 
Begründung findet Als Beispiele solcher einmaligen resp. periodisch wiederkehren- 
den Aufgaben können die Bevölkerungsaufnahmen, die Berufs-, Vieh-, Schiffszäh- 
lungen u. 8. w. dienen, deren lokale Durchführung von den betr. G^esetzen der Orts- 
behörde, d. h. in den Städten dem Magistrat und Bürgermeister, im Einvernehmen 
mit der OrtspoHzdbehörde aufgetragen wird. Nur diese Organe haben alle Maß- 
regeln zur Ausführung des Auftrages zu beschließen und durchzuführen; für die 
Bewilligung der derart notwendig werdenden außerordentlichen Geldmittel ist aber 
der Stadtverordnetenversammlung vom Magistrat eine Vorlage zu machen. 
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gegebenen Fall der Zwangsetatisierung durch die staatliche Aufeichts- 
behörde unterliegen würde J) 

Die Ernennung und Anstellung des für die städtische Verwaltung 
nötigen besoldeten Beamtenpersonals geschieht, als zur Ausführung der 
Verwaltung gehörig, durch den Magistrat und Bürgermeister 2), jedoch 
bei dauernden Anstellungen nach vorhergehender ;,Äußerungf", d. h. in 
praxi Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung betreffs der in 
Vorschlag gebrachten Personen, während für die Kreierung der Beamten- 
stellen als solcher, für die Festsetzung der Anstellungsbedingungen, 
sowie den Erlaß allgemeiner das Beamtenwesen betreflfender Reglements 
die übereinstimmende Beschlußfassung von Magistrat und Stadtver- 
ordneten notwendig ist. Die dienstliche Reglementierung und Beauf- 
sichtigung des Bearatenpersonals steht wiederum, als in die Sphäre 
der Exekutive fallend, lediglich dem Bürgermeister zu. Entsprechend 
fällt die Entlassung der nicht dauernd angestellten städtischen Be- 
amten nach Maßgabe der diesbezüglich in Betracht kommenden ge- 
setzlichen Bestimmungen in die Kompetenzsphäre von Magistrat und 
Bürgermeister, während die Einleitung des Disziplinarverfahrens gegen 
dauernd Angestellte, die nur auf diesem Wege aus ihrem Amte ent- 
fernt werden können, dem Bürgermeister obliegt 

Wenn für die vorstehend in ihren Hauptzügen geschilderte formale 
Organisation der städtischen Kommunalkörper, wie sie für die alt- 
preußischen, d. i. östlichen Provinzen im wesentlichen bereits durch 
die Städteordnung von 1808 geschaffen und in der vom Jahre 1853 
mit wenigen Modifikationen beibehalten worden ist^), wie oben an- 

1) Gesetz über die Zuständigkeit der Verwaltungs- and Verwaltungsgerichts- 
behörden vom 1. August 1888, G.-S. 1883 S. 287, § 19, wonach das Recht der 
Zwangsetatisierung gegenüber den Städten vom Regierungspräsidenten ausgeübt 
wird, eine Feststellung des städtischen Etats überhaupt durch die Aufsichtsbehörde 
aber nicht mehr stattßodet; der von den städtischen Behörden festgestellte Etat 
ist jedoch unmittelbar darnach der Aufsichtsbehörde einzureichen. 

2) Die Einstellung vorübergehend notwendig werdender, untergeordneter Hilfs- 
kräfte durch die Chefs einzelner Verwaltungsressorts bedeutet selbstverständlich 
nur eine jederzeit widerrufliche Delegation der Anstellungsbefugnis des Magistrats 
und beruht, soweit vorkommend, zumeist auf unter Mitwirkung der Stadtverordneten 
erlassenen Verwaltungsreglements für die betreffenden Dienstzweige. 

8) Auf die gegenüber der französischen und englischen Entwickelung merk- 
würdige Tatsache, daß in Preußen das Wahlrecht der städtischen Bürgerschaft eine 
rückläufige Bewegung von dem in der Städteordnung von 1808 enthaltenen all- 
gemeinen gleichen Stimmrecht zu dem nach einer dreiklassigen Abstufung der Steuer- 
leistung geübten Wahlrecht erfahren hat ist an dieser Stelle nicht näher einzugehen, wie 
hier auch der Hinweis darauf genügen kann, daß die Stellung des Magistrats neben 
der Stadtverordnetenversammlung durch die Städteordnungen von 1881 und 1858 eine 
gewichtigere insofern geworden ist, als er nach der von 1808 mehr nur ausführen- 
des Organ für die Beschlüsse der Gemeindevertretung gewesen war, nach den jüngeren 
Gesetzen seine Zustimmung zu jenen teils ausdrücklich, teils durch Nichterhebung 
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gedeutet, bereits in der älteren Stadtverfassung mannigfache An- 
knüpfungspunkte vorhanden gewesen waren, so war der Entwickelungs- 
gang der ländlichen Kommunalorganisation ein wesentlich anderer. 

Die 'ländliche Gemeinde war in dem preußischen Landrecht 
allerdings als eine öffentliche Korporation anerkannt mit dem Rechte, 
unter staatlicher Genehmigung Beschlüsse zu fassen und ihre Satzungen 
weiter zu entwickeln; die Trägerin dieser Autonomie war die Ge- 
meindeversammlung der Besitzer der bäuerlichen Grundstücke, welche 
von dem Schulzen nach Bedarf zusammengerufen wurde und ihre Be- 
schlüsse nach der Stimmenmehrheit auf Grund eines nach dem Besitz 
abgestuften Stimmrechts faßte. Die Aufgaben der Gemeinde aber 
waren, wenn von den Leistungen für Bewachung und Transport von 
Verbrechern, Vagabunden und anderen Arrestanten, sowie für die 
Herbeiholung und Fortschaffung des Gerichtshalters und von der meist 
im Wege der reihenweisen Naturalverpflegung geübten Pflicht der 
Armenunterhaltung abgesehen wird, im wesentlichen doch nur solche, 
welche sich teils aus der Gemeinschaft, teils aus dem nachbarlichen 
Zusammenhang des Realbesitzes ergaben: Unterhaltung von Feuer- 
löschgerätschaften, der gemeinschaftlichen Wege, Brücken, Gräben, 
Dorfschmieden, Hirtenhäuser, Brunnen usw., bis hinab zur Unter- 
haltung von Zuchttieren und Einhegung der Viehtriften. Die Auf- 
gaben der ländlichen Kommune, zum Teil auch die Art ihrer Erfüllung 
und die ausschließliche Begrenzung der kommunalen Rechte und 
Pflichten auf die mit Grundbesitz Angesessenen charakterisieren jene 
in der Hauptsache noch als eine Realgemeinde, während die obrig- 
keitlichen Funktionen der Sicherheits-, Feld-, Flur-, Veterinär- und 
Feuerpolizei vom Schulzen mit Unterstützung zweier oder mehrerer 
Beigeordneten (Schöffen), die der Dorfgerichtsbarkeit von Schulze und 
Schöffen als Kollegium im Auftrage der Gutsherrschaft aus- 
geübt wurden. 

Der Gutsherr war in dem Kolonialland östlich von der Elbe zugleich 
Polizei- und Gerichtsherr der Dorfgemeinde; er ernannte den Schulzen 
und die Schöffen, resp. bestätigte jenen, wo das Amt an den Besitz 
eines bestimmten Gutes geknüpft war, und führte die obrigkeitliche 
Aufsicht über die Gemeindeverwaltung. Der Begriff dieser von den 
Landesherren übertragenen Hoheitsrechte war in der mittelalterlichen 
Rechtsvorstellung mit dem privatrechtlichen Begriff des Obereigen- 
tums an der Dorfgemarkung und der Hörigkeit der bäuerlichen Hinter- 
sassen, der ursprünglich nur dort zutraf, wo die Gutsherren selbst 

eines Widerspruchs überall notwendig ist, selbst auf dem Gebiete der kom m u n alen 
Vermögensverwaltung und BudgetaufsteUung, auf dem die Autonomie der Stadt- 
verordneten am weitgehendsten ist; s. Schoen, Recht der Kommunal verbände in 
Preußen, S. 30, 37, 134 ff. 
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kolonisiert hatten, allmählich derartig verquickt worden, daß beide 
seit dem Ausgang des 30 jährigen Krieges sich zu bedingen schienen. 
Mußte schon aus diesem Grunde, nachdem durch das Edikt vom 
9. Oktober 1807 die Hörigkeit und ^e Beschränkungen hinsichtlich 
des Erwerbs von Grundeigentum aufgehoben waren und das Edikt 
vom 14. September 1811*) die Freiheit des bäuerlichen Eigentums be- 
gründet hatte, der Fortbestand jener gutsherrlichen Obrigkeitsbefiig- 
nisse als ein unbegründeter Anachronismus erscheinen, so war solche 
Bindung staatlicher Funktionen an einen nur mehr privatrechtlichen 
Besitztitel mit den Institutionen eines Rechts- und Verfassungsstaates 
auf die Dauer vollends unvereinbar. Gleichwohl wurde die Patrimo- 
nialgerichtsbarkeit erst durch das Justizorganisationsgesetz vom 
2. Januar 1849 2), die gutsherrliche Polizeigewalt und AuMcht über 
die Landgemeinden erst durch die Kreisordnung für die östlichen Pro- 
vinzen vom 13. Dezember 1872 beseitigt. Indem die letztere für die 
Ausübung der ländlichen Polizei die teils aus einzelnen größeren Ge- 
meinden, teils aus mehreren Gemeinden oder Gutsbezirken oder aus 
Gemeinden und Gutsbezirken bestehenden Amtsbezirke als Glieder 
der obrigkeitlichen Kreisverwaltung schuf, wurde den Vorstehern der 
Landgemeinden zwar keine selbständige Polizeigewalt übertragen, 
aber sie sind in dieser Hinsicht fortan die Gehilfen des unmittelbar 
vom Staate bestellten, wenn auch ehrenamtlich funktionierenden Amts- 
vorstehers, nicht mehr des Gutsherrn, dem vielmehr innerhalb des 
Amtsbezirks und ausschließlich für sein „verselbständigtes" Gut die 
gleiche Stellung wie jenen und zugleich die Pflicht zugewiesen ist^ 
für seinen Gutsbezirk die entsprechenden Funktionen zu erfüllen, 
welche den Landgemeinden je für ihren Gemeindebezirk obliegen. Da- 
durch ist erst die Scheidung zwischen Landgemeinde und Gutsbezirk 
vollzogen und der letztere zu einem Gebilde geworden, das, in öflfent- 
lichrechtlicher Beziehung von jedem Gemeindeverbande losgelöst, die 
Pflichten eines solchen im Wege der Eigenwirtschaft seines Besitzers 
zu erfüllen hat») 



1) Betr. „die Regulierung der gutshei-rlichen und bäuerlichen VerhJUtnisse'^ mit 
Deklaration von 29. Mai 18t6. 

2) Die Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit wurde durch das Gesetz vom 
14. April 1856 betr. Abänderung des Art 42 der Verfassungsurkunde aufrecht- 
erhalten, nachdem durch letzteren vorübergehend auch die gutsherrliche Polizeigewalt 
aufgehoben worden war. 

8) Denselben Charakter haben die Gutsbexirke in Schleswig-Holstein, Han- 
nover und Kurhessen; eine Ausnahme machen nur die westfälischen insofern, als 
dort nach der westfälischen Kreisordnung § 26 und Landgemeindeordnung § 6S in 
der Regel eine Unterverteilnng der öffentlichen KommunaUasten auf den Guts- 
besitzer und die übrigen Insassen des Gutsbezirks nach einem Statut stattfindet, 
welches vom Kreisausschuß zu bestätigen ist. In den übrigen Landesteilen kann 
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Zugleich gab die Ereisordnung von 1872 der ländlichen Gemeinde, 
unter gleichzeitiger Beseitigung der Erbschulzenämter, das £echt, ihre 
Vorsteher und Schöffen, die fortan der staatlichen Bestätigung durch 
den Landrat bedürfen, selbst zu wählen, nachdem bereits das Gesetz 
über die Verfassung der Landgemeinden in den sechs östlichen Pro- 
vinzen vom 14. April 1856 auch die Bildung gewählter Gemeinde- 
vertretungen zugelassen hatte. Die letztere hat nach der Landgemeinde- 
ordnung vom 3. Juli 1891 zu erfolgen, sobald die Zahl der stimm- 
berechtigten Gemeindemitglieder mehr als vierzig beträgt. 

Ein wesentliches Moment dieses jüngsten Gesetzes liegt aber 
darin, daß dasselbe die Organisation der Landgemeinde auf die Ein- 
wohnergemeinde an Stelle der bis dahin ausschließlich bäuerlichen Ge- 
meinschaft gründet: Gemeinde angehör ige, mit dem Rechte der Mit- 
benutzung der öffentlichen Gemeindeeinrichtungen und -Anstalten und 
der Pflicht, an den Abgaben und Lasten der Gemeinde teilzunehmen, 
sind alle Einwohner derselben, unter denen sich die „Gtemeinde- 
mitglieder^^ als Träger der kommunalen Funktionen, des „Gemeinde- 
rechts'*, abheben. 

Die Gemeindemitgliedschaft, welche das Stimmrecht in der 
Gemeindeversammlung resp. das Wahlrecht für die Wahlen der Ge- 
meindevertretung sowie das passive Wahlrecht zur letzteren und zu 
den Gemeindeämtern einschließt, hängt wiederum nicht mehr vom 
Grundbesitz allein ab, sondern vom Wohnsitz in Verbindung mit einem 
Mindestmaß an Grundeigentum (Besitz eines Wohnhauses oder Jahres- 
betrag von 3 Mark an Grund- und Gebäudesteuer) oder an sonstigem 
Einkommen (900 Mark oder 660 Mark, falls von dieser Stufe an (Je- 
meindeeinkommensteuer erhoben wird). Ist somit auch den nicht 
grundangesessenen Gemeindeangehörigen, soweit dieselben eine gewisse 
ökonomische Unabhängigkeit besitzen, eine Beteiligung an der Ent- 
scheidung über die Gemeindeangelegenheiten, wie in den Städten, ein- 
geräumt und insofern der Begriff der Realgemeinde vor dem der 
politischen zurückgetreten, so ist andererseits dem Vorwiegen der 
realen Interessen in den ländlichen Verhältnissen doch mehr als in 
der Städteordnung noch immer dadurch Rechnung getragen, daß nicht 
nur das Stimmrecht der nicht mit Grundeigentum angesessenen Mit- 
glieder in der Gemeindeversammlung auf ein Drittel der Gesamt- 
stimmenzahl beschränkt bleiben und daher von jenen eventuell durch 
gewählte Abgeordnete ausgeübt werden muß, sondern auch dadurch, 
daß das Stimmrecht der Angesessenen nach Maßgabe ihrer Veranlagung 

eine solche ünterverteilong gegebenenfalls nur auf Grand privatrechtlicher Verein- 
bamng stattfinden. — Eingehenderes über die rechtlichen Voraussetzungen für die 
Bildung von Gutsbezirken und deren öffentlichrechtliche Stellung bei Schobn, 
Recht der Kommunalverbände in Preußen, S. 889 ff. 
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zur Grund- und Gebäudesteuer oder ihrer Zugehörigkeit zu den drei 
oberen Gewerbesteuerklassen sich bis zu vier Stimmen vervielfältigt 
und außerdem auch Nichtortsangehörigen, wenn sie in der Gemeinde 
ein Grundstück oder einen Gpewerbebetrieb von einem gewissen Um- 
fange besitzen, ein entsprechendes Stimmrecht zusteht. Für die Wahl 
der ländlichen Gemeindevertretung, welche gleich der der städtischen 
nach dem Dreiklassensystem erfolgt und deren Mitglieder überdies 
mindestens zu zwei Dritteln (in der Stadtverordnetenversammlung zur 
Hälfte) Grundbesitzer sein müssen, fällt jene Abstufung des Stimm- 
rechts der Gemeindemitglieder um so mehr ins Gewicht. 

Des weiteren unterscheidet sich die ländliche Gemeindeorganisation 
von der städtischen dadurch, daß der Gemeindevorsteher als ehren- 
amtlicher i) Einzelbeamter Haupt und Repräsentant der Gemeinde 
ist und zugleich — mit eigener Stimmberechtigung — selbst den Vor- 
sitz sowohl in der Gemeindeversammlung wie gegebenenfalls in der 
Gemeindevertretung führt, während die Kompetenzverteilung zwischen 
ihm und diesen im allgemeinen derjenigen zwischen Stadtverordneten- 
versammlung und Magistrat entspricht, so daß die Gemeindeversamm- 
lung resp. -Vertretung als solche nur beschließendes und kontrol- 
lierendes Organ ist, dem Gemeindevorsteher allein, mit Unterstützung 
durch die Schöffen, die Ausführung der Beschlüsse und die Leitung 
der Verwaltung, daher auch die Anstellung und Entlassung der be- 
soldeten Gemeindebediensteten obliegt. Indessen besteht ein Unter- 
schied insofern, als über Beschwerden oder Einsprüche betreffend den 
Besitz oder Verlust des Gemeindemitgliederrechts, den Umfang der 
Stimmberechtigung, das aktive und passive Wahlrecht und über die 
Bei-echtigung der Ablehnung resp. Niederlegung von Gemeindeämtern 
dort, wo keine Gemeindevertretung vorhanden ist, der Gemeindevor- 
steher allein beschließt. 

Wie in dem Erfordernis der Bildung einer Gemeindevertretung 
bei verhältnismäßig noch geringer Zahl der Gemeindemitglieder und 
in der damit eintretenden, vorstehend gekennzeichneten Beschränkung 
der Befugnisse des Gemeindevorstehers, so hat auch im übrigen das 
Gesetz von 1891 den Landgemeinden die Möglichkeit gegeben, ihre 
Organisation je nach ihrer Größe und wirtschaftlichen Entwicklung 
einfacher oder in einer der städtischen Verfassung sich nähernden Form 
auszugestalten. Dahin gehört namentlich die Möglichkeit, durch Orts- 
statut die Zahl der Schöffen nötigenfalls bis auf sechs zu erhöhen, 

1) Der Gremeindevorsteher hat nur den Ersatz seiner Amtsunkosten und eine 
mit sei ner »»amtlichen Mühewaltung in billigem Verhältnis stehende Entschädigung'^ 
die Schöffen nur den Ersatz barer Auslagen zu beanspruchen. — Die Wahlperiode 
des Gemeindevorstehers und der Schöffen ist, gleich der der unbesoldeten Magistrats- 
mitglieder in den Städten, eine sechsjährige. 
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ebenfalls im Wege ortsstatutarischer Regelung die Ämter des Gemeinde- 
vorstehers und der Schöffen in einen koUegialischen Gemeindevorstand 
umzuwandeln und schließlich in Gemeinden mit mehr als 3000 Ein- 
wohnern die Anstellung eines besoldeten Gemeindevorstehers zu be- 
schließen, dessen Wahl dann wie die der städtischen besoldeten Magis- 
tratsmitglieder auf zwölf Jahre zu erfolgen hat, und der nicht aus dem 
Kreise der Gremeindemitglieder genommen zu werden braucht J) 

Das vorstehend in seinen Hauptzügen entworfene Bild von der 
formalen Organisation der Ortsgemeinde in den altpreußischen Gebieten 
östlich von der Elbe bedarf einer Ergänzung rücksichtlich wesentlicher 
Abweichungen in denjenigen Landesteilen, welche der Monarchie im 
Laufe des 19. Jahrhunderts zugewachsen sind. Dabei kommen zwei 
allgemeine Gesichtspunkte in Betracht: .einmal daß die Stadt und 
Land untei*schiedlich behandelnde, preußische Gesetzgebung in ihren 
Städteordnungen zwar den übrigen deutschen Staaten zunächst voran- 
geeilt, in ihrer Landgemeindeverfassung aber bis weit in die jüngere 
Zeit hinein gegenüber dem Westen rückständig geblieben war; und 
zweitens, daß daher Preußen die Kommunalgesetze der neu erworbenen 
Gebiete vor allem dort abzuändern hatte, wo die Stadtverfassung der 
seinigen zu wenig adäquat war oder die bisherige Gesetzgebung Stadt 
und Land in einer Weise gleichmäßig behandelt hatte, welche sich 
mit der preußischen Landesverwaltung, die gerade auf die unterschied- 
liche Organisation der städtischen und ländlichen Gemeinden gegründet 
ist, nicht vereinigen ließ. Dagegen lag zu einer Neuregelung der im 
Westen vorgefundenen Landgemeindeverfassungen weniger Veranlassung 
vor, weil dieselben zumeist bereits eine der dortigen älteren Kultur 
und den andersartigen wirtschaftlichen Verhältnissen entsprechende 
freiere Ausgestaltung erfahren hatten. 

Die Städte angehend kann zunächst der Hinweis darauf genügen, 
daß die in Neuvorpommern und Rügen durch Gesetz vom 31. Mai 1853 
erhaltenen, auf den Rezessen der einzelnen Gemeinden beruhenden 
Stadtverfassungen immerhin auf dem Boden des alten deutschen Städte- 
rechts und der deutschen Gemeindeautonomie erwachsen sind, daß die 
westfälische Städteordnung vom 19. März 1856 nur eine etwas anders 

1) Durch eine Novelle zur Ei^nzung des § 75 der Landgemeindeordnung 
von 1891 sind diese Beetimmungen noch dahin erweitert, daß mit Ministerial- 
genehmigung auf Grund ortsstatutarischer Regelung auch ein Drittel der Schöffen 
als besoldete angestellt werden dürfen (Gesetz vom 20. Mai 1902, G.-S. S. 143). 
Die Maßregel bedeutet eine weitere* Annäherung der Landgemeindeoi*gani8ation 
an die städtische und erleichtert besonders Landgemeinden mit starker industrieller 
Entwickelnng und großstädtischen Vororten das allmähliche Hineinwachsen in die 
Stadtverfassung, zumal namentlich die letzteren erfahrungsgemäß mit der Bewerbung 
um das Stadtrecht so lange zu warten pflegen, bis sie zugleich zu selbständigen 
Stadtkreisen aufrücken können. 
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als die für die östlichen Provinzen gestaltete Modifikation der preu- 
ßischen revidierten Städteordnung von 1831 darstellt, und daß ebenso 
die in Kraft belassene hannoversche Städteordnung vom 24. Juni 1858 
sich eng an die preußische Gesetzgebung angelehnt hatt«, während 
die neuen Städteordnungen für Schleswig-Holstein^), fttr Frank- 
furt a. M.2) und für die übrigen Städte der Regierungsbezirke Wies- 
baden ») und Cassel *) nichts weiter als eine Übertragung der preußischen 
Städteordnung von 1853 mit geringen Abänderungen derselben nach 
dorthin bedeuten. So läßt z. B. die neue Städteordnung für die Provinz 
Hessen -Nassau im § 83 zu, daß auf Beschluß der Stadtverordneten- 
versammlung mit Genehmigung des Bezirksausschusses statt eines 
kollegialischen Magistrats als persönliche Spitze der Verwaltung das 
Bürgermeisteramt beibehalten werden darf. 

Dieselbe Ursache, welche in den letzterwähnten Bezirken zur Be- 
seitigung der alten Gemeindeverfassungen für deren Städte geführt 
hat, nämlich die Übertragung der französischen Munizipalgesetzgebung 
auf deutsche Verhältnisse, hat auch die rheinische Städteordnung vom 
15. Mai 1856 beeinflußt. 

Die französische Invasion hatte das französische Gemeinderecht 
kurzerhand sowohl auf die annektierten linksrheinischen Gebiete wie 



1) Gesetz vom 14. April 1869; durch Gesetz vom 16. Dezember 1870 aach auf 
den Kreis Lauenburg übertragen. 

2) Gesetz vom 25. März 1867. 

3) Gesetz vom 8. Juni 1891, ersetzt durch die Städteordnung für Hessen-Nassau 
vom 4. Aug. 1897, G.-S. S. 254. — Da die im Regierungsbezirk Wiesbaden bis dahin 
in Geltung belassenen älteren Gemeindegesetze: Nassauisches Gemeindegeeetz vom 
26. Juli 1854 (nebst Abänderung vom 26. April 1869), großheraoglich hessische Ge- 
roeindeordnung vom 80. Juni 1821 (nebst Novellen von 1848, 1852 und 1858), Gesetz 
betr. die Einrichtung d^ Gemeindewesens im Amt Homburg vom 9. Oktober 1849 
(nebst Novellen von 1849, 1852 und 1856) — die beiden letzteren ebenso wie die 
Gemeindeordnnng im Landgebiet der ehemaligen Freien Stadt Frankfurt vom 
12. August 1824 in engster Anlehnung an die französische Munizipalgeeetzgebung — 
überhaupt keinen Unterschied zwischen Stadt und Land machten, so war es bereits 
bei Übertragung der Kreisordnung auf Hessen-Nassau durch Gesetz vom 7. Juni 1885 
notwendig gewesen, diejenigen Gemeinden zu bezeichnen, welche im Regierungs- 
bezirk Wiesbaden als Städte zu gelten hätten. Auf 30 jener Orte haben die Städte- 
ordnungen von 1891 und 1897 unmittelbar Anwendung gefunden, während die 
9 übrigen sie auf übereinstimmenden Beschluß von Gemeindevorstand und Gemeinde- 
vertretung unter Begutachtung durch den Provinziallandtag mitteis Königl. Verord- 
nung erhalten können. 

4) Die im Regierungsbezirk Cassel bis 1897 in Geltung gewesene kurhessische 
Gemeindeordnnng vom 23. Oktober 1834 hatte die städtischen und ländlichen Ge- 
meindeverhältnisse ziemlich gleichmäßig, immerhin aber unterschiedlich geregelt; 
ebenso die in den ehemals bayerischen Gebietsteilen des Regierungsbezirks Wies- 
baden bis dahin in Geltung gewesene, in Bayern selbst mittlerweile antiquierte G^ 
meindeverfassung, die auf dem bayerischen Edikt vom 17. März 1818 und dem 
Gesetze vom 1. Juli 1834 beruhte. 
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auf das Königreich Westfalen und das Großherzogtum Berg übertragen 
und dadurch den früher tiberall in Deutschland hervortretenden Unter- 
schied zwischen städtischer und ländlicher Verfassung äußerlich ver- 
wischt Die Reaktion gegen die Fremdherrschaft stellte mit den alten 
Rechtsverhältnissen auch jenen Unterschied, wenn auch für die Land- 
gemeinden in gegen früher milderen Formen, fast überall wieder her, aus- 
genommen in den rheinischen Gebietsteilen. Hier entsprach die Gleich- 
stellung der Landgemeinden mit den Städten der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung derart, daß, wie schon erwähnt, im Großherzogtum Hessen 
noch im Jahre 1821 die französische Munizipalgesetzgebung einfach 
nachgebildet werden konnte und selbst noch später in Nassau und im 
Homburgischen Nachahmung fand, und daß in der Rheinprovinz die 
preußische revidierte Städteordnung von 1831, die dort wie in West- 
falen eingeführt werden sollte, wegen der dadurch bedingten recht- 
lichen Verschiedenheit der Gemeinden allgemeiner Abneigung begegnete 
und nur unvollständig zur Durchführung gelangte, vielmehr zunächst 
durch die für Stadt und Land gleichmäßige G^meindeordnung vom 
23. Juli 1845 ersetzt wurde. Als diese, die übrigens auch dadurch 
von Bedeutung ist, daß sie zuerst das Dreiklassensystem für die Wahl 
der Gemeindevertretung in Anwendung brachte, mit nur unwesent- 
lichen Abänderungen in die rheinische Landgemeindeordnung vom 
15. Mai 1856 überging und gleichzeitig unter demselben Datum die 
rheinische Städteordnung erlassen wurde, trug die letztere den in- 
zwischen ein halbes Jahrhundert alten Traditionen französischen Ur- 
sprungs doch so weit Rechnung, daß sie namentlich die bureaumäßige 
Organisation der Gemeindeverwaltung mit der persönlichen Spitze des 
Bürgermeisters beibehielt und nur fakultativ den Städten die Möglich- 
keit oflfen ließ, zum System des kollegialischen Gemeinde Vorstandes 
überzugehen. 

Tiefer greifende Spuren hat das französische Recht in der Ge- 
staltung der Landgemeinden jener westlichen Landesteile hinterlassen, 
insofern dem Versuch einer mißverständlichen Rückbildung seiner 
Schöpfungen die unter dem Namen „Bürgermeistereien" resp. „Amts- 
gemeinden" bekannten, schon oben erwähnten Samtgemeinden Rhein- 
lands und Westfalens ihren Ursprung verdanken. 

Die französische Verwaltung hatte mit der Einführung ihres 
Munizipalrechts die bestehenden Gemeindeabgrenzungen einfach zer- 
trümmert und überall, wo die einzelne Gemeinde ihr nicht genügend 
leistungsfähig zu sein schien, neue größere Gemeinden durch Zusammen- 
fassung mehrerer kleinerer gebildet. Dadurch waren nicht etwa 
Kantonsgemeinden nach der Art, wie sie in Frankreich die Direktorial- 
verfassung beabsichtigt hatte, geschaffen worden, sondern tatsächlich 
neue Einheitsgemeinden, deren einzelne, früher selbständige Teile für 
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sich jede rechtliche Bedeutung von Kommunalkörpern verloren hatten. 
Wie nun Preußen stets nur mit großer Vorsicht und Zurückhaltung 
an eine Änderung der in neuerworbenen Landesteilen vorgefundenen 
örtlichen Institutionen herangetreten ist und in Westfalen erst durch 
die westfälische Landgemeindeordnung vom 3. Oktober 18410, in der 
Rheinprovinz erst durch die rheinische Gemeindeordnung vom 23. Juli 
1845 2) eine Neuordnung der dortigen Verhältnisse herbeiführte, hatte 
sich die Nützlichkeit solcher größeren Einheiten für die lokale staat- 
liche Verwaltung bereits derart geltend gemacht, daß die Bürger- 
meistereien resp. Amtsbezirke in jenen Gemeindeordnungen zunächst 
als lokale staatliche Verwaltungsbezirke beibehalten wurden und in 
dieser Beziehung für die später auch im Osten geschaffenen Amts- 
bezirke vorbildlich geworden sind, auch insofern, als die Bürgermeister 
resp. Amtmänner nach der Überlieferung des damaligen französischen 
Munizipalrechts nicht gewählte, sondern von der Regierung ernannte 
Beamte waren und auch heute noch vom Oberpräsidenten auf Lebens- 
zeit ernannt werden. 3) 

In kommunaler Beziehung hätte es nun nahe gelegen, überall 
dort, wo Dichtigkeit der Bevölkerung oder enger nachbarlicher Zu- 
sammenhang darauf hinwiesen, die Bürgermeisterei resp. den Amts- 
bezirk auch als Einheitsgemeinde beizubehalten und nur, wo jene Vor- 
bedingungen nicht vorhanden waren, die alten Gemeinden, dann aber 
auch mit voller Selbständigkeit, wiederherzustellen, wobei im ersteren 
Falle allerdings auf die staatliche Ernennung des Gemeindehauptes 
zu verzichten oder eine personale Trennung der staatlichen und der 
kommunalen Funktionen desselben vorzunehmen gewesen wäre. Statt 
dessen wurden einerseits alle Orte, welche innerhalb der französischen 
Munizipien noch als Einheiten erkennbar geblieben waren 4), wieder 
zu selbständigen Gemeinden erklärt, zugleich aber in den betreffenden 
Gemeindeordnungen bestimmt, daß auch die Bürgermeistereien und 
Ämter „in Ansehung solcher Angelegenheiten, welche für alle zu der 

1) Ersetzt durch die heute geltende westfälische LandgemeindeordnuDg vom 
19. März 1856. 

2) Mit geringen Abänderungen in die rheinische Landgemeindeordnung vom 
15. Mai 1856 übergegangen. 

3) Das Amt ist prinzipiell ein ehrenamtliches, und die Gemeindemitglieder sind 
zu seiner Annahme ebenso wie zu der von sonstigen Gemeindeämtern verpflichtet. 
Eine Besetzung der Amter durch besoldete Personen soll nur erfolgen, wenn kein 
dazu geeignetes Gemeindemitglied vorhanden ist Im Rheinland darf der Bürger- 
meister nadi den ergänzenden Bestimmungen der rhein. Kreisordnnng (§ 28) nicht 
zugleich Gemeindevorsteher sein, der westfälische Amtmann darf das in seiner Wohn- 
gemeinde sein. 

4) Als Merkmal galt hauptsächlich der Umstand, daß für die Orte entweder 
ein besonderer ünteretat oder ein besonderes Kapitel im Bürgermeistereietat geführt 
worden war. 
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Bürgermeisterei oder dem Amte gehörigen Gemeinden ein gemeinsames 
Interesse haben, einen Kommunalverband mit den Rechten einer 
Gemeinde" bilden sollten. Damit war diesen Gebilden nicht nur ein 
gewisser Kreis von Kommunalaufgaben nach Art der Zweckverbände 
zugewiesen, sondern waren dieselben zugleich als Kommunalkörper 
besonderer Art, als sogenannte Samtgemeinden konstituiert. 

Als Organe derselben erscheinen neben dem staatlich ernannten 
Bürgermeister resp. Amtmann die Bürgermeisterei- resp. Amtsversamm- 
lung '), welche sich aus den Vorstehern der zugehörigen Gemeinden, 
daneben in Westfalen aus den Vorstehern der dort wieder verselb- 
ständigten Gutsbezirke, im Rheinland aus den höchstbesteuerten Grund- 
eigentümern, die nach der Überlieferung des französischen Rechts als 
solche auch in ihrer Gemeindevertretung Sitz und Stimme haben, und 
drittens aus Verordneten der einzelnen Gemeinden zusammensetzen, 
deren Anzahl in Westfalen durch das Amtsstatut nach der Einwohner- 
zahl und Steuerkraft, in der Rheinprovinz nur nach der Einwohner- 
zahl durch den Kreisausschuß festgesetzt wird. 

Der Charakter dieser Samtgemeinden als Kommunalverbände kommt 
auch darin zum Ausdruck, daß ihr Besteuerungsrecht sich nicht auf 
die Mitglieder der einzelnen Gemeinden, sondern nur auf diese letz- 
teren als Verbandsglieder erstreckt, auf welche der Bedarf — mangels 
einer anderweitigen Einigung der Beteiligten — nach dem Verhältnis 
der von jeder aufzubringenden Staatesteuem umgelegt wird. 

In Ansehung ihres Aufgabenkreises besteht aber zwischen deA 
Bürgermeistereien Rheinlands und den westfälischen Ämtern insofern 
ein Unterschied, als in jenen die Bürgermeistereiversammlung unter 
Genehmigung des Kreisausschusses allein entscheidet, welche Angelegen- 
heiten sie, unter Beobachtung des oben angegebenen allgemeinen Kri- 
teriums, zu den ihrigen erklären und welche sie den einzelnen Gemeinden 
überlassen will, während die Amtsversammlung neue Gegenstände nur 
unter Zustimmung der einzelnen Gemeinden und selbständigen Guts- 
besitzer in den Bereich ihrer Tätigkeit ziehen kann. 

Ist sonach die Kompetenz dieser Samtgemeinden immer nur eine 
abgeleitete, indem in erster Reihe die Einzelgemeinden Träger der 
kommunalen Aufgaben sind, die auf jene nur nach Maßgabe einzelner 
Beschlüsse übergehen, so sind umgekehrt die Kirchspielsgemeinden 
in den schleswig-holsteinischen Kreisen Norder-, Süderdithmarschen 
und Husum- nach ihrer geschichtlichen Entwicklung 2) eigentliche Land- 



1) Dieselbe ist dort, wo sich Ortsgemeinde und Bürgermeisterei resp. Amt 
decken, mit der Gemeindevertretung identisch. 

2) Sie sind auf der Grundlage des Dithmarsischen Landrechts von 1567 erwachsen, 
welches das bürgerliche Gemeinleben hauptsächlich in der Eirchspielsgemeinde ent- 
wickelte. 

T. KAUFMAinr, Kommnnftlflnanien. 11 
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gemeinden und die prinzipiellen Träger der kommunalen Lasten und 
als solche sowohl durch die Verordnung vom 22. September 1867 wie 
durch die neue Landgemeindeordnung für Schleswig- Holstein i) an- 
erkannt worden. Zu ihrer Kompetenz gehören präsumptiv alle kom- 
munalen Aufgaben, soweit sie dieselben nicht den einzelnen zugehörigen 
Dorf- resp. Bauernschaften überlassen wollen. Diese letzteren haben sich 
von jeher auf die Besorgung ihrer engeren, aus ihrer Orts- und Feld- 
gemeinschaft sich ergebenden Bedflrfiiisse: Unterhaltung der Neben- 
wege, der Feldhüter, Nachtwächter und des Feuerlöschwesens, be- 
schränkt, und wenn sie für diese Zwecke auch fernerhin als selbständige 
öffentlich-rechtliche Körperschaften anerkannt sind, so dürfen sie neue 
Aufgaben doch nur mit Zustimmung der Kirchspielsgemeinde und unter 
Bestätigung des Bezii*ksausschusses auf sich nehmen. Für jene Bauem- 
resp. Dorfschaften finden die Bestimmungen der Landgemeindeordnung 
über Gemeindeangehörigkeit, Gemeindemitgliedschaft und über die Wahl 
der Gemeindevertretung sinngemäße Anwendung, während die Gemeinde- 
vertretung des Kirchspiels sich nach dem Herkommen entweder aus 
den Vorstehern der Bauernschaften oder aus gewählten Vertretern 
derselben zusammensetzt. Bezeichnend aber ist, daß die einzelnen 
Dorf- und Bauernschaften an die Beschlüsse der Kirchspielsvertretung 
darüber, ob und wieweit die Einkommen unter 900 Mark zu den Ge- 
meindeabgaben herangezogen werden sollen, auch ihrerseits gebunden 
sind und daß dadurch der Kreis der Gemeindemitgliedschaft für beide 
einheitlich und zwar durch das Kirchspiel geregelt wird. 

Soweit noch andere Verschiedenheiten in der formalen Organisation 
der Landgemeinden in einzelnen westlichen Gebieten des preußischen 
Staates bestanden hatten, liefen sie alle im wesentlichen darauf hinaus, 
daß neben der dort fast durchgängig an Stelle der Gemeindeversammlung 
vorhandenen Gemeindevertretung der (Jemeindevorstand entweder über- 
haupt ein kollegialischer war oder aber, wo derselbe, wie in den nach 
französischem Vorbild geschaffenen Gemeindeordnungen des Regierungs- 
bezirks Wiesbaden, in einer Einzelperson bestand, es den betreflfenden 
Gemeinden nicht, wie neuerdings den östlichen, gestattet war, einen 
koUegialischen Gemeindevorstand anzunehmen. Diese Verschieden- 
heiten, die namentlich die Landgemeinden der Provinz Hessen-Nassau 
betrafen, sind großenteils dadurch beseitigt worden, daß die für Hessen- 
Nassau erlassene Landgemeindeordnung vom 4. August 1897 (G.-S. 
S. 301) im wesentlichen ebenfalls derjenigen für die östlichen Pro- 
vinzen von 1891 nachgebildet ist. 2) 

1) § 2 der Landgemeindeordnung vom 4. Juli 1892 (G.-S., S. 115), welcher diese 
Kirchspiele als Landgemeinden im Sinne jenes Gesetzes erklärt. 

2) Von vorprenfiischen Gemeindeordnongen ist noch in Gültigkeit das hannöv. 
Gesetz betr. die Landgemeinden vom 2S. April 1859, welches zugleich für Städte und 
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Alle noch vorhandenen äußerlichen formalen Unterschiede kommen 
^ber in unserem Zusammenhang um so weniger in Betracht, als die 
Bestimmung des Aufgabenkreises der (Gemeinden vornehmlich durch 
<lie allgemeinen G^esetze über die Landesverwaltung und daher für 
4ie ganze Monarchie einheitlich geregelt ist Über jenen werden 
wir aber erst handeln können, nachdem wir die formale Organisation 
«uch noch der anderen, höheren kommunalen Gebilde kennen gelernt 
haben werden. 

Die Kreise und Provinzen haben als Eommunalkörper höherer 
Ordnung — im Gegensatz zu denen Frankreichs und Englands, wo 
4ie betreffenden Kommunal Vertretungen, dort der Departements, hier 
4er Distrikte und Grafschaften, aus der direkten Wahl der Bezirks- 
-eingesessenen hervorgehen, und wo die Umlegung der Kommunallasten 
unmittelbar den Einzelnen, in Frankreich in Zuschlägen zu seinen 
direkten Staatssteuem, in England in seinem steuerpflichtigen Ein- 
kommen aus Realbesitz, trifft — in Preußen entweder teilweise oder 
^anz den Charakter von Kommunalverbänden, d. h. sie sind nicht nur 
räumlich, sondern auch nach ihrer Organisation Zusammenfassungen der 
Kommunalkörper der nächst niederen Ordnung. In den Provinzen, deren 
Landtagsmitglieder ausschließlich von den Vertretungen der zugehörigen 
Stadt- und Landkreise gewählt werden, und deren Lasten ausschließ- 
lich in Kontingenten auf die letzteren umgelegt werden, kommt jenes 
Verhältnis ganz rein zum Ausdruck, während die Kreisvertretung teils 
aus Wahlen einzelner kreisangehöriger Personen, teils aus solchen der 
Kommunalorgane der zugehörigen Stadt- und Landgemeinden hervorgeht 
und das Besteuerungsrecht des Kreises bis zum Erlaß des Kreis- und 
Provinzialabgabengesetzes von 1906 sich direkt auf die kreisangehörigen 



Flecken unter 1500 Einw. gilt — In HohenzoUem waren bis 1900 in Gültigkeit: 
-das für Stadt und I^and in HohenzoUem -Sigmaringen gemeinsam geltende Gesetz 
Tom 6. Juni 1840 und die Landgemeindeordnung vom 19. Oktober 1833 für Hohen- 
zollem-Hechingen , während die Stadt Hechingen eine eigene Stadtordnung vom 
15. Januar 1835 besaß. Diese älteren Gesetze sind für die Städte und Landgemeinden 
<lurch die Hohenzollemsche Gemeindeordnung vom 2. Juli 1900 (G.-S. S. 189) ersetzt 
worden; dieselbe ordnet die Gemeindeangehörigkeit und die Gemeindemitgliedschaft 
in derselben Weise wie die neuen preußischen Gemeindeordnungen. Eine Gemeinde- 
vertretung (Bürgerausschuß) ist in allen Städten und in den Landgemeinden mit 
mehr als 30 stimmberechtigten Mitgliedern nach dem Dreiklassenwahirecht zu wählen. 
Der Gemeindevertretung gehört bei kollegialischer Gestaltung des Gemeindevorstandes 
nur der Bürgermeister oder dessen Stellvertreter an , andernfalls der Bürgermeister 
and die Schöffen. Ein kollegialischer Gemeindevorstand ist in allen Gemeinden mit 
mehr als 300 Einw. zu bilden; derselbe wird in Gemeinden mit mehr als 1000 Einw. 
von der Gemeindevertretung, in kleineren Gemeinden, ebenso wie in den Gemeinden 
-ohne kollegialischen Vorstand der Bürgermeister und die Schöffen direkt von den stimm» 
berechtigten Gemeindemitgliedem gewählt In Gemeinden mit mehr als 1000 Einw. 
kann ein besoldeter und pensionsberechtigter Bürgermeister gewählt werden. 

11* 
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Personen erstreckte; nach dem genannten Gesetz (§11) werden in Zu- 
kunft indessen auch die Kreissteuern in Kontingenten auf die zum 
Kreise gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke umgelegt werden und 
nur in den Gutsbezirken auch die Unterverteilung auf die Steuerpflich- 
tigen sowie die Einhebung vom Kreisausschuß zu bewirken sein. 

Die heutige Kreisverfassung Preußens, wenn auch äußerlich 
an die alten ständisch organisierten Kreisverbände anknüpfend, be- 
deutet gleichwohl einen radikalen Bruch mit jenen Verfassungs- 
zuständen, nach welchen die Vertretung der Interessen der einzelnen 
Landesteile gegenüber dem Staate ausschließlich in den Händen eines 
bevorrechteten Standes lag und die G^eschäfte der öflfentlichen Ver- 
waltung in diesen Bezirken wiederum einzelnen Personen aus der 
Mitte jener Standesangehörigen auf deren Vorschlag vom Staate an- 
vertraut war. Insofern diese ältere Verwaltung der kommunalen wie 
staatlichen Kreisangelegenheiten, wie sie bis zum Ende des 18. Jahr- 
hunderts herausgebildet und im Landrecht fixiert worden war^), sich 
in dem Landrat unter Assistenz von zwei Beigeordneten konzen- 
trierte, diese Personen aber aus der Wahl der dazu alleinberech- 
tigten Ritterschaft, d. i. der adligen Großgrundbesitzer, die zugleich 
die lokalen obrigkeitlichen Befugnisse auf dem platten Lande wie über 
die sogenannten Mediatstädte ausübten, aus deren Mitte unter Be- 
stätigung durch den König resp. das Generaldirektorium hervorgingen, 
— läßt sich diese Verwaltung in gewissem Sinne (wenn von den sonstigen 
Qualitätserfordernissen des Landratsamts und von dessen Besoldung, 
wie andererseits von der damaligen absolutistischen Stellung der preußi- 
schen Herrscher abgesehen wird) zu dem alten friedensrichterlichen 
Selfgovemment der englischen Gentry und ihre Ablösung durch die 
heutige Selbstverwaltung der Kreise zur Umwandlung jenes in die neuere 
englische Selbstverwaltung etwa in Parallele stellen. 

Die Umwandlung wurde in Preußen aber nicht wie in England 
in einem allmählichen Entwicklungsgang, sondern, nachdem die anf 
Grund des Art. 105 der Verfassung von 1848 unter dem 11. März 1850 



1) Der damalige Wirkungskreis der Kreisstande erstreckte sich: a. anf die Ver- 
teilnng der von den Kreisen aufzubringenden Staatssteuem und Leistungen als ihre 
älteste Aufgabe und auf die Aufsicht über die Rreisfinanzen und die Kreiskassenr 
b. auf eine Beteiligung an der Verwaltung des Landarmenwesens (die Landarmen- 
und Korrekdonshäuser waren damals staatliche Anstalten), des Deich-, FeuersozietSts-, 
Hypotheken- und landschaftlichen Kreditwesens; c auf ein Petitionsrecht gegenüber 
den Staatsbehörden in solchen Angelegenheiten, welche den Zustand des Kreises* 
betrafen. Die letztere Befugnis bringt recht deutlich den Gegensatz . zwischen der 
Verwaltung des absolutistischen Staates und der heutigen Selbstverwaltung zum 
Ausdruck : der Kreis konnte den Bau einer für ihn wichtigen Straße nicht selbst be- 
schließen und sie nicht selbst bauen, er durfte nur darum petitionieren, daß sie, selbst^ 
Terständlich auf seine Kosten, gebaut würde. 
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-erlassene Kreis-, Bezirks- und Provinzialordnung bereits durch Gesetz 
vom 24. Mai 1853 wieder aufgehoben und die alten Kreisordnungen 
von neuem in Kraft gesetzt worden waren, ziemlich unvermittelt durch 
-die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 vollzogen. i) Die eben er- 
wähnten älteren Kreisordnungen, welche in der Zeit von 1825 bis 1828 
auf Grund einer 1815 erfolgten neuen Abgrenzung der Kreise für die da- 
maligen einzelnen Provinzen erlassen worden waren 2), bedeuteten nichts 
minderes als eine Wiederbelebung der alten ständischen Verfassung mit 
dem absoluten Übergewicht, zwar nicht mehr des ausschließlich adligen, 
aber des Eittergutsbesitzerstandes als solchen, neben dessen 10000 Viril- 
^timmen auf sämtlichen Kreistagen der Monarchie die 970 Deputierten 
der Städte und die 975 Abgeordneten der nunmehr gleichfalls zur 
Vertretung zugelassenen Landgemeinden ^) keine irgendwie entscheidende 
Bedeutung erlangen konnten. 

Die Ursache dafür, daß die Kreisverwaltung mit einer derart 
Antiquierten ständischen Vertretung, die tatsächlich nur eine solche der 
Interessen eines Standes bedeutete, überhaupt so lange geführt werden 
konnte, ist einmal in der damaligen verhältnismäßigen Bedeutungs- 
losigkeit der Kreise als Kommunalkörper zu suchen und sodann in 
4em Umstände, daß das Amt des Landrats, trotz eines für die Be- 
setzung desselben ebenfalls konservierten Vorschlagsrechts der Kreis- 
Stände, noch vor dem Erlaß der älteren Kreisordnungen vollständig 
in ein unmittelbares Staatsamt verwandelt worden war.*) 

1) Allerdings hatte es seit dem am 20. März 1860 dem Landtage vorgelegten 
Ereisordnungsentwurf des damaligen Ministers Grafen von Schwerin nicht an wieder- 
liolten Versuchen zu einer Reform der Kreisverwaltung gefehlt (Regierungsvoriage 
^om 11. Januar 1862; Kreisordnungsentwurf des Abgeordneten Lette und Genossen 
von 1865); alle die Entwürfe waren aber, obgleich sie sämtlich nach dem Vorgange 
4eB Sehwerinschen auf denselben Grundsätzen wie die heutige Kreisordnung fußten, 
nicht zur Verabschiedung seitens des Landtags gelangt, sodaß die neuen Provinzen 
im Jahre 1867 bei Einrichtung der Kreisverwaltung in denselben zunächst noch Kreis- 
•ordnungen nach altpreußischem Muster erhielten. 

2) Dieselben finden sich im einzelnen angeführt bei Schulze, Preuß. Staats- 
Tedit, I S. 499, Anm. 1 ; bei Schoen, Das Recht der Kommunalverbände in Preußen, 
S. 866; eingehend dargestellt bei v. Rönne, Staatsrecht der preuß. Monarchie, 
^. Aufl., I, 2 S. 545 ff. 

8) Vgl. ScHuizE a. a. 0. S. 500. — Während jeder preußische Besitzer eines im 
Kreise belegenen Rittergutes, auch wenn er nicht daselbst, sondern überhaupt nur 
in Prenfien seinen Wohnsitz hatte, auf dem Kreistag Sitz und Stimme besaß, war 
jede Stadt, in den Provinzen Preußen und Brandenburg kleinere sogar gemeinsam, 
nur durch einen Deputierten resp. eine Stimme, die sämtlichen Landgemeinden eines 
Kreises, zu deren Wahlmännem noch die Besitzer derjenigen selbständigen Gutsbe- 
^rke, welche nicht Ritterg&ter waren, hinzutraten, meist nur duix^h drei Deputierte 
vertreten, für deren Wahl der Kreis in ebensoviele Wahlbezirke eingeteilt war. 

4) Verordnung wegen verbesserter Einrichtung der Provlnzialbehörden vom 
^0. April 1815 (G.-S., S. 85), der zufolge der Landrat das Organ ist, „dessen sich 
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In ersterer Beziehung fällt ins Gewicht, daß die Kreisordnungen der 
zwanziger Jahre des 19. Jahrh. den Kreistagen hauptsächlich die Aufgabe 
zuwiesen, „die Kreisverwaltung des Landrats in Kommunalange- 
legenheiten zu begleiten und zu unterstützen". Demgemäß hatte» 
sie bei allen Abgaben, Leistungen und Naturaldiensten f&r Kreis- 
bedürfnisse ihr Gutachten abzugeben, die teilweise für Staatsbedürf- 
nisse aufzubringenden Leistungen zu repartieren, soweit der Reparti- 
tionsmodus nicht schon durch die betreffenden Gesetze vorgeschrieben 
war, und zwei Rittergutsbesitzer (in Rheinland und Westfalen notable 
Grundbesitzer) zu ehrenamtlichen Kreisdeputierten zu wählen, die von 
der Regierung zu bestätigen waren und den Landrat in seiner Ge- 
schäftsfilhrung zu unterstützen und eventuell zu vertreten hatten. 
Außerdem war ihnen noch die Wahl von Mitgliedern einiger staat- 
licher Verwaltungskommissionen 0, die Rechnungsabnahme über die 
zu Kreisbedürftiissen verwendeten Gelder und die Wahl der Beamten 
der kreisständischen Verwaltung zugewiesen. Vor allem fehlte jenen 
kreisständischen Vertretungen anfangs ein wesentliches Attribut der 
Kommunalkörper: das B es teuer ungs recht Ein solches und damit 
auch das Anleiherecht wurde den Kreisverbänden der einzelnen Pro- 
vinzen unter mannigfachen Einschränkungen erst durch eine Reihe 
von Verordnungen aus den Jahren 1841 bis 1846 beigelegt; zugleich 
aber wurden die Zwecke, für welche die Kreisstände Ausgaben be- 
schließen durften, eng umgrenzt und auf gemeinnützige, im Interesse 
des ganzen Kreises liegende Einrichtungen, sowie auf Beseitigung 
von Notständen beschränkt So konnten diese alten kreisständischen 
Vertretungen noch in der Begründung des Gesetzes von 1872 als Kor- 
porationen „mehr mit passiver Leistungspflicht als aktiver Selbstbestim- 
mung" bezeichnet werden. 

Um so bedeutungsvoller war das Amt des Landrats, in dessen 
Person sich die gesamte Kreisverwaltung verkörperte. Dasselbe hatte 
ursprünglich seinen Ausgangspunkt in den Vertretern (Landräten),, 
welche die kreisweise zusammentretenden Ritterschaften zu den land- 
ständischen Ausschußtagen des Territorialstaats entsandten.^) Indem 

die Regierang zur Vollziehnng ihrer Verfügangen bedient^. Dazu vorlftuHge Instruk- 
tion vom 11. Juni 1816 (bei E. Mbieb, Die Reform der Verwaltungsotganisation 
unter Stein und Hardenberg, S. 444, Anm. 96) und „luBtruktion für die LandriUe- 
und die ilinen untergeordneten Rreisof^anten^ vom 31. Dezember 1816, publiziert 
durch MinlBterialreskript vom 24. November 1822 (Raiiftz' Annalen VI, S. 129; 
vgl. Y. RÖNNE, Staatsrecht der preußischen Monsux^hie, 4. Aufl., III S. 305 Anm. T 
und Mascheb, Das Institut der Landräte in Preußen, 1868, im Anhang. 

1) Wahl der Zivilmitglieder der Kreisersatzkommissionen, von Mitgtledem einiger 
Steuerkommissionen, der Kreisvermittlungsbehörden für Auseinandersetzungssadiea 
u. a.; vgl. V. Rönne a. a. 0., 3. Aufl., I, 2 S. 547 f. 

2) Vgl. ScHOBN a. a. 0. S. 361 f. — Mit Schulze, Preuß. Staatsrecht, I S. 498^ 
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diesen Kreisvertretern sehr bald stÄatliche Funktionen auftragen, 
dann mit ihrer SteDung das Amt der Kreisdirektoren verbunden 
wurde, war dieselbe seit dem Großen Kurfürsten mehr und mehr in 
bewußter Absicht in die eines staatlichen Beamten hinübergeleitet 
nnd im 18. Jahrhundert als solche behandelt worden, bis das Edikt 
von 1815 sie vollends zu einem Staatsamt erklärte und das Präsen- 
tationsrecht der Stände, welches zudem in der Mehrzahl der Provinzen 
immer noch auf den Stand der Rittergutsbesitzer beschränkt blieb, 
durch Verschärfung der von den Kandidaten aufzuweisenden Qualitäten 
gegen früher einengte. 

War die Stellung des Landrats in bezug auf die gesamte Ver- 
waltung des Kreises einerseits gegenüber der kreisständischen Ver- 
tretung, obgleich er aus seinen ki^eiseingesessenen Standesgenossen 
hervorging, so zu sagen omnipotent, so war derselbe andererseits in 
die vollste Abhängigkeit eines Staatsbeamten von der ihm vorgesetzten 
Behörde geraten, und nur dieser Doppelcharakter des Amtes läßt es 
erklärlich erscheinen, daß in der Person des Landrats rein tatsächlich 
ein Ausgleich zwischen den verschiedenen und verschieden stark ver- 
tretenen Interessen der Kreiseingesessenen und andererseits ein solcher 
zwischen den Staats- und den spezifischen Kreisinteressen herbeigeführt 
werden konnte. So vermochten sich die veralteten Formen der land- 
rätlichen Verwaltung auch noch innerhalb des modernen Bechtsstaate 
über ein Menschenalter hindurch zu erhalten. 

Die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872, welche zunächst für 
die östlichen Provinzen mit Ausnahme Posens erlassen wurde, in der 
Folge aber mit geringen, provinziell je verschieden bedingten Modifi- 
kationen auf alle westlichen Provinzen sowie auf HohenzoUem über- 
tragen worden ist i) , hat an der Stellung des Landrats als eines un- 

die Bittergutabesitzer der Kreise als ^seit uralter 2^it'^ beatdiende ständische Kor- 
porationen zu bezeichnen, ist nicht angängig. Die ständische Korporation bildete ur- 
spr&nglich die Bitterschaft des ganzen Landes reep. der ganzen Landschaften, welche 
allmählich zum brandenburgischen Territorialstaate vereinigt worden waren, die 
Bitterschaften der einzehien Kreise ursprünglich nur Wahlbezirke zu dem oben be-' 
zeichneten Zweck. Wenn letztere von dieser Grundlage ans zur Bildung eigener 
ständischer Korporationen gelangten, so wird dabei auch der Umstand mitgewirkt 
haben, daß die Landesherren — mit als Kampfmittel gegenüber der Macht der Land- 
stände — es inmier mehr vorzogen, wegen Kontributionen und Beisteuern mit den 
Ständen der einzelnen Kreise statt mit jenen zu verhandeln. 

1) Die Kreisordnung vom 18. Dezember 1872 (6.-S. S. 661), in der Folge durch 
die Provinzialordnung und das Verwaltungsgerichtsgesetz von 1875 sowie durch das 
Zuständigkeitsgesetz von 1876 in einzehien Punkten teils modifiziert, teils ergänzt, 
wurde in der diese Veränderungen berücksichtigenden Bedaktion vom 19. März 1881 
(G.-S. S. 155) neu publiziert Die Kreisordnungen für die übrigen Provinzen datieren: 
für Hannover vom 6. Mai 1S84 (G.-S. S. 181), für Hessen-Nassau vom 7. Juni 1885 
(G.-S. 8. 198), für Westfalen vom 31. Juli 1886 (G.-S. 217), für die Bheinprovinz. 
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mittelbaren Staatsbeamten nichts geändert, dieselbe vielmehr in noch 
schärferer Form dadurch zum Ausdruck gebracht, daß das der Kreis- 
vertretung für die Besetzung jenes Amtes auch fernerhin belassene 



vom 30. Mai 1887 (G.-S. S. 209), für Schleswig-Holstein vom 26. Mai 1888 (G.-S. S. 139). 
Daneben war aof den Kreis Laaenburg die Kreisordnung der östlichen Provinzen durch 
Verordnung vom 24. August 1882 (G.-S. S. 343, nebst Bekanntmachung der Be- 
stätigung des Landtags vom 19. März 1883, G.-S. S. 35) übertragen, für Hohen- 
zoUem eine neue „Amts- und Landesordnung*^ unter enger Anlehnung an die Kreis- 
ordnung bereits am 2. April 1873 (G.-S. S. 145) erlassen worden. Nur in Posen gilt 
namentlich bezüglich der kreisständischen Vertretungen noch immer die alte Kreis- 
ordnnng dieser Provinz vom 20. Dezember 1 828 nebst Novelle vom 4. August 1904 
und der das Präsentationsrecht für die Besetzung des Landratsamts suspendierenden 
Kabinettsorder vom 2. Februar 1833 (Kamptz* Ann. XVII S. 33), außerdem das 
Gesetz, betr. die allgemeine Landesverwaltung und die Zuständigkeit der Ver- 
waltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden in der Provinz Posen, vom 19. Mai 1889 
(G.-S. S. 108), welches, unter Anwendung der allgemeinen gesetzlidien Bestimmungen 
über die Landesverwaltung und die Verwaltungsgerichtsbarkeit auf die Provinz 
Posen, die Kompetenzen der dortigen Kreisstände entsprechend erweitert und auch 
die Bildung von Kreisausschüssen, allerdings in erster Linie nur zur Wahrnehmung 
der bezüglichen Geschäfte der Landesverwaltung und der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
und daher durch Ernennung ihrer Mitglieder seitens der OberprS^identen auf Vor- 
schlag des Kreistages angeordnet hat: kommunales Verwaltungsorgan ist der Kreis- 
ausschuß in Posen zunächst nicht, sondern müssen ihm diesbezügliche Befugnisse 
ausdrücklich vom Kreistage übertragen werden. — Die Amtsorganisation in Hohen- 
zoUem unterscheidet sich im wesentlichen nur durch die abweichenden Bezeich- 
nungen: Oberamtmann (statt Landrat), Amtsausschuß und Amtsversammlung, 
sowie dadurch, daß die Zahl der Mitglieder der Amtsversammlung behufs deren 
Erwählung nicht auf verschiedene Wahl verbände, sondern ausschließlich nach Maß- 
gabe der Einwohnerzahl auf die Gemeinden verteilt wird und innerhalb dieser die 
Wahl der Vertreter resp., wenn auf mehrere Gemeinden zusammen ein solcher ent- 
eilt, deren Wahlmänner nicht durch die Gemeindeorgane (Vorstand und Vertretung 
der Gemeinde), sondern direkt durch die wahlberechtigten Einwohner in geheimer 
Wahl mittels abgestempelter, erst in der Wahlversammlung zu verteilender Stimm- 
zettel vollzogen wird. Wenn neben den derart direkt von den Amtseingeseesenen 
Gewählten auch noch der Fürst von HohenzoUem wegen seines Domänenbesitzes in 
allen vier Oberamtsbezirken Mitglied der Amtsversammlung ist und sich in dieser 
durch ein Mitglied seiner Familie oder einen seiner Beamten vertreten lassen kann, 
so dürfte deswegen die Zusammensetzung der Amtsversammlung doch kaum als 
„ständische" zu bezeichnen, als solche aber am wenigsten mit der der Posen- 
schen Kreistage in Vergleich zu stellen sein, wie solches Schoen, Das Redit 
der Kommunalverbände in Preußen, S. 377, tut ~ Da im übrigen die Organi- 
sation der Kreisverwaltung in der ganzen Monarchie wesentlich die gleiche ist, 
so mögen einzelne bemerkenswerte Abweichungen, namentlich auch soweit sie 
den Aufgabenkreis der Kommunalkörper berühren, gleich hier erwähnt werden: 
In Hannover haben alle selbständigen Städte, das heißt alle (mit Aus- 
nahme von 15 kleineren Orten), in denen die hannoversche Städteordnung bereits 
vor dem 1. April 1885 galt, die Geschäfte der allgemeinen Landesverwaltong 
für sich wahrzunehmen wie m den übrigen Provinzen die Stadtkreise; auf dem 
Lande ist die Ausübung der Ortspolizei, da das Institut der Amtsvorsteher hier 
fehlt und nur auf Antrag des Provinziallandtags durch königliche Verordnung ein- 
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Vorschlagsrecht durch weitere Verschärfung der Qualitätserfordernisse 
abermals eingeschränkt worden und vor allem für die Ausübung des 
Ernennungsrechts des Königs in keiner Weise mehr bindend ist. Dieser 
kann vielmehr bei Ernennung von für den höheren Staatsverwaltungs- 
dienst qualifizierterf Personen von den sonstigen das Präsentations- 
recht der Kreistage einschränkenden Bedingungen überhaupt absehen 
und daher namentlich auch dem Kreise ganz fernstehende Personen 
zum Landrat ernennen. 

Dagegen ist die Kreisvertretung (der Kreistag) auf eine ganz 
neue Grundlage gestellt: auf die ihrer Einwohnerzahl resp. ihrer 
wirtschaftlichen Bedeutung möglichst gleichmäßig entsprechende Be- 
rücksichtigung der verschiedenen im Kreiskommunalkörper verbun- 
denen und als dessen Wahl verbände konstituierten Faktoren, das sind 
erstens die Städte, zweitens die Landgemeinden und drittens neben 
letzteren — ob in ortskommunaler Hinsicht zu ihnen gehörig oder 
nicht — die großen Grundbesitzungen und Gewerbebetriebe des platten 
Landes, deren wirtschaftliche Bedeutung derjenigen einer Landgemeinde 
im Durchschnitt der betreffenden Provinz etwa gleichkommen oder 
dieselbe, wie vielfach, überwiegen mag. i) Auf diese drei Wahlverbände 
wird die nur noch nach der Bevölkerungsstärke des Kreises zu be- 
messende Anzahl der Kreistagsmitglieder und zwar zunächst unter 
die Städte und das platte Land überhaupt nach dem Verhältnis der 
Einwohnerzahl verteilt, der auf das Land entfallende Anteil sodann 
je zur Hälfte den beiden Wahlverbänden der Landgemeinden und der 



geführt werden kann, bis dahin dem Landrat übertragen und sind die polizeilichen 
Funktionen der Gemeindevorsteher als dessen Gehilfen entsprechend dem Fehlen 
jener Mittelinstanz zahlreicher. In Hessen-Nassau und in Hohenzollern üben 
aus demselben Grunde nicht nur in den Städten, sondern auch auf dem Lande die 
Gemeindevorsteher selbst die Ortspolizei aus. 

1) Die Grenze zwischen denjenigen Grundbesitzern, welche diesem Wahl ver- 
bände, und denjenigen, welche dem Wahlverbande der Landgemeinden angehören, 
ist in der .Kreisordnung für die östlichen Provinzen nach der Veranlagung zur 
staatiichen Grund- und Gebäudesteuer, in den übrigen nur nach der Veranlagung 
zur Grundsteuer, tmd zwar für die einzekien Provinzen und zum Teil innerhalb 
dieser verschieden gezogen, wobei den Pro vinzial Vertretungen vorbehalten ist, diese 
gesetzliche Grenze für einzelne Kreise innerhalb eines gewissen Spielraums nach 
oben oder nach unten zu verschieben — vgl. Schoen a. a. 0. S. 383, Anm. 4 u. 6 — ; 
Gewerbetreibende und Bergwerksbesitzer gehören zum Wahlverbande der größeren 
Grundbesitzer, wenn ihre im Kreise belegenen Unternehmungen in den beiden 
oberen Klassen der Gewerbesteuer mit einem Steuerbetrage von 300 M. und darüber 
veranlagt sind. Besitzer selbständiger Güter oder Gewerbebetriebe von geringerer 
Steuerveranlagung gehören zum Wahlverbande der Landgemeinden, deren Wahl- 
männem sie mit ihren persönlichen Wahlstimmen hinzutreten. — Juristische Per- 
sonen, Aktiengesellschaften usw. sowie Forensen besitzen, wie in der Orts- 
geraeinde, so auch im Kreise auf Grund ihres in demselben belegenen Realbesitzes 
ein Wahlrecht. 
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Großgrundbesitzer zugewiesen. Dabei ist etwaigen Majorisierungen 
durch einen Wahlverband oder der ungerechtfertigt starken Vertretung 
eines solchen dadurch vorgebeugt, daß die Städte niemals mehr als 
die Hälfte und, im Falle nur eine Stadt im Kreise vorhanden ist, diese 
nicht mehr als höchstens ein Drittel aller Kreisti^mitglieder wählen 
darf, andererseits der Wahl verband der Großgrundbesitzer auf die Hälfte 
der ländlichen Ereistagsabgeordneten nur dann Anspruch hat, wenn 
ihm in den östlichen Provinzen mindestens eine gleiche, in den übrigen 
mindestens die doppelte Anzahl von Wählern angehört und, wenn dies 
nicht der Fall ist, die Zahl der von dem Wahlverband der Land- 
gemeinden zu besetzenden Mandate sich entsprechend erhöht. 

Die derart, unter formaler Beseitigung aller Virilstimmen eines be- 
vorrechteten Standes, auf der Grundlage einer Gleichberechtigung der 
vei'schiedenen wirtschaftlichen Gruppen, wie sie zum Teil ihren poli- 
tischen Ausdruck in der Ortsgemeinde finden, gebildete Kreisvertretung, 
deren Mitglieder keinerlei Entschädigung für die durch Ausübung ihres 
Mandats ihnen erwachsenden Unkosten erhalten, ist nunmehr in ent- 
sprechender rechtlicher Stellung, wie die Gemeindevertretung der Orts- 
gemeinde, das beschließende und kontrollierende Organ für alle kom- 
munalen Kreisangelegenheiten sowie für solche Angelegenheiten der 
staatlichen Verwaltung, welche ihr durch Gesetz oder königliche Ver- 
ordnung überwiesen sind. Der Kreistag ist vom Landrat, so oft es 
die Geschäfte erfordern, mindestens aber zweimal im Jahre und ebenso 
auf Verlangen des Kreisausschusses oder eines Viertels der Kreistags- 
mitglieder zu berufen. Er hat das Becht, statutarische und reglemen- 
tarische Anordnungen zu treffen, das volle Budgetrecht, ein nach Maß- 
gabe der gesetzlichen Bestimmungen auszuübendes Besteuerungsrecht 
und die Befugnis, das kommunale Verwaltungsorgan des Kreises selbst 
zu bestellen. 

Als solches ist, da das Landratsamt nicht bloß, wie der städtische 
Bürgermeister, ein Vollzugsorgan für gewisse staatliche Verwaltungs- 
angelegenheiten, sondern ein politisches Amt, der Landrat innerhalb 
des Kreises gewissermaßen ein Regierungspräsident im kleinen ist, der 
Kreisausschuß als neues Element in die Kreisorganisation eingefügt 
worden. Vom Kreistage, nicht nur aus seiner Mitte, sondern überhaupt 
aus denjenigen Kreiseingesessenen gewählt, welche das Recht zur per- 
sönlichen Teilnahme an den Kreistagswahlen resp. in Rheinland und 
Westfalen das passive Wahlrecht zur Kreisvertretung besitzen, nimmt 
der Kreisausschuß als ehrenamtlich verwaltendes Organ eine ähn- 
liche Stellung wie der städtische Magistrat ein, ohne indessen neben 
dem Kreistage ein Mitbeschließungsrecht zu besitzen, i) Entsprechend 

1) Ans diesem Grande konnte die, abgesehen von Kheiniand und Westfalen, 
bestehende Beschränkung der Wählbarkeit zum Ereisaussebuß auf die Mitglieder 
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steht ihm die Ernennung der besoldeten Eomnmnalbeamten des Kreises^ 
sowie die Reglementierung und Kontrollierung ihrer Geschäftsfüh- 
rung zu. 

Die unmittelbare Exekution und die Aufsicht über den Gang der 
laufenden Verwaltung ist aber dem Landrat verblieben, der auch den 
Geschäftsgang des Kreisausschusses leitet und in diesem wie im Kreis- 
tage den Vorsitz führt, in letzterem jedoch nur dann ein Stimmrecht 
besitzt, wenn er selbst zugleich zum Kreistagsmitgliede gewählt ist* 

Als Vertreter der Regierung hat der Landrat gesetzwidrige Be- 
schlüsse des Kreistages wie des Kreisausschusses, vorbehaltlich deren 
Klage im Verwaltungsstreitverfahren, zu beanstanden. Doch ist er in 
seiner Aktionssphäre als staatlicher Verwaltungsbeamter dadurch be- 
schränkt worden, daß der Kreisausschuß auch als Beschlußbehörde in 
zahlreichen staatlichen Verwaltungsangelegenheiten ihm an die Seite 
gestellt ist und unter seinem Vorsitz zugleich als ein Verwaltungs- 
gericht unterster Instanz fangiert, i) 

Neben dem Kreisausschuß kann der Kreistag die Verwaltung 
einzelner Kreisanstalten sowie die Erledigung einzelner Kreisange- 
legenheiten noch besonderen Kommissionen oder Kommissaren 
anvertrauen, welche er aus der Zahl der Kreisangehörigen wählt und 
durch Gewährung von Diäten und Reisekosten entschädigen darf. 
Die Geschäftsführung derselben wird vom Kreistage geregelt und im 
einzelnen ebenso, wie die des Kreisausschusses, vom Landrat geleitet» 
der in diesen Kommissionen auch jederzeit den Vorsitz mit eigenem 
Stimmrecht übernehmen und kompetenz- oder gesetzwidrige Beschlüsse 
derselben beanstanden kann. 

So ist eine genaue Grenzlinie gezogen zwischen den vom Landrat 
als Staatsbeamten wahrzunehmenden Angelegenheiten der Landesver- 
waltung und der kommunalen Selbstverwaltung des Kreises, derart, 
daß auch die unter der unmittelbaren Aufsicht jenes arbeitende be- 
soldete Beamtenschaft in zwei entsprechende Abteilungen geschieden 
ist. Für die Kommunalverwaltung der Kreise aber ist ebenso wie für 



dea WahiverbandeB der größeren Grundbcsiteer und auf die sonstigen Besitzer 
selbständiger Güter und Gewerbebetriebe unbedenklich erscheinen; diese Beschrän- 
kung scheint auch dadurch gerechtfertigt, daß die Ausschußmitgüeder, nach Fest- 
setzung durch den Kreistag, nur eine ihren baren Auslagen entsprechende Ent- 
schädigung erhalten, dagegen nicht bloß durch die Kommunalverwaltung des Kreises^ 
sondern auch als Selbstverwaltungsorgan für die staatliche B^reisverwaltung in er- 
heblichem Maße in Anspruch genommen sind und außerdem ihre verwaltungsgericht- 
lichen Funktionen einen gewissen Grad materieller Unabhängigkeit erfordern. — 
Das Mandat der 6 — in Hohenzollem 4 — Ausschußmitglieder dauert 6 resp. 4 Jahre 
in der Weise, daß alle zwei Jahre je 2 Mitglieder ausscheiden. — Die Erneuerung 
der Krdstagsmitglieder findet in derselben alternierenden Weise statt. 
1) Vgl. oben 8. 147. 
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die der Ortsgemeinde der Grundsatz zur Geltung gebracht, daß gegen- 
über den den Kreisangehörigen mit der Selbstverwaltung verliehenen 
Rechten auch eine Verpflichtung derselben zur Annahme der durch 
jene erforderten Ämter besteht. Darin kommt auch hier der spezi- 
fische Charakter der preußischen resp. deutschen Selbstverwaltung 
zum Ausdruck, wonach dieselbe nicht nur in einer Teilnahme am Be- 
schließen und Kontrollieren, sondern auch an der Arbeit des Verwal- 
tens selbst besteht. 

Neben den Landkreisen, deren Organisation vorstehend geschildert 
ist, nehmen die größeren Städte eine besondere Stellung ein, inso- 
fern dieselben, wenn ihre Zivilbevölkerung 25000 Seelen (in Westfalen 
30000, in der Rheinprovinz 40000) übersteigt, auf ihren Antrag mit 
Genehmigung des Ministers des Innern aus dem Kreisverbande aus- 
scheiden und für sich allein einen sogenannten Stadtkreis bilden kön- 
nen, i) Die kommunale Kreisverwaltung geht in diesem Falle völlig 
in derjenigen der Stadt auf. Die staatlichen Verwaltungsbefugnisse 
des Landrats sind, soweit sie sich auf die Ortsgemeinde erstrecken, 
vom Bürgermeister wahrzunehmen, während an die Stelle des Kreis- 
ausschusses in dessen Eigenschaft als Beschlußbehörde in Landesver- 
waltungsangelegenheiten und als Verwaltungsgericht ein vom Magistrat 
aus seiner Mitte zu bestellender Stadtausschuß von vier Mitgliedern 
tritt. 2) 

In der Provinzialverwaltung findet eine derartig nahe Be- 
rührung der kommunalen und der Landesverwaltung, wie in der Orts- 
gemeinde und im Kreise, nicht mehr statt. Hier ist der Oberpräsident 
nur noch als Regierungskommissar das vermittelnde Glied zwischen 
der Staatsregierung und dem Provinziallandtag, dem er mit dem 
Rechte, jederzeit gehört zu werden, beiwohnen kann, in dem er aber 
weder präsidiert, noch weniger eine Stimme führt Andererseits übt 
der Oberpräsident lediglich die staatliche Aufsicht rücksichtlich der 
Gesetz- und Kompetenzmäßigkeit der Landtagsbeschlüsse und der 
Handlungen der Provinzialverwaltungsorgane mit dem Beanstandungs- 
rechte aus, nimmt aber in keiner Weise an der kommunalen Provin- 
zialverwaltung aktiv teil. Auch funktioniert das Verwaltungsorgan 
der Provinz, der Provinzialausschuß , nicht zugleich, wie der Kreis- 
ausschuß, als staatliche Beschluß- und Verwaltungsgerichtsbehörde, 
sondern hat nur die Befugnis, Mitglieder zu den als solche funktio- 



1) Kleinere Städte können auf Grund besonderer Verhältnisse nach Begutach- 
tung des Provinziallandtags durch königliche Verordnung zu Stadtkreisen erklärt 
werden. Über die in einigen Beziehungen selbständige Stellung der hannoverschen 
Städte vgl. oben S. 168, Anm. 1. — 

2)' Wegen der Städte ohne kollegialischen Gemeindevorstand vgU oben S. 147« 
Anm. 1. — 
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liierenden besonderen Bezirksausschüssen und zum Provinzialrat zu 
ernennen. 

Auf dieser Stufe der preußischen Verwaltungsorganisation besteht, 
wie gesagt, eine vollständige Scheidung zwischen Landes- und Kom- 
munalverwaltung. Diese ist bedingt durch die Größe des provinzialen 
Kommunalkörpers, welche dazu nötigte, einerseits der Pro vinzial Ver- 
tretung einen dem eines Landesparlaments sich nähernden Charakter 
zu geben, andererseits den Provinzialausschuß als Verwaltungsorgan 
um so viel selbständiger hinzustellen, wie überhaupt die Grenze, an 
welcher die kommunale Selbstverwaltung Halt zu machen hat, hier 
am schärfsten hervortreten zu lassen. 

Weniger noch als in der heutigen Organisation der Ki^eise zeigen 
sich in der der Provinzen Anknüpfungspunkte an die Landstände der 
früheren Jahrhunderte; denn wenn die heutigen Kreisvertretungen 
mit den früheren ständischen immerhin zwar das äußerlich formale 
Merkmal gemein haben, daß beide die, nach den andersgearteten Rechts- 
vorstellungen und Kulturzuständen allerdings grundverschieden ge- 
staltete, Vertretung von Interessengruppen bedeuten, so kann bei den 
Provinzialvertretungen von ähnlichem keine Rede sein. 

War die politische Bedeutung der früheren Landstände, seitdem 
der Große Kurfürst ihnen das Steuerbewilligungsrecht entwunden 
hatte, vernichtet und, unter Beschränkung auf eine Mitwirkung beim 
Grundsteuer- und Landarmenwesen, in der Verwaltung des Feuer- 
sozietäts-, landschaftlichen Kredit- und Hypotheken wesens in der 
Hauptsache nur noch eine kommunal-genossenschaftliche gewesen, so 
sollten umgekehrt die nach dem „Gesetz wegen Anordnung der Pro- 
vinzialstände" vom 5. Juni 1823 neu gebildeten Provinzial- (nicht mehr 
Landschafts-) Vertretungen '), neben dem ihnen zugestandenen, unter 
königlicher Genehmigung und Aufsicht auszuübenden Beschlußrecht in 
Kommunalangelegenheiten, dazu berufen sein, durch Beratung von Pro- 
vinzial- und von allgemeinen Staatsgesetzen auch am staatlichen 
Leben teilzunehmen. Entgegen dem Geiste, welcher die wirtschaft- 
liche und politische Neubegründung des Staates durch die Stein- 
HABDENBEEGSche Gesetzgebung beseelte, wurde auch hier zur Wieder- 
belebung des alten Ständewesens gegriffen. Die Folgen dieses ana- 
chronistischen Mißgriffs zeigten sich unmittelbar in der Unmöglichkeit, 
auf der Grundlage solcher ständischen Provinzialvertretungen die 



1) Vgl. oben S. 147 f. — 

2) Die Provinzen waren dnrch Verordnung vom 30. April 1815, ebenso wie die 
Kreise, mit Rücksicht auf die Reorganisation der Staatsverwaltung neu abgegrenzt 
worden. Für jede derselben wurden auf Grund des oben angeführten allgemeinen 
Gesetzes verschiedene, unter dem 1. Juli 1828 drei und unter dem 27. März 1824 fünf 
weitere Provinzialordnungen erlassen. 
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beabsichtigte Landesvertretung ins Leben zu rufen. Wenn trotzdem 
auch die provinziale Eommunalverwaltung in diesen Formen noch 
ebenso lange wie die Kreisverwaltung fortgeführt werden konnte, so 
lag das an ähnlichen Momenten^ wie sie für die gleiche Erscheinung 
bei jener hervorgehoben werden konnten: der Landesmarschall als 
Vorsitzender des alle zwei Jahre tagenden Provinziallandtags wurde 
vom König ernannt; die Provinzialverwaltung lag hauptsächlich in 
den Händen des Oberpräsidenten und wurde von ihm auch dann ge- 
leitet, nachdem die Verordnung vom 21. Juni 1842 der Provinzial- 
vertretung die Befugnis gegeben hatte, besondere ständische Verwal- 
tungsausschüsse zu ernennen; ein Besteuerungs- und Anleiherecht 
fehlte gänzlich. Erst als den 1866 neu hinzugetretenen Provinzen 
Provinzialordnungen ebenfalls noch auf ständischer Grundlage ge- 
geben wurden, enthielten diese ein Besteuerungsrecht und zugleich 
verschiedene Elemente der Provinzialorganisation, welche dann in die 
Provinzialordnung für die östlichen Provinzen (mit Ausnahme von 
Posen) vom 29. Juni 1875 übergegangen sind. Die letztere ist mit 
geringen Modifikationen wiederum auf die beiden älteren westlichen 
und auf die neuen Provinzen übertragen worden. ^) Hierbei ist daran zu 
erinnern, daß, wie schon eingangs dieses Paragraphen erwähnt wurde, 
die eigentlichen provinziellen Kommunalkörper in Hessen-Nassau durch 
die Kommunallandtage der beiden Regierungsbezirke Cassel und Wies- 
baden repräsentiert werden, die in ihrer Vereinigung zum Provinzial- 
landtag nur wenige Funktionen zu erfüllen haben. 

Der Provinziallandtag setzt sich aus Abgeordneten der ein- 
zelnen Kreise zusammen, deren jeder je nach der Stärke seiner Be- 

1) Die Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 (G.-S. S. 335) ist, nachdem durch 
besondere Gesetze einerseits die die allgemeine Landesverwaltung betreffenden Be- 
stimmungen aus ihr entfernt, andererseits jene mit den inzwischen abgeänderten Vor- 
schriften der Kreisordnung in Übereinstimmung gebracht war, in der so veränderten 
Fassung unter dem 22. MSrz 1881 (G.-S. 8. 233) neu publiziert worden. Die Ge- 
setze, durch welche die Provinzialordnung in die anderen Provinzen eingeführt wurde, 
datieren: für Hannover vom 7. Mai 1884, fttr Hessen-Nassau vom 8. Juni 1885, für 
Westfalen vom 1. August 1886, für die Rheinprovinz vom 1. Juni 1887, für Schles- 
wig-Holstein vom 27. Mai 1888. — Die Verwaltungsorganisation der Provinz Posen 
ist neuerdings durch das Zuständigkeitsgesetz für dieselbe vom 19. Mai 1889 und 
durch die königliche Verordnung vom 5. November 1889, den Provinzialausschuß, 
den Landesdirektor, die Verteilung der Provinzialabgaben , die Zwangsetatisierung 
und die staatliche Beaufsichtigung der kommunalen Provinzialverwaltung anlangend, 
in engem Anschluß an die allgemeine Provinzialordnung geregelt worden. Nur für die 
ständische Zusammensetzung des Provinziallandtags von Posen und für dessen Stellung 
gegenüber der Regierung ist noch die alte Provinzialordnung dieser Provinz vom 
27. März 1824 nebst Verordnungen vom 15. Dezember 1880 und 19. Dezember 1845 
in Kraft. — Die Organisation des Landeskommunalverbands Hohenzollem, an dessen 
Vertretung noch zwei fürstliche Virilstimmen teikiehmen, beruht auf der ,, Amts- und 
Landesordnung"^ vom 2. April 1878. 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. Organisation und Aufgaben. § 4. Preußen. 175 

völkerung, aber unter für die einzelne Provinz, mit Rücksicht auf 
deren allgemeine Bevölkerungsdichtigkeit, verschiedener Festsetzung 
der betreffenden Zahlengrenzen einen, zwei oder drei Abgeordnete 
zu wählen hatO Die Wahl der Abgeordneten wird von den Kreis- 
vertretungen, in den Stadtkreisen von der Stadtverordnetenversamm- 
lung resp. von dieser und dem koUegialischen Magistrat gemeinsam 
vollzogen. Die Einberufung der Provinziallandtage erfolgt auf Grund 
königlicher Verordnung durch den Oberpräsidenten mindestens alle 
zwei Jahre und außerdem, so oft es die Geschäfte erfordern ; doch ist 
die zweijährige Tagung in der Praxis die Regel. Die Verhandlungen 
des Landtags finden unter Leitung des von ihm selbst gewählten Vor- 
sitzenden resp. stellvertretenden Vorsitzenden und auf Grund einer von 
ihm selbst beschlossenen Geschäftsordnung statt. Er ist in den Eom- 
munalangelegenheiten der Provinz beschließendes und dechargierendes 
Organ mit der Befugnis, statutarische und reglementarische Anord- 
nungen zu treffen, die Aufbringung von Staatsprästationen zu regeln, 
das Budget der Provinzialverwaltung unter gesetzmäßiger Verwendung 
der durch die Dotationsgesetze überwiesenen Summen festzusetzen, 
über das Provinzialvermögen zu verfügen, die Provinz zu verpflichten, 
die gesamte Provinzialverwaltung zu regeln und die Provinzialämter 
zu dotieren, Mitglieder zu gewissen Eommissionen für Zwecke der 
Landes Verwaltung zu erwählen 2), sowie die Provinz betreffende 
Anträge und Beschwerden bei der Staatsregierung vorzubringen 
und über von dieser ihr zugewiesene G^esetzentwürfe Gutachten ab- 
zugeben. 

Entsprechend dem Umstände, daß die Provinziallandtage nur in 
längeren Zeiträumen zusammentreten und ihre Tätigkeit sich mehr 
auf die allgemeine Reglementierung der Provinzialverwaltung erstreckt, 
sind die Kompetenzen des verwaltenden Organs, des Provinzial- 
ausschusses, verhältnismäßig erweitert. Der Vorsitzende und die 
Mitglieder desselben, deren Zahl durch Provinzialstatut bestimmt wird, 
werden vom Provinziallandtag auf sechs Jahre — unter Erneuerung 



1) Zur Vereinfachung dee Wahlverfahrens und zur Verringerung der Wahlkosteu 
können nach statutarischer Anordnung der ProvinziaUandtage Landkreise mit nur 
je einem oder zwei Abgeordneten zu einem Wahlverbande vereinigt werden, dessen 
für den Zweck zusammentretende Ereisvertretungen alsdann die auf sie entfallende 
Zahl von Abgeordneten wählen. 

2) Dahin gehören solche zur Mitwirkung und Kontrolle bei den Geschäften der 
Bentenbankdirektionen , zu den Oberersatzkommissionen, zu Kommissionen für die 
Verteilung von Kriegslieferungen, d. i. von Naturalleistungen an Materalien und 
Fourage für militärische Zwecke auf die einzelnen Kreise. — Die Wahl dieser Kom- 
missionsmitglieder , dazu die Anordnung der Aufbringungsweise von Staatsprä- 
stationen und die Begutachtung von Gesetzentwürfen bilden hauptsächlich die Tätig- 
keit des vereinigten Provinziallandtags von Hessen-Nassau. 
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der Hälfte von drei zu drei Jahren — aus der Zahl der zur Provinzial- 
vertretung wählbaren Provinzialeingesessenen gewählt, jedoch unter 
Ausschluß der Ober- und Regierungspräsidenten sowie der besoldeten 
Provinzialbeamten, von denen nur der Landesdirektor dem Ausschuß 
kraft seines Amtes angehört; einer Bestätigung seitens des Ministers 
des Innern bedürfen die Gewählten nur in der Provinz Posen. In 
HohenzoUern führt der Vorsitzende des Kommunallandtages zugleich den 
Vorsitz im Landesausschuß, von dessen vier anderen Mitgliedern eins 
von den drei im Kommunallandtage stimmberechtigten Fürsten gewählt 
wird. Die Ausschußmitglieder werden als Verwaltungsbeamte ver- 
eidigt. Die Zuständigkeit des Provinzialausschusses als Verwaltungs- 
behörde erstreckt sich aber nur auf die Kommunalangelegenheiten der 
Provinz; er hat diesbezüglich die gesamte Verwaltung der Angelegen- 
heiten des Provinzialverbandes nach Maßgabe der Gesetze und könig- 
lichen Verordnungen, der provinziellen Reglements und Budgetfest- 
setzungen zu handhaben, die Provinzialbeamten — abgesehen vom 
Landesdirektor und anderen diesem zugeordneten höheren Beamten — 
zu ernennen, ihre Geschäftsführung zu regeln und zu kontrollieren, 
die Vorlagen an den Landtag vorzubereiten und dessen Beschlüsse 
auszuführen, außerdem nur Gutachten über solche Angelegenheiten 
abzugeben, welche ihm von den Ministern oder dem Oberpräsidenten 
überwiesen werden. 

Der Exekutivbeamte der Pro vinzial Verwaltung ist der vom 
Landtage selbst unter königlicher Bestätigung bestellte und besoldete 
Landesdirektor resp. Landeshauptmann, unter dem eine größere 
oder geringere Zahl besoldeter höherer Verwaltungsbeamten (Landesräte) 
sowie technischer Beamten als Dezernenten die einzelnen Abteilungen 
der Provinzialverwaltung mit Hilfe eines ziemlich bedeutenden sub- 
alternen Beamtenapparates bearbeiten. Ein koUegialisches Landes- 
direktorium, gebildet aus dem Landesdirektor und zwei sogenannten 
Schatzräten, besteht nur in Hannover. 

Der Landesdirektor, obgleich Mitglied des Provinzialausschusses, 
erledigt seine Geschäfte gleichwohl unter Aufsicht und nach Anweisung 
des letzteren und ist, wenn auch in Rechtsgeschäften und im Verkehr 
mit anderen Behörden und Privaten den Provinzialverband vertretend^ 
doch so ausschließlich Kommunalbeamter, wie kein anderer Vorsteher 
eines Kommunalkörpers. 

Unterscheidend für die Provinzialverbände gegenüber den anderen 
Kommunalkörpern ist auch der Umstand, daß die Provinzialordnungen 
eine Pflicht zur Annahme ehrenamtlicher Provinzialämter nicht kennen^ 
wie auch nicht nur die Provinzialausschuß-, sondern auch die Land- 
tagsmitglieder Entschädigung für ihre Unkosten auf Grund statutarischer 
Festsetzungen erhalten. 
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Haben wir bisher die Kommunalkörper Preußens in ihrer äußeren 
Erscheinungsform betrachtet und bei deren Organisation zumal darum 
etwas länger verweilen müssen, weil dieselbe durch die von ihr provo- 
zierten personalen und sachlichen Ausgaben für die Kommunalflnanzeü 
von großer Bedeutung ist, so wird uns nunmehr der Inhalt jener Form 
zu beschäftigen haben und wird zu untersuchen seiii, welche Auf-^ 
gaben die kommunalen Organe in Preußen sei es zu erfüllen ver- 
pflichtet sind, sei es in ihrer Erfüllung freiwillig auf sich nehmen. 

Dabei tritt uns zunächst ein äußerlicher Unterschied gegenüber 
den bisher betrachteten Ländern entgegen: der Staat Preußen bedeutet 
nur mehr ein Einzelglied des Deutschen Reiches; zwischen diesem und 
jenem ist die Erfüllung der für die Wohlfahrt von Preußens Bürgern, 
die gleichzeitig solche des Deutschen Kelches sind, nötigen und nütz- 
lichen Aufjgaben geteilt Es ist schon die Rede davon gewesen, daß 
zufolge dieses Verhältnisses vom Standpunkt des Reiches aus mehrfach, 
wenn auch nur per Analogie, von einer „Selbstverwaltung" der Einzel- 
staaten gerade darum hat gesprochen werden können^), weil diesen 
die Besorgung der nicht als allgemeine deutsche durch Verfassung und 
Recht bezeichneten Aufgaben auch noch nach der Errichtung des 
Reiches überlassen geblieben ist. Bei anderen Bedürfnissen der All- 
gemeinheit, deren Befriedigung beim Reiche liegt, bedient sich dieses 
wiederum, mangels eines eigenen, des Verwaltungsapparates seiner 
Gliedstaaten und so auch deren kommunaler Organe. So heißt der 
Mandant der letzteren bald Reichs-, bald partikularstaatliche Re- 
gierung. In beiden Fällen aber handelt es sich ihrem Wesen nach 
um Staat saufgaben, und nur die Form der Beauftragung ebenso wie 
deren ;Lösung ist nach Auftraggeber und Vermittelung von dessen Willen 
an den Beauftragten eine verschiedenartige, ohne daß in diesem Zu- 
sammenhang auf die staatsrechtliche und verwaltungsrechtliche Stellung 
von Reich und Einzelstaaten näher eingegangen werden könnte. 

Der Aufga benkreis nun der verschiedenen Kommunalkörper 
Preußens gestaltet sich, umgekehrt zu deren Umfang, je weiter nach 
unten, um so mannigfaltiger. 

Die Or ts gemein de ist einmal als kommunale Korporation befugt, 
alle im allgemeinen Interesse ihrer Angehörigen liegenden lokalen Auf- 
gaben in den Bereich ihrer Tätigkeit zu ziehen; sodann sind ihr als 
einem Gliede in dem Organismus der öffentlichen Verwaltung gewisse 
Obliegenheiten teils durch Reichs-, teils durch Staatsgesetze ausdrück- 
lich zugewiesen und kann außerdem die Gemeindebehörde als örtliche 
Obrigkeit seitens des Staates für alle lokalen Geschäfte der Kreis-, 
Bezirks-, Provinzial- und allgemeinen Landesverwaltung in Anspruch 
genommen werden, für deren Besorgung keine besonderen örtlichen, 

1» Vgl. oben S. 16 Anm. 1. 
V. Eaufscanic, Eommnnalfiiuinzen. 12 
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direkt staatlichen Organe znr Verfügang stehen. Der aus den beiden 
letzteren Beziehungen sich ergebende sogenannte obligatorische Wir- 
kungskreis ist daher für die Stadt- wie für die Landgemeinden im 
allgemeinen der gleiche, insofern dieselben rechtlich zur Prästierung 
von Tätigkeiten der gleichen Art berufen sind und nur die Ausfüllung 
dieses Tätigkeitskreises dem Maße nach in Stadt und Land eine sowohl 
generell wie speziell sehr verschiedene sein wird. 

Insofern die Gemeindebehörde durch Aufgaben oder Aufträge 
für staatliche Zwecke in Anspruch genommen wird, sind zu deren 
Ausführung in erstör Reihe die Bürgermeister resp. Gemeindevorsteher 
persönlich, in den westlichen Samtgemeinden deren Bürgermeister und 
Amtmänner und nur in den Städten Hannovers der Magistrat als 
solcher verpflichtet, was indessen nicht ausschließt, daß diese Ver- 
pflichteten mit Genehmigung der Staatsbehörde die tatsächliche Aus- 
führung an andere Mitglieder der Gemeindebehörde übertragen dürfen. 
Die Gemeindebeamten handeln in Fällen der Ausführung staatlicher 
Aufträge nicht als Kommunalbeamte, sondern als staatlich beauftragte 
Funktionäre; aber sie haben sich dabei eventuell der Hilfemittel der 
Gemeindeverwaltung zu bedienen und hat die Gemeinde für solche 
Aufträge des Staates diesem nicht nur die ausführenden Organe in 
ihren Beamten zur Verfügung zu stellen, sondern zumeist sich auch 
mit den sonstigen flnanziellen Erfordernissen solcher Aufträge, die so- 
wohl dauernde wie einmalige sein können, zu belasten. 

Zu den fortlaufenden Aufgaben, denen sich die G^emeindebehörde 
im Auftrage des Staates zu unterziehen hat, gehört namentlich die 
Führung der Personenstandsregister und die Handhabung der Orts- 
polizeL 

In allen Gemeinden, welche für sich einen Standesamtsbezirk 
bilden, ist der Gemeindevorsteher grundsätzlich zugleich Standes- 
beamter. Er kann die Standesamtsgeschäfte mit Genehmigung des 
Oberpräsidenten nur widennflich einem anderen Gemeindebeamten 
übertragen, in der Regel wird dann aber von der Gemeindebehörde 
ein besonderer Standesbeamter, in größeren Städten deren mehrere 
nebst den erforderlichen Stellvertretern bestellt. Die persönlichen und 
sächlichen Kosten der Standesbeamten sind stets, wie in Frankreich, 
von den Gemeinden (in England von den Unions) zu tragen, wobei die 
Besoldung resp. Remunerierung der Standesbeamten in den zusammen- 
gesetzten ländlichen Standesamtsbezirken durch den Kreisausschuß 
festgesetzt wird. 

Ebenso ist überall, wo keine königliche Polizeibehörde eingerichtet 
ist, der Gemeindevorsteher zur Handhabung der Ortspolizei ver- 
pflichtet, und fallen die Kosten dieses Verwaltungszweiges haupt- 
sächlich in den Städten den Gemeindefinanzen zur Last, da auf dem 
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Lande die Gemeindevorsteher nur in Hessen -Nassau sowie in Hohen- 
zollem und ebenso die Vorsteher der Samtgemeinden in der Rhein- 
provinz und in Westfalen selbst Polizeivorsteher sind, im übrigen Staats- 
gebiete dagegen die königlichen Amtsvprsteher unter der Direktive 
des Landrats die Ortspolizei ausüben und die Gremeindevorsteher nur 
deren lokale Vertreter resp. Gehilfen sind. In den Städten ist da- 
gegen der Bürgermeister oder durch besonderen Auftrag ein anderes 
Magistratsmitglied, eventuell auch ein anderer städtischer Beamter zur 
Führung der Geschäfte der örtlichen Sicherheits- und Wohlfahrts- 
polizei verpflichtet y deren Kosten samt den Ausgaben für die Sicher- 
heitsmannschaften und die Arrestlokale dann im ganzen Umfange den 
Gemeinden zur Last fallen. Eine Ausnahme machen hiervon nur die 
6 größten Städte der Monarchie, in denen königliche Polizeipräsidien 0, 
und 16 andere, in denen königliche Polizeidirektionen bestehen. In 
diesen 22 Städten hatte die Gemeinde früher nur die sogenannten 
sächlichen Kosten der Polizeiverwaltung (einschließlich der Unter- 
haltungskosten für die Polizeilokale) zu tragen, wozu allerdings auch 
gewisse Besoldungen und Remunerationen, so der Polizeiphysiker, der 
amtlichen Tierärzte und der ftLr die Handhabung der Sittenpolizei 
bestellten Ärzte, femer die Kosten der technischen Revision der Maße 
und Gewichte, der polizeilichen Desinfektionen, des sittenpolizeilich an- 
geordneten Heilverfahrens u. a. gerechnet wurden. Durch Gesetz vom 
20. April 1892 hat der Staat in diesen Städten die gesamten Polizei- 
kosten einschließlich derjenigen für den nächtlichen Sicherheitsdienst, 
soweit dieselben aus den polizeilichen Einrichtungen unmittelbar er- 
wachsen (nicht aber mittelbar erwachsende Kosten, z. B. für Des- 
infektionen, Zwangsheilverfahren u. dgl.), auf seinen Etat übernommen, 
dafür aber jene Städte zur Leistung von Beiträgen verpflichtet, welche 
nach der Kopfzahl der Zivilbevölkerung zum Satze von 0,70 bis 2,50 M. 
festgesetzt werden und die Städte im allgemeinen erheblich höher als 
früher wegen der sächlichen Polizeikosten belasten. So besteht hin- 
sichtlich der Lasten der örtlichen Polizeiverwaltung ein wesentlicher 
Unterschied gegenüber Frankreich, wo die Ortspolizei durchweg kom- 
munal ist, aber auch gegenüber England, wo die Polizeikosten zwar 
auch teils in den Budgets der größeren Städte, teils in denen der 
Grafschaften, in ihrer Gesamtheit aber vollständig in den Finanzen 
der lokalen Selbstverwaltungskörperschaften erscheinen. 

Im Anschluß an ihre Stellung als Polizeiorgane sind die Bürger- 
meister derjenigen Städte, in denen sich ein Amtsgericht befindet, des 
weiteren verpflichtet, an Stelle eines Polizeianwalts die Funktionen des 
Ä^mtsanwalts wahrzunehmen, und sind die Beamten des Polizei- und 

1) In Berlin ist indessen die Straßenbaupolizei als einzelner Zweig der Polizei- 
<rerwaltang dem Oberbürgermeister übertragen. 

12* 
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Sicherheitsdienstes, mit Ausnahme der Bürgermeister der Stadtkreise, 
zugleich Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft.*) 

Zu den einmaligen Aufträgen des Staates an die Gemeindebehörden, 
die sich dabei vielfach als periodisch wiederkehrende charakterisieren, 
gehört u. a. die Ausführung der verschiedenen statistischen Aufnahmen, 
wie Volks-, Berufs- und Gewerbe-, Vieh-, Schiffszählungen, auch ge- 
legentliche Spezialaufnahmen, wie Erhebungen über Umfang und Art 
einzelner Gewerbebetriebe (Gesindevermieter, Stellenvermittler u. dgL), 
Aufträge, welche wiederum an die Städte, zumal an die größeren und 
die Großstädte, erheblich höhere Anforderungen an Arbeits- und finan- 
ziellen Leistungen 2) stellen als an die Landgemeinden, für welche der 
lokale Konzentrationspunkt bei derartigen Aufgaben in der Regel die 
landrätliche Kreisverwaltung ist. 

Wie vorstehend in den Personen ihrer Exekutivbeamten, so werden 
auch die Gemeinden als solche auf allen Gebieten der öffentlichen Ver- 
waltung durch Reichs- bezw. Staatsgesetze in Anspruch genommen 
und zu gewissen Leistungen verpflichtet. 

Für die Zwecke der Militärverwaltung haben sie nach dem 
Reichsmilitärgesetz vom 2. Mai 1874 und der Wehrordnung vom 
22. November 1888 die Rekrutierungsstammrollen zu führen und die 
Landstui^mlisten aufzustellen; des weiteren die Zustellung der Ordres 
und die Bekanntmachungen betreffend Musterung und Aushebung der 
Mannschaften zu bewirken, beim Musterungs- und Aushebungsgeschäft 
Assistenz zu leisten und die Militärersatz- und Landwehrbehörden 
bei der Kontrolle der Wehrpflichtigen zu unterstützen. 3) 

Die Naturalleistungen für die bewaffnete Macht im Frieden an 
Quartier und Verpflegung für Mannschaften und Pferde, an Fourage, 



1) Gerichts- Verf.-Ges. vom 27. Januar 1877, dazu preuß. Ausfühnrngsgeeetz vom 
24 April 167S. 

2) Bei den Volks-, Berufs- und Gewerbezählungen Beschaffung der möglichst 
ehrenamtlich fungierenden Zähler, die in Großstädten nach Tausenden zählen, 
in deren Ermangelung Renumerierung bezahlter Zähler; Beschaffung geeig- 
neter Lokalitäten für revierweise Dislozierung des Zählgeschäfts neben einer Zentral- 
stelle, welche überall, wo nicht ständige statische Ämter von den Städten unterhalten 
werden, für solche Zwecke besonders einzurichten sein wird; sofort auszuführende 
erstmalige Revision der ausgefüllten Zählpapiere, wofür ebenso wie für jene ad hoc 
geschaffenen Bureaus das notwendige Personal vielfach nur gegen besondere Re- 
munerierung zu beschaffen ist. So belaufen sich die den größeren Orten erwachsenden 
Ausgaben einer solchen Zählung jedesmal auf nicht unerhebliche Summen, für welche 
seitens des Staates keinerlei Ersatz gewährt wird. Vgl. oben S. 151. 

8) Diese letzteren Funktionen sind indessen von den Gemeindeorganen in ihrer 
Eigenschaft als Träger der Ortspolizei zu erfüllen, und haben daher die Kosten für 
Zustellungen, Bekanntmachungen u. dgl. dort, wo königl. Polizeiverwaltungen be- 
stehen, nach einer im November 1S99 ergangenen Entscheidung des Oberverwaltnngs- 
gerichts die betr. Städte nicht zu tragen. 
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Vorspann und Wachlokalitäten fftr auf dem Marsche befindliche Trup- 
penteile sind dagegen, wie in Frankreich, eine gemeine Last, doch 
wird die Gemeinde, abgesehen von Ausnahmefallen, als Vermittlerin 
für die ünterverteilung der Leistungen auf die einzelnen Leistungs- 
pflichtigen und ebenso der seitens des Staates für alle diese Leistungen 
zu gewährenden Vergütung in Anspruch genommen. >) Die Gremeinde 
hat^ event. unter Anwendung von Zwangsmaßregeln, für die gehörige 
und rechtzeitige Erfüllung der geforderten Leistungen zu sorgen ; doch 
kann sie, was in größeren Städten in der Regel der Fall ist, durch 
Ortsstatut alle Leistungen solcher Art auf sich nehmen, in welchem 
Falle sie die gegenüber der staatlichen Vergütung ihr etwa entstehen- 
den Mehrkosten auf die Pflichtigen umlegt und von diesen einzieht, 
wobei das Ortsstatut zugleich Bestimmung darüber zu treffen hat, ob 
die Pflicht nur auf den Hauseigentümern oder auch auf den Inhabern 
von Mietswohnungen ruhen solle. 

Für entsprechende Kriegsleistungen, zu denen außer den vorstehend 
genannten noch die Lieferung von Materialien für verschiedene Zwecke 
und die Gestellung von Arbeitskräften, namentlich für Wege- und 
Befestigungsbauten gehören, ist die Gemeinde als solche der Militär- 
verwaltung verpflichtet. Sie erhält in diesem Falle für die Quartier- 
leistung überhaupt keinen Ersatz, für die übrigen Natui^alleistungen, 
mit Ausnahme von Baumaterialien, und für die Arbeitskräfte nur einen 
solchen zu den Durchschnittspreisen in gewöhnlichen Zeitläufen und 
nur für die Baumaterialien einen Ersatz zum Durchschnittspreise der 
Lieferungszeit. Für diejenigen Städte, welche selbständige Stadtkreise 
bilden, kommen zu den vorstehend gekennzeichneten Leistungen für 
militärische Zwecke noch diejenigen, für welche sonst nicht die Ge- 
meinden unmittelbar^ sondern die Kreise in Anspruch genommen 
werden. 2) 

Ein Unterschied wird in dieser Hinsicht besonders gegenüber 
England bemerklich, wo für entsprechende militärische Natural- 
leistungen nur die Grafschaft, diese außerdem aber bis zu einem ge- 
wissen Grade für die Unterhaltung der dortigen Miliz in Anspruch 
genommen wird. 

Auf dem Gebiet der Rechtspflege war der Ortsgemeinde, ab- 
gesehen von der ihr obliegenden Aufstellung der Listen zur Auswahl 
der Geschworenen und Schöffen, nach der Reichsjustizorganisation 
allgemein nur die Sorge für die schiedsrichterliche Tätigkeit verblieben. 



1) Reichsgesetz betr. die Quaiüerleistung vom 25. Juni 1S68 und Gesetz 
über die Naturalleistungen für die bewaffnete Macht im Frieden vom 13. Februar 
1875. - Eine Darstellung der Militärlasten überhaupt vgl. bei G. Meier, Lehrbuch 
de» deutschen Vei-waltungsrechts, 1883, II S. 140 ff. — 

2) Vgl. unten S. 202. 
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d. h. die durch die Gemeindevertretung zu bewirkende Auswahl ge- 
eigneter Persönlichkeiten zur gütlichen Ausgleichung von Beleidigungen 
und, auf Antrag der Parteien, von bürgerlichen Kechtsstreitigkeiten. 
Der Gemeindeverwaltung größerer Orte erwachsen daraus nicht un- 
bedeutende Mühwaltungen für passende Einteilung derselben in ein- 
zelne Schiedsmannsbezirke und fttr die Aufstellung geeigneter Persön- 
lichkeiten, während bei kleineren Landgemeinden, die zu einem Schieds- 
mannsbezirk vereinigt werden, die Auswahl des Schiedsmanns durch 
die Kreisvertretung erfolgt 

Nach der preußischen Vormundschaftsordnung vom 5. Juli 1875, 
deren Bestimmungen neuerdings in das preußische Ausführungsgesetz 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch des Deutschen Reichs übergegangen sind, 
hat die Gemeinde außerdem den Vormundschaftsgerichten in den „Ge- 
meindewaisenräteü'^ ehrenamtliche Hilfepersonen (in großen Gemeinden 
deren mehrere unter örtlicher Abgrenzung ihres Wirkungsbezirks) an 
die Seite zu stellen, deren Aufgabe es ist, jenen die zu Vormündern, 
Gegenvormündern oder Mitgliedern eines Familienrats geeigneten Per- 
sonen in Vorschlag zu bringen, die Erziehung der Mündel im allge- 
meinen zu überwachen und dem Gerichte von einer zu ihrer Kenntnis 
gelangenden Gefährdung der Mündelvermögen Anzeige zu erstatten. 
Im speziellen ist daneben den früheren Dorfgerichten der östlichen 
Provinzen, d. i. dem Gemeindevorsteher und den Schöffen, die dann 
als Kollegium fungieren, nach dem Gesetz über die freiwillige Ge- 
richtsbarkeit vom 21. Septbr. 1899 (§§ 104—110 u. 119) eine Kompe- 
tenz zur vorläufigen Sicherstellung von Nachlässen, zur Ausführung 
von Taxen und zur Aufiiahme von Vermögensverzeichnissen und In- 
venturen sowie zur Vornahme einiger Beglaubigungen verblieben. Für 
ähnliche Zwecke haben sich im Nassauischen besondere, sogen. Feld- 
gerichte erhalten, welche sich aus dem Bürgermeister und mehreren, 
vom Begierungspräsidenten resp. Landrat auf Vorschlag der Gemeinde- 
vertretung ernannten Feldgerichtsschöffen zusammensetzen. 

Eine auch finanziell bedeutendere Aufgabe ist dagegen den Ge- 
meinden durch die neuere Gewerbegesetzgebung erwachsen, in- 
sofern jene durch Reichsgesetz vom 29. Juni 1890, nebst Novelle von 
1898, unter gewissen in ihrer Größe und in ihren gewerblichen Ver- 
bältnissen begi*ündeten Voraussetzungen zur Errichtung von Qewerbe- 
gerichten verpflichtet sind, Gemeinden von mehr als 20000 Einwohnern 
von 1903 ab überhaupt ein Gewerbegericht haben, resp. einem Ge- 
werbegerichtsbezirk zugewiesen sein müssen. Die Vorsitzenden der 
Gewerbegerichte sind von den betreffenden Gemeinden zu bestellen«) 
und werden, da sie weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer sein dürfen, 

1) Wo kein Gewerbegericht besteht, kann der Gemeindevorsteher bei gewerb- 
lichen Streitigkeiten um eine vorläufige Entscheidung ersucht werden. 
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in größeren Städten in der Regel aus der Zahl der rechtskundigen 
besoldeten Gemeindebeamten zu nehmen sein; außerdem erwachsen 
den betreffenden G^emeinden, neben den sächlichen Ausgaben für 
die Unterhaltung der öerichtslokale, für Formulare, Zustellungen, Be- 
kanntmachungen un dfdr die Wahlen der Beisitzer, auch Kosten in 
Gestalt von Gebühren für die letzteren, sowie event. für Zeugen und 
Sachverständige. 

Für seine Finanzverwaltung nimmt der Staat eine Mitwirkung 
der Gemeinde bei der Veranlagung und Einhebung der direkten Steuern 
in Anspruch, die sich als eine Folge der engen Anlehnung des kom- 
munalen Besteuerungsrechts an die bezügliche Staatssteuern darstellt, 
wonach die Mitwirkung der Gemeinde beim Veranlagungsverfahren in 
deren eigenem Interesse liegt und somit eine Ergänzung ihrer Selbst- 
verwaltungsbefugnisse bildet, während andererseits auch das Aus- 
schreibungs- und Eintreibungsverfahren bei den direkten Staats- und 
Kommunalsteuem so gleichmäßig geregelt ist, daß es eine Verschwen- 
dung öffentlichen Arbeitsaufwandes bedeuten würde, wenn der Staat 
für die Elementarerhebung seiner direkten Steuern eigene Organe 
neben denen der Gemeinden unterhalten wollte. Das Nähere über diese 
dem Staate zu leistenden Dienste wird daher weiter unter im § 5 im 
Anschluß an die Organisation des kommunalen Finanzdienstes als der 
der Durchführung aller anderen zugrunde liegenden Eommunalaufgabe 
zu erörtern sein. 

Auf den Gebieten der Wohlfahrtspflege und der Pflege der wirt- 
schaftlichen Interessen berühren sich Aufgaben von allgemeinerem 
Interesse am engsten mit den spezifisch örtlichen. Wie die letzteren 
die bei weitem zahlreicheren sind und je nach Größe und Eigenart 
des einzelnen Ortes sich in mannigfacher Verschiedenheit, immer aber 
mit einer gewissen Notwendigkeit von selbst geltend machen, so konnte 
hier eine unmittelbare gesetzliche Verpflichtung der Gemeinden auf 
wenige Gegenstände beschränkt bleiben, während die auch finanziell 
schwerwiegende Masse dieses Aufgabenkreises, vielfach unter Anlehnung 
an gesetzliche Verpflichtungen, ihre Ausgestaltung in der freiwilligen 
Tätigkeit der Gemeinde findet 

Zu den obligatorischen Aufgaben der Wohlfahrtspflege gehören 
in erster Linie die Unterhaltung der Volksschulen und die Sorge für 
die Armen. 

Der politischen Gemeinde liegt die Unterhaltung der V o 1 k s seh u 1 e 
bis jetzt 1) gesetzlich allerdings nur in den Provinzen Ost- und West- 

1) Der gegenwärtig (Frühjahr 1906) dem Landtag vorliegende Entwurf eines 
Volksschnlunterhaltungsgesetzes beabsichtigt, die Unterhaltungspflicht grundsätzlich 
der politischen Gemeinde aufzuerlegen. Über die Beteiligung des Staates an den 
Volksschullasten vgl. im IL Abschn., Kap. 4, § 4. 
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preußen, in einzelnen Teilen von Schlesien, in den linksrheinischen Be- 
zirken der Rheinprovinz, in Hessen - Nassau und in Hohenzollern ob, 
in allen übrigen Landesteilen nach dem allgemeinen Landrecht der 
sogenannten Schulgemeinde, d. i den zu einem Schulverbande — meist 
unter konfessioneller Scheidung — vereinigten selbständigen Ein- 
wohnern. Aber auch hier ist es der politischen Gemeinde gestattet, 
freiwillig die Unterhaltung der Volksschule zu übernehmen, und ist 
von dieser Befugnis tatsächlich vielfach Gebrauch gemacht, in welchem 
Falle dann auch das unter staatlicher Bestätigung auszuübende Recht, 
die Lehrer anzustellen, auf die Gemeinde übergegangen ist Abgesehen 
von diesem Anstellungsrecht, welches auf dem Lande zudem vielfach 
vom Schulpatron ausgeübt wird, steht auch im übrigen, wie in Frank- 
reich, nach Art. 24 der Verfassungsurkunde nur ,,die Leitung der 
äußeren Angelegenheiten der Volksschule" der Gemeinde zu, während 
die Reglementierung der inneren Schulangelegenheiten sowie die Dis- 
ziplinierung des Lehrpersonals dem Staate vorbehalten ist, seitens 
dessen die Volksschulangelegenheiten in den betreflFenden Regierungs- 
abteilungen bearbeitet werden und die Aufsicht über die Volksschulen 
durch die staatlichen Schulinspektoren ausgeübt wird. Wenn gleich- 
wohl in größeren Städten auch die Schulaufsicht in der Regel dui-ch 
die betreffenden qualifizierten Magistratsmitglieder (Stadtschulräte) 
gehandhabt wird, so besitzen diese das Aufsichtsrecht doch nur kraft 
besonderen staatlichen Auftrages, welcher den Großstädten indessen 
noch weitere Lasten dadurch auferlegt, daß in ihnen das derartig be- 
auftragte Magistratsmitglied zur faktischen Handhabung der Schul- 
aufeicht allein gar nicht imstande ist und demselben daher seitens der 
Stadt weitere pädagogisch qualifizierte Hilfsbeamte (städtische Schul- 
inspektoren) unterstellt werden müssen. Die großen Städte haben 
derart dem Staat« bedeutende Inspektionskosten im Interesse der Eiu- 
heitlichkeit ihrer Schulverwaltung freiwillig abgenommen, wie sie ebenso 
in der Ausgestaltung und Ausstattung ihrer Volksschulen, in der An- 
gliederung von Mittel- oder Bürgerschulen, von besonderen Schulklassen 
fiir schwachbefähigte Kinder, von Kursen für Stotterer, von Schul- 
museen und sonstigen Veranstaltungen zur Fortbildung ihrer Lehr- 
kräfte wie zum Wohle der Schüler (Schulbäder, Schwimmunterricht, 
Bade- und Eisbahnfreikarten, Jugendspiele, ausgiebige Unterstützungen 
für Ferienkolonien und für Verabreichung warmen Frühstücks an arme 
Schulkinder während der Wintermonate, neuerdings auch besondere 
Schulen zur gleichzeitigen gesundheitlichen Förderung schwächlicher 
und kränklicher Kinder [Waldschulen] u. a.) regelmäßig weit über 
das den Gemeinden hinsichtlich der Unterhaltung der Volksschulen 
vorgeschriebene Maß hinauszugehen pflegen und in der zwangsweisen 
Beteiligung an den neuerdings regierungsbezirksweise eingerichteten 
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Lehrerpensionskassen erfahrungsgemäß durch die auf sie entfallenden 
hohen Beiträge auch an der Pensionslast der kleineren Städte und der 
Landgemeinden teilzunehmen gezwungen sind.i) 

Andererseits hat der preußische Staat die von ihm bewilligten 
Zuschüsse für die Lehrerbesoldung neuerdings derart geregelt, daß 
von denselben auf die größeren Städte nur ein verschwindender Bruch- 
teil (für 24 Lehrerstellen im Maximum) entfällt. So ist die Fürsorge 
für die Volksschule immerhin in weiterem Maße als in Frankreich 
der Tätigkeit der Gemeinde, dieser aber auch in größerem Maße als 
dort die Schullast belassen, während die beiderseitigen Einrichtungen 
insofern ähnlicher geworden sind, als in Frankreich heute das Departe- 
ment ebensowenig an den Volksschullasten teilnimmt, wie bei uns 
Kreis oder Provinz. 

Die Errichtung mittlerer Lehranstalten sowie von Fach- und 
Fortbildungsschulen ist lediglich in das freiwillige Ermessen der Ge- 
meinden gestellt, doch haben sie wegen des Fortbildungsschulwesens 
ebenso wie die höheren Kommunalverbände das Recht, durch statuta- 
rische Bestimmungen den Besuch einer Fortbildungsschule für gewerb- 
liche Arbeiter unter 18 Jahren obligatorisch zu machen, und üben die 
Städte v.ermöge ihres Aufsichtsrechts über die Innungen auch eine 
solche über die Innungsfachschulen aus, denen vielfach Zuschüsse aus 
Gemeindemitteln gewährt werden. 2) Von den höheren Schulen für den 
allgemeinen Unterricht i. J. 1897 — es gab in Preußen an Gymnasien, 
Progymnasien, Real- und Realprogymnasien, Oberrealschulen und Real- 
schulen 568 Anstalten 3) — waren die 152 Realgymnasien und 86 Real- 
anstalten fast ausschließlich städtische oder, wie einzelne Oberreal- 
schulen, von Städten und dem Staate gemeinsam unterhaltene Anstalten, 
und waren auch von den 277 Gymnasien und 53 Progymnasien eine 
nicht unerhebliche Anzahl namentlich von den Großstädten errichtet.^) 

Von sonstigen Veranstaltungen für • Bildungszwecke (Museen, 

1» Ges. vom 23. Juli 1893. Vgl. Vei-waltnngsbcricht der Stadt Breslau 1S92 
bis 1895, S. 264 f.; danach bezogen 33 pensionierte Lehrkräfte der Stadt Breslau für 
die ersten dreiviertel Jahre des Bestehens der Kasse (1. Juli 1893 bis Ende Mäiz 
1894) aus derselben 24865 Mark, während der nach dem beitragspflichtigen Dienst- 
einkommen berechnete von der Stadt an die Kasse zu zahlende Beitrag 54154 M. 
betrug; 1894/95 Beitrag der Stadt 78 762 M., dagegen Leistung der Kasse für 38 
Pensionäre 59 846 M. — Berlin kann, weil außerhalb der Provinzial- und Bezirks- 
verwaltung stehend, von solcher unfreiwilligen Mitleistung für die Pensionen 
anderer Schulverbände nicht betroffen werden. 

2) Vgl. z. B. Monatsberichte des statistischen Amts der Stadt Breslau 1S95, S. 92. 

3) Jahrbuch der höheren Schulen Deutschlands, XVIII, 1897. 

4> So wird für Preußen die Unterhaltung von humanistischen und Realgymna- 
sien durch größere Gemeinden kaum als „exzeptionell" zu bezeichnen sein, wie 
Reitzknstein in „Schönbergs Handbuch**, Xu, 2 S. 37, mit Bezug auf Deutschland 
im allgemeinen sich ausdruckt 
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Theater, Bibliotheken) haben neuerdings besonders die dem Bildungs- 
bedürfnis der großen Masse entgegenkommenden Volksbibliotheken, 
vielfach zugleich mit Lesehallen verbunden, von vielen Gemeinden 
Förderung erfahren, wie auch gewerbliche Zeichen- und andere Fach- 
(Handwerker-) Schulen von größeren Städten unterhalten oder sub- 
ventioniert werden. 

Die öffentliche Armenpflege ist in Deutschland nach dem 
Vorgange Preußens i) durch das Keichsgesetz vom 6. Juni 1870 auf der 
Grundlage des Begriffs des ünterstützungswohnsitzes geregelt, wonach 
der Ortsarmenverband, abgesehen von dessen Verpflichtung, jedem 
Hilfsbedürftigen zunächst subsidiär die notwendige Unterstützung an- 
gedeihen zu lassen, definitiv die Armenlast zu tragen und daher ge- 
gebenenfalls Ersatz an andere Ortsarmenverbände zu leisten hat für 
diejenigen Personen, welche in ihm nach den gesetzlichen Bestimmungen 
ihren ünterstützungswohnsitz haben. 2) Ortsarmenverband ist aber 
grundsätzlich in erster Linie die Ortsgemeinde, während die Ver- 
einigung solcher zu einem besonderen Ortsarmenverband nur dort ein- 
tritt, wo das wegen Leistungsunfähigkeit der einzelnen Gemeinde, 
•namentlich aber auch wegen enger Verflechtung der lokalen und 
wirtschaftlichen Beziehungen, wie solche im Osten vielfach zwischen 
Landgemeinden und Gutsbezirken stattfindet, notwendig wird. Die 
Ausübung der Armenpflege gestaltet sich aber nicht nur dem Maße, 
sondern auch der Art nach sehr verschieden in den einzelnen Ge- 
meinden. Auf dem Lande, besonders in ärmeren rein landwirtschaft- 
lichen Gegenden wird die Unterhaltung der Ortsarmen vielfach noch 
im Wege der Naturalleistung mittels reihenweiser Unterbringung der- 
selben bei den einzelnen Gemeindemitgliedem bewirkt, so daß hier 
die Belastung der Gemeinde mit den Kosten der Armenpflege teilweise 
nicht einmal zahlenmäßig festzustellen ist. In solchen Gemeinden wird 
oft genug die Ersatzpflicht gegenüber anderen Armenverbänden als 
der schwerere Teil der Armenlast empfunden.') 

1) Gesetz vom 31. Dezember 1842. 

2) Dabei ist zu beachten, daß der UnterstützungswohDsitz nur in Bayern auf 
dem Heimatsrecht, im übrigen Deutschland — ausschließ. Elsaß-Lothringen, wo noch 
die französischen Bechtsbestimmungen in Kraft sind — auf dem zweijährigen Wohn- 
sitz bemht. 

8) So besaßen im Jahre 1889 in der Provinz Posen von 3265 Landgemeinden 
2694 überhaupt kerne Armenhäuser; in den Landgemeinden des Regierungsbezirks 
Köslin konnte die Unterbringung der Ortsarmen in Armenhäusern nur in den 
seltensten Fällen erfolgen und war hier die reihenweise Versorgung derselben die 
Regel, wie hier auch die Erstattungen an auswärtige Armenverbände besonders 
drückend, und beanspruchten die Armenlasten trotz der Ndtnralverpflegnng in der 
Regel 100 Vo, vielfach aber auch mehr, selbst bis 300 ^/o der Grund-, Gebäude- und 
(damals noch) Klassensteuer. Vgl. Schriften des Vereins für Sozialpolitik, XLIV, 
1890, S. 13 et passim. 
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Die Armenkrankenpflege wird in den Landgemeinden selbst — ab- 
gesehen von einzelnen Industriebezirken — fast durchweg nur als 
offene zu handhaben sein, während dieselben in Fällen, wo eine An- 
staltsbehandlung notwendig wird, entweder auf Kreiskrankenhäuser 
oder Krankenanstalten der benachbarten Städte gegen Erlegung der 
Pflegekosten aus Gemeindemitteln angewiesen sind. In den Städten, 
wo die Armenversorgung ausschließlich innerhalb der öffentlichen 
Finanzwirtschaft derselben stattfindet, stellt wiederum die Handhabung 
der Armenpflege erhebliche Anforderungen an die ehrenamtliche Be- 
tätigung der Gemeindemitglieder. So findet das Amt der in der 
Städteordnung als Gehilfen der Gemeindebehörde vorgesehenen Bezirks- 
vorsteher seinen wesentlichsten Inhalt in der Armenpflege, deren neuere, 
auf dem Prinzip der möglichst persönlichen Beobachtung und Leitung 
der Armen beruhende Ausgestaltung besonders in den Bezirksarmen- 
kommissionen der Großstädte außerdem noch eine Unzahl ehrenamtlich 
fungierender Hilfskräfte in Bewegung setzt, zugleich aber auch die 
Zentralleitung der Armenverwaltung nicht unerheblich mit bureau- 
mäßigen Arbeiten belastet. Andererseits hat das Bedürfnis, mit den 
bedeutenden, für das Armenwesen aufgewendeten Gemeindemitteln 
einen möglichst nachhaltigen Nutzen zu erzielen, in den Großstädten 
zu einer Spezialisierung der Armenpflege in verschiedene Zweige i) 
geführt, bei deren Ausbildung die Gemeinden in Verfolgung jener Ab- 
sicht vielfach über das gesetzlich vorgeschriebene Minimum der zu 
gewährenden Unterstützung freiwillig hinausgehen, letzteres nament- 
lich auch dort, wo besondere in Verwaltung der Gemeinde stehende 
Stiftungen und Stiftungskapitalien je nach deren Bestimmung der obli- 
gatorischen öffentlichen Armenpflege zur Seite treten ^j, und zumal auf 
dem Gebiete der Armenkrankenpflege. 

In letzterer berührt sich die Fürsorge der Gemeinde für ihre 
Armen eng mit ihren Aufgaben auf dem Gebiete des Gesundheits- 

1) Geschlossene Pflege in Armenhäusern namentlich für alte arbeitsunfähige 
Leute neben Armenarbeitsanstalten für die Arbeitsfähigen; besondere Siechen- 
häuser; besondere Stationen für vorübergehend der Armenpflege anheimgefallene 
Kinder neben Waisenanstalten und der zumeist bevorzugten Kostpflege in Familien ; 
organisiertes Ineinandergreifen der durch remunerierte Armenärzte ausgeübten 
offenen und der geschlossenen Armenkrankenpflege; Spezialisierung der in offener 
Pflege gewährten Unterstützungen nach der Art des einzelnen Falls in Geld oder 
Naturalunterstützungen. Dazu kommt in den größten Städten, besonders in denen, 
welche für sich eigne Landarmenverbände bilden (BerUn, Breslau), vielfach die Aus- 
übung der Irrenpflege in eigenen Irrenanstalten oder Irrenabteilungen der städtischen 
Krankenhäuser. 

2) Eine eingehende Darstellung von der geschichtlichen Entwickelung und dem 
heutigen Umfange der Armenpflege einer Großstadt gibt Band XII, Heft 8 der 
Breslauer Statistik: ^Die öffentliche Armen- und Wohltätigkeitspflege der Stadt 
Breslau", Breslau 1899. 
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Wesens Überhaupt. Gesetzlich verpflichtet ist dieselbe in dieser 
Hinsicht zur Mitwirkung bei der Ausfuhrung der öffentlichen Schutz- 
pockenimpfung 1) und zur Unterstützung der SanitätspolizeL Während 
diese Verpflichtung in den Landgemeinden sich zumeist auf eine In- 
anspruchnahme des Gemeindevorstandes als örtlicher Obrigkeit und 
Gehilfen der Polizei beschränken wird, zumal die Kosten des Impf- 
geschäfts in Preußen die Kreise zu tragen haben 2), fallen die letzteren 
den kreisexempten Städten als solchen zur Last und sind in den 
Städten überhaupt zur Unterstützung der Sanitätspolizei sogenannte 
Sanitätskommissionen ^) zu bilden, wie dieselben unter Umständen be- 
hufs Abwehr oder Unterdrückung von Epidemien auch zu außerordent- 
lichen Veranstaltungen (Einrichtung von Isolierkrankenräumen usw.) 
angehalten werden können. Die Mitwirkung der Gemeinde bei der 
Durchführung des Reichs viehseuchengesetzes vom 12. März 1881 be- 
zieht sich wiederum mehr auf diejenige Seite desselben, welche der 
Schädigung privatrechtlicher Vermögensinteressen durch die not- 
wendigen veterinärpolizeilichen Maßregeln zu verhüten bestimmt ist, 
und reiht sich daher den auf dem Gebiete der Wiitschaftspfleg6 liegenden 
Aufgaben der Gemeinde an. Im übrigen bildet die Pflege des öffent- 
lichen Gesundheitswesens, wie sie überhaupt von den Städten ihren 
Ausgangspunkt genommen hat, auch heute noch einen wesentlichen 
Teil deren freiwilliger Tätigkeit in der Unterhaltung von Kranken-, 
öffentlichen Desinfektionsanstalten und Gemeindefriedhöfen*), in der 
Förderung der Hygiene durch Unterhaltung oder Unterstützung öffent- 
licher Badeanstalten und der Schulhygiene im besonderen, neuerdings 
auch durch Anstellung von Schulärzten, in der Unterstützung der 
Nahrungsmittelpolizei durch Unterhaltung eigener chemischer Unter- 
suchungsstationen und durch Errichtung öffentlicher Schlachthäuser, 
die in Großstädten zumeist mit geschlossenen städtischen Viehmärkten 
verbunden sind und insofern auch das Gebiet der Förderung der ge- 
werblichen Interessen berühren, vor allem aber in jenen kostspieligen 
Anlagen, welche unter dem Begriff des Assanierungswesens zusammen- 
gefaßt werden: Wasserversorgung, Entwässerung und Schwemm- 
kanalisation, Straßenreinigung und Abfuhrwesen, Promenaden, Parks, 
öffentliche Plätze, Regulierung und Verbreiterung von Straßen. Aller- 
dings ist die Gemeinde bei derartigen Unternehmungen nicht bloß den 

1) Reichsimpfgeeetz vom S. Apnl 1874. 

2) Preuß. Ausfühi-ungsgesetz zum Reichs-lrapfges. vom 12. April 1875. 

3) Preußisches Regulativ vom 8. August 1835. 

4) Die Unterhaltung von Friedhöfen ist nach dem Allgem. Landrecht, 11, Tit. 11, 
§ 183 u. 761 im allgemeinen Sache der Kirchengemeinden, doch ist dieselbe der 
politischen Gemeinde nicht verwehrt und wird deren Initiative dort von Nutzen 
sein, wo, wie vielfach in Großstädten, die einzelnen Kirchengemeinden bereits mit 
Schwierigkeiten bei der Ei-^'erbung des nötigen Geländes zu kämpfen haben. 
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betreffenden allgemeinen polizeilichen Bestimmungen unterworfen, 
sondern greift der Staat in manchen Beziehungen auch durch 
spezielle Gesetze oder im Aufsichtswege regulierend ein, so z. B. 
wenn er den Gremeinden im sanitären Interesse gestattet, durch Orts- 
statut einen Zwang zur Benutzung ihrer öffentlichen Schlachthäuser 
und zur amtlichen Untersuchung sämtlichen Schlachtfleisches ein- 
zuführen, dafür aber die finanzielle Ausnutzung jener durch die Ge- 
meinde beschränkt 1), oder wenn er die Ableitung des Inhalts von 
Schwemmkanälen in öffentliche Gewässer verbietet resp. nur in Aus- 
nahmefällen zuläßt. 

An die öffentliche Armen- und Krankenpflege und die Förderung des 
Gesundheitswesens reihen sich die sogenannten sozialpolitischen 
Aufgaben. Abgesehen davon, daß die Gemeinde wie jeder andere Arbeit- 
geber verpflichtet ist, für die Kranken-, Unfall-, sowie Invaliditäts- und 
Altersversicherung der in ihren Betrieben und auch im eigentlichen 
Kommunaldienst beschäftigten Arbeiter und Hilfskräfte, denen nicht 
Beamtenqualität beiwohnt, eventuell durch Errichtung eigener Orts- 
oder Betriebskrankenkassen zu sorgen und die gesetzlichen Anteile an 
den Versicherungsbeiträgen zu leisten, übt die Gemeinde die Aufsicht über 
die innerhalb derselben für die verschiedenen Gewerbe resp. Gewerbe- 
betriebe bestehenden Orts- und Betriebskrankenkassen aus und besitzt 
das Recht, durch Ortsstatut die Versicherungspflicht auf gewisse, der- 
selben nicht unbedingt unterworfene Berufskreise auszudehnen, wie das 
in vielen Orten namentlich bezüglich der Angestellten kaufmännischer 
Betriebe tatsächlich geschehen ist. Auch kann die Gemeinde und wird 
eventuell dazu genötigt sein, an Stelle der Orts- und Betriebskranken- 
kassen eine Gemeindekrankenversicherung einzurichten, welche z. B. 
in Bayern vorherrschend ist 2) Der Alters- und Invaliditätsversicherung 
dienen die Gemeinden als Hilfsorgane besonders für eine Kontrollierung 
der Rentenempfänger, wie andererseits jene im eigenen Interesse, zu- 
mal die große Masse der Bevölkerung mit diesem Zweige der öffent- 
lichen sozialen Fürsorge immer noch wenig vertraut ist, sich genötigt 
gesehen haben, aus eigener Initiative zu untersuchen, inwieweit die 
öffentliche Unterstützung nachsuchenden Personen etwa Ansprüche auf 
Alters- oder Invalidenrente haben, und diese Ansprüche geltend zu 

1) Gesetze vom IS. März 1868 u. 9. März 1881, Kom.-Abg.-Ges. von 1893, § 11. 

2) Krankenvereicherungsgesetz vom 15. Juni 1883 resp. 10. April 1892, speziell 
§§ 4 bis 15; Gesetz betreffend die Unfall Versicherung der bei Bauten beschäftigten 
Personen vom 11. Juli 1887, §§ 4, 46 und 47; Gesetz betr. die Alters* und InvaU- 
ditätsversicherung vom 22. Juni 1889; die im § 5 des letzteren gegebene Möglichkeit, 
daß Gemeinden gleich den KommunalverbSnden höherer Ordnung selbständige 
Träger dieser Versicherung werden, hat in Preußen bisher nur auf Berlin, ent- 
sprechend dessen exzeptioneller Stellung in der Gliederung der Verwaltungskörper, 
Anwendung gefunden. 
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machen. Erforderte bereits die Kranken- und Unfallversicherung in 
großen Städten die fortlaufende Tätigkeit verschiedener Arbeitskräfte 
in den den Gewerbeangelegenheiten gewidmeten Bureaus, so haben 
jene nach dem Hinzutreten der Alters- und Invaliditätsversicherung 
für die Bearbeitung der Versicherungskassenangelegenheiten zumeist 
besondere Bureauabteilungen einrichten müssen. 

Die freiwillige Tätigkeit der Gemeinden auf dem Gebiete sozialer 
Fürsorge resp. vorbeugender Armenpflege beschränkt sich in der 
Hauptsache auf die Unterhaltung von Leihhäusern und die Einrichtung 
von Arbeitsnachweisen, wogegen Einrichtungen zur Versicherung gegen 
Arbeitslosigkeit über das erste Stadium vereinzelter Versuche noch nicht 
hinausgekommen sind. Die städtischen Leihämter, vielfach bereits aus 
der letzten Zeit des 1 8. Jahrhunderts stammend, waren in der Regel im 
unmittelbaren Anschluß an die Ausgestaltung der öffentlichen Armen- 
pflege begründet, indem sie in flnanzieller Hinsicht zugleich als An- 
lageplatz für Armenfonds und mit ihren in mäßigen Grenzen zu 
haltenden Überschüssen als Einnahmequelle der Armenkassen dienen 
sollten. Die Einrichtung ständiger Arbeitsnachweisbureaus mit ge- 
bührenfreier Auskunftserteilung seitens der Gemeinden ist dagegen 
ganz jungen Datums und daher fürs erste hauptsächlich noch auf eine 
Anzahl größerer und mittlerer Städte beschränkt, wobei allerdings 
mehrfach die Absicht erörtert worden ist, unter diesen Einrichtungen 
planmäßige Verbindungen herzustellen, um ihnen dadurch eine räumlich 
weiter reichende Wirksamkeit in der Eichtung einer regulierenden 
Verteilung der Arbeitskräfte zu geben. 

Auf dem Gebiete der wirtschaftlichen Interessen sind die Ge- 
meinden in erster Beihe zur Unterhaltung ihrer Orts Straßen und 
ebenso in ziemlich weitem Maße zur Tragung der Wegebaulast 
verpflichtet. In ersterer Hinsicht haben die G^meindeorgane den 
Straßenanlageplan festzustellen, sowie über Fluchtveränderungen, Ver- 
breiterungen und Durchbrüche von Straßen zu beschließen i), dabei 
aber nach dem Gemeindeabgabengesetz von 1893 die Adjacenten 
grundsätzlich zu Präzipualbeiträgen heranzuziehen, sofern die Kosten 
der Anlage und erstmaligen Befestigung neuer Straßen jenen nicht 
überhaupt auferlegt werden können, wie das in rasch anwachsenden 
Städten und großstädtischen Vororten zumeist der Fall ist und nach 
dem Baufluchtliniengesetz von 1875 (§ 15) auch bezüglich der Anlage 
der Entwässerungs- und Beleuchtungsvorrichtungen und einer zeit- 
weiligen (höchstens 5 jährigen) Unterhaltung durch die Bauunter- 
nehmer bezw. Adjazenten ortsstatutarisch festgelegt werden kann. Im 
übrigen liegt die Unterhaltung der öffentlichen Ortsstraßen einschließ- 
lich deren Neupflasterung der Gemeinde ob, welche nach dem Kom- 

1) Baufluchtliniengesetz vom 2. Juli 1875. 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel Organisation und Aufgaben. § 4. Preoßon. 191 

munalabgabengesetz allerdings befugt ist, Gewerbebetriebe, au8 deren 
Vorhandensein eine hervon-agend starke Inanspruchnahme der Orts- 
straßen wie anderer kommunaler Einrichtungen resultiert, zu den Ge- 
meindelasten im Wege steuerlicher Vorbelastung besonders heran- 
zuziehen, wogegen zur Herstellung und Unterhaltung der Bürgersteige 
nach Ortsrecht meist die betreffenden Grundstücksbesitzer verpflichtet 
sind. ^) Die finanzielle Last der Unterhaltung der Ortsstraßen differen- 
ziert aber je nach der Größe der Orte und ihrer wirtschaftlichen 
Entwicklung in auch relativ verschiedenem Maße. Während dieselbe 
auf dem Lande vielfach mit dem Anteil der Ortschaften an der Wege- 
baulast zusammenfiUlt, im übrigen aber minimal ist, und während 
dasselbe Kopfsteinpflaster eines Ackei-städtchens unter gelegentlichen 
Eeparaturen mehreren Generationen dient, sind aufistrebende, gewerb- 
reiche Plätze häufig genötigt, in kurzer Zeit das ganze System ihrer 
Straßenbefestigung den veränderten Anforderungen des Verkehrs neu 
anzupassen und dabei zugleich die Interessen anderweiter kommunaler 
und sonst öffentlicher Einrichtungen zu berücksichtigen. 

Die Wege baulast der Gemeinden hat in Preußen, im Gegensatz 
zu England und Frankreich, bis heute keine allgemeine gesetzliche 
Regelung erfahren. Für die 1866 neu erworbenen Landesteile, sowie 
für Sachsen und Hohenzollern ist eine solche teils provinziell, teils 
nach Segierungsbezirken erfolgt 2), während in den übrigen Teilen der 
Monarchie neben provinziellen oder allgemeinen wegepolizeilichen Vor- 
schriften und den Bestimmungen des allgemeinen Landrechts ^) meistens 
noch das Herkommen maßgebend ist und die bezüglichen Verpfiich- 
tungen daher den privatrechtlichen Charakter vielfach noch nicht 
ganz verloren haben. 4) Überall aber war die Wegebaupflicht ur- 

1) Vgl. hierzu Allg. Landr. I, 8, §§ 78, 81 und 82, und Entscheidung des 
Oberverwaltnngsgerichts, X S. 208. 

2) ProvinzieU geordnet ist das Wegewesen in Schleswig-Holstein, Hannover 
und Sachsen ; in Hessen-Nassau gelten besondere gesetzliche Bestimmungen für den 
Begierungsbezirk Cassel, für das frühere Herzogtum Nassau und für die vormals 
Großberzogl. hessischen Landcsteiie. Die einzelnen Gesetze vgl. bei Hüe de Grais, 
Handbuch der Verfassung und Verwaltung in Preußten und im Deutschen Reiche, 
12. Aufl. 1898, S. 551, Anm. 11. 

8) Über Gemeindewege vgl. Allgem. Landr. U, Tit 7, §§ 37—44, über Land- 
nnd Heerstraßen cbendort II, 15, §§ 1, 18—17, T6 u. 24; doch haben die landrecht- 
lichen Bestimmungen nur subsidiär mangels besonderer provinzialer Bestimmungen 
Geltung. Provinzialgesetzliche Bestimmungen angeführt bei Hüe de Gbais a. a. 0. 
ö. 550, Anm. 10, wegepolizeiliche ebendort § 872. 

4) So beruht die Regelung der Wegebaulast in den alten Provinzen vielfach 
noch auf den Ablosungsrecessen, wonach z. B. im Reg.-Bez. Eöslin das betreffende 
Rittergut in der Regel zur Lieferung von Wegebaumateriai am Ursprungsort (Wald, 
Steinbruch) und zur Gestellung von Zimmerleuten und Pflasterern verpflichtet ist, 
während im übrigen die Unterhaltungspflicht, namentlich die Leistung von Hand- 
und Spanndiensten, auf der bäuerlichen Gemeinde lastet. 
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sprünglicb nach den Feldmarken abgegrenzt, so daß sie für die inner- 
halb deren Gemarkungsgrenzen liegenden Wegestrecken bald auf den 
betreffenden Gemeinden und Gutsbezirken, bald auf den anliegenden 
Grundbesitzern als solchen lastete. Auf dieser Grundlage hat sie sich 
mehr und mehr zu einer Gemeindepflicht herausgebildet, während 
andererseits das durch die Dotationsgesetze bedingte Eintreten der Pro- 
vinzen und Kreise für die dem allgemeinen Verkehr dienenden Kunst- 
straßen eine faktische Beschränkung der gemeindlichen Wegel)aupflicht 
auf die verkehrspolitisch unbedeutenderen Vizinalwege herbeigeführt hat. 

Die Verteilung der Wegebaulast, zu der auch die Ausführung der 
betreffenden Arbeiten gehört, auf die Pflichtigen ist eine wegepolizei- 
liche Angelegenheit und fällt daher auf dem Lande in das Ressort der 
landrätlichen Verwaltung, während den Kreisen die Aufgabe zugefallen 
ist, den kommunalen Wegebau nach Maßgabe des Bedürfnisses und 
der Leistungsfähigkeit der einzelnen Gemeinden zu unterstützen. Von 
einer planmäßigen Zusammenfassung der Naturalleistungen und Geld- 
beiträge, wie solche namentlich in Frankreich durchgeführt ist, kann 
bei dieser Sachlage noch keine Rede sein, wenn auch die Verteilung 
der Wegelasten auf die einzelnen Pflichtigen, entsprechend dem der- 
selben zugrunde zu legenden Maßstabe, heute zumeist nach festen 
Geldbeiträgen geschieht, auf welche dann die in natura geleisteten 
Dienste zu bestimmten Preissätzen in Anrechnung gebracht werden. 

An die pflichtgemäße Aufgabe der Unterhaltung der Ortsstraßen 
und Kommunikationswege reiht sich als freiwillige deren Beleuch- 
tung.*) Der hierfür und für die Beleuchtung der Gemeindeämter 
und -Anstalten nötige Lichtbedarf, dazu die auch seitens des Privat- 
bedarfs gesteigerten Anforderungen an Art und Qualität der Be- 
leuchtung haben mehr und mehr dazu geführt, die der Erzeugung der 
Beleuchtungsstoffe dienenden Anstalten, zumal diese für die Verlegung 
ihrer Leitungsnetze auf die öffentlichen Straßen angewiesen sind, in 
den Tätigkeitsbereich der Gemeinde einzubeziehen. Größeren Orten 
erwächst dabei neuerdings die in Mittelstädten mit mäßigem Wachstum 
ohne finanzielle Schädigung nicht leicht durchzuführende Aufgabe, den 
veränderten Bedürfhissen durch Anlage von Elektrizitätswerken neben 
ihren schon vorhandenen Gasanstalten zu genügen, während kleine 
Städte, industrielle Landgemeinden und neu entstandene Vororte von 
Großstädten, welche das moderne Lichtbedürfnis ebenfalls ergriffen 
hat, in der Lage sind, demselben von vornherein durch Elektrizitäts- 
anlagen zu genügen. 2) Dagegen hat eine Kommunalisierung von 

1) Der auf Banitaren Erfordernissen beruhenden Straßenreinigung ist Bchon 
oben gedacht worden. 

2) Anfang 1899 waren in Deutschland etwa 470 städtische Elektrizitäts- 
werke vorhan<)enr von denen 120 auf die 517 Städte mit mehr als 10000 Ein- 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. Organisation und Aufgaben. § 4. Preußen. 193 

Straßenbahnen, obgleich dieselben unter das Kleinbahngesetz 
fallen und daher ausdrücklich auch politischen Gemeinden übertragen 
werden können i), in Preußen wie überhaupt in Deutschland bislang 
in noch geiingerem Maße als in England stattgefunden 2) und haben 
sich die Gemeinden bezüglich dieser vorerst auf den Vorbehalt eines 
Heimfallrechts nach Ablauf der Konzessionen, auf eine Reglementierung 
des Betriebes durch in neuester Zeit vielfach verschärfte Konzessions- 
bedingungen 3), sowie auf eine Verpflichtung der Gesellschaften zur 
Unterhaltung und Reinigung des von ihren Geleisanlagen benutzten 
Straßenkörpers und auf eine gewisse Beteiligung an den Brutto- 
einnahmen resp. Reinerträgen beschränkt. 

Die Mitwirkung der Gemeinden wird, wie weiter oben schon er- 
wähnt ist, auch zur Ausfuhrung derjenigen Bestimmungen des Reich s- 
Viehseuchengesetzes vom 12. März 1881 in Anspruch genommen, 
welche eine Entschädigung der Besitzer von Nutztieren für die Ver- 
luste bezwecken, die jenen andernfalls durch die veterinärpolizeilich 
verfügte Tötung solcher Tiere erwachsen würden. Den Gemeinden 
liegt in dieser Hinsicht die Feststellung der beitragspflichtigen Be- 
sitzer solcher Tiere, der Viehbestände derselben und die Einziehung 
der auf jene zur Bestreitung der gesetzlichen Entschädigungen ent- 
fallenden Beiträge ob. 

Die Gemeinden haben bei der Konzessionierung verschiedener 
konzessionspflichtiger Gewerbebetriebe, so namentlich der Pfandleih- 
geschäfte, der Gast- und Schankwirtschaften ^), wie bei der Feststellung 
des Bedürfnisses für neue Apothekenkonzessionen mitzuwirken, nament- 
lich aber, neben der schon oben erwähnten Aufsicht über die Innungen 
und die Krankenkassen, den Markt- und Meßverkehr zu regeln s), 



wohnern, hauptsächlich aber auf große Städte, 350 Werke auf die 2700 Städte 
von 2000 bis 10000 Einwohnern entHelen; „Verhandlungen der X. Jahresversamm- 
lung des Hessischen Städtetages zu Fulda", Cassel 1899. 

1) Vgl. Gleim, Das Gesetz über die Kleinbahnen, Berlin 1895, S. 25. 

2) Anfangs 1899 waren in Deutschland überhaupt nur 19 Gemeinden im Besitz 
von Straßenbahnen, von denen wiederum nur 10 den Betrieb in eigener Regie aus- 
übten, die übrigen 9 ihre. Bahnen verpachtet hatten. Dabei ist charakteristisch, daß 
die Kommunalisierung fast ausschließlich bei elektrisch betriebenen Linien erfolgt 
war, wie dieselbe angesichts der raschen Zimahme der Straßenbahnen — 1889 gab 
es solche in 62, 1S92 in 84 deutschen Orten — überhaupt noch geringfügig ist. 
Vgl. Fr. Deichen, Die Kommunalisierung der Straßenbahnen in Deutschland, in 
der „Zcitschr. f. d. ges. Staatawissenschaft" XXV, 1899, S. 459ff. 

8) Darunter namentlich auch die Verpflichtung, in bestimmten Terminen zum 
elektrischen Betrieb überzugehen, sowie auf Verlangen der Gemeindebehörde die 
elektrische Kraft aus kommunalen Elektrizitätswerken entnehmen zu müssen ; femer 
Einrichtung von Pensionskassen für die Angestellten. 

4) Reichsgewerbeordnung §§ 33 u. 34. 

5) A. a. 0. §§ 69, 70 u. 142. 

V. Kaufmann, RommuDalfinanzen. 13 



Digitized by 



Google 



194 I. Abschnitt Aufgaben und Ausgaben der Eommunalkörperschaften. 

vereidigte Feldmesser, Auktionatoren, Wäger, Messer, Schauer und 
Stauer zu bestellen 0, sowie diejenigen Aichungsämter zu unterhalten, 
welche sich nicht am Sitz eines Aichungsinspektors befinden. 2) Hierzu 
treten als fakultative Aufgaben, und zwar wiederum der größeren Orte, 
die schon oben erwähnte Einrichtung von Viehmärkten und Schlacht- 
höfen, von Markthallen, Pack- und Lagerhöfen, welche letzteren in 
Verbindung mit kommunalen Hafenanlagen und ZoUverschlußlagem 
in bedeutenderen Handelsplätzen vielfach von großer Ausdehnung sind, 
sowie allgemeiner die Einrichtung von Sparkassen, in deren Betrieb 
die Städte mit den Kreisen konkurrieren. 3) 

Ein besonderes Gebiet kommunaler Tätigkeit bildet die Verwal- 
tung von sogen, selbständigen Stiftungen und Vermächtnissen, 
wozu die Gemeinde als juristische Person befähigt ist Die Gemeinde- 
organe regeln die Verwaltung solcher Stiftungen wie eigene Gemeinde- 
angelegenheiten entweder ganz nach freiem Ermessen, wenn ihr jene 
ohne nähere Vorschriften übertragen sind, oder unter Beobachtung der 
vom Stifter vorgesehenen Bestimmungen. Die Verwaltung derartiger 
Stiftungen ist aber getrennt vom städtischen Etat zu fuhren und 
unterliegt hinsichtlich der Einhaltung der Stiftungsbestimmungen der 
Aufsicht des Regierungpräsidenten. Dabei ist nicht ausgeschlossen, 
daß derartige Vermächtnisse nur als Grundstock für die Errichtung 
von Anstalten dienen, die mit kommunalen Mitteln vollendet und 
auch mit kommunalen Zuschüssen unterhalten werden, wie das nament- 
lich bei städtischen Krankenhäusern und Erziehungsanstalten vielfach 
der Fall ist, bei denen dann der Stiftungscharakter im Laufe der Zeit 
mehr und mehr in den Hintergrund tritt. 

Wie nun die Erfüllung der vorstehend geschilderten Aufgaben 
ausführender Organ bedarf, so erscheint als grundlegende Aufgabe der 
Gemeinde die personale Organisation des Kommunaldienstes 
selbst, in welcher sich von vornherein zwei Hauptgruppen derselben 
unterscheiden lassen : derjenige Dienst, welcher der Wahrnehmung der 
aus den verschiedenen erwähnten Aufgaben erwachsenden Verwaltungs- 
geschäfte gewidmet ist, und derjenige, welcher zur Beschafiung und 
Verwaltung der zur Durchführung aller Aufgaben nötigen sachlichen 
Mittel dient. In ersterer Hinsicht wird der Umfang und die Aus- 
bildung des Verwaltungsapparats von der tatsächlichen Ausdehnung 

1) A. a. 0. § 36. 

2) Maß- und Gewichtsordnung des Norddeutschen Bundes vom 17. August 1868, 
nebst NoveUe vom 11. Juli 1884 §§14—19 und preuß. Gesetz betr. die Aichungsbe- 
hörden vom 26. November 1869. 

3) Sparkassenreglement vom 12. Dezbr. 1838; vgl. Oertel, Kommentar zur 
Städteordnung für die 7 östlichen Provinzen, 1893, S. "272 ff. — Vereinzeit das Vor- 
kommen einer stadtischen Bank in Breslau, deren früheres, 1894 erloschenes Noten - 
Privileg in kurzen Zeiträumen der Erneuerung bedurfte. 
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des Aufgabenkreises der Gemeinde, zumal des fakultativen, abhängen. 
Die Gestalt wiederum, welche der Finanzdienst annimmt, wird in 
erster Linie davon bedingt sein, in welchem Grade die Gemeinde- 
verwaltung sich noch auf Natural- oder auf Geldleistungen stützt, in 
zweiter Linie durch die Mannigfaltigkeit und Größe der eigentlichen 
Aufgaben, die ihrerseits bei extensiver und intensiver Zunahme der- 
selben mehr und mehr den Übergang zur reinen Geldwirtschaft be- 
dingen, in ihrer Zunahme und Ausdehnung aber wesentlich von der 
Größe der Gemeinde und deren wirtschaftlichen oder sonstigen kul- 
turellen Entwickelung abhängen. 

In welchem Umfang diese Aufgaben, namentlich in Stadt- und 
Landgemeinden, differieren, ist bereits bei deren Schilderung hervor- 
gehoben. Wo in kleinen Landgemeinden, zumal in rein landwirtschaft- 
lichen Gegenden des Ostens, die Gemeindeaufgaben zu einem großen 
Teil noch mittels der Naturalleistungen der Gemeindemitglieder erfüllt 
werden, fallt die gesamte Verwaltung mit der Tätigkeit des Gemeinde- 
vorstehers und der Schöffen zusammen. Jener ist Dezernent wie aus- 
führender Beamter in allen Verwaltungsangelegenheiten der Gemeinde 
und zugleich deren Rendant und Buchhalter in einer Person und be- 
darf allenfalls noch eines Gemeindeschreibers als Hilfsbeamten, neben 
dem als niedere Bedienstete ein Gemeindebote, der meist zugleich 
Nachtwächter ist, und, wo Gemeinde weiden vorhanden sind, ein Ge- 
meindehirte das gesamte Personal der Gemeindeverwaltung bilden. 
Sollten von Landgemeinden noch andere besoldete Beamte unterhalten 
werden, so bedarf speziell die Anstellung von Polizisten, Feld- und 
Forsthütem der Bestätigung durch den Landrat. In der Auswahl der 
Personen bei Besetzung ihrer besoldeten Gemeindeämter sind die Land- 
gemeinden und ländlichen Kommunalverbände von weniger als 2000 Ein- 
wohnern im allgemeinen unbeschränkt und können durch königliche 
Verordnung den Bestimmungen des Gesetzes vom 21. Juli 1892 über 
die Anstellung von Militäranwärtern im Zivildienst nur rücksichtlich 
der zivilversorgungsberechtigten Kriegsinvaliden unterworfen werden. 
Dagegen unterliegen größere Landgemeinden den Bestimmungen des 
genannten Gesetzes gleich den Städten. Die Anstellungsbedingungen, 
die Besoldung und etwaige Pensionsberechtigung ihrer besoldeten Be- 
diensteten haben die Landgemeinden durch Beschluß im Einzelfalle 
oder durch Ortsstatut zu regeln i); dabei wird, falls derartige Fest- 



1) In den östlichen Provinzen und in Schleswig -Holstein ist nach der Land- 
gemeindeordnung von 1S91, § 118, ebenso in Hessen-Nassau nach der von 1S97 die 
Regulierung der Gehalts- und Pensionsverhältnisse der Gemeindebcamten ortsstatu- 
tarischer Regelung vorbehalten, eventuell die Entscheidung über Gebaltsfestsetzungen 
und streitige Pensionsansprüche, bei letzteren vorbehaltlich des Rechtsweges, dem 
Kreisausschuß zugewiesen. 

13* 
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Setzungen nicht getroffen sind, im Geltungsbereich des allgemeinen 
Landrechts bei solchen Gemeindebedienstet^n, welche zur Wahrnehmung 
dauernder Verwaltungsfunktionen berufen sind, die Anstellung auf 
Lebenszeit angenommen.*) In den westfälischen Samtgemeinden sind 
mangels solcher Festsetzungen die Gemeindeeinnehmer pensionsberech- 
tigt ^j, während von den Landgemeinden der Rheinprovinz auf Anord- 
nung des Landrats ein vom Kreisausschuß zu genehmigender Normal- 
besoldungsetat aufzustellen ist. 3) Zur Bestreitung der Pensionslasten 
sind in diesen beiden Provinzen alle Amtsverbände resp. Landbürger- 
meistereien je zu einem Kassenverbande vereinigt, zu welchem die 
einzelnen Verbandsglieder — auch die im Ehrenamte verwalteten 
Landbürgermeistereien auf Grund fingierter Dienstbezüge — Beiträge 
nach Maßgabe des jeweiligen pensionsberechtigten Diensteinkommens 
ihrer Beamten zu leisten haben. Die Verwaltung dieser beiden Pen- 
sionskassen geschieht durch die Organe der betreffenden Provinzial- 
verbände unter Aufsicht der Provinzialausschüsse. 
Der städtische Beamtenapparat gliedert sich: 

1. in den die gesarate Verwaltung leitenden Stadtvorstand, sei 
dieser ein kollegialischer Magistrat oder in der westlichen Bürger- 
meistereiverfassung der Bürgermeister mit den zu seiner Unterstützung 
im einzelnen berufenen Beigeordneten; 

2. in die Verwaltungsausschüsse (Deputationen, Kuratorien), welche 
unter der Aufsicht des Stadtvorstandes zur Leitung einzelner Verwal- 
tungszweige oder Anstalten berufen sind; 

3. in die dem Stadtvorstand und speziell dem Bürgermeister unter- 
geordnete Beamtenschaft im engeren Sinne; 

4. in die niederen Bediensteten der städtischen Verwaltung, denen 
nur zum Teil Beamtenqualität beiwohnt. 

Die Stellen des Stadtvorstandes sind prinzipiell Ehrenämter; doch 
ist dieser Grundsatz überall rücksichtlich der Bürgermeister, sowie in 
Frankfurt a.M. und überall dort, wo ein Ortsstatut oder Gemeindebeschluß 
dies vorsieht, rficksichtlich der zweiten Bürgermeister durchbrochen, 
ferner bezüglich der, neben den nach der Einwohnerzahl bemessenen 
ehrenamtlichen Beigeordneten- (Stadtrats-, Schöffen-, Senatoren-) Stellen, 
je nach Bedarf zu kreierenden besoldeten Ämter für rechts-, verwal- 
tungskundige oder mit spezieller Fachbildung ausgerüstete Magistrats- 
mitglieder: Syndikus, Kämmerer, Stadträte für die in besonderem 
Maße Gesetzes- und verwaltungsrechtliche Kenntnisse erheischenden 
Dezernate des Armenwesens, der Gewerbeangelegenheiten u. a., Schul- 



1) AUgem. Landr. 11, 6, § 169 u. 170. 

2) Westfäl. Laudgemeindeordnung § 44. 

3) Rhein. LandgemeindeordnuDg § 81. 
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rate, Bauräte.!) Die Besoldung dieser Beamten ist durch Gemeinde- 
beschluß festzusetzen und vom Bezirksausschuß zu genehmigen, wie 
der Regierungspräsident in seiner Eigenschaft als Kommunalau&ichts- 
behörde darauf zu achten und eventuell zu dringen hat, daß die Be- 
soldungsfestsetzung eine der Bedeutung jener Ämter angemessene ist. 
Ebenso steht den besoldeten Magistratsmitgliedern ein Pensionsanspruch 
zu, der sich rttcksichtlich der etwa lebenslänglich 2) Angestellten nach 
den für die Pensionierung der unmittelbaren und mittelbaren Staats- 
beamten geltenden allgemeinen Grundsätzen regelt 3), bei den für zeit- 
lich begrenzte Amtsperioden Gewählten nach 6jähriger Dienstzeit ein 
Viertel, nach 12 jähriger die Hälfte und nach 24 jähriger zwei Drittel 
ihres zuletzt bezogenen Gehalts beträgt, wobei die Pensionsberechtigung 
entweder infolge Dienstunfähigkeit oder auf Grund der einfachen Tat- 
sache eintritt, daß die Amtsperiode der betreffenden Beamten abgelaufen 
ist und sie ~ gleichgültig aus welchem Grunde — nicht wiedergewählt 
resp. nicht wieder angestellt sind. 

Bei den Verwaltungsdeputationen und Kuratorien kommen neben 
den zu denselben verordneten Magistratsmitgliedern ausschließlich Mit- 
glieder in Betracht, denen nur im einzelnen Falle ein Anspruch auf 
den Ersatz barer Auslagen zusteht. 

In der dritten Gruppe der städtischen Beamtenschaft finden sich 
als ehrenamtliche Beamte die schon oben erwähnten Vorsteher der 
Stadtbezirke und deren Stellvertreter, die Gemeindewaisenräte und die 
ehrenamtlichen Funktionäre der Armenpflege (Armendirektoren, Armen- 
väter, Armenpfleger) vor. Im übrigen umfaßt diese Gruppe die große 
Masse der städtischen Berufsbeamten, unter denen einerseits höhere 
Beamte mit einer höheren wissenschaftlichen oder entsprechenden tech- 
nischen Fachbildung, andererseits die subalternen, für den jeweiligen 
Dienst ausgebildeten Beamten der städtischen Bureau-, Steuer-, Eassen- 

1) Nur in den alten kurhessischen und nassauischen Gemeindeordnungen waren 
derartige besoldete Stellen des Stadtvorstandes nicht vorgesehen; eine größere 
städtische Verwaltung kann indessen entsprechende leitende Beamte des Finanz- 
dienstes, des Bauwesens usw. dort ebensowenig wie anderswo entbehren. Jene 
€remeindeordnungen sind inzwischen durch die für die Provinz Hessen-Nassau erlassene 
Städte- bzw. Gemeindeordnung von 1897 ersetzt worden; vgl. oben S. 158 u. 162. 

2) Die Anstellung auf Lebenszeit ist die Hegel für die Bürgermeister in Neu- 
vorpommem und Rügen und für alle Magistratsmitglieder (Senatoren) der hannover- 
schen Städte; doch können die letzteren nach 12- oder 24 jähriger Dienstzeit auch 
wider ihren WUlen durch den Minister des Innern in den Ruhestand versetzt werden, 
und wird ihre Pension alsdann wie bei den auf Zeit gewählten Magistratsmitgliedem 
(vgl. oben) bemessen. Im ehemaligen Kurhessen konnten die Ortsvorsteher rcsp. 
Bürgermeister nach der früheren Gemeindeordnung mit landesherrlicher Genehmigung 
lebenslänglich angestellt werden, hatten aber nur in diesem Falle einen Pensions- 
anspruch. 

3) Gesetze vom 27. März 1872, 81. Mäi-z 1882 und 30. April 1884. 
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und Anstaltsverwaltung und die unteren technischen Beamten der ver- 
schiedenartigen Betriebsanlagen zu unterscheiden sind.O 

Zur vierten Gruppe der niederen städtischen Bediensteten gehören 
nur zum Teil solche Personen, denen noch Dienstleistungen amtlicher 
Natur zugewiesen sind und daher Beamteneigenschaft zukommt, wie 
Marktstandgelderheber, Magistratsboten, Bureaudiener, Aufseher in 
Armen-, Arbeitsanstalten, bei der städtischen Straßenreinigung usw., 
während die wenn auch im ständigen Betriebsdienst städtischer Werke 
beschäftigten Arbeiter, ebenso Gärtner, Hausdiener u. a. nur in einem 
privatrechtlichen Arbeitsverhältnis zur städtischen Verwaltung stehen. 

Die Anstellung der der vorbezeichneten dritten und vierten Gruppe 
angehörenden besoldeten Gemeindebeamten hat, abgesehen von den nur 
zu vorübergehenden oder zu lediglich mechanischen Dienstleistungen 
angenommenen, nach den Städteordnungen für die östlichen Provinzen, 
für Westfalen, Hessen- Nassau und Frankfurt a. M. auf Lebenszeit zu 
erfolgen, wovon Abweichungen auf Grund ortsstatutarischer Regelung 
oder im Einzelfalle mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde zulässig 
sind. Beamte der Betriebsverwaltungen werden nach der Städteordnung 
für Hessen-Nassau auf Lebenszeit aber nur angestellt, soweit die Stadt- 
gemeinde das beschließt. Ferner sind lebenslänglich zu besetzen: in 
Schleswig- Holstein die Stellen der Stadtkassierer und diejenigen im 
Ortsstatut bezeichneten wichtigeren Posten, deren Inhaber von den 
beiden städtischen Kollegien gemeinsam gewählt werden, sowie in 
Hannover die Stadtsekretäre und die Kämmerer; außerdem in Han- 
nover die technischen und in Schleswig -Holstein alle wichtigeren 
Beamtenstellen, sofern das durch ortsstatutarische Bestimmungen vor- 
gesehen ist. Im übrigen bildet in diesen beiden Provinzen die An- 
stellung auf Kündigung die Regel, während in der Rheinprovinz diese 
oder die lebenslängliche Anstellung in jedem Einzelfalle von dem Be- 

1) Zu den höheren Beamten sind Stadtbibliothekare, Schulinapektoren, Direk- 
toren der städtischen Krankenanstalten und deren wissenschaftliche Assistenten, 
statistischer Amter, chemischer Laboratorien, in neuester Zeit in den Großstädten 
auch Magistratsassessoren als Hilfsbeamte für die Dezomatsangelegenheiten der 
Magistratsmitgiieder, Bauinspektoren, Ingenieure, Branddirektoren und eventuell 
Brandmeister, Direktoren und leitende Inspektoren der verschiedenen technischen 
Betriebe, Oberförster, Gartendirektoren zu rechnen; zu den Subaltembeamten die 
Rendanten, Bureau- und Steuersekretäre und -Assistenten, die in der Vorbildung 
zu jenen Stellen begriffenen Bureaudiätare, femer Steuererheber, Inspektoren der 
Kranken-, Armen-, Arbeitshäuser etc., Kanzlisten ; zu den subalternen technischen 
Beamten .* Geometer, Bauaufseher, Betriebsbeamte von Gas-, Wasserwerken, Kanali- 
sations- und Rieselanlagen, Maschinenmeister usw. Den Kanzlisten sind außerdem 
diätarische Hilfsarbeiter für zeitweise Dienstleistungen anzureihen. Eine besondere 
Stellung nimmt das Lehrpersonal der städtischen Schulen ein, das gegenüber der 
Stadt Besoldungs- und Pensionsansprüche hat, aber disziplinarisch nicht den städti- 
schen Behörden unterstellt ist 
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schloß des Gemeindevorstandes abhängt. Hiernach haben die Städte 
der neuen Landesteile und der Rheinprovinz bezüglich des Anstellungs- 
modus ihrer Beamten eine größere Freiheit als die östlichen und die 
westfälischen Städte. Jene ist in den betreffenden Gemeindegesetzen 
deutlich zum Ausdruck gebracht, während die entsprechende Bestim- 
mung der älteren preußischen Städteordnung die Signatur einer Zeit 
trägt, in welcher die städtische Verwaltung sich noch in wesentlich 
einfacheren Formen bewegte und namentlich die Aufnahme technischer 
Betriebe von der heutigen Art und Größe als in den Tätigkeitsbereich 
der Gemeinde fallend vom Gesetzgeber kaum ins Auge gefaßt werden 
konnte. Rücksichtlich dieser Betriebe, welche nicht ausschließlich 
allgemeinen öffentlichen Interessen, sondern in weitem Maße dem pri- 
vaten Einzelbedtirfiiis dienen und schon deshalb nach den Grundsätzen 
erwerbswirtschaftlicher Unternehmungen geleitet werden müssen, haben 
die Gemeinden unzweifelhaft ein Interesse daran, die betreffenden 
Funktionen in die tüchtigsten Hände zu legen, untüchtigen oder un- 
brauchbaren dieselben möglichst bald entziehen zu können, ohne solchen 
Personen, welche anderweitig im Gemeindedienst vielfach gar keine 
passende Verwendung finden könnten, dauernde Ansprüche an die Ge- 
meinde zugestehen zu müssen. So hat sich auch im Geltungsbereich 
der älteren preußischen Städteordnung ein Unterschied bei der An- 
stellung der Kommunalbeamten im engeren Sinne und der technischen 
Betriebsbeamten von Gas-, Wasser-, Elektrizitäts- und anderen der- 
artigen Anlagen herausgebildet. Während jene unbedingt gemäß den 
vorerwähnten gesetzlichen Bestimmungen lebenslänglich anzustellen 
sind, werden die letzteren zumeist mit dem Vorbehalt eines Kün- 
digungsrechts angestellt, welches aber, dem sozialhumanitären Zuge 
der Zeit folgend, in jüngerer Zeit — abgesehen von dem Zugeständnis 
lebenslänglicher Anstellung im Einzelfalle — von vielen Städten da- 
durch gemildert ist, daß den betreffenden Beamten generell im Falle 
eines entsprechend langen Verbleibens im städtischen Dienst oder im 
Falle sie während desselben dienstuntauglich werden sollten, ein Pen- 
sionsanspruch und eventuell auch die Versorgung ihrer Hinterbliebenen 
nach Maßgabe der für die übrigen städtischen Beamten geltenden Be- 
stimmungen zugesichert wird. 



1) Diese Unterscheidung zwischen Kommunalbeamten im engeren Sinne und 
kommunalen Privatbeamten, wie die letzteren in einzelnen bezüglichen Gemeinde- 
beschlÜBsen genannt werden, erscheint rechtlich zulässig, nachdem der Begriff der 
„mittelbaren Staatsbeamten", als welche das Landrecht — II, Tit 10, § 68 u. 69 — 
die Kommunalbeamten allgemein bezeichnet, durch eine Entscheidung des Ober- 
Verwaltungsgerichts — Bd. XX, S. 89 — dahin definiert ist, daß unter denselben 
solche Beamten zu verstehen sind, „welche organisch in die Verfassung des Staates 
eingreifen, Zwecke zu erf allen haben, die in direkter Beziehung zu den Aufgaben 
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In der Auswahl der Subaltern- und Unterbeamten des Bureau- 
dienstes sind die Gemeinden insofern beschränkt, als nach dem Ge- 
setz vom 21. Juli 1892 alle Stellen des Kanzleidienstes und die 
Hälfte der bezeichneten Bureaubeamtenstellen mit Ausnahme der- 
jenigen, welche zum Kassendienst gehören oder eine besondere wissen- 
schaftliche oder technische Vorbildung erfordern, mit Militäranwärtern 
zu besetzen sind, die Stellen im Kassendienst und die besondere 
Qualifikation erheischenden Beamtenstellen nur insoweit, als zivil- 
versorgungsberechtigte Militärpersonen die erforderliche Qualifikation 
nachweisen. 

Die Besoldung der Gemeindebeamten ist überall von der Gemeinde, 
in Hannover durch Ortsstatut, im übrigen entweder durch Normaletats 
oder durch Gemeindebeschlüsse im Einzelfalle zu regeln, wobei der 
staatlichen Aufsichtsbehörde — abgesehen von der Besoldung der Volks- 
schullehrer, für welche neuerdings staatlicherseits Normal-, d. h. Mini- 
malbesoldungssätze festgelegt sind — eine Einwirkung auf die Höhe 
der Gehaltsfestsetzungen nur rücksichtlich der Magistratsmitglieder 
und der Polizeibeamten, außerdem speziell bezüglich der Gemeinde- 
einnehmer in der Rheinprovinz zusteht. 

Die lebenslänglich angestellten städtischen Beamten haben nach 
den Bestimmungen sämtlicher Städte- bezw. Gemeindeordnungen einen 
Anspruch auf Pension nach den für die unmittelbaren Staatsbeamten 
geltenden Grundsätzen, welche in den oben Seite 197 Anm. 3 erwähnten 
Gesetzen von 1872 bezw. 1882 und 1884 niedergelegt sind. Danach 
tritt die Pensionsberechtigung bei Dienstunfahigkeit nach 10 jähriger 
Dienstzeit, wenn aber die Dienstunfähigkeit unmittelbar in Ausübung 
des städischen Dienstes eingetreten ist, auch früher mit i^/eo des Ge- 
haltes in Kraft und steigt die Pension mit jedem weiteren zurück- 
gelegten Dienstjahre um V«» bis zur Höhe von ^/4 des zuletzt be- 
zogenen Diensteinkommens. Daneben haben die Städte, mit Ausnahme 
der hannoverschen, das Recht, den Pensionsanspruch durch beson- 
dere Vereinbarungen bei der Anstellung zu regeln, werden aber 
hiervon in Richtung einer Herabdrückung der Pensionsansprüche, 
im Interesse der Erhaltung eines guten Beamtenpersonals, kaum Ge- 
brauch machen wollen, wogegen es ihnen unbenommen ist, verdienten 
Beamten durch besondere Gemeindebeschlüsse auch höhere als die ge- 
setzlichen Pensionsbezüge zu bewilligen. Ein gesetzlicher Anspruch 
auf Witwen- und Waisengeld, wie solcher den Hinterbliebenen der 
Staatsbeamten durch das Gesetz vom 20. Mai 1882 gegeben ist, be- 

des Staates stehen^. Es schließt das nicht aus, daß auch technischen kommanalen 
Betriebsbeamten in der Ausübung ihres Dienstes Beamtenqualität zustehen kann, 
wie z. B. in den „Entscheidungen des Reicbsgericfats in Strafsachen'^, Bd. I, S. 15S ff., 
mit Bezug auf einen städtischen Gasanstaltsdirektor ausgeführt ist. 
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Steht für die Hinterbliebenen städtischer Beamten nicht i), doch haben 
die Kommunen tatsächlich fast überall hierin ebenfalls dem Vorgange 
des Staates folgen müssen, auch insofern, als dort, wo den Beamten 
Gehaltsabzüge (gewöhnlich 3 Proz.) mit Rücksicht auf die Relikten- 
versorgung auferlegt waren, sei es daß für diese besondere Kassen 
organisiert waren oder die Witwen- und Waisengelder aus der Stadt- 
kasse geleistet wurden, in letzter Zeit fast überall jene Gehaltsabzüge 
in Fortfall gekommen sind. 

Die Organisation des Kommunaldienstes hat wie überall, so auch 
den preußischen Gemeinden mit der Zunahme und der Ausdehnung 
ihrer Aufgaben erhöhte Lasten für ihre Verwaltung aufgebürdet Mit 
der wachsenden Bedeutung der öffentlichen Funktionen für das All- 
gemeinwohl wurde es immer wichtiger und unerläßlicher, deren mög- 
lichst beste Ausführung zu sichern, an die Fähigkeit und Zuverlässig- 
keit der Beauftragten immer höhere Anforderungen zu stellen. Das 
hat in der preußischen resp. deutschen Kommunalorganisation immer 
mehr zu einer Durchsetzung mit ehrenamtlichen Laienelementen, aber 
unter Erfassung derselben durch die spezifische Beamtenpflicht, ge- 
führt, andererseits dazu, daß die Leistungen der berufsmäßigen Ver- 
waltungsbeamten in fortlaufend steigendem Maße höher bewertet und 
deren wirtschaftliche Existenzbedingungen entsprechend verbessert 
worden sind. — 

In der Kreisverwaltung sind nicht, wie in der Gemeinde, 
speziell staatliche und kommunale Aufgaben von denselben kommu- 
nalen Organen zu erfüllen, sondern besteht für diese beiden Seiten 
öffentlicher Betätigung, wie schon weiter oben hervorgehoben wurde, 
eine Duplizität des Verwaltungsorganismus. Mit den Geschäften der 
allgemeinen Landesverwaltung fallen gewisse von den Städten, besonders 
den Stadtkreisen im staatlichen Auftrage auszuführende Aufgaben, 
wie die Handhabung und Leitung der Polizei und die lokale Zen- 
tralisation einzelner staatlicher Aufträge 2), auf dem platten Lande von 
vornherein in den Bereich der staatlichen Verwaltung des Landrats, 
innerhalb deren diesem der Kreisausschuß nicht als Kommunalorgan, 
sondern als der Staatsverwaltung eingefügtes Selbstverwaltungsorgan 
zur Seite steht. Nach dieser Seite ist der Kreiskommunalverwaltung 
die selbstverständliche Schranke gezogen, daß sie Angelegenheiten der 
allgemeinen Landesverwaltung überhaupt nicht zum Gegenstand ihrer 
Tätigkeit machen darf. 

1) Denselben ist durch die königl. Verordnungen vom 27. April 1816, 15. No- 
vember 1819 und 22. Januar 1826 und durch das Beamtenpensionsgesetz von 1872 
gesetzlich nur der Anspruch auf den Bezug des sog. Gnadenquartals resp. bei 
Hinterbliebenen pensionierter Beamter des Gnadenmonats gesichert 

2) Vgl. oben S. 179 f. 
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Im Übrigen hat der Kreis nicht bloß die ihm gesetzlich zugewie- 
senen Aufgaben zu erfüllen, sondern kann sowohl bei deren Erfüllung 
über das geforderte Mindestmaß hinausgehen wie überhaupt Aufgaben 
unter dem Gesichtspunkt auf sich nehmen, daß er die Tätigkeit der 
Ortsgemeinde überall dort zu ergänzen berufen ist, wo die bezüglichen 
öffentlichen Interessen eine Zusammenfassung im größeren Kreise er- 
heischen oder doch zulassen. Der Kreis hat dabei nur den Grundsatz 
zu beachten, daß solche von ihm freiwillig zu übernehmende Aufgaben 
über das Interesse einer oder mehrerer einzelner Gemeinden hinaus- 
gehen müssen, ohne daß sie doch unbedingt den ganzen Kreis resp. 
alle Kreisangehörigen oder alle in gleichem Maße zu berühren brau- 
chen. Dementsprechend ist dem Kreistage durch die Kreisordnungen 
die Befugnis gegeben, Ausgaben nicht nur „zur Erfüllung einer Ver- 
pflichtung", sondern auch „im Interesse des Kreises" zu beschließen 
„und zu diesem Behufe über das dem Kreise gehörige Grund- und 
Kapitalvermögen zu verfügen, Anleihen aufzunehmen und die Kreis-' 
angehörigen mit Kreisabgaben zu belasten''. *) Eine Beschränkung ist 
dabei dem Selbstbestimmungsrecht des Kreistages insofern auferlegt, 
als derartige nicht gesetzlich bedingte Ausgaben, falls sie eine neue 
Belastung der Kreisangehörigen herbeiführen, mit Zweidrittelmajorität 
beschlossen und, wenn die Belastung länger als fünf Jahre dauern soll, 
vom Bezirksausschuß bestätigt werden müssen, so daß Beschlüsse, 
welche die Übernahme der Unterhaltung von Chausseen, Anstalten 
u. dgl. auf den Kreis bezwecken, fast immer dieser Beschränkung 
unterliegen werden. 

Abgesehen nun davon, daß die Kreistage, wie bereits oben (S. 147) 
bei der allgemeinen Charakterisierung der preußischen Selbstverwal- 
tung erwähnt ist, die Mitglieder verschiedener staatlicher Verwaltungs- 
kommissionen zu wählen haben, nämlich: für die Zwecke der Finanz- 
verwaltung die Mitglieder der Kommissionen zur Veranlagung der 
Gebäudesteuer 2) , der Staatseinkommensteuer 3) und der staatlichen 
Ergänzungs- (Vermögens-) Steuer^), für die Zwecke der Militärver- 
waltung die Zivilmitglieder der Kreisersatzkommissionen — sind 
den Kreisen für die letztere auch gewisse gesetzliche Verpflichtungen 
materieller Natur auferlegt. In Friedenszeiten beschränken sich die- 
selben darauf, daß die Kreise den Familien der zur Übung einberufenen 
Reservisten für Rechnung des Reiches Unterstützungen nach den Be- 
stimmungen des Reichsgesetzes vom 10. Mai 1892 zu gewähren haben. ^) 

1) Kreisordnung von 1872, § 116, 8. — 2) Gesetz vom 21. Mai 1861, §§ 9—13. 

3) Einkonunensteaergesetz vom 24. Juni 1891, § 34. 

4) ErgSnzungssteuergesetz vom 14. Juli 1893, § 22 ff. 

5) Dazu Bekanntmachung des Bundesrats vom 2. Juni 1892 und preußische 
Zirkularerlasse vom 20. Juni und 12. Oktober 1S92. 
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In Kriegszeiten haben sie: 1. in entsprechender Weise, wie vorstehend 
erwähnt, Unterstützungen an die Familien der mobilisierten Mann- 
schaften zu zahlen und 2. Lieferungen an Brot, Vieh, Heu, Hafer 
und Stroh zur Füllung der Magazine zu leisten. 2) Beide Kriegs- 
leistungen sind indessen nur auf Verlangen der staatlichen Behörden 
darzubieten. Für die Lieferung der bezeichneten Naturalien können 
die Kreise die Gemeinden derart heranziehen, daß sie die Gesamtleistung 
von vornherein auf jene verteilen und dieselben lieferungspflichtig 
machen; die Verteilung selbst hat der Landrat unter Zuziehung des 
Kreisausschusses vorzunehmen. ^) 

Die Aufgaben der Kreise, welche die Tätigkeit der Gemeinden 
zu ergänzen bestimmt sind, liegen hauptsächlich auf den Gebieten 
des Armenwesens, der Gesundheitspflege und der Förderung der wirt- 
schaftlichen Interessen der Kreisangehörigen. 

Im Armenwesen konkurrieren die Kreise mit den Provinzen 
in der Fürsorge für die sogenannte außerordentliche Armenlast, d. h. 
sie sind verpflichtet, den Ortsarmenverbänden Zuschüsse zu den Kosten 
zu gewähren, welche diesen durch die Unterbringung ihrer armen 
Geisteskranken, Idioten, Epileptiker, Taubstummen und Blinden in 
Provinzial- oder anderen entsprechenden Anstalten erwachsen, wie 
sie solche Ai-men eventuell auch in eigenen Anstalten verpflegen 
können.*) In Ostpreußen sind überdies alle Kreise, außerdem der 
Kreis Lauenburg und die Stadtkreise Berlin und Breslau selbstän- 
dige Landarmenverbände und haben daher die aus dieser Eigenschaft 
ihnen, wie sonst den Provinzen, erwachsenden Lasten zu tragen. 

Die Gesundheitspolizei als solche gehört in den Landkreisen 
zum Ressort der landrätlichen Verwaltung. Dagegen haben die Kreise 
auf Grund des Gesetzes vom 12. April 1875 die Kosten der öffent- 
lichen Pockenimpfung zu tragen und nach dem Gesetz vom 28. April 
1875 (§ 3) die unvermögenden Hebammenbezirke mit Beihilfen zur 
Ausbildung und Remunerierung von Bezirkshebammen zu unterstützen. 
Das Reichsgesetz vom 10. April 1892 hat ihnen die Befugnis gegeben, 
an Stelle der einzelnen Gemeinden die Gemeindekrankenversicherung 
zu übernehmen und kann, nachdem das Gesetz vom 20. Mai 1887 die 
Kreise zu Sektionen der provinziell organisierten Unfall- und Kranken- 
versicherung für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe erklärt 

1) Rdchsgesetz vom 28. Febr. 1888; Reitzenstein, Kommunales Finanzwesen, 
in „Schönbergs Handbuch" a. a. 0. S. 25, weist diese Pflicht irrtümlicherweise den 
Gemeinden zu. 

2) Reichsgesetz vom 13. Juni 1873. 

3) Preuß. Gesetz, betr. die Kriegsleistungen, vom 11. Mai 1851. 

4) Preuß. Gesetz vom 11. Juli 1891, welches die §§ 31, 65 und 68 des Aus- 
fübrungsgesetzes (vom 8. März 1871) zum Bundesgesetz über den Unterstützungs- 
wohnsitz dahingehend abgeändert hat. 
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hat, der Kreisausschuß mit den Funktionen des bezüglichen Sektions- 
vorstandes betraut werden. Zum Teil durch diese ihnen auf dem Ge- 
biet der öffentlichen Krankenversicherung zugewiesenen Aufgaben 
haben sich die Kreise in immer weiterem Umfange veranlaßt gesehen, 
Kreiskrankenhäuser zu errichten und zu unterhalten und damit zu- 
gleich wesentlich im Interesse der Landgemeinden eine Aufgabe zu 
erfüllen, die der städtischen Ortsgemeinde als solcher obliegt. 

Die wirtschaftlichen Interessen sind die Kreise in erster 
Linie durch ihr Eintreten für den Wegebau zu fördern bestimmt. 

Sie sind dazu berufen, nicht nur die dem örtlichen, sondern auch 
dem allgemeinen Durchgangsverkehr dienenden Kommunikationswege 
und nach Vereinbarung mit den Pro vinzial Verwaltungen selbst Chausseen 
in Bau und Unterhaltung zu nehmen. Durch das Dotationsgesetz von 
1875 ist ihnen für diese Zwecke ein Anspruch auf Beihilfen aus 
den Provinzialfonds gegeben, zugleich aber die weitere Verpflichtung 
auferlegt, ihrerseits die Gemeinden durch Beihilfen zum Wegebau zu 
unterstützen. In Hannover ist jeder Kreis zugleich als ein Wege- 
verband konstituiert 2) und bilden daher dort die Wegebeiträge eine 
besondere Kategorie der Kreislasten. 

Im übrigen ist gerade auf dem Gebiet der Förderung der wirt- 
schaftlichen Interessen der Initiative der Kreiskommunalverwaltungen 
der weiteste Spielraum gewährt; sie können sich sowohl zur Förderung 
von den Kreis interessierenden Unternehmungen, wie Eisenbahn-, Kanal- 
bauten u. dgl., durch Übernahme von Kostenbeiträgen oder anteiligen 
Garantien engagieren, wie auch selbst den Bau derartiger Unter- 
nehmungen, besonders von Kleinbahnen in die Hand nehmen.') 

Eine fast allgemeine Verbreitung haben die Kreissparkassen ge- 
funden, welche ebensosehr dem Spartrieb der Bevölkerung wie der 
Förderung des ländlichen Realkredits, namentlich des kleineren Grund- 
besitzes dienen. 

Daß die Kreise den Verwaltungsdienst für ihre Kommunal- 
angelegenheiten völlig getrennt von dem der landrätlichen Kreis- 
verwaltung zu organisieren und zu unterhalten haben, ist schon oben 
erwähnt worden. Die Kreiskommunalbeamten sind ebenso wie die der 
Gemeinden mittelbare Staatsbeamte, und sind die Kreise bei Besetzung 
der bezüglichen Stellen ebenso an die Bestimmungen des Gesetzes vom 
21. Juli 1892 über die Verwendung von Militäranwärtern im Zivil- 



1) Gesetz vom 8. Juli 1875, § 4 und 18. 

2) Hannöv. Gesetz über Gemeindewege und Landstraßen vom 28. Juli 1S51. 

3) Vielfach werden die Kreise zur Beteiligung an den Kosten solcher Unter- 
nehmungen von selten des Staates selbst herangezogen, während anderseits in neuester 
Zeit auch Beispiele dafür vorliegen, daß Kreise aus eigener Initiative selbst an Kanal- 
bauprojekte herantreten. 
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dienst gebunden. Die Festsetzung der Besoldungen, aber auch der 
etwaigen Pensionsansprtiche hängt indessen lediglich von den Be- 
schlüssen der Kreisorgane resp. von den bei der einzelnen Anstellung 
getroffenen Vereinbarungen ab, und sind tatsächlich mit der Regelung 
der Pensionsverhältnisse namentlich ihrer untergeordneten Beamten 
viele Kreise bis in die neuere Zeit hinein rückständig geblieben, was 
sich allerdings zum Teil daraus erklärt, daß die Entwicklung der 
kommunalen Kreisverwaltung überhaupt erst seit kaum einem Menschen- 
alter datiert. — 

Der Aufgabenkreis der Provinzial verbände resp. der diesen 
gleichgestellten Landeskommunalverbände der Regierungsbezirke Cassel, 
Wiesbaden und HohenzoUem wird durch die Konkurrenz verschiedener 
Gesetze umgrenzt, welche jenen zum Teil die gleichen Aufgaben unter 
verschiedenen Gesichtspunkten zuweisen. Die Provinzialordnung be- 
zeichnet sie in Rechten und Pflichten als die Rechtsnachfolger der 
früheren provinzial- resp. kommunalständischen Verbände, wonach sie die 
Träger der Verwaltung des Landarmen- einschließlich des Korrigenden- 
wesens, der vorhandenen Provinzialirren-, -Taubstummen- und -Blinden- 
anstalten, femer der als solche bestehenden Provinzial-Feuersozietäten, 
gewisser Stipendien, Meliorationsfonds und anderer Wohlfahrtseinrich- 
tungen geworden sind. Das Dotationsgesetz vom 8. Juli 1875 fugte 
dem als weitere Aufgaben hinzu: die Fürsorge für die Kunststraßen, 
der sich der Staat entledigte, die Verpflichtung zur Gewährung von 
Beihilfen an die Kreise zur Durchführung der Kreisordnung, die 
Tinterhaltung derjenigen Anstalten und Fonds, welche durch das 
Dotationsgesetz vom Staate den Provinzen überwiesen wurden, die 
Pflicht, an nicht provinzielle Idioten-, Blinden-, Taubstummen-, 
Rettungs- und Wohltätigkeitsanstalten und für milde Stiftungen Bei- 
hilfen, sowie Zuschüsse an Vereine für Kunst und Wissenschaft, für 
öffentliche Sammlungen, Landesbibliotheken und zur Erhaltung von 
Denkmälern zu gewähren, und die Beförderung der Landesmelioration. 
Dieser im wesentlichen der Wohlfahrts- und Wirtschaftspflege ge- 
widmete Tätigkeitskreis der Provinzen ist dann noch in mehreren Ge- 
setzen durch speziell bezeichnete Aufgaben erweitert worden. 

Das Landarmenwesen, d. h. die Fürsorge für diejenigen 
Armen, für welche keine Gemeinde resp. kein Ortsarmenverband unter- 
haltungspflichtig ist, war bereits durch das Gesetz über die Armen- 
pflege vom 31. Dezember 1842 als eine „Provinziallast, welche 
von Landarmenverbänden getragen wird", erklärt worden. Mit dem 
Landarmenwesen waren aber zugleich in Preußen von jeher die 
Korrigendenanstalten verbunden gewesen. Dementsprechend hat dann 
auch das preußische Gesetz zur Ausführung des Bundesgesetzes über 
den Unterstützungswohnsitz vom 8. März 1871 den Provinzial verbänden 
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die Fürsorge für die Landarmen, die Lasten des Korrigendenwesens 
(§ 38) und die Errichtung und Unterhaltung von Anstalten zur Unter- 
bringung von hilfsbedürftigen Geisteskranken, Idioten, Epileptikern, 
Taubstummen und Blinden zugewiesen. Die Aufbringung der Kosten 
des Landarmenwesens ist aber in besonderer Weise geregelt*) und 
kann auf den allgemeinen Provinzialetat nur mit Genehmigung des 
Ministers des Innern und der Finanzen übernommen werden. Wo der 
Provinzialverband nicht zugleich selbst Landarmenverband ist, ist er 
infolge des Dotationsgesetzes doch zur Unterstützung der der Provinz 
angehörenden Landarmen verbände verpflichtet 2) Dasselbe Gesetz hat 
außerdem den 6 Provinzen Ost- und Westpreußen, Pommern, Sachsen, 
Schleswig-Holstein und Westfalen bis dahin dem Staate gehörende 
Heilanstalten, sowie Blinden- und Taubstummeninstitute überwiesen. 
Als eine Ergänzung des Korrigendenwesens ist durch Gesetz vom 
13. März 1878 den Provinzen auch die Unterbringung der zur 
Zwangserziehung verurteilten Kinder in geeigneten Anstalten, resp. 
die Unterhaltung derartiger Anstalten zur Aufgabe gemacht und die- 
selbe neuerdings durch das Gesetz über die Fürsorgeerziehung vom 
2. Juli 1900 erheblich erweitert worden. 3) 

Waren bereits in den Bestimmungen über das Landarmenwesen 
den Provinzen Aufgaben zugewiesen, die zum Teil in das Gebiet des 
Gesundheitswesens hinübergreifen, so übertrug das Dotations- 
gesetz (§§ 12 u. 13) ihnen des weiteren die bestehenden Hebammen- 
lehrinstitute und unter Gewährung bestimmter Zuschüsse die Fürsorge 
für die Ausbildung von Hebammen und die Förderung des Hebammen- 
wesens. 4) 

An den sozialpolitischen Aufgaben der Versicherungs- 
gesetze sind die Provinzen insofern beteiligt, als sie die Bezirke 
sowohl für die Kranken- und Unfallversicherung der land- und forst- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften, wie der Alters- und Invalidi-» 
tätsversicherungsanstalten bilden und in ersterer Hinsicht, nach dem 

1) §§ 29 and 70 des Gesetzes vom S. März 1S71. 

2) Dotationsgesestz vom S. Jnli 1875, § 4, S— 5. Die Ausnahmen betreffen 
nor die Kreise Ostpreußens und den Kreis Lauenburg — vgl. oben S. 203 — , während 
die Städte Berlin und Breslau kaum jemals in die Lage kommen dürften, Provinzial- 
beihilfen in Anspruch zu nehmen. 

3) Die Last der Provinzen als Landarmenverbände ist durch das Gesetz von 1S91 
über die sog. außerordentliche Armenlast noch erheblich vergrößert worden. Als 
auch die aus den Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs für das Deutsche 
Reich sich ergebenden Mehranforderungen für das Zwangserziehungswesen bzw. für 
die Fürsorgeerziehung den Provinzen zugewiesen wurden, erschien dies ohne jede 
staatliche Beihilfe nicht durchführbar; in der Folge wurden durch Gesetz vom 
2. Juni 1902 die Provinziaidotationen erhöht 

4) Dazu Gesetz vom 28. Mai 1875, betr. die Verpflichtung zur Unterstützung 
hilfsbedürftiger Hebammenbezirke in den acht älteren Provinzen. 
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Gesetz vom 20. Mai 1887, den Provinzialausschüssen auch die Ge- 
schäfte des Genossenschaftsvoratandes übertragen werden können, 
während bezüglich der Alters- und Invaliditätsversicherung den Pro- 
vinzialorganen nur die Aufstellung der Verwaltungsreglements obliegt. 

Eine der wichtigsten und auch finanziell schwerwiegendsten Auf- 
gaben ist den Provinzen durch ihr Eintreten für die K uns t Straßen 
an Stelle des Staates erwachsen. Das Dotationsgesetz von 1875 
überwies ihnen zu dem Zweck Mittel in der Höhe der bis dahin vom 
Staate für das Chausseewesen aufgewendeten Summen und verstärkte 
dieselben außerdem durch eine Jahresrente von 19 Millionen Mark. 
Dafür hatten die Provinzen resp. die Landeskommunalverbände — 
daneben auch die beiden Stadtkreise Berlin und Frankfurt a. M. — 
die damals vorhandenen Staatschausseen mit allen Pertinenzien in 
ihr Eigentum und zugleich die Pflicht zu übernehmen, dieselben 
zu unterhalten und für den weiteren Ausbau des Chausseenetzes teils 
selbst, teils durch Unterstützung anderer Bauunternehmer, besonders 
der Kreise, in Form von Prämien oder Darlehen zu sorgen. ^) Die Ver- 
waltung und Unterhaltung der überwiesenen und der von ihnen neu 
zu bauenden Chausseen können die Provinzen an untere Kommunal- 
verbände übertragen 2); indessen haben solche Übertragungen immer 
nur den Charakter privater Vereinbarungen und berühren nicht die 
Verantwortlichkeit der Provinzen gegenüber dem Staate für die be- 
züglich der Chausseeverwaltung ihnen auferlegten Verpflichtungen. 

Außerdem ist durch das Dotationsgesetz den Provinzen an Stelle 
des Staates auch die Aufgabe zugewiesen, event. die technische 
Leitung der von den unteren Kommunalverbänden auszuführenden 
Chaussee- und Wegebauten zu übernehmen, sowie auch die letzteren 
durch Gewährung von B^ilfen zu fördern. 

Die sonstigen Funktionen der Provinzen im Interesse der Wirt- 
schaftspflege umfassen hauptsächlich : die Leistung der Viehseuchen- 
entschädigungen auf Grund der Gesetze vom 12. März 1881 und 
18. Juni 1894 1*), Aufwendungen zur Förderung des Kleinbahnwesens 



1) Die Verpflichtung schloß auch die Übernahme entsprechender, vom Staate 
damals bereits eingegangener Verbindlichkeiten ein, sofern das von der Re- 
gierung verlangt wurde. Von der Übernahme durch die Provinzen blieben nur 
diejenigen Chausseen ausgeschlossen, deren Kosten vor dem Erlaß des Dotations- 
gesetzes aus bergbau- oder forstfiskalischen Fonds bestritten worden waren, und die 
daher Appendices des staatlichen Domanialbesitzes bilden; deren Unterhaltung ist 
dem Staate verblieben. 

2) Für gewisse innerhalb von Stadtgemeinden gelegene Strecken muß das ge- 
schehen. 

3) Der schlesische Viehassekuranzfonds war jener Provinz bereits durch das 
Dotationsgesetz von 1875 (§ 11) überwiesen worden. Über Gremeindefunktionen für 
die Vfehseuchenentschädigung vgl. oben S. 193. 
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nach dem Gesetz vom 28. Juli 1892 (§ 41), die Unterhaltung von 
Ackerbau-, Obstbau- und Wiesenbauschulen 0, die Verwaltung der 
Provinzialfeuersozietäten und die Förderung der Landesmeliorationen. 

Die Feuersozietäten sind nach der Art ihrer auf Gegenseitig- 
keit beruhenden Versicherung, und nachdem ihre früheren Zwangs- und 
Ausschließungsrechte — mit Ausnahme der Sozietäten fiir Ostfriesland 
und für die Regierungsbezirke Cassel, Wiesbaden und Sigmaringen — 
durch königliche Erlasse vom 2. Juli 1859 und 18. September 1861 
beseitigt worden sind, Genossenschaften privatrechtlichen Charakters 
und ist ihr Zusammenhang mit den öffentlichen Kommunalkörpem der 
Provinzen heute lediglich ein historischer. Auch decken sich die 
Bezirke der Sozietäten nicht überall mit denen der Provinzen und be- 
stehen vielfach deren besondere für die Städte und das platte Land 
oder auch für einzelne Gebiete einer Provinz oder einzelne große 
Städte. 2) Die Verwaltung der Feuersozietäten wird aber mit wenigen 
Ausnahmen 3) von den Organen • der Provinzial- bezw. Kommunal- 
verbände wahrgenommen, in Hohenzollern vom Regierungspräsidenten 
unter Mitwirkung des Landtags. 

Die Beteiligung der Provinzen an der sogenannten Landes- 
melioration reicht ebenfalls in die Zeit der Provinzialstände zurück. 
Bereits 1847 hatte der Staat den alten Provinzen bestimmte Fonds 
zinsfrei zur Errichtung von Provinzialhilfskassen gewährt*) 
Diese Fonds wurden ihnen durch das Dotationsgesetz von 1875 (§ 7) 
zum Eigentum überwiesen mit dem Recht, über den Zinsgewinn derselben 
resp. der mit ihnen begründeten Kassen zu gemeinnützigen Zwecken 
im Interesse der Provinzialverbände verfügen zu dürfen. Dazu 
wurden den Provinzen Ost-, Westpreußen, Brandenburg, Pommern, 
Westfalen und Rheinland die für jene begründeten Meliorationsfonds *) 
und an dieselben Provinzen mit Ausnahme Pommerns, sowie an 
Schlesien, Sachsen, Hannover und den Regierungsbezirk Wiesbaden 
eine Anzahl bis dahin vom Ministerium des Innern ressortierender 
staatlicher Nebenfonds «) überwiesen, um ihnen die Mittel zur Förderung 
der oben (S. 207) bezeichneten, wie anderer wirtschaftlicher Aufgaben 
(Förderung von Moorkulturen, der Fischerei und Fischzucht usw.) 
zu gewähren. Durch Gesetz vom 13. Mai 1879 wurde dann den Pro- 
vinzialverbänden die Befugnis verliehen, die Errichtung von Landes- 

1) Dotationsgesetz von 1875, § 14. 

2) Berlin, Brealau, Königsberg, Elbing, Thom, Stettin, Stralsund und Lüneburg. 

3) Besondere Direktionen haben die Feuersozietäten in Ostpreußen, Sachsen^ 
Hannover, die westpreußische landschaftliche und die Feuersozietät der Eurmark und 
Niederlausitz. 

4) Königl. Botschaft vom 7. April und LÄndtagsabschied vom 24. Juli 1847. 

5) Dotationsgesetz von 1875 § 10. 

6) Dotationsgesetz von 1875 § 15. 
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kulturrentenbanken zur Förderung der Bodenkultur, des Ufer- und 
Deichschutzes und von Schiffahrtsanlagen zu beschließen. Auch diese 
Rentenbanken, welche sich die erforderlichen Kapitalien durch Aus- 
gabe von Inhaberpapieren (Landeskulturrentenbriefen) verschaffen, und 
deren Gewinne entweder ihren Reservefonds zufließen oder den Be- 
teiligten durch Wegfall der Verwaltungskostenbeitrftge zugute kommen, 
sind, wie die sonstigen landschaftlichen Kreditinstitute Genossenschaften 
auf privatrechtlicher Grundlage, genießen aber einen besonderen öffent- 
lichrechtlichen Vorzug insofern, als die für die hypothekarisch ge- 
währten Darlehne von den Darlehnsnehmern zu zahlenden Zins- und 
Tilgungsraten (Landeskulturrenten) samt den Verwaltungskosten- 
zuschlägen der Einhebung und eventuellen Zwangsbeitreibung im 
Verwaltungswege unterliegen und speziell den Renten für solche Dar- 
lehne, welche zu Entwässerungsanlagen gewährt sind, unter gewissen 
Voraussetzungen ein Vorzugsrecht vor den übrigen Realgläubigern des 
Darlehnsnehmers eingeräumt \yerden kann, insoweit durch jene Anlagen 
dauernde Verbesserungen der betreffenden Grundstücke herbeigeführt 
sind. Die Errichtung derartiger Landeskulturrentenbanken hat in- 
dessen bislang nur für die Provinzen Posen, Schlesien, Schleswig- 
Holstein und Westfalen stattgefunden. 

Die personale Organisation des Verwaltungsdienstes der 
Provinzialverbände erfordert, abgesehen von dem Landesdirektor und 
den diesem untergeordneten höheren Beamten (Landesräten), über 
deren Stellung bereits oben bei der Schilderung der Provinzial- 
organisation gesprochen ist^ teils für die Zentralverwaltung, teils für 
die mannigfachen Provinzialanstalten einen umfangreichen Beamten- 
apparat, dessen Anstellungs-, Entlassungs- und Pensionierungsverhält- 
nisse durch Reglements bestimmt werden, welche die Provinzialland- 
tage unter ministerieller Genehmigung zu beschließen haben. Diese 
Provinzialbeamten sind wie alle Kommunalbeamten mittelbare Staats- 
beamte und gelten für die Besetzung der Subaltern- und ünter- 
beamtenstellen gleichfalls die Bestimmungen des Militäranwärter- 
gesetzes vom 21. Juli 1892; indessen unterscheidet sich die Stellung der 
Provinzialbeamten von der aller anderen Kommunalbeamten dadurch, 
daß gegen jene im Disziplinarverfahren nicht bloß auf eine Ordnungs- 
strafe oder auf Dienstentlassung, sondern auch, wie gegen Staats- 
beamte, auf Strafversetzung erkannt werden kann. 

Wie hierin, so prägt sich überhaupt in dem Maß, in welchem die 
Kommunalverwaltung der Provinzen durch die staatlichen Aufsichts- 
befugnisse umgrenzt ist, mehr als bei den unteren Kommunalkörpern 
der Charakter jener als einer unmittelbaren Delegation staatlicher 
Funktionen aus. Zwar haben die Provinzialkörperschaften über Art 
und Maß ihrer Betätigung auf den ihnen zugänglichen Verwaltungs- 

V. Kaufmann, KommonalfinaDzen. 14 
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gebieten selbständig zu beschließen und unterliegen ihre Beschlüsse, 
durch welche sie ohne gesetzliche Verpflichtung freiwillige Aufgaben 
auf sich nehmen, nach der finanziellen Seite auch nur insoweit der 
ministeriellen Grenehmigung, als dadurch eine neue, über fünf Jahre 
sich hinaus erstreckende Belastung des Provinzialverbandes herbei- 
geführt wird, andererseits aber sind sie in der Ausgestaltung jind 
Organisation ihrer Verwaltung in verhältnismäßig höherem Grade als 
die Gemeinden oder Kreise der staatlichen BeauMchtigung dadurch 
unterworfen, daß sie verpflichtet sind, nahezu alle Zweige ihrer Ver- 
waltung (Chaussee-, Wegeverwaltung, Landarmenwesen) und nament- 
lich die Verwaltung der zahlreichen und mannigfaltigen Provinzial- 
anstalten — sowohl derjenigen für Irre, Blinde, Taubstumme, Korri- 
genden, der Zwangserziehungsanstalten und Hebammenlehrinstitute, 
wie der Provinzialhilfs- und Darlehnskassen und der Versicherungs- 
anstalten — durch Eeglements zu binden und alle diese Reglements 
den zuständigen Ministem zur Genehmigung zu unterbreiten. 

§ 5. Die Formen der kommunalen Finaiizverwaltang in England, 
Frankreioh und Prenfien. Bevor wir zur Schilderung des aus den bis- 
her betrachteten Aufgaben der Kommunalkörper sich ergebenden Wirt- 
schaftsbedarfs, d. i. deren Ausgaben, und der Art der Deckung jenes 
Bedarfs, d. i. deren Einnahmen, mit anderen Worten zur Schilderung 
des materiellen Inhalts der Kommunalfinanzen als solcher über- 
gehen, wird es notwendig, zuvor eine bisher nur im Zusammenhang 
mit den übrigen gestreifte, gerade aber für unsere Betrachtungen be- 
sonders wichtige Aufgabe der Kommunalkörper eingehender zu be- 
handeln, welche sich dahin ausdrückt, daß es diesen in bald größerer, 
bald geringerer Unabhängigkeit obliegt, die Einrichtungen zu treffen, 
mittels deren jener materielle Inhalt der Kommunalfinanzen nach der 
Ausgaben- wie nach der Einnahmenseite hin seine Verwirklichung 
findet. Somit haben wir nunmehr über die Formen zu handeln, in 
denen die kommunale Finanzverwaltung sich abspielt. 

Dies angehend waren bisher im Zusammenhang mit unserer Schil- 
derung der Organisation und der Aufgaben der Kommunalkörper nur 
die tatsächlichen Momente zu erwähnen gewesen: einmal, daß jene für 
diesen wie für jeden anderen Zweig ihrer Aufgaben gewisse personale 
und sachliche Aufwendungen zu machen haben, und zweitens, daß sie 
auch bei der Durchführung ihrer speziell finanziellen Aufgaben in 
einem Abhängigkeitsverhältnis zum Staate stehen, welches sich teils 
in einer Aufsicht zur Sicherung der Durchführung der kommunalen 
Aufgaben, teils in gewissen Einschränkungen rücksichtlich der Aus- 
dehnung jener oder in Einschränkungen bezüglich der Mittelbeschaflfting 
geltend macht. Jenes erste Moment bildet einen Teil von dem Gesamt 
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der Anforderungen, welche den Bedarf der kommunalen Finanzwirt- 
schaft konstituieren; das zweite beeinflußt durch Aufetellung gewisser, 
der eigenen Willensbestimmung der Kommunalkörper entzogener Vor- 
schriften die Formen der kommunalen Finanzverwaltung. 

Deren Grundelemente aber ergeben sich einerseits aus dem all- 
gemeinen Begriff der Finanzwirtschaft als planmäßiger und fort- 
laufender Bedürfnisbefriedigung durch Zwangsgemeinwirtschaften, 
andererseits aus dem Wesen der Kommunalkörper und Kommunalver- 
bände als öffentlichrechtlicher Wirtschaftskörper, deren Haushalt nach 
Analogie desjenigen des Staates gefuhrt wird. Jener bedingt das 
Messen und Feststellen des Bedarfs und der Deckungsmittel für 
denselben in substantieller und zeitlicher Beziehung; dieses die 
Bindung der die Bedürfuisbefriedigung durchführenden Organe an 
bestimmte Normen bei deren Verwirklichung, wie an das fest- 
gestellte Maß selbst. 

Hieraus folgt, daß bei der Finanzverwaltung der Kommunalkörper- 
schaften wie bei der des Staates und überhaupt aller Zwangsgemeinwirt- 
schaften zu unterscheiden sind: 1. die Feststellung des Bedarfs und 
der zur Deckung desselben nötigen resp. verfügbaren Mittel für eine be- 
stimmte Wirtschaftsperiode, d.i. die Budgetaufstellung; 2. die Ein- 
hebung der Deckungsmittel aus den verschiedenen Einnahmequellen und 
die Hinleitung der eingehobenen Mittel zu den Ausgabestellen, d. i. die 
Kasseneinrichtung und Buchführung; 3. die Nachweisung, daß 
und wie der Haushaltsplan durchgeführt und der Bedarf gedeckt ist, 
d.i. die Eechnungslegung. 

Wegen solcher allgemeinen Formen jeder Finanzverwaltung und 
der für sie gültigen Regeln können wir uns auf den Band des vor- 
liegenden Sammelwerkes beziehen, welcher speziell die formale Ge- 
staltung der öffentlichrechtlichen Wirtschaftsführung behandelt i), und 
wird es für uns in der Hauptsache nur darauf ankommen, zu zeigen, 
inwieweit jene allgemein gültigen Segeln in der kommunalen Finanz- 
verwaltung tatsächlich zum Ausdruck kommen, und wie und an welchen 
Stellen derselben sich die Beaufsichtigung resp. Einschränkung von 
Seiten des Staates zur Geltung bringt. 

1. Die Budgetaufstellung. Soweit die Kommunalkörper die 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben nötigen Handlungen, das sind Dienst- 
leistungen von Personen, und Sachgüter sich gegen Entgelt beschaffen 
müssen, bedürfen sie Mittel, um diesen Entgelt leisten zu können, und 
nur soweit die Beschaffung des Bedarfs an Diensten und Sachgütern, 
deren Betätigung resp. Verwendung in ihrer Zusammenfassung die 
Erfüllung der kommunalen Aufgaben in sich begreift, von vornherein 

1) M. von Heckel, Das Budget, im „Hand- und Lehrbuch der Staatswissen- 
Schäften*^ Abteilung II, Bd. 4, Leipzig 189S. 

14* 



Digitized by 



Google 



212 I. Abschnitt. Aufgaben nnd Ansgaben der KommimalkörperBchafteD. 

in Geldwerten ihren Ausdruck findet oder durch Umrechnung etwaiger 
Naturalleistungen in Geldwert der auf Finanzmittel gegründeten Haus- 
haltsführung eingegliedert ist, ist der Haushalt der Eommunalkörper 
als eine Finanzwirtschaft zu bezeichnen, deren Wirtschaftspläne unter 
Bemessung des Bedarfs und der zur Deckung desselben verfugbaren 
Mittel eben nach Geldwerten aufgestellt werden. 

So entzieht sich ein gewisser, für die Ausführung der kommunalen 
Aufgaben in Bewegung gesetzter Aufwand an persönlichen Leistungen 
von vornherein der Budgetierung und hatten wir, indem wir bei der 
Schilderung der Organisation der Kommunalkörper Gewicht darauf 
legten, zu zeigen, wie weit hier und dort eine ehrenamtliche Betätigung 
in der Kommunalverwaltung Platz greife, in unserem Zusammenhang 
hauptsächlich den Zweck im Auge, festzustellen und darauf hinzuweisen, 
ob und in welchem Maße die Finanzwirtschaft der Kommunalkörper 
durch ehrenamtlich dargebotene pei-sonale Dienste von der entgeltlichen 
Beschaffung solcher entlastet sei. 

Andererseits entsteht in Fällen, in denen nicht in Geldwert um- 
gerechnete Naturalleistungen in den Finanzrechnungen nicht enthalten 
sind, innerhalb der Finanzstatistik eine Lücke bei deren Angaben über 
den tatsächlichen Umfang der kommunalen Aufwendungen. 

Indessen werden solcher Lücken immer weniger und deren Be- 
deutung im Gesamtbilde der Kommunalfinanzen — wo ein solches über- 
haupt zu gewinnen ist — immer belangloser, je mehr zumal auch die 
niederen Kommunalkörper gesetzlich dazu gezwungen sind (und nota 
bene, je weniger sie von diesem Zwange befreit werden), eine geordnete 
Finanzwirtschaft zu fuhren, d. h. ihren Bedarf und die Mittelbeschaflfung 
zur Deckung des Bedarfis planmäßig für eine Wirtschaftsperiode im 
voraus, nach Geldwerten berechnet, festzustellen. 

In den Gesetzgebungen der verschiedenen Staaten ist das kommu- 
nale Budget- und Rechnungswesen sehr ungleichmäßig behandelt. Eine 
eingehende und umfassende Regelung durch allgemeine gesetzliche Be- 
stimmungen hat die Budgetaufstellung und Rechnungslegung in Frank- 
reich und in denjenigen Staaten erfahren, die ihre Verwaltungsgesetz- 
gebung unter enger Anlehnung an das französische Muster ausgestaltet 
haben, so in Italien, Belgien und Holland. In den übrigen Staaten 
beschränkt sich die bezügliche Regelung teils auf wenige in den die 
Kommunalkörper betreffienden Organisationsgesetzen enthaltene all- 
gemeine Verpflichtungen zur planmäßigen Haushaltsführung und Rech- 
nungslegung, teils wurzelt diese Verpflichtung in den allgemeinen, das 
ötfentliche Leben des Landes beherrschenden Rechtssatzungen und 
Rechtsanschauungen; in beiden Fällen pflegt dann aber der Mangel ein- 
gehenderer gesetzlicher Bestimmungen über die Budgetierung in der 
Praxis von einer anderen Seite her, nämlich durch die seitens des 
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Staates geübte Aufsicht oder auch KechnungskontroUe ergänzt zu 
werden. 

Das letztere ist vornehmlich in England i) der Fall. Hier kommt 
einmal der schon an anderer Stelle erwähnte Rechtsgrundsatz in Be- 
tracht, daß alle Finanzgewalt in dem Bewilligungsrecht des Parlaments 
wurzelt und jede Behörde nur solche Ausgaben machen und öffentlich- 
rechtliche Einkünfte nur für solche und von der Art erheben darf, zu 
denen sie kraft gesetzlichen Auftrages ausdrücklich legitimiert ist, so- 
dann als Korrelat hierzu das jedem Steuerzahler verfassungsmäßig ge- 
währleistete Becht, die Legitimität der Ausgaben wie der zu deren 
Bestreitung ausgeschriebenen Abgaben zu prüfen und eventuell im 
Rechtswege anzufechten. 

Diese allgemeinen verfassungsmäßigen Rechtsgrundsätze bedingen 
mit Notwendigkeit, daß die englischen Kommunal- resp. Lokalverwal- 
tungen, sowohl die des älteren friedensrichterlichen Selfgovernments, 
vollends aber die Boards und Councils der jüngeren Selbstverwaltung, 
welche als Mandatare ihrer Wähler Kommunalvertretung und lokale 
Verwaltungsbehörde zugleich sind, um ihre Verwaltungsfunktionen über- 
haupt aufnehmen und durchführen zu können, zunächst die Ausgaben, 
welche sie zu machen gedenken, und dementsprechend die Mittel, auf 
welche sie sich dabei stützen wollen, bezeichnen müssen, zumal der 
überwiegende steuerliche Teil der letzteren nach Art und Umfang zu 
seiner Einhebung auch der friedensrichterlichen Autorisation bedarf. 
Im übrigen bringt die englische Lokalgesetzgebung, so die Städteord- 
nung und der Public Health Act von 1 875, wo sie den Lokalbehörden 
Besteuerungsbefugnisse erteilt, stets zum Ausdruck, daß es nur eine 
Frage der formalen Opportunität sei, ob solche Voranschläge im ein- 
zelnen Fall für ein ganzes Jahr oder, wie als für England besonders 
charakteristisch hervorzuheben ist, früher auch für kürzere Zeit- 
perioden aufgestellt wurden.*-*) Wenn dann solche Voranschläge schein- 
bar nur den Steuerbedarf berücksichtigen, so wird doch zumal vor 
Ansetzung des letzteren notwendigerweise eine Berücksichtigung der 
sonstigen verfügbaren Mittel und Einkünfte stattgefunden haben und 
stattfinden. Vollends aber haben und hatten derartige Opportunitäts- 
fragen in der englischen Kommunalflnanzverwaltung nur eine rein 
accidentielle und dabei auf den einzelnen Platz beschränkte Bedeutung, 
weil jene allüberall durch das Aufsichtsrecht der staatlichen Behörde, 



1) Dort sind Einzelbestimmungen zumal über Rassen- und Zablungswesen 
hauptsächlich im Anschluß an die Gesundheitsgesetzgebung und die Ausbildung des 
jüngeren Selbstverwaltungssystems unter dem Local Government Board erst ganz 
alimählich gesetzlich festgelegt und für alle die jüngeren Lokalverwaltungsbehörden 
neben den Munizipalstädten im wesentlichen einheitlich ausgestaltet worden. 

2) Vergl. Reitzenstein in „Schönbergs Handbuch der pol. Ökonomie" a. a. 0. S. 1 36 



Digitized by 



Google 



214 I. Abschnitt Aufgaben und Ausgaben der Kommunalkörperschaften. 

des Local Government Board, und zumal durch den Zwang zur jähr- 
lichen Rechnungslegung beherrscht wird, die letztere aber einerseits 
für die Rechnungen der lokalen Boards- und Distriktsverwaltungen 
direkt von den Auditors der Staatsbehörde abgenommen wird, und 
andererseits von dieser die Rechnungen in ihrer Gesamtheit konzentriert 
und als Unterlage für ihre jährlich zu erstattenden zusammenfassenden 
Berichte benutzt werden. Infolgedessen ist die kommunale Budget- 
aufstellung und Eassenftthrung vollständig durch Vorschriften f&r die 
Rechnungslegung bedingt, die ihrerseits die Ausgaben wie Einnahmen 
in solcher Vollständigkeit und gleichmäßigen Spezialisierung umfaßt, 
daß zurzeit kaum anderswo ein gleich umfassendes und übersichtlich 
zusammengestelltes, der Öffentlichkeit zugängliches fortlaufendes Mate- 
rial über die Eommunalflnanzen eines Landes zu finden sein dürfte 
wie das über die englischen Lokalflnanzen, wobei immer wieder darap 
zu erinnern ist, daß diese die lokalen Aufwendungen für lokale staat- 
liche Aufgaben mit umfassen. 

In Frankreich ist das Budget- und Rechnungswesen der Ge- 
meinden und Departements durch die Kommunalgesetzgebung selbst 
und durch zahlreiche, dieselbe ergänzende Dekrete und Ministerial- 
instruktionen nach Form und Inhalt unter gesetzlicher Feststellung 
der Budgetschemata geregelt worden. Hier wird die Budgetierung 
ausdrücklich als derjenige Akt bezeichnet, durch welchen die jährlichen 
Einnahmen und Ausgaben „des Staates oder anderer Verwaltungen, 
welche die Gesetze den gleichen Bestimmungen unterwerfen", nicht 
nur vorgesehen, sondern auch autorisiert werden. 2) Dementsprechend 
sind auch die Funktionen der verschiedenen, bei der Budgetaufeteilung 
konkurrierenden Gewalten: die Aufstellung des Voranschlags durch 
den Maire als Gemeindebehörde, für das Departement durch den Prä- 
fekten als ausführenden Beamten auch der kommunalen Departemental- 
verwaltung; die Votierung des Budgets durch den Munizipal- resp. 
den (reneralrat; die definitive Festsetzung (r6glement) der Gemeinde- 
budgets mit Ausnahme der verhältnismäßig wenigen, deren Einnahmen 
3 Millionen Frs. übersteigen, durch den Präfekten, der Budgets 
dieser größeren Gemeinden sowie der Departements durch Dekret, — 
ebenso die Zeitfristen, in denen sich die Akte der Budgetierung zu 
vollziehen haben, gesetzlich vorgeschrieben. Danach muß das Gemeinde- 
budget je für das folgende Jahr vom Maire im April — der Termin 
hängt mit dem Umstand zusammen, daß die Kredite des Budgets des 



1) Oemeindegesetze vom 18. Juli ]$S7, 24. Juli 1S67, in wesentlichen Punkten 
abgeändert durdi das Gesetz ober die Mnnizipalorganisation vom 5. April 1884 
Art. 183, 145f. — Betreffend die Departementsgesetze vom 10. Mai 1888, 10. Juli 
1866 und das Gesetz betr. die Conseils gi^n^ranx vom 10. August 1871, Art 87 ff. 

2) Dekret vom 81. Mai 1862. 
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Vorjahres am 31. März definitiv geschlossen werden — vorbereitet und 
in der Maisitzung des Gemeinderats vorgelegt werden, der seinerseits 
die Beratung und Votierung bis zum Beginn des neuen Budgetjahres 
vollziehen soll Der Voranschlag des Departementalbudgets muß der 
Departementalkommission zehn Tage und den einzelnen Mitgliedern 
der Generalräte zusammen mit dem gedruckten Bericht des Präfekten 
acht Tage vor dem Beginn der Augustsession der Generalräte zugehen, 
deren Dauer früher für eine Budgetberatung viel zu kurz bemessen 
war, nach dem Gresetz von 1871 aber auf einen Monat ausgedehnt 
werden kann. Besondere Bestimmungen sind außerdem für das Ein- 
greifen der Aufsichtsbehörde in dem Fall getroffen, daß die Vorberei- 
tung des Budgets nicht rechtzeitig erfolgt sein sollte, sowie für den 
Fall, in welchem infolge nicht rechtzeitiger Votierung desselben eine 
vorläufige Fortführung der Verwaltung nach Zwölfteln des Budgets 
des abgelaufenen Jahres einzutreten hat. Die genaue Umgrenzung 
der Formen der kommunalen Finanzverwaltung und die damit zu- 
sammenhängende frühzeitige Durchführung eines allgemeinen Budget- 
zwanges in Frankreich entspricht der dortigen gesetzlichen Speziali- 
sierung der kommunalen Aufgaben.^) 



1) Den entsprechenden französischen Verhältnissen sind, wie schon erwähnt, 
namentlich die belgischen nnd italienischen nnd bis zu einem gewissen Grade 
auch die holländischen nachgebildet In Belgien enthalten das Kommonal- 
wie das Provinzialgeeetz, beide vom BO. März 1836, gleichfalls Normativbestim- 
mungen für die Form und Gruppierung der Budgetaufstellung sowie die Regelung 
der bezuglichen Eompetenzverhältnisse; die definitive Festsetzung der von den 
Kommunalvertretungen, Gemeinde- bezw. Provinziahrat, votierten Budgets erfolgt 
hier durch die permanente Provinzialdeputation resp. durch königliches Dekret. — 
In Italien wurde durch das Eommunalorganisationsgesetz vom 20. März 1865 der 
Aufgabenkreis der Provinzen und Gemeinden mit Unterscheidung eines obliga- 
torischen und fakultativen genau umgrenzt und die Einheitlichkeit der kommu- 
nalen Finanz Verwaltung verf> eine Ministerialinstruktion und ein königlichea 
Dekret desselben Jahres schrieben auch entsprechende Schemata für die AufsteUung 
der Gemeinde- und Provinzialbudgets vor. Das für erstere geltende Schema wurde 
durch Verordnung vom 20. Juli (nicht Januar, wie Reitzenstein a. a. 0. S. 136 
sagt) 1875 unter Beseitigung zahlreicher bis dahin bestehender Zweifel über 
die Zugehörigkeit einzelner Budgetposten zu den verschiedenen Eapiteln, modi- 
fiziert; — vgl. J. Sachs, L'Italie, ses finances et son d^veloppement ^conomique etc., 
Paris 1885, S. 562 und „Bilanci communali per Tanno 1886", introduzione p. III. Das 
provinziale Rechnungswesen ließ an Einheitlichkeit ebenfaUs noch immer viel zu 
wünschen übrig, bis die für die AufsteUung der kommunalen Finanzübersichten 
geltenden Normen durch Verordnung vom 5. Juli 1881 auch auf die provlnzialen 
übertragen wurden; — vgl. „Bilanci provindali per l'anno 1885", introduzione p.UI. 
Infolge königlicher Verordnung vom 6. Juli 1890 ist dann das gesamte Rechnungs- 
wesen der Eommunalkörper mit dem des Staates vom 1. Juni 1892 ab in Über- 
einstimmung gebracht und das den ersteren vorgeschriebene Budgetschema redigiert 
worden. — In Holland wird nach dem Provinzialgesetz vom 6. Juli 1850 und dem 
Gemeindegesetz vom 29. Juni 1851 die Form des Gemeindebudgets durch ein vom 
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Umgekehrt enthält die preußische Koramunalgesetzgebung, ent- 
sprechend ihrer sehr aligemein gehaltenen, gewissermaßen nur nega- 
tiven Umgrenzung der kommunalen Aufgabenkreise, abgesehen von 
der Regelung der Zuständigkeitsverhältnisse, nur wenige, ganz allge- 
meine Bestimmungen über die kommunale Finanzverwaltung und ist 
vor allem die Verpflichtung zur Aufstellung von Haushaltsplänen für 
die Landgemeinden erst durch die Gemeindeordnung für die östlichen 
Provinzen von 1891 und durch die für Hessen-Nassau von 1897 eine 
nahezu allgemeine geworden. Seitdem gibt es von dieser allen Kom- 
munal Verwaltungen Preußens gemeinsamen Verpflichtung nur zwei 
Ausnahmen!): nach der Landgemeindeordnung für die östlichen Pro- 
vinzen und für Schleswig-Holstein kann durch Beschluß des Kreis- 
ausschusses einzelnen Gemeinden die Aufstellung eines Voranschlags 
„nachgelassen werden, wenn deren Verhältnisse dies unbedenklich er- 
scheinen lassen" 2)^ während die Landgemeinden in Hannover einen 
Haushaltsplan umgekehrt nur auf besondere Anordnung der Aufsichts- 
behörde aufzustellen brauchen und solche Anordnungen nur in dem 
Falle getroffen werden sollen, wenn eine Gemeinde erheblichere Ein- 
künfte aus ihrem Gemeindevermögen bezieht oder erheblichere Aus- 
gaben zu machen hat. 3) 

Allgemein ist in der preußischen Kommunalgesetzgebung auch zum 
Ausdruck gebracht, daß die gesetzmäßige Haushaltsfeststellung zu- 
gleich eine Autorisation und gesetzliche Bindung der kommunalen 

Könige zu bestätigendes Reglement der Provinzialdeputation vorgeschrieben; ebenso 
sind die einzelnen Gemeindebudgets von den Provinzialdeputationen, die Provinzial- 
budgets vom Könige zu genehmigen. 

1) Abgesehen von den als Kommunalkörper nicht zu erachtenden verselb- 
ständigten Gutsbezirken; hier kann die Frage, ob der Gutsvorsteher durch § 122 
der Landgemeindeordnung von 1891 auch zur AufsteUung eines Hanshaltsplanes 
und zur Rechnungslegung sowie zur Führung eines nach den Vorschriften für die 
Gemeinderechnungsbücher angelegten besonderen Rechnungsbuches verpflichtet ist, 
praktische Bedeutung nur in dem FaU erhalten, wenn andere zum Gutsbezirk ge- 
hörende Grundbesitzer und Einwohner zu den öffentlichen Lasten desselben heran- 
gezogen werden sollen. 

2) Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891, § 119; dazu die Ausführungs- 
anweisung UI, C, 5. — Dem Bearbeiter von RErrzENSTEivs Abhandlung in der 
4. Auflage des „Schönbergschen Handbuchs", 1898, III S. 136, ist die diesbezüglich 
durch die neue Landgemeindeordnung für die östlichen Provinzen und Schleswig- 
Holstein getroffene Änderung der gesetzlichen Bestimmungen entgangen. 

3) Ministerialbekanntmachung zur hannöv. Landgemeindeordnung § 42. Ähn- 
liche bis dahin für die Gemeinden des Kurfürstentums Hessen geltende Bestim- 
mungen sind durch die Landgemeindeordnung für Hessen-Nassan vom 4. August 1S9T 
in Fortfall gekommen. — Von den anderen deutschen Bundesstaaten hat u. a. das 
Königreich Sachsen noch keine allgemeine Budgetierungspflicht für die Land- 
gemeinden eingeführt, während eine solche in den süddeutschen Staaten durchweg 
besteht, ebenso in den österreichischen Ländern des Reichsrats. 
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Verwaltungsbehörden bedeutet, insofern für im Haushaltsplan nicht 
vorgesehene Aufwendungen und für solche, welche überhaupt beson- 
derer Beschlußfassung vorbehalten sind, sowie fiir Etatsüberschrei- 
tungen die besondere Genehmigung der Kommunalvertretungen vor- 
geschrieben wird.1) 

Die Aufstellung des Voranschlags hat überall von der kommunalen 
Verwaltungsbehörde — Gremeindevorstand, Magistrat, Kreisausschuß, 
Provinzialausschuß — vor dem Beginn des neuen Rechnungsjahres zu 
erfolgen. 2) Fristen für die Einbringung des Entwurfs an die Kom- 
munalvertretungen sind nur in den Städteordnungen enthalten; die- 
selbe hat nach den betreffenden Bestimmungen in den Städten der 
östlichen Provinzen sowie Schleswig-Holsteins und Hessen-Nassaus und 
in Frankfurt a. M. spätestens im dritten, nach der rheinischen Städte- 
ordnung im zweiten, nach der westfälischen spätestens im vierten 
Monat, nach der hannoverschen überhaupt nur im letzten Quartal vor 
Beginn des neuen Etatsjahres zu erfolgen. Die Provinzial- und Kreis- 
ordnungen, sowie die Gemeindeordnungen enthalten derartige Frist- 
bestimmungen nicht, nur sehen die letzteren ebenso wie die Städte- 
ordnungen eine öffentliche Auslegung des Entwurfs vor seiner Fest- 
stellung durch die Gemeindevertretungen während einer teils 14-, teils 
Stägigen Dauer vor. 

Die Votierung des Haushaltplans durch die zuständigen Kommunal- 
organe enthält zugleich dessen Feststellung. Der derart festgestellte 
Etat ist unmittelbar darauf der Aufsichtsbehörde mitzuteilen, bedarf 
aber nicht deren besonderer Genehmigung. 3) 

Fügen wir den vorstehend erwähnten Bestimmungen noch die 
allen preußischen Kommunalgesetzen gemeinsame hinzu, daß der Vor- 
anschlag „alle Einnahmen und Ausgaben, welche sich im voraus be- 
stimmen resp. veransclilagen lassen", enthalten soll, so sind damit die 



1) Diese Genehmigung für außeretatmäßige Aufwendungen und Etatsüber- 
schreitungen hat nach den Städte- und Gemeindeordnungen im voraus zu erfolgen; 
nur die Provinzialordnungen lassen dieselben unter nachträglicher Genehmigung 
durch die Provinziallandtage, aber unter Verantwortlichkeit des Provinzialaus- 
schusses zu. In Westfalen und der Rheinprovinz bedürfen außeretatmäßige Aus- 
gaben der Landgemeinden auch der Genehmigung des Rreisausschusses. 

2) Für die rheinischen Landgemeinden durch den Bürgermeister der betr. 
Samtgemeinde, für die westfölischen durch den Gemeindevorsteher in Gememschaft 
mit dem Amtmann. 

3) Das Erfordernis der Genehmigung ist für die städtischen Etats durch § 18 
des Zuständigkeitsgesetzes ausdrücklich aufgehoben worden, während der § 35 des- 
selben bezüglich der Landgemeinden die Bestimmmungen älterer Gemeindeordnungen 
über die Mitwirkung der Aufsichtsbehörden bei der Etatsfeststellung nicht außer Kraft 
gesetzt hat, doch kommt diesbezüglich nach der Beseitigung der alten nassauischen 
Gremeindeordnung nur noch der § 89 der rheinischen Landgemeindeordnung in 
Betracht. 
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gesetzlichen Vorschriften über die Budgetaufeteilung der preußischen 
Kommunalkörperschaften erschöpft. 

Die formale Anordnung des Budgets und die Schematisierung 
seines Inhalts ist den Kommunalorganen selbst überlassen und auch 
durch keine besonderen Vorschriften über die Eechnungslegung be- 
einflußt, zumal diese bis zur Feststellung der Rechnung sich wiederum 
innerhalb der Kompetenzsphäre der Kommunalkörper selbst abspielt. 

Was nun Form und Inhalt des Budgets selbst betrifft, so kommen 
dabei zwei Gesichtspunkte in Betracht, einmal die Einheit, resp. Ein- 
heitlichkeit des Budgets in zeitlicher und sachlicher Beziehung und 
zweitens die Spezialisierung des Budgetinhalts, das Budgetschema. 

Die Anforderung der zeitlichen Einheitlichkeit des Budgets 
bedingt, daß dasselbe im ganzen wie in allen seinen Teilen sich auf 
einen bestimmten, in der Reihenfolge der Budgetperioden möglichst 
gleichbleibenden Zeitabschnitt beziehen soll. Dessen Dauer ist den 
Kommunalverwaltungen nicht überall und auch im einzelnen Lande 
nicht immer in gleichmäßiger Weise vorgeschrieben, noch weniger die 
terminale Begrenzung der Budgetperiode. Indessen haben die Be- 
ziehungen, welche fast überall zwischen der Finanz Verwaltung des 
Staates und der der Kommunalkörper, sodann auch zwischen den 
Kommunalkörpern höherer und niederer Ordnung obwalten, und die 
im Laufe der Zeit immer mannigfaltiger und enger geworden sind, 
in der Praxis fast überall eine Übereinstimmung zwischen den Budget- 
perioden dieser verschiedenen Zwangsgemeinwirtschaften herbeigeführt 
Besonders mußte in dieser Richtung eine Abhängigkeit der kommunalen 
von der Staatsbesteuerung wirken, sei es daß jene auf Zuschläge zu 
den Staatssteuern oder wenigstens auf die staatliche Veranlagung für 
die Bemessung eigener Steuern angewiesen ist 

So war für Frankreich, wo die Kommunalzuschläge als appendices 
zu den direkten Staatssteuern erscheinen, die einzig mögliche Lösung, 
daß die Budgetperiode des Staates — das Kalenderjahr — auch den 
Departements und Kommunen als solche vorgeschrieben wurde. *) 

In England steht zwar die Kommunalbesteuerung in keinem 
direkten Abhängigkeitsverhältnis von der staatlichen, aber die jähr- 
liche Abschätzung des Einkommens resp. des Einkommenwertes vom 
Realbesitz als einziger Grundlage der Kommunalbesteuerung mußte 
notwendigerweise auch hier die Annahme einer einjährigen Haushal- 
tungsperiode um so mehr herbeiführen 2), als die Naturalleistungen, wie 



1) Ebenso ist in Italien, Österreicii, Belgien, Holland das Kalenderjahr Bndget- 
periode des Staates wie der Kommunalkörper. 

2) In diesem Sinne konnten wir oben die hier und dort in England beliebte 
Feststellung des kommunalen Steuerbedarfs für kürzere Abschnitte des Rechnnngs- 
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wir gesehen haben, in England seit mehreren Menschenaltem ganz be- 
seitigt sind. Der unter dem Regime der jüngeren Selbstverwaltung 
eingeführte Zwang zur jährlichen Rechnungsan&tellung für die Zwecke 
der staatlichen Auf- und Übersicht über die kommunale Finanzgebarung 
wirkte in der gleichen Richtung und übte außerdem einen gewissen 
Einfluß aus auch auf die Herbeiführung einer gleichmäßigeren Fest- 
setzung der Anfangstermine des Rechnungsjahres bei den verschiedenen 
Lokalverwaltungen, ohne daß es indessen bis jetzt zu einer völligen 
Übereinstimmung derselben untereinander oder mit dem Rechnungsjahr 
des Staates gekommen wäre.^ 

In Preußen ist nur den Kreisen eine ausschließlich jährliche 
Budgetierung der Einnahmen und Ausgaben vorgeschrieben; die Pro- 
vinzial-, wie die Städte- und Gemeindeordnungen lassen daneben auch 
eine Aufstellung des Voranschlags für mehrere, jedoch höchstens drei 
Jahre zu. Tatsächlich findet diese Befugnis, soweit sich das übersehen 
läßt'^), wohl nur in der Provinzialverwaltung Anwendung, und auch 



Jahres als eine Opportonitätsmaßregel von rein akzidentieller und lokaler Bedeutung 
bezeichnen. 

1) Das Rechnungsjahr des großbritannischen Staates endigt bekanntlich, wie 
das preußische, mit dem 31. Mäiz. Diesem Termin schließt sich in England und Wales 
unmittelbar das Rechnungsjahr der Grafschaftsrate (einschl. des Londoner County 
Council) und der von diesen ressortierenden Irrenanstaltsverwaltungen, der Städte, 
der stftdtiBchen und ISndlichen Distrikte, sowie der früheren ländlichen Highway- 
Distiicts, der jüngst erst als Kommunalkörper neu konstituierte Parishes, der von allen 
diesen Kommunalbehordon gebildeten resp. abgezweigten Joint Committees, sowie das 
der Seefischerei-Committees und des Metropolitan Police District an. Die Poor Law 
ünions, bis 1899 auch die Londoner Vestries und District Councils, und die der älteren 
Gesetzgebung entstammenden Boards für Friedhofswesen, Bäder und Waschhäuser, für 
Beleuchtungs- und Wachtwesen, für Märkte und Messen, öffentliche Bibliotheken, die 
Conscrvators of Commons, sowie die aus solchen Lokal verwaltungen hervorgegangenen 
Joint Boards, femer die Entwässerungs-, Hafen- und Dockkommissionen schließen 
ihr Rechnungsjahr in ziemlich enger Anlehnung an das des Staates mit dem Marien- 
tag, dem 25. März, weil mit dem 26. März (in London allerdings erst 6. April) die 
neue Veranlagung des Ertrags des Real property in Kraft tritt; der Termin stammt 
von der früheren, die ältere Grundlage der Armensteuer bildenden Churchrate her. 
Die Korporation von London City und der Board für Erhaltung der Fischzucht 
und Fischerei beschließen ihr Rechnungsjahr dagegen am 31. Dezember, die Kanali- 
sationskommission von London und sämtliche School Boards am 29. September. — 
In Schottland endigt das kommunale Rechnungsjahr mit dem 15. Mai. In Iriand war 
dieser Termin bis 1899 der 29. September, doch hatten die irischen Hafen- und Binnen- 
schiffahrtsbehörden das Kalenderjahr, der irische Meliorationsfonds und der Dubliner 
Polizeidistrikt das Rechnungsjahr des Staates; seit 1899 endigt das Rechnungsjahr 
für alle irischen Lokalbehörden gleichmäßig am Sl. März. 

2) Über das Rechnungswesen und die Finanzen der Landgemeinden Preußens 
liegt leider seit der kommunalstatistischen Aufnahme von 1883 kein neueres, einiger- 
maßen umfassenderes Material vor, und lassen auch die in der Denkschrift über 
die Ausführung des Kommunalabgabengesetzes von 1893 nach Stichproben zusammen- 
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hier nur eine solche nach der formalrechtlichen Seite, insofern die 
Provinzialbudgets, entsprechend der gewöhnlich nur alle zwei Jahre 
stattfindenden Tagung der Provinziallandtage, zwar für zwei Jahre, 
aber in der Weise aufgestellt werden, daß Einnahmen und Ausgaben 
für jedes der beiden Jahre getrennt budgetiert werden, im Grunde 
genommen also nur die Votierung für zwei Jahre im voraus, die Ver- 
anschlagung der Positionen dagegen für das nächste und das zweit- 
nächste Jahr getrennt stattfindet und demnach das Budget selbst in- 
haltlich ein einjähriges ist. Die Ortsgemeinden dürften, zumal nach 
der jüngsten gesetzlichen Gestaltung ihres Steuerwesens, von der ein- 
jährigen Budgetierung kaum noch abweichen können, wie diejenigen 
von ihnen, bei denen das bis dahin noch nicht der Fall war, durch 
jenes Gesetz auch veranlaßt worden sind, den Anfangstermin ihi-es 
Budgetjahres mit dem des staatlichen und der Kommunalkörper höherer 
Ordnung in Übereinstimmung zu bringen.*) 

Wird die Festsetzung der kommunalen Budgetperiode als solcher 
zum Teil durch außerhalb der Wirkungs- und Kompetenzsphäre der 
Kommunalorgane liegende Momente bestimmt, so ist die zeitliche Ein- 
heitlichkeit des einzelnen Budgets in sich dadurch bedingt, daß die 
Ausgaben einer Rechnungsperiode durch eben derselben angehörige, 
d. h. innerhalb derselben fällig werdende Einkünfte zu bedecken sind. 

Eine rein äußerliche Abweichung von dieser Regel, daß alle Teile 
eines Haushaltsplans sich auf den gleichen Zeitraum beziehen sollen, 
kann in solchen Fällen stattfinden, wenn neben dem eigentlichen Budget 
eines Kommunalkörpers von dessen Organen noch solche für irgend 
welche selbständigen Institute, z. B. Stiftungen, aufzustellen sind, welche 
eine eigene juristische Persönlichkeit besitzen und gewissermaßen nur 
unter der vormundschaftlichen Verwaltung der Kommune stehen; hier 
wird je nach der wirtschaftlichen Eigenart des betreffenden Instituts 
auch eine Aufstellung dessen Budgets für Rechnungsperioden zulässig 
sein, die von der des eigentlichen Kommunalbudgets abweichen. 2) 



geeteUten Daten keine Schlüsse über die Einwirkung der Landgemeindeordnung 
von 1891 auf die Organisation der ländlichen Finanzverwaltung zu. Nachdem eine 
Reihe von Jahren seit dem Erlaß zweier so wichtiger Gesetze vergangen ist, ist 
eine neue statistische Aufnahme in dieser Richtung unter Anlehnung an die frühere 
dringend wünschenswert 

1) Nachdem durch das Gresetz vom 29. Juni 1876 der Beginn des staatiichen 
Budgetjahres in Preußen vom 1. Januar auf den 1. April verlegt worden war, 
waren die Ortsgemeinden besonders in den älteren Provinzen dem Vorgange des 
Staates sehr bald, teilweise unmittelbar gefolgt; daneben aber war namentiich in 
den westiichen Ortsgemeinden bis zum Erlaß des Kommunalabgabengesetzes von 1893 
vielfach noch das Kalenderjahr als Bndgetperiode beibehalten worden. 

2) Es kommt vielfach vor, daß die Haushaltpläne fQr Stiftungen, welche keinen 
finanziellen Zusammenhang mit der Kommuno, unter deren Verwaltung sie gestellt 
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Wichtiger ist der Umstand, daß die Forderung der inneren zeit- 
lichen Einheit des Budgets mit der Realität der Tatsachen in mehr- 
facher Beziehung in Konflikt gerät: einmal, weil der einzelne wirt- 
schaftliche Vorgang nur selten eine isolierte Augenblickserscheinung 
ist, sondern regelmäßig nur ein Einzelglied in einer Kette von Wirt- 
schaftsvorgängen darstellt und auch selbst in einer Reihe von Hand- 
lungen und Wirkungen erscheint, deren Anfangs- und Endpunkte nicht 
immer zwischen die derselben Haushaltungsperiode fallen; sodann, weil 
die theoretische Anforderung der Balanzierung der Einnahmen und 
Ausgaben mit den Ergebnissen der Wirklichkeit bald nach der einen, 
bald nach der anderen Seite hin nicht Schritt halten wird; endlich 
infolge der Natur einzelner Aufgaben und der Größe der für sie nötig 
werdenden Aufwendungen. Im ersten Falle handelt es sich um Ein- 
nahmen- und Ausgabenreste, die sogenannte Restrechnung und die 
Notwendigkeit, diese Relikte einer früheren Wirtschaftsperiode der 
HaushaltsfühiTing einer späteren einzufügen; im zweiten Falle um die 
Frage der Ergänzung der Einnahmen oder der Verwendung der Mehr- 
einnahmen einer bereits abgelaufenen Wirtschaftsperiode, im dritten 
Falle um die Bedeutung der außergewöhnlichen Ausgaben — seien 
dies sogenannte einmalige des ordentlichen Budgets oder außerordent- 
liche — für den Haushalt der einzelnen Wirtschaftsperiode. 

Einnahmen- und Ausgabenreste entstehen aus der zeitlichen 
Divergenz zwischen Verpflichtung und Leistung: Einnahmenreste da- 
durch, daß eine im festgestellten Haushaltsplan vorgesehene und durch 
Einnahmeorder statuierte Verpflichtung zu einer Leistung an die Kom- 
munalkasse bis zum Endtermin der Budgetperiode aus irgend einem 
Grunde nicht erfüllt worden ist; Ausgabenreste dadurch, daß der Kom- 
munalverwaltung auf Grund einer ihr dargebotenen (Dienst- oder Sach-) 
Leistung im Laufe der Budgetperiode die Verpflichtung zu einer Gegen- 
leistung erwachsen ist, diese Gegenleistung aber aus irgend einer Ur- 
sache ebenfalls nicht innerhalb der Budgetperiode erfolgt ist. Die 
Leistung an die Kommune im ersten Falle, die der Kommune im 
zweiten Falle bedürfen behufs Verwirklichung des Haushaltsplanes 
ihrer nachträglichen Erfüllung. Bei beiden, sowohl bei den Ein- 

Bind, haben, die also weder Zuschüsse aus der Kommunalkasse empfangen, noch 
ihre JabresuberschQsse an jene abzuführen haben, für mehrere Jahre im voraus 
aufgestellt werden. Sobald aber solche Stiftungen zugleich eigentlichen kommu- 
nalen Zwecken dienen und deshalb' je nach Bedarf Zuschüsse aus der Kommunal- 
kasse empfangen, wäre ein solches Verfahren unzulässig. Der letztere Vorgang 
bat sich in Preußen im Laufe der Zeit namentlich bei älteren städtischen Kranken- 
häusern vollzogen, die infolge ihrer Dienstbarmachung für die kommunale Armen- 
krankenpflege immer größerer Zuschüsse bedurften und dadurch mit der Kommunal- 
vcrwaltung derart verflochten wurden, daß ihr ursprünglicher Stiftungscharakter 
heute oft kaum noch erkennbar ist. 
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nahmen- wie bei den Aasgabenresten trifft gleichmäßig zu, daß die 
Verpflichtung zur Leistung — z. B. einerseits die Steuerausschreibung 
oder die durch Anleihekontrakt vollzogene Verpflichtung eines Darlehns- 
gebers, andererseits die Verpflichtung der Kommune als Darlehns- 
nehmerin oder als Empfängerin von Sachgütem oder Arbeitsleistungen — 
innerhalb der Budgetperiode entstanden ist.i) Die Eestrechnung 
fällt daher unter dem Gesichtspunkt, daß es sich dabei lediglich um 
die Vollendung der Durchführung eines schon festgestellten Haushalts- 
planes handelt, nur in das Gebiet der Kassen- und Buchführung und 
hat mit der Budgetaufstellung für das folgende Jahr als solcher nichts 
zu tun, zumal der Abschluß der vorhergehenden Jahresrechnung und 
die Feststellung der noch fortzuführenden Restposten notwendigerweise 
erst zu einem späteren Termine als die Feststellung des neuen Bud- 
gets erfolgen kann. Prinzipiell würde hieraus vielmehr die Notwendig- 
keit folgen, besondere, je aus den einzelnen Budgetperioden herrührende 
Restrechnungen bis zu deren Erledigung weiterzuführen 2) und dem- 
gemäß die endgültige Regelung der einzelnen Jahresrechnungen bis zu 
diesen unbestimmten Zeitpunkten hinauszuschieben. Weil aber dadurch 
jede geordnete Rechnungslegung und damit eine auch für die weitere 
Wirtschaftsführung und die Budgetaufstellung unerläßliche periodische 
Feststellung der gesamten Finanzlage unmöglich würde, so wird es 
notwendig, die gesamten Einnahmen- und Ausgabenreste an einem vom 
Schluß des Rechnungsjahres nicht zu entfernt liegenden Zeitpunkte 
einem Feststellungsverfahren zu unterwerfen, um zunächst die Ein- 
nahmenausfälle und die Minderausgaben von den eigentlichen Restposten 
zu sondern, sodann einerseits nach jenen das Soll des abgelaufenen 
Budgets zu berichtigen, andererseits die darnach verbliebenen eigent- 
lichen Einnahmen- und Ausgabenreste dem Soll des (inzwischen fest- 
gestellten) laufenden Budgets als Annex, aber unter gleichzeitiger 
bnchungsmäßiger Evidenzhaltung des Restsolls, hinzuzufügen. Es wird 
derartig zwischen der durch die Regeln der Budgetierung geforderten 



1) Eine im Badget vorgeeehone, aber nicht zur Aasfübmng gelangte Anleihe 
stellt daher ebensowenig wie ein Steaerposten, dessen Uneintreibbarkeit bereits er- 
wiesen ist, einen Einnahmerest, sondern einen Einnahmeansfall dar. Ist die Ver- 
wirklichung eines im Badget vorgesehenen Aasgabezwecks überhaupt nicht in 
Angriff genommen, so ist der betr. budgetierte Aasgabeposten nicht ein Ausgabe- 
rest, sondern eine Minderaasgabe, welche ebenso wie ein Einnahmeausfall vor 
dem Abschluß der Rechnung durch Rektifizierang des budgetmäßigen Solls auf 
Grund entsprechender Beschlüsse der zuständigen Oi^gane zu berücksichtigen (zu ,,ver- 
abfallen") ist 

2) Derartige Übersichten werden als Speziakiachweise bei den einzelnen Ver- 
waltungsstellen allerdings bis zu einem gewissen Grade mit Rücksicht auf die gesetz- 
lichen Verjährungsfristen notwendig; sie berühren als solche aber nicht die Budget- 
aufstellung. 
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Begrenzung der wirtschaftlichen Vorgänge auf bestimmte Zeitabschnitte 
und der tatsächlichen Durchbrechung dieser Begrenzung durch jene 
ein Kompromiß hergestellt, bei welchem es budgetmäßig-formal Reste 
immer nur aus der jüngst abgelaufenen Budgetperiode geben kann. 

Außer durch diese formale Einfügung der Restrechnung in den 
Haushaltsplan der neuen Budgetperiode kann derselbe aber auch sach- 
lich von den Ergebnissen jenes Feststellungsverfahrens wegen der Reste 
in doppelter Weise berührt werden: einmal dadui'ch, daß unter Um- 
ständen Ausgaben, die nach dem abgelaufenen Haushaltsplan überhaupt 
nicht zur Ausführung gekommen und daher nachträglich formal aus 
dem Soll desselben ausgeschieden (verabfallt) sind, gleichwohl aus- 
geführt und daher in das neue Budget, mittels eines nachträglichen 
Beschlusses zu demselben, hinübergenommen werden müssen; anderer- 
seits aber auch dadurch, daß die festgestellten Einnahmeergebnisse 
des Vorjahres zur Bedeckung der verbliebenen Ausgabereste eventuell 
nicht ausreichen und demgemäß für die Unzulänglichkeit der Ein- 
nahmen der abgelaufenen Budgetperiode neuer Ersatz geschafft werden 
muß. In diesem Punkte berührt sich der eventuelle Einfluß der Rest- 
rechnung auf die Budgetanfstellung mit demjenigen, der auf dieselbe 
durch die Bilanz abgelaufener Haushaltperioden überhaupt ausgeübt 
werden kann. 

Für die Bedeckung eines Defizits wird es darauf ankommen, ob 
dieselbe aus ordentlichen Mitteln der künftigen Wirtschaftsführung 
geschehen soll, oder ob das überhaupt nicht möglich ist und somit 
außerordentliche Einnahmen, d. h. im wesentlichen Anleihemittel, dafür 
in Anspruch genommen werden müssen resp. dürfen. Formal wird im 
einen wie im anderen Falle das neue Budget dadurch nicht in Mit- 
leidenschaft gezogen, insofern es sich dabei um eine nachträgliche 
Ergänzung des abgelaufenen handelt; tatsächlich beengen Defizitrelikte 
bei beiden Bedeckungsarten die Wirtschaftsführung der späteren 
Periode, in dem einen Falle durch Entziehung von Mitteln, die sonst 
für die Bedürfnisse der laufenden Wirtschaftsperiode zur Verfügung 
ständen, im anderen Falle direkt durch die Lasten der Anleihe. Um- 
gekehrt beeinflussen Überschüsse die Budgetaufstellung nachfolgender 
Wirtschaftsperioden direkt nur dann, wenn sie oder ihr eventueller 
Zinsertrag für die Bedürfnisse derselben unmittelbar in Anspruch ge- 
nommen werden sollen, indirekt durch deren Überführung in besondere 
Fonds, mögen diese einzelnen bestimmten Zwecken dienen oder allge- 
meine Reservefonds der kommunalen Verwaltung darstellen. 

In welcher Art nun die Kommunalorgane sich mit allen solchen 
Relikten vollendeter Budgetperioden im einzelnen abfinden wollen, ist 
im allgemeinen deren eigenem Ermessen überlassen, abgesehen davon, 
daß allein schon die überall geübte Staatsaufsicht die Fortschleppung 
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von Defizits als schwebender Schuld verhindert, während andererseits 
die Ansübang eines besonderen Zwanges auf die Kommunalkörper, 
Überschüsse zur Schuldentilgung zu verwenden, sich dadurch erübrigt, 
daß dieselben überall gerade auf dem Gebiete des Anleihewesens von 
einer eingehenden Eontrolle und Genehmigungsbefngnis des Staates 
abhängig und durchgängig von vornherein zu einer ausgiebigen regel- 
mäßigen Tilgung angehalten zu sein pflegen. 

Eingehendere Vorschriften wegen der Behandlung der Einnahme- 
nnd Ausgabereste und des Rechnungsergebnisses der abgelaufenen 
Budgetperiode finden sich innerhalb der von uns speziell zu behan- 
delnden Staaten nur in der französischen Eommunalgesetzgebung, 
welche den Gemeinden für die Verbindung der Restrechnung mit dem 
Budget des folgenden Jahres und für die Verwendung von Überschüssen 
der letzten Rechnungsperiode die Aufstellung eines besonderen bndget 
suppl^mentaire nach Ablauf eines Quartals seit dem Ende des vorher- 
gehenden Budgetjahres vollschreibt. Dasselbe hat zugleich der Auf- 
nahme von Ergänzungen zum laufenden Budget zu dienen. Die De- 
partements stellen dagegen ein derartiges Supplementarbudget nicht 
auf, sondern nehmen in der Augustsitzung, bei Gelegenheit der Fest- 
stellung des Budgets des folgenden Jahres, eine einfache Rektifikation 
des laufenden Budgets vor; der Unterschied besteht darin, daß die 
Restrechnung und die Supplementarkredite bei dem den Gemeinden 
vorgeschriebenen Verfahren in besonderen Kapiteln aufgeführt bleiben 
und als solche dem sog. primitiven Budget nur angereiht, bei der 
Rektifikation der Departementalbudgets aber deren entsprechenden 
Etatpositionen angegliedert werden. Im übrigen verhindert die fran- 
zösische Gesetzgebung ein unzweckmäßiges Fortschleppen von Rest- 
rechnungen durch die ausdrückliche Bestimmung, daß Restausgaben, 
die als solche nicht der erneuten Votierung durch die Kommunalver- 
tretung bedürfen, nur einmal in das Supplementarbudget eingestellt 
werden dürfen.*) 

Bei den bisher betrachteten Momenten, durch welche die Grund- 
anforderungen des Budgets als Wirtschaftsplanes für eine zeitlich be- 
grenzte und in sich geschlossene Wirtschaftsperiode durchbrochen 
werden, handelte es sich um einen Widerstreit zwischen jenen und 
der Wirklichkeit, der sich immer erst bei der Durchführung des Budgets 
herausstellt und endgültig erst mit dem Ablauf der Budgetperiode 
festgestellt werden kann, also akzidentieller Natur ist. Dagegen tritt 



1) In dem Schema des italienischen Kommunalbudgets bilden die nr^ldui*^ 
der abgelaufenen Budgetperioden die dritte von dessen vier Hauptabteilungen (Titehi), 
auf deren Einnabmenseite die Guthaben und auf deren Ausgabenseite die Rest- 
ausgaben resp. Defizits der verifizierten Rechnungen erscheinen; vgl. unten S. 2.Sü» 
Anm. 1. 
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ein tiefer greifender, essentieller Widerstreit zwischen jenen Grund- 
anforderungen des Budgets und der Natur der von ihm vorzusehenden 
Wirtschaftsvorgänge gleich bei der Budgetaufstellung in die Er- 
«scheinung. 

Die Budgetierung nach einheitlichen gleichmäßigen Zeitabschnitten 
setzt voraus, daß die wirtschaftlichen Bedürfnisse in der Hauptsache 
sich in solchen Zeitabschnitten wiederholen, und daß dieser periodi- 
schen Wiederkehr der Bedürfnisse auch eine periodische Reproduktion 
der Einnahmen aus den Einnahmequellen entspricht, daß, kürzer aus- 
gedrückt, die ordentlichen Ausgaben ihre Deckung in ordentlichen Ein- 
nahmen finden. Der Grundgedanke der Budgetierung konstituiert 
dementsprechend auf der Grundlage eines umfassenden, die Elemente 
der Wirtschaftsgebarung auf eine längere Zeitdauer ins Auge fassen- 
den Wirtschafts- oder Finanzplanes zunächst das regelmäßige, ordent- 
liche Budget, welches der Ausfuhrung jenes auf längere Dauer be- 
rechneten Finanzplanes in der einzelnen Budgetperiode zu dienen hat. 
Neben die regelmäßigen im Budget vorzusehenden Bedürfnisse treten 
nun aber teils solche, welche nicht in jeder Budgetperiode, sondern 
nur in längeren Zeiträumen, wenn auch in solchen mit einer gewissen 
Regelmäßigkeit wiederkehren, teils solche, die sich überhaupt als außer- 
gewöhnliche geltend machen, und deren Verwirklichung zudem inner- 
halb eines Budgetjahres auch aus technischen Gründen vielfach nicht 
möglich ist. Jene ersteren pflegen, weil in ihnen sich gewissermaßen 
nur die Ausgabe für einen regelmäßigen Bedarf einer mehrjährigen 
Periode in ein einzelnes Budgetjahr zusammendrängt, als einmalige 
ordentliche bezeichnet zu werden und sollen, wie dieser Ausdruck be- 
sagt, wegen ihrer Beziehung zu einem regelmäßigen Bedarf grund- 
sätzlich aus den den ordentlichen Einnahmequellen entfließenden Mitteln 
bestritten werden. 

So folgt aus der zeitlichen Begrenzung der Budgetperiode die 
Unterscheidung von ordentlichen (im vorerwähnten Sinn) und außer- 
ordentlichen Ausgaben. Zu ersteren gehören nicht nur die aus so- 
genannten obligatorischen, sondern auch die aus fakultativen, von 
den Kommunalkörpern freiwillig übernommenen Aufgaben sich ergeben- 
den Aufwendungen, sofern dieselben einen regelmäßigen Bedarf kon- 
stituieren: Die außerordentlichen Ausgaben, unter denen wiederum 
sowohl solche für obligatorische, wie für fakultative Zwecke sein können, 
beeinflussen durch die Frage ihrer Bedeckung nicht nur die Aufstellung 
des einzelnen Einnahmenbudgets, sondern pflegen zumeist auch die 
künftigen Budgetaufstellungen zu beeinflussen und daher eine Modi- 
fikation des Finanzplanes zu bedingen, sei es daß sie, wie oben schon 
angedeutet, überhaupt auf mehrere Jahre verteilt werden, auch wenn 
sie ihre Deckung in ordentlichen Einnahmen finden, sei es daß sie zu 

V. KAUrvAMN, EomninnalfiDanzen. 15 



Digitized by 



Google 



226 I. Absdmitt. Aufgaben tmd Ausgaben der Kommnnalkörperschaften. 

ihrer Bedeckung die Flüssigmachung außerordentlicher Mittel durch 
Anleihen oder Vermögensveräußerungen erheischen und entweder mit 
den Lasten jener auf die künftigen Ausgabenbudgets oder durch die 
entsprechenden Einnahmeausfälle auf die künftigen Einnahmenbudgets 
drücken. 

Sofern nun die gesamten Ausgaben einer Budgetperiode durch die 
den regelmäßigen Einnahmequellen entfließenden Einnahmen entweder 
rein tatsächlich nicht bedeckt werden können, oder auch sofern be- 
stimmte Ausgaben wegen der Art ihrer Zweckbestimmung aus jenen ab- 
sichtlich nicht bestritten werden sollen — in der Praxis triift im letz- 
teren Fall in der Regel zugleich die erstere Eventualität zu — , sofern 
also mit Rücksicht auf die Ausgabenbedeckung die Eröffnung außer- 
ordentlicher Einnahmequellen nötig wird, anderei*seits aber auch inso- 
fern unabhängig von dem Ausgabenbedarf neben den regelmäßigen sich 
andere, teils nicht vorherzusehende (Gteschenke, Vermächtnisse usw.), 
teils auch im voraus zu erwartende Einnahmen (Kapitalrückzahlungen, 
Ablösungen, Eingänge aus beabsichtigten Vermögenstransaktionen u. a.) 
ergeben können, wird im Einnahmebudget die Unterscheidung von 
ordentlichen und außerordentlichen Einnahmen notwendig. 

Wenn die allgemeinen Begriffsbestimmungen einerseits der ordent- 
lichen, der einmaligen und außerordentlichen Ausgaben, andererseits 
der ordentlichen und außerordentlichen Einnahmen gleichmäßig auf die 
Budgetgebarung des Staats wie der Kommunalkörper zutreffen, so 
unterscheidet sich doch deren Anwendung bei den letzteren erheblich 
sowohl von derjenigen, welche sie in der Finanzverwaltung des Staates 
finden, wie in der Finanzverwaltung der verschiedenen Kommunal- 
körper selbst Je nach der Größe der letzteren, sowie nach der Art 
und dem Umfang ihres Aufgabenkreises ist zunächst die Grenzlinie 
zwischen den einmaligen ordentlichen und den außerordentlichen Aus- 
gaben eine verschiedene: derselbe Aufwandszweck, welcher in einer 
Landgemeinde sich als ein außerordentlicher darstellt, wie z, B. die 
Erneuerung des Pflasters einer Straße oder der Neubau eines Schul- 
hauses, gehört in Großstädten zu den mehr oder weniger jährlich 
wiederkehrenden Bedürfnissen; während der Neubau einer Chaussee 
durch einen preußischen Kreis für diesen eine außerordentliche Aus- 
gabe bedingt, involviert der gleiche Vorgang für eine Provinz zwar 
eine einmalige Ausgabe, die aber hier dem regelmäßigen, obligatorischen 
Aufgabenkreise angehört. Ähnlich sind in den Einnahmenbudgets kleiner 
Gemeinden Zuwendungen Privater für gewisse humanitäre Zwecke, 
z. B. zu Armenfonds, singulare Erscheinungen, außerordentliche Ein- 
nahmen, während sie in großen Städten innerhalb gewisser Grenzen 
mit einer solchen Regelmäßigkeit wiederzukehren pflegen, daß für 
deren finanzielle Behandlung und ihre Einreihung unter die ordent- 
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liehen oder außerordentlichen Einnahmen durch die Verwaltungs- 
organe in der Regel von vornherein gewisse regulativmäßige Be- 
stimmungen getroiFen sind. In der Praxis werden unbedeutendere 
zufällige Einnahmen in der Regel den ordentlichen angereiht, während 
unter den außerordentlichen diejenigen, welche als Vermögenszuwachs 
oder als Teil einer Vermögenstransaktion nur eine Kapitalienbewegung 
bedeuten, von den außerordentlichen Deckungsmitteln zu unterscheiden 
sind. Da derartige Vereinnahmungen, besonders solche der letzteren 
Art, die Aufistellung des Haushaltsplanes an sich nicht berühren können 
und daher je nach den Einrichtungen der Vermögens- und Kassen*- 
Verwaltung und der Kontrolle eventuell im Budget überhaupt nicht 
zu erscheinen brauchen, so fällt für den Haushaltsplan die Unterschei- 
dung von ordentlichen und außerordentlichen Einnahmen praktisch in 
der Hauptsache mit der Unterscheidung zwischen eigenen laufenden 
Deckungsmitteln und Anleihen oder Vorschüssen resp. für die Zwecke 
der Verwaltung beabsichtigten Vermögensveräußerungen zusammen. 

Außer solchen Differenzierungen in der Anwendung der Ein- 
nahmen- und Ausgabenkategorien auf die Kommunalbudgets ergeben sich 
noch andere aus der speziellen Gesetzgebung des einzelnen Staates. 
Dabei kommt es im wesentlichen darauf an, ob die staatliche Gesetz- 
gebung die Kommunalkörper als selbständige, in sich geschlossene 
Wirtschaftseinheiten oder mehr oder weniger nur als Beauftragte zur 
Ausführung einzelner bestimmter Aufgaben unter Zuweisung ent- 
sprechend spezialisierter Einnahmen betrachtet. Während im ersteren 
Fall die der kommunalen Finanzgebarung vom Staat auferlegten Be- 
schränkungen die Einteilung der Einnahmen und Ausgaben nach all- 
gemeinen begrifflichen Momenten kaum jemals berühren, so daß z. B. 
den regelmäßigen Einnahmequellen erfließende Einnahmen stets der 
Kategorie der ordentlichen Einnahmen angehören, werden im andern 
Fall willkürliche Beziehungen zwischen bestimmten Einnahmen und 
Ausgaben geschaffen, infolge deren einerseits denselben Einnahme- 
quellen entfließende Einkünfte entweder nach Gradunterschieden (über 
eine gewisse Grenze hinausgehende Steuerquoten) oder nach dem Be- 
stimmungszweck, eventuell unter Kombination beider Gesichtspunkte, 
teils den ordentlichen, teils den außerordentlichen Einnahmen, anderer- 
seits auch jährlich wiederkehrende Ausgaben, weil sie auf solche spe- 
ziell als außerordentliche kategorisierte Einnahmen angewiesen sind, 
den außerordentlichen Ausgaben zugezählt werden. 

In den Budgets der englischen Lokalkörperschaften ist überall 
die Unterscheidung der Anleihemittel und der aus ihnen zu bestreiten- 
den Ausgaben von den übrigen Einnahmen resp. Ausgaben durchgeführt. 
Dabei fallt ins Gewicht, daß, wie die Finanzgewalt der einzelnen eng- 
lischen Lokalbehörden überhaupt, so auch deren Anleihebefugnis auf 

15* 
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der gesetzlichen Konstituierung der verschiedenen Lokalaufgaben resp. 
Aufgabenzweige als solcher beruht, daß jene den Inhalt ihrer Tätig- 
keit eben durch solche „obligatorischen" oder „Adoptiv** -Gesetze und durch 
die Aufnahme der in denselben aufgestellen Aufgaben finden, und daß da- 
her ihre außerordentlichen Deckungsmittel im wesentlichen tatsächlich 
nur aus Anleihen bestehen können. Wenn andererseits unter den nicht 
aus Anleihen herrührenden Einnahmen, neben den Vermögenseinkünften, 
auch Einnahmeposten aus der Veräußerung von Vermögensstücken 
erscheinen, so sind das zu einem großen Teil wiederum nur EiFekten- 
veräußerungen der vielfach bestehenden Amortisationsfonds, welche die 
Mittel zur jährlichen Schuldentilgung, also ordentliche Einnahmen im 
eigentlichsten Sinne zu liefern haben, wie die Schuldentilgung selbst 
in den englischen Budgets entsprechend zu den ordentlichen oder, nach 
der dortigen Ausdrucksweise, zu den nicht aus Anleihen bestrittenen 
Ausgaben gehört. ^) 

In Frankreich bestimmt der Artikel 135 des Munizipalgesetzes 
von 1884, daß zu den ordentlichen Ausgaben der Kommunen die 
Jährlichen und dauernden" (döpenses annuelles et permanentes) ge- 
hören, zu den außerordentlichen die „zufälligen oder zeitweiligen 
(d6penses accidentelles ou temporaires), welche auf die außerordentlichen 
Einnahmen oder auf den Überschuß der ordentlichen Einnahmen an- 
gewiesen werden". Diese Definition ist in mehrfacher Beziehung auf- 
fällig. Sie häuft erstens die Attribute in der Begriifsbestimmung der 
ordentlichen Ausgaben und engt dadurch deren Umfang derart ein, 
daß z. B. die selbst aus den einzelnen Anleihen resultierenden Lasten, 
wenn auch je längere Zeit jährlich, aber nicht für immer wiederkehrend, 
unter den ordentlichen Ausgaben auch nicht für die Zeit ihrer regel- 
mäßigen Wiederkehr einen Platz finden können 2), unbeschadet ihrer 

1) Es ist daher nicht recht veretäDdlich, daß die Bemerkung der Reitzenstein- 
schcn Abhandlung in „Schönbergs Handbuch der politischen Ökonomie'* : im kommu- 
nalen Budgetwesen Englands sei eine Sonderung der Budgetpositionen in ordentliche und 
außerordentliche nicht zur Ausfuhrung gekommen, in dieser Kürze unverändert 
aus den älteren in die vierte Auflage (III, 2 S. 138.) übernommen worden ist 

2) Dabei ist daran zu erinnern, daß es für die französischen, wie zumeist über- 
haupt für die Kommunalkörper, gesetzlich nur einzelne, je für bestimmte Zwecke 
genehmigte Anleiheschulden gibt, nicht aber eine perpetuierliche Komraunalvcr- 
schuldung nach der Art derjenigen des Staates aus dessen untilgbarer Renten- 
schuld; vgl. R. von Kaotmann, Die Finanzen Frankreichs, 1882, S. 600. Abgesehen 
von Paris, dessen Budget, vom Seinepräfekten entworfen, von jeher mehr nach 
den für das Staatsbudget geltenden Regeln aufgestellt worden ist, erscheinen in den 
Budgets aller übrigen Kommunen Frankreichs die Schuldlasten an Verzinsung und 
Tilgung tatsachlich unter den außerordentlichen Ausgaben, was übrigens auch von 
französischen Finanzschriftstellem zwar als eine „in der Provinz allgemein befolgte 
alte Gewohnheit,*^ zugleich aber als „unlogisch"^ bezeichnet wird, zumal wenn der 
Schulddienst, sei es teilweise oder gänzlich, durch die ordentlichen Einnahmen des 
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anderen Eigenschaft, nach der sie als privatrechtlich eintreibbare Ver- 
pflichtungen (dettes exigibles) der Kommunen zu deren obligatorischen 
Ausgaben gehören. Zweitens gestattet die obige Definition wohl, Über- 
schüsse der ordentlichen Einnahmen über die ordentlichen Ausgaben 
für außerordentliche Ausgabenzwecke zu verwenden, aber sie macht 
es direkt unmöglich, umgekehrt außerordentliche Einnahmemittel zur 
Bedeckung der Ausgaben des ordentlichen Budgets heranzuziehen, weil 
auf jene eben nur solche des außerordentlichen Budgets gegründet 
werden dürfen. *) Wenn es hiernach gesetzmäßig ein Defizit im ordent- 
lichen Budget der französischen Kommunen gar nicht geben darf, so 
wird das nur dadurch möglich, daß die Munizipalgesetzgebung den 
Kreis der ordentlichen Ausgaben, wie oben angedeutet, in besonderer 
Weise eingeschränkt, andererseits dementsprechend die Einteilung in 
ordentliche und außerordentliche Einnahmen in kasuistischer Weise 
geregelt hat. Zu den ordentlichen Einnahmen gehören darnach*^), 
außer den Vermögenseinkünften, den verschiedenartigen Gebühren, 
Strafeeldern usw., den nach dem Generaltarif bewilligten Oktroi- 
einnahmen, einmal sowohl die durch verschiedene Gesetze in bestimmter 
Höhe begrenzten Zuschläge zu den direkten Staatssteuern, sodann aber 
weitere Zuschläge zu denselben bis zur Deckung des Bedarfs des 
ordentlichen Ausgabenbudgets. Andere Zuschläge zu den direkten 
Steuern, ebenso auch alle Aufschläge und Zusatztaxen zum Oktroi 
werden zu den außerordentlichen Einnahmen gerechnet, nicht als ob 
sie außerordentlichen Einnahmequellen entflössen, sondern weil sie 
außerordentlichen Ausgaben, die Oktroizuschläge namentlich auch der 
Fundierung von Anleiben zu dienen bestimmt sind und ihre besondere 
Ersichtlichhaltung deswegen verlangt wird, weil alle solche be- 
sonderen Zuschläge nur für den einzelnen außerordentlichen Ver- 
wendungszweck bewilligt werden und nach dessen Erfüllung von selbst 
wieder fortzufallen haben. Anleihen, Geschenke, Vermächtnisse, Ver- 

BadgetB gedeckt werde; vgl. Gaston Cadoux, Les finances de la ville de Paris de 
179S ä 1900, Paris 1900, S. 682. 

1) Die erstere Möglichkeit macht es erklärlich, wie die in der vorstehenden An- 
merkung berührte Verweisung des Schulddienstes in das außerordentliche Budget 
sich auf die Dauer halten ließ. Andererseits hat diese ganze kasuistische Budget- 
formulierung gelegentlich eine Handhabe zu sehr bedenklicher Finanzgebarung ge- 
boten; als die Schuldlasten der Stadt Paris in den sechziger Jahren des 19. Jahr- 
hunderts während der Ausführung der HAUssMANMschen Umgestaltungspläne sich 
zu rapid häuften, griff man auch dort zu dem Mittel, große Teile des Schuld- 
dienstes zeitweise in das außerordentliche Budget zu verweisen, wodurch sie das 
ordentliche dann nur in dem Maße bedrückten, als dasselbe für das Extraordinarium 
einen Überschuß ließ. Das Extraordinarium des Pariser Budgets aber wurde damals 
im wesentlichen aus teils offenen, teils auch verschleierten Anleihen gespeist: vgl. 
Cadoux a.a.O. S. 60 ff. 

2) $ 184 des Mnnisipalgesetzes von 1884. 
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mögensveräußerungen und außerordentliche Holzeinschläge liefern die 
sonstigen Einnahmen des außerordentlichen Budgets. Die Einteilung 
der Einnahmen in ordentliche und außerordentliche ist somit in hohem 
Grade eine durch administrative Gesichtspunkte bedingte und tatsäch- 
lich, wie gesagt, „kasuistische", deren Einfluß in gewissem Grade auch 
bei der oben charakterisierten Abgrenzung der ordentlichen und außer- 
ordentlichen Ausgaben hervortritt. Gerade hier zeigt sich der formale 
Charakter der französischen Kommunalverfassung, nach welchem der 
dortigen „Selbstverwaltung" auch in ihrer eigentlichen Domäne, d. i. der 
Vermögensverwaltung allüberall engste Grenzen gezogen sind. 

Noch mehr hat administrative Kasuistik die Form derDeparte- 
mentalbudgets beeinflußt. Für diese ist der Inhalt des ordent- 
lichen Ausgabenbudgets in seiner Einordnung in eine bestimmte Anzahl 
von Kapiteln genau vorgeschrieben. Das ordentliche Einnahmenbudget 
enthält dementsprechend an steuerlichen Einnahmen nur die Zuschläge 
zu den direkten Staatssteuern in bestimmter Maximalbegrenzung; alle 
darüber hinausgehenden Zuschläge gehören zu den außerordentlichen 
Einnahmen. Den letzteren, die nach ihrer Beschaffenheit in drei Ab- 
teilungen geteilt werden, entsprechen dann wiederum drei Ausgaben- 
kapitel des außerordentlichen Budgets, die lediglich mit Rücksicht auf 
die drei außerordentlichen Einnahmenkapitel angeordnet sind. 

Die französische Einteilung der kommunalen Budgets in ordent- 
liche und außerordentliche ist demnach, obschon die gesetzliche Unter- 
scheidung obligatorischer und fakultativer Ausgaben die Budgetauf- 
stellung äußerlich kaum beeinflußt, weil nicht allgemein gültigen 
Momenten Rechnung tragend, wenig geeignet, bei Vergleichen mit den 
Kommunalbudgets anderer Länder als Unterlage zu dienen. Einheit- 
lich ist jene Anordnung nur insofern, als sie gesetzlich allen Kommunen 
bezw. Departements gleichmäßig vorgeschrieben ist.>j 

li In höherem Maße als das französische ist die Aufstellung des italieni- 
schen Eommunalbud^ets auf der Ausgabenseite durch die Einteilung in obliga- 
torische und fakultative Ausgaben beeinflußt, während auf der Einnahmenseite auch 
hier wesentlich administrative Gesichtspunkte für die Einteilung in ordentliche und 
außerordentliche Einnahmen maßgebend sind. Alle diese Einteilungsmomonte werden 
außerdem durch die Buch- und Rechnungsführung gekreuzt, welche zunftchst die Gnind- 
eintoilung des Budgets in vier Hauptabteilungen (Titel) bedingt, nämlich : Titel J, ent- 
haltend die eigentlichen oder wirklichen (^effektiven*") Jahrescinnahmen und -Ausgaben 
der Kommunal Verwaltung, Titel II die Kapitalienbewegnng, Titel III die Residuen 
abgelaufener Budgetperioden (vgl. oben S. 224 Anm. l), Titel IV den Giro-, d. i. Ver- 
rechnungsverkehr mit anderen Verwaltungen und Dritten und Spezial- (richtiger 
selbständigen Instituts- und Fonds-) Verwaltungen als durchlaufende Posten. Die 
Ausgaben des Titel I zerfallen in die 3 Kapitel a. der obligatorischen ordentlichen, 
b. der obligatorischen außerordentiichen und c der fakultativen Ausgaben, letztere 
ohne besondere Unterscheidung von ordentiichen und außerordentiichen; außerdem 
aber hat man die Schuldentilgung in der Abtdlung II ^Kapitalienbewegung*' zu 
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In Preußen ist es den Kommunal Verwaltungen überlassen, in 
welcher Weise sie die Trennung der ordentlichen Einnahmen resp. 
Ausgaben von den außerordentlichen in das Schema ihrer Haushalts- 
pläne einordnen wollen. Materiell sind sie bei jener Unterscheidung 
in mehrfacher Beziehung gebunden. Einmal bedürfen sie zu jeder Aus- 
gabenbedeckung durch Anleihen oder Substanzveränderungen ihres 
Vermögens der staatlichen Genehmigung, und zwar je für den einzelnen 
bestimmten Zweck, sodaß schon mit Rücksicht hierauf die Evidenz- 
haltung der entsprechenden außerordentlichen Positionen auf der Ein- 
nahmen- wie auf der Ausgabenseite notwendig wird. Sodann werden die 
Kommunalverwaltungen zu einer solchen Trennung auch genötigt durch 
die Bestimmungen des Kommunalabgabengesetzes von 1893 über das 
Konkurrenzverhältnis, in welchem die verschiedenen steuerartigen Ein- 
nahmequellen zur Deckung des Budgetbedarfs heranzuziehen sind, in- 
sofern mit Rücksicht auf jene Vorschriften derjenige Teil der Ausgaben, 
welcher infolge seiner Bedeckung durch außerordentliche Einnahmen 
für die Bemessung des Steuerbedarfs neben den sonstigen ordentlichen 
Einnahmen überhaupt nicht in Frage kommt, und entsprechend jene 
außerordentlichen Einnahmen von den übrigen ausgesondert werden 
müssen. Die gleiche Notwendigkeit ergibt sich selbstredend auch be- 
züglich solcher Positionen, die einen bloßen Kapitalienverkehr dar- 
stellen.^) Dazu kommt, daß die Aufsichtsbehörde speziell bei der Ge- 
nehmigung von Anleihen die oben bereits berührten Gesichtspunkte 
zur Geltung bringt, nach welchen Ausgaben für gleichartige Zwecke 
in den verschiedenen Kommunalverwaltungen dennoch einen verschie- 
denen Charakter annehmen, sodaß z. B. Großstädten mit stark zu- 



suchen, während die Schul deuzinsen als Lasten der „Vermögensverwaltung^ zu den 
ordentUchen obUgatorischen Ausgaben gehören. Die Einnahmen des Titeis I zer- 
faUen in ordentliche und außerordentliche; die letzteren enthalten aber neben Erb- 
schaften, Legaten, Schenkungen, Strafgeldern und dem Erlös verkaufter Utensilien 
auch gewisse Abgaben (Präzipualbelastungen, Wegegelder), die Staats- und Pro- 
vinzialsubventionen , sowie Rückzahlungen verschiedener Beiträge, wogegen die 
außordentlichen Einnahmen im eigentlichsten Sinne: aus VermögensverSußerungen, 
außerordentlichen Holzschügen, Ablösungsgeldem, aus der Einziehung von hinter- 
legten Fonds und von Guthaben , und vor allem Anleihen , im Titel II ^Kapitalien- 
verkehr** und die Überschüsse früherer Budgetperioden im Titel III zu suchen sind, 
l) Wenn oben angedeutet wurde, daß solcher Kapitalien verkehr, weil den 
eigentlichen Yerwaltungsbedarf und dessen Bedeckung nicht berührend, an sich 
nicht zum Haushaltsplan gehört, so ist doch daran zu erinnern, daß derselbe durch 
Kursdifferenzen, auch Valutadifferenzra zwischen Eingang und Neuanlage der Kapi- 
talien immerhin aus Opportunitätsgründen , im Interesse einer vorteilhaften Ver- 
mögensverwaltung, das eigentliche Ausgabenbudget beeinflussen kann, daß somit in 
der Rechnungslegung diese Elemente von der Gesamtrechnung nicht getrennt 
werden können und daher im Budgetschema wenigstens formell Berücksichtigung 
tinden. 
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nehmender Bevölkerung im allgemeinen nicht mehr gestattet wird, das 
bei ihnen sich fortdauernd geltend machende Bedürfnis nach neuen 
Volksschulgebäuden im Wege von Anleihen zu befriedigen. 

Wenn somit für die Unterscheidung der ordentlichen und außer- 
ordentlichen Ausgaben und entsprechend der Einnahmen in den Haus- 
haltsplänen der preußischen Kommunalverwaltungen im wesentlichen 
die allgemeingültigen begrifflichen Momente in Betracht kommen und 
jene in der schematischen Anordnung dieser Kategorien so gut wie gar 
nicht beengt sind, so ist andererseits zu betonen, daß ihnen die Füh- 
rung selbständiger, auf außerordentliche Mittel gegründeter Budgets 
neben den ordentlichen Haushaltsplänen (etwa analog den außeretat- 
mäßigen Ausgaben des preußischen Staatshaushalts und dem früheren 
„Budget sur ressourc^s extraordinaires" des französischen Staates) nicht 
gestattet ist. Dem steht die ausdrückliche Vorschrift der verschiedenen 
Kommunalgesetze entgegen, daß der Voranschlag „alle^^ Einnahmen 
und Ausgaben zu enthalten hat, welche sich im voraus bestimmen resp* 
veranschlagen lassen. 

Wir gelangen damit zu der Frage der sachlichen Einheit des Budgets. 

Die Forderung der sachlichen Einheitlichkeit des Budgets 
gründet sich auf dessen ursprünglichen Zweck als einer die Wirtschafts- 
führung bestimmenden Grundlage. In jener stehen, vsie in jedem Orga- 
nismus, alle einzelnen Teile in Wechselwirkung sowohl zu einander 
wie zum Ganzen, und müssen daher, damit im Gesamt der möglichste 
wirtschaftliche Effekt erzielt werden kann, auch in den einzelnen 
Teilen Aufwand und Zweck je in einem angemessenen Verhältnis stehen. 
Unter diesem Gesichtspunkt hat jeder einzelne Verwaltungszweig für 
die kommunale Gesamtwirtschaft nicht bloß insoweit eine Bedeu- 
tung, als er einen Überschuß für andere Ausgaben liefert oder für sich 
einen Zuschuß erfordert, also z. B. die Steuerverwaltung nicht bloß eine 
Bedeutung wegen der Steuerreinerträge, sondern es gewinnt zugleich 
innerhalb jedes einzelnen Verwaltungszweiges das Verhältnis zwischen 
dessen Ausgaben und Einnahmen an sich eine wirtschaftliche Bedeutung. 

Hierdurch wird prinzipiell sowohl die Zusammenfassung aller Ver- 
waltungszweige in einem Haushaltsplan, als auch die Aufstellung des 
letzteren als eines Bruttobudgets bedingt. 

Die erstere Forderung, an sich betrachtet, gestattet die Aufstellung 
besonderer Haushaltspläne neben dem des Kommunalkörpers wiederum 
nur hinsichtlich solcher selbständigen Verwaltungen, für die auch 
eine Abweichung von der zeitlichen Einheit des Kommunalbudgets zu- 
lässig warO, nicht dagegen die Ausscheidung irgend welcher kom- 
munalen Ausgaben oder Verwaltungszweige, auch wenn erstere als 
außerordentliche auf besondere (Anleihe-, Bau- u. dgl.) Fonds gegründet 

1) Vgl oben S. 220 mit Anm. 2. 
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sein sollten oder letztere wegen ihrer Eigenart — z. B. erwerbswirt- 
schaftliche Betriebe — im Detail eine von der allgemeinen kommu- 
nalen abweichende Buch- und Rechnungsführung bedingen. Die Ein- 
heitlichkeit des Budgets erfordert vielmehr, daß auch solche zuerst 
erwähnten besonderen Fonds mit ihrer die betr. Budgetperiode be- 
rührenden Gebarung, d. i. daß die aus ihnen zu bestreitenden Jahres- 
ausgaben und die von ihnen entsprechend zu liefernden Mittel im 
Budget ersichtlich werden. Ebenso bedingt die zweite Forderung, daß 
auch kommunale Betriebsverwaltungen, soweit das irgend möglich ist, 
nicht bloß mit ihrem die kommunale Finanzverwaltung im engeren 
Sinn berührenden Ergebnis, sei dieses ein Überschuß oder ein Defizit, 
sondern nach ihrer Bruttogebarung im allgemeinen Budget zu erscheinen 
haben. Das letztere wird durch sachgemäße Zusammenfassung der 
Einnahmen und Ausgaben solcher Betriebsverwaltungen in wenige 
Hauptpositionen mehr oder weniger immer möglich sein, sofern es sich 
bei jenen um durch die Kommunalverwaltung ausgeübte Produktion 
und deren Absatz handelt i), wogegen grundsätzlich in das Kommunal- 
budget nicht solche Summen gehören werden, hinsichtlich deren die 
Kommunalverwaltung mittels irgend welcher Betriebseinrichtungen 
(z. B. Sparkassen, Leihämter) nur als Vermittlerin eines Umsatzes von 
Kapitalien erscheint.*-') Bei letzteren Betriebsarten bildet den Anteil 

1) Ein solches Verfahren ist, wie die Budgets zahlreicher Kommunen mit 
G9»'y Elektrizitäts-, Wasserwerken zeigen , tatsächlich durchführbar; £d. Uhland, 
Die Finanzorganisation der deutschen Städteverwaltungen, München 1903, S. 25ff., 
spricht als Fachmann sich sogar für die ausschUeßliche Anwendung der kame- 
ralistischen Buchführung auch bei solchen gewerblichen kommunalen Unterneh- 
mungen aus, gerade im Interesse der Aufrechterhaltung der Budget- und Rech- 
nungseinheit So wird, w^in v. Reitzensteln — in' „Schönberos Handbuch" III, 2 
S. 140 — es als empfehlenswert hinstellt, solche Betriebe bei größerem Umfang 
derselben nur mit ihren Nettoergebnissen im Hauptbudget erscheinen zu lassen, dies 
doch dahin einzuschränken sein, daß eben möglichst nur die Detaillierung der Aus- 
gaben- und Einnahmenpositionen den Spezialbudgets zu überlassen ist, wogegen 
prinzipiell an der Forderung festzuhalten sein wird, daß das Hauptbudget nicht 
bloß eine Bilanz aus den Ergebnissen der Einzelbudgets, sondern die Summierung 
der letzteren darzustellen hat. Die Begründung v. Rettzensteins für seine Em- 
pfehlung: daß solche Verwaltungen „gewissermaßen nur mittelbar der Geeamt- 
verwaltung des Eommunalkörpers unterstehen'^, erscheint rechtlich und faktisch 
nicht haltbar und ist am allerwenigsten für solche von ihm in demselben Zusammen- 
hang angeführten Anstalten wie Armen- und Arbeitshäuser anwendbar, welche der 
Erfüllung öffentlichrechtlicher Pflichtaufgaben der Gemeinden dienen. 

2) Dies wird namentlich bei jedem Versuch, konforme, zur Vergleichung un- 
mittelbar dienliche Obersichten über die Budgets deutscher Städte herzustellen, 
zu beachten sein, wie denn nach den Protokollen der Konferenzen der deutschen 
Städtestatistiker ein solcher erster Versuch für die Zwecke des „Statistischen Jahr- 
buchs deutscher Städte"* seiner Zeit an dem Umstände gescheitert zu sdn scheint, 
daß dabei der Begriff des Bruttobudgets in der angedeuteten Richtung über die 
Grenzen der KommunalHnanzen als solcher ausgedehnt werden soUte. 
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der kommunalen Finanzwirtschaft in der einzelnen Budgetperiode nicht 
der Bruttoumsatz an Kapitalien, sondern auf der einen Seite die 
Bilanz desselben, d. i. der aus jenem sich ergebende Rohgewinn, auf 
der anderen Seite die Betriebskostenrechnung einschließlich der Ver- 
zinsung etwaiger kommunaler Betriebskapitalien. Allerdings wird auch 
für derartige kommunale Betriebe die Bilanzziffer des Rohgewinnes 
in ihrer Entstehung durch besondere Anlagen zum Etat resp. durch 
Spezialetats nachgewiesen werden müssen; indessen tritt die Notwendig- 
keit einer derartigen Spezialisierung der Positionen des Hauptbudgets 
nicht bloß für jene, sondern in der Regel für alle umfangreicheren 
Betriebe wie bei großen Kommunalverwaltungen überhaupt für fast 
alle einzelnen Verwaltungszweige ein.*) 

Aus dem Grundsatz der Einheitlichkeit der Budgetaufstellung und 
der dadurch bedingten Bruttoetatisierung aller Ausgaben- und Ein- 
nahmenzweige entwickelt sich des weiteren die Notwendigkeit einer 
mit jener zu verbindenden Gliederung und Spezialisierung des 
Budgetinhalts, die Ausbildung des Budgetschemas. Um den Grund- 
satz der Wirtschaftlichkeit innerhalb der einzelnen Verwaltungszweige 
verwirklichen zu können, hat das Budget diese selbst als Teileinheiten 
der Finanzverwaltung und innerhalb jener deren Einnahmen und Aus- 
gaben im einzelnen ersichtlich zu machen, alsdann die Summen dieser 
Budgetteile in einer Rekapitulation zusammenzufassen und derartig 
den Bedarf und dessen Deckung auch für das Gesamt der Finanz- 
verwaltung festzustellen. Bei größeren Finanz Verwaltungen nehmen 
dann jene Teileinheiten des Budgets die Gestalt von Spezialetats, die 
Rekapitulation die eines Hauptbudgets an. 

Dieser einfache Grundsatz der Spezialisierung wird in der Wirk- 
lichkeit durch die Verwaltungspraxis, die dabei namentlich auch durch 
gesetzliche Vorschriften beeinflußt wird, in mannigfacher Weise durch- 
kreuzt Besonders häufig ist es das Gebiet der personalen Ausgaben, 
das einer Gegenüberstellung der sämtlichen für den einzelnen Ver- 
waltungszweig erforderlichen Ausgaben und seiner Einnahmen da- 
durch Schwierigkeiten bereitet, daß die einheitliche Regulierung der 
Besoldungsverhältnisse nach umfassenden Beamtenkategorien die Auf- 
stellung besonderer Besoldungsetats und damit das Ausscheiden des 
betreffenden Aufwandes aus den Budgets der bezüglichen einzelnen 
Verwaltungszweige notwendig macht. In solchen Fällen ist es er- 



1) Irrtümlicherweise scheint v. Rbitzenstein — a. a. 0. S. 139 — „die Spezial- 
etats bezw. BelSge"" als eine Besonderheit speziell der Nettobudgetierang hinzustellen, 
wogegen „d«B Brattobudget die gesamten Einnahmen- und AusgabenbetrSge der 
einzehien kommunalen Verwaltung aufnehme*^. Beläge für einzelne Positionen wird 
aber auch die Bruttobudgetierung ebensowenig, wie eventuell die Aufstellung von 
Spezialetats neben einem Hauptbudget entbehren können. 



Digitized by 



Google 



1. Kapitel. Organisation und Aufgaben. § 5. Kommunale Finanzverwaltung. 235 

forderlich, um den eigentlichen Zweck der Budgetaufstellung zu er- 
reichen und den die Wirtschaftsführung bestimmenden Faktoren den 
notwendigen Überblick über jene auch für die einzelnen Verwaltungs- 
zweige zu ermöglichen, in deren Spezialetats, soweit das tunlich ist, 
nachrichtlich auch den für sie aus anderen Budgetkapiteln bestrittenen 
Aufwand und dadurch die faktische Bilanz des einzelnen Verwaltungs- 
zweiges ersichtlich zu machen. Auch diese Möglichkeit fällt aber zumeist 
fort, soweit es sich z. B. um Bureau- und Kassenbeamte des allgemeinen 
kommunalen Verwaltungsdienstes handelt, welche wechselnd bald in 
dem einen, bald in dem anderen Verwaltungszweige zur Verwendung 
gelangen, ein Punkt, der bei der Betrachtung des Aufwandes für ein- 
zelne kommunale Zwecke — z. B. für das Armenwesen — nicht über- 
sehen werden darf. Im allgemeinen wird sich in der Regel neben dem 
Aufwand, welcher für die den Kommunalkörper leitenden und reprä- 
sentierenden Organe erforderlich wird, eine Ausgabengruppe für die 
sog. allgemeine oder zentrale Bureau- und Kassenverwaltung von den 
Ausgaben der einzelnen Verwaltungszweige abheben: teils in Form 
der vorerwähnten Besoldungsetats, gelegentlich aber auch — nament- 
lich in Budgets von Großstädten und Kommunalverbänden höherer 
Ordnung — in der Form von Spezialetats zum Zweck der Zusammen- 
fassung bestimmter, mehr oder weniger bei allen Verwaltungszweigen 
wiederkehrender sachlicher Bedürfnisse, z. B. zur einheitlichen Be- 
schaiFung des Heizungsmaterials, der Kopialien, Kosten für Prozesse 
und Rechtsprozeduren u. dgl. 

Ist so die grundsätzliche Gliederung des Budgetinhalts in Kapitel 
resp. Spezialetats für die einzelnen Verwaltungsaufgaben mannigfach 
durchbrochen von besonderen und je verschiedenen Gesichtspunkten 
der Verwaltungspraxis, so wird die äuüere Gestaltung des Budget- 
schemas noch mannigfaltiger durch die verschiedene Art und Weise, in 
welcher jene Spezialisierung mit der Scheidung der Ausgaben und 
Einnahmen in ordentliche und außerordentliche verbunden wird. 

Die Budgetierung ist notwendigerweise ein induktiver Prozeß; sie 
hat daher bei den einzelnen Verwaltungsorganen resp. Verwaltungs- 
zweigen, d. h. mit der Aufstellung der Spezialbudgets, zu beginnen, 
sodaß die Unterscheidung von ordentlichen und außerordentlichen Ein- 
nahmen bezw. Ausgaben ab ovo vorhanden sein muß. Bei der Synthese 
der Einnahmen und Ausgaben der Spezialbudgets zu einem Gesamt- 
einnahmen- bezw. -Ausgabenbudget kommt es dann darauf an, ob die 
genetische Fonn vorherrschend bleibt und demgemäß ordentliche und 
außerordentliche Budgetpositionen im einzelnen Kapitel aufeinander- 
folgen, oder ob der Trennung in ein ordentliches und außerordentliches 
Budget ein beherrschender Einfluß auf die Form eingeräumt wird, 
sodaß das Hauptbudget, sei es unter korrespondierender oder jedesmal 
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besonderer Numerierung, zuerst die sämtlichen ordentlichen und dar- 
nach die sämtlichen außerordentlichen Positionen zusammenfaßt.*) Im 
allgemeinen sind aber die vorstehend angedeuteten Unterschiede in 
der Formierung des Gesamtbudgets nur rein äußerliche, die sich im 
Grunde in einem synoptischen Schema aufheben, welches in der Vor- 
spalte die Kapitel und Untertitel, daneben in drei koordinierten Rubriken 
entsprechend erstens die ordentlichen, zweitens die außerordentlichen 
Einnahmen bezw. Ausgaben und drittens deren Summen anzugeben 
hätte, wobei zugleich durch weitere Koordination des Einnahmen- und 
des Ausgabenbudgets innerhalb eines solchen Schemas die Möglichkeit 
gegeben wäre, neben dem Bruttobudget auch die Bilanz der einzelnen 
Verwaltungszweige, d. h. das Nettobudget, ersichtlich zu machen.^) 

In den von uns zu betrachtenden Ländern ist die Bruttobudge- 
tierung heute für die Kommunalkörperschaften die Regel und zum Teil 
in den weiter oben berührten ^), teils allgemeinen, teils verwaltungsrecht- 
lichen Bestimmungen über deren Finanzverwaltung mit begründet. 
Überall erscheinen z. B. Gas-, Wasser-, Elektrizitätswerke und andere 
Betriebe auf der Einnahmen- wie Ausgabenseite mit ihren Brutto- 
beträgen, wobei nur daran zu erinnern ist, daß speziell in Frankreich 
der unmittelbaren kommunalen Unternehmung in bezug auf derartige 
Anlagen ein nur beschränkter Spielraum gewährt ist, und daß anderer- 
seits Anstalten, wie die in Preußen von zahlreichen Kommunen und 
Kreisen unterhaltenen Sparkassen und die Leihämter, in England gänz- 
lich der Privattätigkeit resp. der privaten Assoziation überlassen sind. 
Wenn so der Betätigungskreis der Kommunalkörperschaften und damit 
der materielle Inhalt ihrer Budgets in Preußen mannigfaltiger als 
namentlich in Frankreich ist und daher am meisten einer generellen 
Uniformierung des Budgetschemas ähnlich der französischen wider- 
strebt, so unterscheidet sich das Budgetwesen der englischen lokalen 
Selbstverwaltungskörperschaften wiederum dadurch, daß hier eine ge- 
wisse Gleichförmigkeit der Budgetschemata der einzelnen Kategorien 
derselben als eine Folge ihrer staatlich organisierten Rechnungslegung 
in Verbindung mit der eigentümlichen Entwickelung der englischen 
Lokalverwaltung selbst erscheint. Diese stellt sich als eine Speziali- 
sierung der lokalen Behördenorganisation nach verschiedenartigen, ge- 
setzlich je besonders geregelten lokalen Funktionen dar, was zur Folge 

1) Für die erstere Form kann auf das heutige französische Staatsbudget, für 
die zweite auf die Budgets Preußens und des Deutschen Reichs als auf typische 
Beispiele hingewiesen werden. 

2) Selbstverständlich soll der obige Hinweis auf ein solches Schema nur her- 
vorhebe, wie der äußeren Ausgestaltung des Budgetschemas eine prinzipielle Be- 
deutung neben der Hauptfrage der Brutto- oder Nettobudgetierung kaum bei- 
zumessen ist. 

5) Vgl. oben S. 212 ff. 
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hat, daß einerseits die Budgets der zahlreichen für einzelne Zwecke 
konstituierten Boards und Kommissionen überhaupt nur einzelnen 
Spezialkapiteln kontinentaler Eommunalbudgets entsprechen, und daß 
selbst Lokalbehörden, welche als Funktionäre für mehrere lokale 
Aufgaben oder Aufgabenkreise konstituiert sind, dennoch genötigt 
werden, ihre diesen verschiedenen lokalen Funktionen dienende Finanz- 
verwaltung streng auseinander zu halten und für dieselben entsprechend 
getrennte Budgets aufzustellen J) So führen die Grafschaftsräte 
eine besondere Rechnung über die vom Staate für Zwecke der Lokal- 
verwaltung überwiesenen Steuererträge neben dem eigentlichen Graf- 
schaftsbudget. Jene bedeutet, bis auf die direkt von dieser Stelle aus 
geleisteten Remunerationen der öffentlichen Lnpförzte und wenige 
andere kleinere Beträge, im übrigen nichts anderes als einen Ausweis 
über die Verteilung dieser Dotationen auf die verschiedenen Lokal- 
behörden, darunter auch an das Grafschaftsbudget selbst; sie wird von 
der Grafschaftsverwaltung in ihrer Eigenschaft als Vertreterin des 
distribuierenden Staates geführt. Die in ihr erscheinenden Summen, 
die erst an anderen Stellen der Lokalverwaltung den verschiedenen 
Aufwandszwecken, für die sie bestimmt sind, zugeführt werden, sind 
somit bei einer Zusammenfassung aller lokalen Aufwendungen nur als 
durchlaufende Posten zu betrachten. 

Das eigentliche Grafschaftsbudget enthält dementsprechend auf 
der Einnahmenseite u. a. den ihm zufließenden Anteil an der Staats- 
dotation neben Beiträgen von anderen Lokalbehörden, auf der Aus- 
gabenseite wiederum Zahlungen an solche, so namentlich für die Unter- 
haltung der Hauptstraßen (main roads), soweit dieselbe von Distrikts- 
räten übernommen ist, aber auch Zahlungen für andere Zwecke, sowie 
die erforderlichen Zuschüsse für die Unterhaltung der Irren und Irren- 
anstalten und Zahlungen an den Polizeipensionsfonds. 

Die allgemeinen Verwaltungsausgaben zerfallen in diesem Graf- 
schaftsbudget im wesentlichen in die vier Rubriken: 1. für die Unter- 
haltung der Grafschaftsgebäude, 2. für die Besoldungen und Pensionen 
der Grafschaftsbeamten, 3. für die sächlichen Kosten der Bureauver- 
waltung und 4. für parlamentarische und Prozeßkosten. Besondere 
Ausgabenkapitel bilden sodann : die persönlichen und sächlichen Unter- 
haltungskosten der Grafschaftspolizei; die Kosten für kriminalpolizei- 



ll Das Bud^ctwesen der Lokalbehörden des sonst so geschäftskundigen Eng- 
land wird daher weniger — mit Reitzenstein a.a 0. S. 138 — als „zurückgeblieben*^ 
zu bezeichnen , . vielmehr dessen heutige Erscheinung als eine Folge der gesamten 
dortigen Lokalorganisation zu betrachten sein. Die Vielheit selbständiger lokaler 
Behörden hat eben die Zusammenfassung des gesamten finanziellen Lokalbedarfs 
der einzelnen Örtlichkeit in Einheitsbudgets verhindert, eine Erscheinung, die keines- 
wegs ohne weiteres als ^zurückgeblieben" charaktarisiert werden darf. 
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liehe Verfolgungen sowie für Transport und Unterhalt von Gefangenen ; 
Ausgaben für Besserungsschulen resp. für Zwangserziehung; Zuschüsse 
für die Unterhaltung der Irrenanstalten; die Kosten der Veterinär- 
polizei, der Unterhaltung der Grafschaftsbrücken, der von der Graf- 
schaft selbst unterhaltenen Haupt- und Landstraßen; die Kosten für 
die Aufstellung der Parlaments- und Grafechaftswählerlisten ; Aus- 
gaben für technischen und Fortbildungsunterricht. Im Einnahmenbudget 
stehen diesen Ausgabekapiteln zum Teil entsprechende Einnahme- 
kapitel gegenüber, so namentlich polizeiliche Einnahmen, Ersatz- 
leistungen des Staates für Gefangenentransport und -Unterhaltung, 
der auf das technische Unterrichtswesen entfallende Anteil an den 
Staatsdotationen und an der Grafschaftssteuer. 

Das außerordentliche, d. h. Anleihebudget der Grafschaften gliedert 
sich auf der Einnahmen- wie Ausgabenseite nach den verschiedenen 
Zwecken, für welche die Anleihen gemacht bezw. verwendet werden: 
Irrenanstalten, Polizeistationen und Arrestlokale, Grafschaftsgebäude, 
Brücken u. a. 

Einen Nebenetat bildet der Polizeipensionsfonds, welchem neben 
gewissen Gebühren und wiederum einem Anteil an der Staatsdotation 
außerdem Zuschüsse aus dem Grafschaftsbudget, aber auch solche von 
den städtischen Korporationen ohne eigene Polizeiverwaltung zufließen. 

Die Councils der städtischen Munizipien Englands haben durch- 
weg zwei besondere Budgets zu führen: eins in ihrer Eigenschaft als 
städtische Korporationen, das zweite als städtische Sanitätsbehörden 
resp. städtische Distriktsrät^, daneben, soweit sie eine eigene Polizei- 
verwaltung besitzen, das Nebenbudget des Polizeipensionsfonds, wozu 
dann drittens den Stadtgrafschaften noch die Verpflichtung erwächst, 
eine besondere, der oben erwähnten der Grafschaftsräte analoge Rech- 
nung über die Zuleitung der Staatsdotationen zu den einzelnen Ver- 
wendungszwecken zu führen. 

Das Budget der städtischen Korporation enthält zu einem Teile 
die gleichen Kapitel wie das Grafschaftsbudget, nur daß in jenem 
Brücken- und Wegewesen nicht erscheinen, dafür aber Beiträge an die 
Schulboards, Ausgaben für die Schulaufsichtskomitees sowie für Biblio- 
theken, Museen, wissenschaftliche Institute und Kunstschulen. Der 
Hauptinhalt der städtischen Finanzverwaltung entfällt aber in das 
Distriktsbudget i), in welchem den verschiedenen Aufgaben ebensoviele 
Kapitel für das Straßen- und Wegewesen, für Wasserwerke, Gaswerke, 
öffentliche Beleuchtung, Markt- und Messewesen, die verschiedenen unter 
den Begriff des Gesundheitswesens fallenden Veranstaltungen als Ent- 
wässerungs- und Kanalisationsanlagen, Abfallbeseitigung, Friedhöfe, 

1) Dem von den Stadträten zu führenden Distriktsbudget entspricht das der 
übrigen städtischen Distriktsräte. 
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Bader, Hospitäler u. a. , sowie f&r die persönlichen und sächlichen 
Distriktsverwaltungskosten entsprechen. 

Des weiteren fanden sich Mher doppelte Budgets bei den länd- 
lichen Distrikten vor, deren Councils einBudget in ihrer älteren Eigen- 
schaft als Sanitätsbehörde, ein zweites als Wegebehörde zu fähren 
hatten, während bei den städtischen Distrikten diese beiden Aufgaben- 
kreise von jeher in einem Budget vereinigt waren. Die Funktionen jener 
beruhen nämlich auf verschiedenen Gesetzen, wogegen die städtischen 
Distrikte von vornherein durch die Gesundheitsakte als Sanitäts- und 
Wegebehörden konstituiert worden waren.») Nachdem die älteren Wege- 
distrikte ganz in den Rural Districts aufgegangen sind, bildet das 
Wegewesen heute ein besonderes Kapitel der vereinheitlichten länd- 
lichen Distriktbudgets. 

Der staatlichen Zentralinstanz kommt es in England vor allem 
darauf an, die Ausführung der die verschiedenen Verwaltungsmaterien 
regelnden Gesetze zu sichern und zu kontrollieren und deshalb die 
lokalen Behörden zu nötigen, ihr Rechnungs- und Budgetwesen in 
erster Linie jenem Zweck, d. h. den für die Rechnungslegung vorge- 
schriebenen Formen anzupassen. Dadurch ist andererseits die Mög- 
lichkeit gegeben, die zahlreichen Übertragungen von Finanzmitteln aus 
einem Budget in das andere, die bei der geschilderten Art des eng- 
lischen lokalen Finanz- und Budgetwesens noch weniger als anderswo 
zu vermeiden sind und die Aufmachung einer genauen Finanzstatistik 
überall erschweren, in der Zentralinstanz wiederum auszuscheiden, 
welche tatsächlich in der Lage ist, Gesamtübersichten über die eng- 
lischen Lokalfinanzen herzustellen, die durch Absetzung aller derartiger 
durchlaufender Posten auch finanzwissenschaftlichen Gesichtspunkten 
Rechnung zu tragen vermögen. 

In Frankreich ist zwar, wie oben geschildert, die Unterschei- 
dung zwischen ordentlichen und außerordentlichen Einnahmen bezw. 
Ausgaben der Kommunalbudgets gesetzlich geregelt, andererseits aber 
vorgeschrieben, daß die Anordnung des Einnahmenbudgets im einzelnen 
so erfolgen soll, daß dieselbe zugleich den verschiedenen Ausgabentiteln 
entspricht, so daß in der Spezialisierung gebührenartige und erwerbs- 
wirtschaftliche Einnahmen bei den den verschiedenen Verwaltungs- 
zweigen gewidmeten Kapiteln abgesondert erscheinen müssen. 

Der Inhalt des ordentlichen Ausgabebudgets der Kommunen wird 
im wesentlichen in sieben Hauptgruppen zusammengefaßt: 1. die all- 

l) Vgl. oben I. Ab&chnitt, Kapitell, § 2, S. o6ff. Von Bedeutung für die 
doppelte Budgetführang der ländlichen Distrikte war auch der Umstand, daß deren 
gleichmäßige Organisation als Wegebehorden nur allmählich durchgeführt wurde 
und neben ihnen noch ältere Highwayboards und Wegeinspektoren größerer ländlicher 
Parishes als selbständige Wegebehörden funktionierten ; vgl. oben 8. 96, Anm. 2. 



Digitized by 



Google 



240 I. Abschnitt Aufgaben and Ausgaben der Eommonalkörperschaften. 

gemeinen persönlichen und sächlichen Kosten der Munizipalverwaltung 
einschl. der Steuerhebekosten, unter denen die Kosten der Octroi- 
erhebung besonders hervorgehoben werden; 2. die Leistungen an den 
Staat, d. s. Ausgaben und Beiträge für die Kasernierung der Truppen, 
sowie die Vermögenstaxe von den Gütern der Toten Hand; 3. die 
Aufwendungen für die speziell munizipalen Aufgaben: Unterhaltung 
des Gemeindevermögens inkl. der Baulichkeiten, Mieten für Lokale zu 
Gemeindezwecken, Unterhaltung der Ortsstraßen nebst deren Reini- 
gung und Besprengung, Unterhaltung der Polizei, der Flur- und Wald- 
wächter, Feuerlöschwesen; 4. noch vorkommende Kultusausgaben; 
5. Ausgaben für den öffentlichen Unterricht, für Kunst und Wissen 
Schaft; 6. für die Unterhaltung der Vizinalwege ; 7. für das öffentliche 
Unterstützungswesen, d. s. Beiträge zur Unterhaltung der Irren und 
Pflegekinder, Ausgaben für Armenkrankenpflege, Zuschüsse an die 
Hospitäler und Wohltätigkeitsbureaux u. a. 

Das außerordentliche Ausgabenbudget umfasst Neu-, Wiederherstel- 
iungs- und größere Reparaturbauten an Gebäuden und Vizinalwegen, 
sonstige öffentliche Arbeiten verschiedenster Art, etwaige Kapitalisie- 
rungen und die Schuldlasten ; ihm stehen als außerordentliche Einnahmen, 
wie weiter oben bemerkt wurde, auch solche aus außerordentlichen Zu- 
schlägen zu den direkten Steuern und zu den Oktroitaxen gegenüber. 

Die Form des Departementalbudgets ist in erster Linie von 
den Kompetenzverhältnissen der Ministerien beeinflußt, insofern für 
Zwecke des öffentlichen Unterrichts bestimmte Einnahmen vom Unter- 
richtsministerium, spezielle Einnahmen für das Kataster vom Finanz- 
ministerium, alle übrigen Departementaleinnahmen resp. die auf ihnen 
beruhenden Kredite des Departementalbudgets vom Ministerium des 
Inneren als der höheren Instanz ressortieren. Infolgedessen zer- 
fällt das ordentliche Eirinahmenbudget von vornherein in drei ent- 
sprechende Hauptteile (Paragraphen), deren jeder mehrere Unter- 
positionen (Artikel) enthält: eine für die bezüglichen ordentlichen 
Centimes additionnels d6partementaux, die übrigen für die sonstigen 
Einnahmen (produits 6ventuels) der Departements. Die letzteren werden 
in einer Ministerialinstruktion vom 20. Oktober 1877 unter sieben 
Punkten zusammengefaßt: 1. Ertrag des Departementalvermögens ; 
2. Gebühren für Ausfertigung von Urkunden aus den Departemental- 
archiven; 3. sonstige Gebühren und Strafgelder; 4. Beiträge und Kosten- 
anteile des Staats, anderer Departements, sowie von Kommunen und 
Privaten für die ordentlichen Departementalausgaben, wozu auch Pflege- 
kosten für verpflegte, nicht im Departement unterstützungsberechtigte 
Kranke, sowie Zuwendungen speziell für die Zwecke der Kinderpflege 
gehören; 5. Subventionen und Beiträge speziell für die Unterhaltung 
der Vizinalwege der großen Kommunikation; 6. ebensolche für Lokal- 
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bahnen; 7. Kückzahlongen und Kackerstattungen. Nach dieser Ein- 
teilung können selbstredend nicht alle sieben Positionen der produits 
öventuels in jedem der drei Hauptparagraphen der ordentlichen Ein- 
nahmen erscheinen. 

Die außerordentlichen Einnahmen werden nur in drei Artikeln 
gruppiert: 1. Außerordentliche Zuschläge zu den direkten Steuern, 
2. Anleihen, 3. sonstige außerordentliche Einnahmen aus Vermögens-, 
Materialienveräußerungen, Vermächtnissen und Zuwendungen, Kapita- 
lieneingänge u. a. 

Das Budget der ordentlichen Departementalausgaben enthält 
16 sachlich angeordnete Kapitel, von denen nur die beiden ersten ver- 
wandte Gegenstände behandeln, deren Trennung in zwei Kapitel auf 
Grund verwaltungsrechtlicher Gesichtspunkte erfolgt ist: 

Das Kapitel I ist den ordentlichen obligatorischen Ausgaben ge- 
widmet, welche eventuell einer Zwangsetatisierung unterliegen und in 
vier Gruppen zerfallen: 1. Unterhaltung und Mobiliar des Präfektur- 
hotels, sowie des Lokals füi* den Departementalrat des öffentlichen Unter- 
richts und des Bureaus des Studieninspektors, eventuell auch Mieten für 
diese Räumlichkeiten; 2. regelmäßige Kasernierung der Gendamerie- 
brigaden; 3. Lokal-, Mobiliar- und Bureaukosten der Schwurgerichtshöfe, 
der Zivil-, Handels- und Friedensgerichte; 4. Kosten für Wahllisten und 
für die Formulare der Wähler- und Geschworenenlisten — , im wesent- 
lichen also Ausgaben im öffentlichen Interesse des Staates, die den 
Departements zum großen Teil nur deshalb obliegen, weil sie an Be- 
sitzobjekte anknüpfen, welche zum Immobiliareigentum jener gehören. 
Das IL Kapitel enthält die übrigen Ausgaben für die Unter- 
haltung des Departementaleigentums einschließlich der Besoldung der 
Bausachverständigen; darunter auch die Ausgaben für die Departe- 
mentalgefängnisse, deren Übernahme auf das Staatsbudget (namentlich 
seitdem die allmähliche Umwandlung in kostspieligere Zellengefängnisse 
beschlossen ist) nur eine Frage der Zeit sein dürfte. 

Kapitel III ist den allgemeinen Verwaltungs- und den Unter- 
haltungskosten der Departementalstraßen gewidmet, kommt aber für 
diejenigen Departements nicht in Betracht, welche auf Grund des Ge- 
setzes von 1871 ihre Departementalstraßen im Interesse einer besseren 
Verteilung der Wegelasten und einer angemessenen Heranziehung von 
Privatinteressenten zu denselben zu Vizinalwegen der großen Kommuni- 
kation „deklassiert" haben, i) Dem Vizinalwegewesen selbst ist das 
Kapitel IV gewidmet, welchem in einer besonderen Unterabteilung 
auch die Ausgaben für Lokalbahnen angegliedert sind. 2) Kapitel V 

1) Vgl. oben S.113, Anm. 1. 

2) In dieser budgetären Behandlung der öffentlichen Anforderungen für Lokal- 
bahnen kommt zum Ausdruck, wie die Regierung bei Behandlung der letzteren 

V. Kaufmann, Eommunalfiiiaiizen. 16 
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enthält die Ausgaben für die Kinderpflege, Kapitel VI die für die 
Irrenpflege, Kapitel VII die sonstigen Ausgaben für das von den De- 
partements gehandbabte Unterstützungswesen. Kapitel Vm enthält 
die schon bisher wenig belangreichen Ausgaben der Departements für 
Kultuszwecke, Kapitel IX diejenigen für die Departementalarchive, 
Kapitel X Ausgaben zur Förderung von Kunst und Wissenschaft, 
Kapitel XI entsprechende fftr Landwirtschaft und Industrie, Kapitel XII 
Subventionen an Gemeinden. 

Kapitel XIII bildet eine Sammelposition flir verschiedene Aus- 
gaben, welche sich in den übrigen Kapiteln des Budgets nicht unter- 
bringen lassen: so für die Gesundheitsräte und zur Unterdrückung von 
Epidemien, die Ausgaben für die Generalräte und die Departemental- 
kommission, die Beiträge der Departements zur Besoldung der Präfektur- 
und Unterpräfekturbeamten sowie Unterstützungen an frühere Beamte 
u. a., namentlich auch ein Posten für unvorhergesehene Ausgaben, der 
in der Regel dazu dient, das Saldo des ordentlichen Budgets, d. L den 
etatierten Oberschuß der ordentlichen Einnahmen über die ordent- 
lichen Ausgaben, aufzunehmen, über den zu verfügen seit 1879 der 
Departementalkommission überlassen ist. 

Das Kapitel XIV hat speziell die Bestimmung, solche Ausgaben 
der Restrechnung aufzunehmen, für welche in der letzteren keine ent- 
sprechenden Einnahmen zur Verfügung stehen, also Ausgabenreste, 
welche sich als Etatsüberschreitungen oder Defizits charakterisieren, 
sofern jene aus nicht obligatorischen Aufwendungen herrühren, während 
entsprechende Ausgabenreste aus obligatorischen Aufwendungen dem 
Kapitel I angefügt werden müssen. Das Kapitel XIV ist namentlich 
von Bedeutung für etwaige unumgängliche Etatsüberschreitungen des 
abgelaufenen Budgetjahres auf dem Gebiete des Unterstützuugswesens ; 
dabei ist daran zu erinnern, daß die in dasselbe gehörigen Ausgaben- 
reste, auch wenn sie aus Anforderungen des fakultativen Aufgaben- 
kreises herrühren, doch eintreibbare Forderungen darstellen und als 
solche ebenfalls zu obligatorischen Ausgaben der Departements werden, 
sodaß die Verweisung aller solcher unbedeckten Ausgabenreste in 
verschiedene Kapitel des Budgets im Grunde ein ziemlich belangloser 
Formalismus ist 

Kapitel XV enthält die Ausgaben für Unterrichtszwecke ; darunter 
figurierten früher in einem besonderen Unterabschnitt diejenigen, welche 



gegenüber den Bahnen d'int^ret gön^ral von voraherein namentlich anch einen ver- 
waltongsrechtlichen Unterschied im Auge hatte, analog demjenigen zwischen dem 
Vizinalwegenetz und den National- und Departcmentalstraßen ; dafür ist der Umstand, 
daß die ersten Lokalbahnprojekte in Frankreich seinerzeit unter der Initiative eines 
elsfiseischen Prfifekten zustande gekommen sind, nicht ohne Bedeutung gewesen ; vgl. 
R, VON Kaufmann, Die Eisenbahnpolitik Frankreichs, 1896, Bd. I, S. 160. 
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auf die vier SpezialCentimes für den Primärunterricht angewiesen 
waren ») und vom Unterrichtsministerium ressortierten. Ähnlich ist das 
den Ausgaben für das Kataster gewidmete Kapitel XYI mit Kücksicht 
auf die Kompetenzverhältnisse in zwei Paragraphen geteilt, von denen 
der zweite die auf die betreffenden SpezialCentimes angewiesenen und 
vom Finanzministerium ressortierenden Ausgaben enthält. Für das 
XV. und XVI. Kapitel ist dann noch die Aufistellung je eines detaillier- 
teren Spezialbudgets vorgeschrieben. 

Im Gegensatz zu der, wie vorstehend geschilderten, sachlichen Ein- 
teilung des ordentlichen wird der Inhalt des außerordentlichen Aus- 
gabenbudgets in drei Kapiteln lediglich mit Kücksicht auf die drei 
Abschnitte des aufierordentlichen Einnahmenbudgets untergebracht, 
sodaß das Kapitel XVII alle auf die außerordentlichen Centimes an- 
gewiesenen Ausgaben, das XVIII. Kapitel die auf Anleihen gegründeten 
und das XIX. diejenigen Ausgaben enthält, welche durch die sonstigen 
außerordentlichen Einnahmen gedeckt werden sollen. 

In Preußen existieren, wie schon weiter oben erwähnt worden 
ist, keine staatlichen Vorschriften über die Gestaltung der Budget- 
schemata der Kommunalkörperschaften nach Art der französischen und 
wird ebensowenig irgend welcher Einfluß auf dieselben im Wege der 
Rechnungslegung wie in England ausgeübt, obgleich das Au&tellen 
derartiger Vorschriften, welche auf eine gleichmäßigere Gestaltung des 
Budgetwesens der verschiedenen höheren und niederen Kommunalkörper 
hinzielten, die Vorbedingung wäre, um zu einer ausreichenden fort* 
laufenden Statistik der Kommunalflnanzen gelangen zu können, deren 
Fehlen auch von anderen Gesichtspunkten aus sehr bedauerlich ist und 
von uns im Laufe unserer Arbeit noch wiederholt zu beklagen sein wird. 
Selbst von einem Budgetschema der Provinzialfinanzen als solchem kann 
nicht gesprochen werden, obschon eine bis zu einem gewissen Grade 
formale Gleichförmigkeit am ehesten noch für die Provinzialbudgets 
vorausgesetzt werden könnte, insofern die Organisation der Provinzen 
als Kommunalkörper nach Art und Entstehung eine der staatlichen 
analoge Gestaltung der Formen ihrer Finanzverwaltung nahelegte. Im 
allgemeinen wird für die formale Gliederung der Kommunalbudgets 
überall zumeist deren sachlicher Inhalt unter Anwendung allgemein- 
gültiger BegriflFsbestimmungen auf dieselben maßgebend sein, wobei 
immerhin infolge der Vielseitigkeit und Verschiedenartigkeit des kom- 
munalen Betätigungskreises besonders der Ortsgemeinden, aber auch 
der Kreise, daneben infolge der Verschiedenartigkeit der Verwaltungs- 
einrichtungen ein weitgehender Spielraum für eine sehr verschiedene 
Gestaltung des Budgetschemas im einzelnen gegeben ist Aber auch 
grundsätzliche Momente des Budgetwesens, wie die Bruttoetatisie- 

1) Gesetze vom 19. Juli 1875 und 16. Juni 1881 ; vgl. oben S. 116 u. 127, Anin. 3. 

16* 
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mng, haben eine verschiedenartige, von der staatlichen vielftw^h ab- 
weichende Berücksichtigung erfahren. So ist, wie wir des Beispiels 
halber und als typisch auffuhren, der Hauptetat des brandenburgi- 
schen ProvinzialverbandesO ein Bruttoetat nur insoweit, als er 
sich auf die Zentralverwaltung und die von dieser direkt ressortierenden 
Verwaltungszweige bezieht, während die verschiedenen Provinzial- 
anstalten för Irre, Idioten, Korrigenden, Landarme, Zwangserziehung u.a. 
auf dessen Ausgabenseite nur mit den erforderlichen Zuschüssen er- 
scheinen. Die Bmttobudgets dieser Anstalten sind in Spezialetats ent- 
halten, die auf der Einnahmenseite wiederum jene Zuschüsse des 
Hauptetats aufweisen. Der Hauptetat ist danach im Grunde ein 
Spezialetat der. Zentralverwaltung neben den Spezialetats der Anstalte- 
Verwaltungen, während ein Gesamtetat des Provinzialverbandes sich erst 
aus einer Zusammenstellung jenes und dieser ergeben würde, welche auf 
der Einnahmen- wie der Ausgabenseite die vorstehend gekennzeichneten 
Übertragungen von Budgetmitteln als durchlaufende Posten auszu- 
scheiden hätte. Bei dieser Gestaltung des angeführten Provinzial- 
budgete ist des weiteren zu beachten, daß die im Hauptetat figurierenden 
Zuschüsse an die Anstalten auch nicht Nettozuschüsse im Sinne einer 
ausschließlichen Belastung der Provinz bedeuten, weil denselben eben- 
falls im Hauptetat die bei der Zentralverwaltung zu vereinnahmenden 
enteprechenden Staatszuschtisse sowie Pflege- und Unterhaltungskosten- 
beiträge von dritten Beitragspflichtigen gegenüberstehen. Das außer- 
ordentliche Budget, dessen Schwerpunkt im Hauptetat liegt, weil die 
außerordentlichen Ausgaben für Neuanlagen, Neu- und Erweiterungs- 
bauten auch der Anstalten nur in jenem erscheinen, während die 
außerordentlichen Ausgaben der Spezialbudgets jener Anstalten auf 
geringere Ausgabenposten für kleinere Umbauten, Installationen, außer- 
gewöhnliche Reparaturen u. dgl. beschränkt sind, hat derart im Haupt- 
resp. in den Spezialetats eine verschiedene Bedeutung: die außerordent- 
lichen Ausgaben der Spezialbudgete, die sich, wie vorstehend angedeutet 
zum Teil als sog. einmalige ordentliche charakterisieren und im Zu- 
schuß der Zentralverwaltung ihre Deckung finden, stellen sich daher 
für den Hauptetat als ordentliche Ausgaben dar, während die außer- 
ordentlichen Ausgaben im engeren, eigentlichen Sinn lediglich im letz- 
teren ihre Stelle finden. 

Eine analoge Stellung wie die vorstehend gekennzeichnete des 
brandenburgischen Hauptetate innerhalb des Gesamtbudgete nehmen 
im städtischen Budgetwesen vielfach die sog. Kämmereietats oder Etats 

1) Die Einrichtungen besondere auch des Finanz- und Kassen wesens der Provinz 
Brandenburg sind für die übrigen großenteils vorbildlich gewesen und trifft nament- 
lich die oben gekennzeichnete Eigenart der Budgetaufstellung auf fast alle 
übrigen Provinzen zu. 
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der allgemeinen Verwaltung ein, welche die Zuschüsse an die verschie- 
denen städtischen Verwaltungszweige und Anstalten zu enthalten pflegen, 
soweit sich dieselben außerdem nicht innerhalb besonderer Besoldungs- 
etats verbergen. Indessen sind die größeren städtischen Verwaltungen 
heute zumeist dazu übergegangen, auch diesen Kämmereietats nur 
noch die Stellung eines Spezialetats neben den übrigen im Rahmen 
eines allgemeinen Hauptetats zuzuweisen, dadurch die doppelte Eta- 
tierung der Zuschüsse zu vermeiden und die Führung eines einheit- 
lichen Bruttoetats zu ermöglichen. Es ist das in den Städten zumeist 
die Folge einer entsprechenden Vereinheitlichung des Kassenwesens 
gewesen. 

2. Kasseneinrichtung und Buchführung. Der Ausfuhrung 
der kommunalen Finanzwirtschaft im einzelnen, der Einhebung der 
Einkünfte und der Leistung von Zahlungen für die verschiedenen Auf- 
wendungen dient das kommunale Kassenwesen. Die Kassen- 
führung ist demgemäß gi*undsätzlich zu unterscheiden von der Lei- 
tung der kommunalen Finanzwirtschaft als solcher, indem jene zu 
ihren Operationen durch diese ermächtigt sein muß, sei es daß diese 
Ermächtigung, wie z. B. in bezug auf die Einhebung der steuerlichen 
Einkünfte, generell durch die Feststellung des Haushaltsplanes gegeben 
ist, sei es daß sie für den einzelnen Fall erteilt werden muß. So ist 
es — abgesehen von einer unter Umständen politischen — nur von 
akzidentieller Bedeutung, ob die Kassengeschäfte einer Kommune von 
deren eigenen Organen oder von staatlichen Kassenorganen mitverwaltet 
werden, wie ebenso das umgekehrte Verhältnis, bei welchem gewisse 
Kassengeschäfte, wie vielfach die Elementareinhebung staatlicher Steuern 
und Gefälle, auch von kommunalen Organen mitbesorgt werden. 

Von gi-ößerer und über das Kassenwesen selbst hinausreichender 
Bedeutung ist es dagegen, ob jenes für die gesamte Finanzverwaltung 
eines Kommunalkörpers, analog der Zusammenfassung der staatlichen 
Finanzmittel in Generalstaatskassen, in einer Hauptkasse konzentriert 
ist, oder ob eine Mehrheit von selbständigen Kassen für verschiedene 
Verwaltungszweige vorhanden ist. Diesbezüglich besteht ein enger 
Zusammenhang zwischen der Gestaltung des Kassen- und des Budget- 
wesens insofern, als bei dem Vorhandensein verschiedener selbständiger 
Kassen die zwischen ihnen notwendigen Übertragungen von Finanz- 
mitteln auch im Haushaltsplan zum Ausdruck kommen müssen, während 
die Konzentrierung des gesamten Einnahme- und Ausgabewesens in 
einer Hauptkasse die rechnungsmäßige Übertragung von Finanzmitteln 
und entsprechend die mehrfache Budgetierung solcher Übertragungen, 
die für die effektive Finanzgebarung nur durchlaufende Posten bilden, 
erübrigt. So bildet die Vereinheitlichung des Kassenwesens ein wesent- 
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liches Moment auch für die Zusammenfassung der (früher vielfach 
vorkommenden) mehrfachen selbständigen Budgets desselben Eommunal- 
körpers in ein Einheitsbudget. 

In England ist die Verwaltung der Kassengeschäfte der Lokal- 
behörden niemals staatlichen Beamten übertragen; andererseits bedingt 
dort die eigentümliche Verteilung der lokalen Funktionen auf ver- 
schiedene selbständige lokale Verwaltungsorgane, daß mehr oder weniger 
nii^ends das gesamte Finanzwesen einer Lokalität in einer Organi- 
sation vereinigt sein kann, und daß daher, wie weiter oben schon be- 
rührt wurde, gerade in den englischen Lokalbudgets sich zahlreiche 
Übertragungen von Finanzmitteln von einer Lokalorganisation auf die 
andere vorfinden. 

In Frankreich hat die Einhebung der Kommunalzuschläge zu 
den direkten Staatssteuern durch die staatlichen Steuererheber dazu 
geführt, daß den letzteren gesetzlich überhaupt die Verwaltung der 
Kommunalkassen übertragen und die Anstellung eigener Gemeinde- 
einnehmer nur den Kommunen mit mehr als 30000 Frs. ordentlicher 
Jahreseinnahmen gestattet istO Doch hat sich auch fui' den letzteren 
Fall der Staat ein besonderes Bestätigungsrecht vorbehalten *^) und ist 
zu beachten, daß der Gemeindeeinnehmer seine generelle Autorisation 
zu Einhebungen und Zahlungen auf Grund des Budgets von der Staats- 
behörde erhält, indem diese ihm ein Exemplar des von ihr definitiv 
festgestellten Budgets zustellt, während die Kassenorders im einzelnen 
nach Maßgabe der bewilligten Kredite vom Maire zu vollziehen sind. 
Die Ausführung der Departementalbudgets liegt in der Hand des Prä- 
fekten und werden die entsprechenden Kassen- und Buchhalterei- 
geschäfte von dem Beamtenpersonal der Präfekturen besorgt 

In Preußen ist die Einrichtung ihres Kassen wesens und die Be- 
stellung von Kassenbeamten den Kommunalbehörden überlassen, doch 
sind, besonders für das Kassenwesen der Provinzial- und Kreisverwal- 
tungen, die Grundsätze der Instruktion für die Regierungshauptkassen 
vom 1. Juni 1857 vielfach maßgebend geworden. Wo in kleinen länd- 
lichen Gemeinden nach den Bestimmungen der Landgemeindeordnung 
die Kassenverwaltung mit der Verwaltung der Kommunalangelegen- 
heiten überhaupt in der Person des Gemeindevorstehers vereinigt ist, 
ist ein Ersatz für die Trennung jener Funktionen in der vorgeschriebenen 
Zuziehung der Schöffen zu den Verwaltungsangelegenheiten gegeben. 
In besonderer Weise sind die Gemeindekassen für die von ihnen mitzu- 
besorgende Einhebung der direkten Staatssteuem in Anspruch ge- 
nommen. Nach 5 73 des Einkommensteuergesetzes von 1841 war die 
Erhebung der Staatseinkommensteuer von den Einkommen bis 3000 Mark 

1) Gesetz vom 5. April 1884, Art. 156; vgl. oben S. 142. 

2) Vgl. oben Seite 135. 
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in den östlichen Provinzen durch die Gemeinde gegen Vergütung von 
2 Proz. des rechnungsmäßigen Ertrages zu besorgen^ während die Ein- 
ziehung der Steuer von den höheren Einkommen, in den westlichen 
Provinzen aber die Erhebung der Staatseinkommensteuer überhaupt 
den königlichen Ereiskassen oblag. Diese Bestimmungen entsprachen 
im allgemeinen dem Verhältnis, wie es bis dahin sich tatsächlich 
herausgebildet hatte, mit der Maßgabe, daß in den Städten die Ein- 
hebung der gesamten direkten Staatssteuern einschließlich der Grund-, 
(Jebäude- und Gewerbesteuer auf Grund besonderer Abkommen den 
Gemeindeorganen übertragen zu sein pflegte. In den westlichen Land- 
gemeinden, besonders in denen der Rheinprovinz und Westfalens, aber 
hatte sich das Verhältnis so gestaltet, daß dort von den königlichen 
Steuererhebem i) mit den direkten staatlichen nicht nur die kommunalen 
Steuern eingehoben, sondern überhaupt die ländlichen Gemeindekassen 
verwaltet wurden. 

Die Verschiedenheiten, welche sich derartig zwischen den tat- 
sächlichen Einrichtungen des Ostens und Westens herausgebildet hatten, 
sind neuerdings durch das Gesetz betr. die Aufhebung direkter Staats- 
steuern vom U.Juli 1893 beseitigt worden. Indem durch dieses Ge- 
setz der Staat auf die Erhebung der Realsteuern zugunsten der 
Kommunen verzichtete 2), entsprach es nur dem derart vergrößerten 
Interesse der letzteren an der direkten Besteuerung, wenn die Ele- 
mentererhebung der direkten Steuern nunmehr prinzipiell den Ge- 
meinden auferlegt wurde und § 16 des Gesetzes die Gemeinden ver- 
pflichtete, auf Grund einer zu erlassenden königlichen Verordnung die 
Einhebung aller direkten Staatssteuem sowie der Domänen-, Renten- 
bankrenten und der Grundsteuerentschädigungsrenten unentgeltlich zu 
übernehmen. Die betreffende Verordnung ist unter dem 22. Januar 1 894 
erlassen worden»); damit ist das Einhebungsverfahren für alle direkten, 
staatlichen und kommunalen Steuern nunmehr gleichmäßig geregelt 
und zugleich die Ursache für die Verwaltung der Gemeindekassen der 
westlichen Landgemeinden durch staatliche Organe in Fortfall ge- 
kommen. 

Wie nun auch die Kasseneinrichtungen im einzelnen: die Be- 
stimmungen über Vereinnahmung, Zahlung und Extrahierung der Kassen- 
ordres, über Anlage disponibler Gelder, Verwaltung von Effekten usw. 



1) In der Rheinprovinz traten an deren Stelle eventuell die Bürgenneisterei- 
erfaeber. 

2) Die früher für die Steuerrollenführung und die Einhebung dieser Steuern 
vom Staate gewährte Entschädigung von 3 bis 4 Proz. der Isteinnahme ist mit dem 
Übergang der Steuern auf die Gemeinden am 1. April 1895 selbstredend fortgefallen. 

8) Dieselbe scheint Schoen, Recht der Kommunalverbände in Preußen, S. 205 
nebst Anm. 2, entgangen zu sein. 
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sowie andererseits über die Kassenkontrollen, beschaffen sein mögen, 
so wird es doch überall, wo die Finanzwirtschaft anf Grund von Haus- 
haltsplänen geführt wird, notwendig, mit der Kassenführung eine 
doppelte Buchführung zu verbinden. Die kassenmäßigen Vorgänge 
dienen einerseits auch anderen Operationen als ausschließlich der Durch- 
führung des Budgets: Vermögenstransaktionen, Vorschußleistungen und 
Rückvereinnahmungen, Hinterlegungen und entsprechende Auszahlungen 
u. a. ; andererseits bedeuten sie die Verwirklichung der verschiedenen 
Budgetpositionen in bunter Reihenfolge. So muß neben der Führung 
der Kassenjournale, welche der unmittelbaren Kontrolle der Kassen- 
gebarung zu dienen haben, eine Buchführung einhergehen, welche 
speziell die Übereinstimmung der finanziellen Operationen mit dem 
Haushaltsplan nachweist. Diese Buchführung hat sich daher, um der 
Rechnung als Unterlage dienen zu können, in ihren verschiedenen 
Abteilungen stets dem Budgetschema anzupassen. 

3. Die Rechnungslegung. Dieselbe vollzieht sich in zwei 
Stadien, welche sich sowohl durch die Verschiedenheit der betreffenden 
Operationen, wie der dabei in Tätigkeit tretenden Organe unterscheiden. 
Das erste Stadium umfaßt die Aufstellung der Rechnung, d. i. den Ab- 
schluß der Kassen- und Rechnungsbücher, die Zusammenstellung der 
Resultate nach Kapiteln, Titeln und Untertiteln (die Aufstellung der ver- 
schiedenen Rekapitulationen) und die vorläufige Feststellung der rech- 
nungsmäßigen Endergebnisse durch die Kassenbeamten resp. die Finanz- 
leitung; das zweite Stadium umfaßt die Prüfung und endgültige Fest- 
stellung der Rechnung. 

Die Aufstellung der Rechnung kann nicht unmittelbar an den 
Schlußtermin der Budgetperiode anknüpfen, deren Finanzoperationen 
sie umfassen soll. Da, wie bereits weiter oben ausgeführt wurde, die 
Verwirklichung des Haushaltplanes zum Teil sich nicht innerhalb der 
Budgetperiode selbst vollziehen kann, so wird es nötig, die durch die 
Feststellung des Budgets erteilten Vollmachten zur Vollstreckung des- 
selben, d. i. einerseits die Vollmacht der Finanzleitung zur Anweisung 
der Kassenoperationen, andererseits die Vollmacht der Kasse zur Voll- 
ziehung der Orders noch über den Schluß der Budgetpenode hinaus 
zu erstrecken. 

Wie weit nun diese Fristen sich erstrecken dürfen, d.h. wann 
der definitive Schluß der Kassen- und Rechnungsbücher einzutreten 
hat, hängt hauptsächlich von den Bestimmungen über die Termine 
ab, innerhalb deren die Rechnungsergebnisse fertig vorliegen müssen. 

In England scheinen diesbezügliche staatliche Vorschriften nicht 
für alle Lokalbehörden gleichmäßig zu existieren. Die Rechnungen der 
Stadträte, die der Prüfung durch eigene städtische Revisionskom- 
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missionen ^ unterliegen, sind halbjährlich abzuschließen und diesen binnen 
Monatsfrist mit allen Belegen vorzulegen; nach Schluß des Rechnungs- 
jahres ist eine Jahresrechnung nebst Bericht durch den Town Clerk 
zusammenzustellen und dem Local Government Board rechtzeitig, bei 
einer Ordnungsstrafe von 20 Pfd. Sterin, einzureichen. Halbjährlich sind 
zunächst auch die Rechnungen der Rural District Councils und der 
Parishes abzuschließen; in jedem Fall müssen deren Rechnungen wie 
die aller übrigen Lokalbehörden, die der Prüfung durch die District 
Auditors der Zentralbehörde unterliegen, zu den von den Auditoren 
anzusetzenden Prüfungsterminen präsent gehalten werden. Immerhin 
finden sich in den Berichten des Local Government Board gelegent- 
lich Klagen über die Schwierigkeit, die Rechnungen der verschiedenen 
Lokalkörperschaften und -Behörden behufs rechtzeitiger Berichterstat- 
tung vereinigen zu können, wobei überdies auch die, früher noch größere, 
Verschiedenheit des Rechnungsjahres bei einem Teil der Lokalbehörden 
erschwerend wirkt. 

In Frankreich sind die Termine für das Erlöschen der Voll- 
machten resp. den Abschluß ier Rechnungsbücher — cloture de Texer- 
cice — verhältnismäßig weit über den Schluß des Rechnungsjahres 
hinausgeschoben und für die Gemeinden namentlich mit Rücksicht auf 
die Bestimmungen über die Aufstellung und Vorlegung des Ergänzungs- 
budgets, das auch die Restrechnung aufzunehmen hat, festgesetzt. 2) 
Da letzteres bis zur Maisitzung der Gemeinderäte fertig gestellt sein 
muß, so dürfen Anweisungen von Ausgaben zu Lasten des abgelaufenen 
Budgetjahres in der Gemeindeverwaltung nur bis zum 15., entsprechende 
Zahlungen seitens der Gemeindekassen nur bis zum 31. März stattfinden. 
Für die Departementalverwaltung sind die beiden Teimine noch etwas 
weiter, bis zum 31. März resp. 30. April hinausgerückt. 

Die preußischen Kommunalkörperschaften können zwar die Ter- 
mine ihres Finalkassenschlusses selbständig bestimmen, doch sind sie 
dabei zum Teil durch gewisse Bestimmungen der Kommunalgesetzgebung 
über die Fertigstellung der Rechnung eingeengt^ so daß fast überall 
die für die Regierungshauptkassen geltende Frist von sechs Wochen 
nach dem Ablauf des Rechnungsjahres 3) auch für die kommunalen 
Kassenverwaltungen maßgebend geworden ist. — 



1) über dieselben vgl. weiter nntra S. 253. 

2) Vgl. oben S. 214 and 224. 

3) Nach dem königl. Erlaß vom 11. September 1876 hat der Kassenabschluß 
am 10. Mai zu erfolgen. — Noch etwas kürzer als in Preoßen ist diese Frist in 
Österreich bemessen, wo zufolge Ministeriaierlasses vom 11. Dezember 1850 bereits einen 
Monat nach dem Schluß der Budgetperiode mit der Aufstellung der Rechnung be- 
gonnen werden muß. In Italien galt bis zum Erlaß der Verordnung vom 6. Juli 1890 
der 31. März als Abschlußtermin; die erwähnte Verordnung spricht eine Verlänge- 
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Die Prüfung und endgültige Feststellung der Rechnung pflegt im 
allgemeinen denselben Organen zuzustehen, welche auch den Haus- 
haltsplan zu beschließen und festzusetzen haben, so daß, wo die de- 
finitive Festsetzung resp. Bestätigung des letzteren der Staatsbehörde 
vorbehalten ist, diese sich auch die Dechargierung vorbehalten und 
den Eommunalorganen bei der Prüfung der Rechnung nur einen ent- 
sprechend beschränkten Spielraum gelassen hat. 

Die Rechnungsprüfung hat notwendigerweise nach zwei Gesichts- 
punkten zu erfolgen: einmal als Prüfung der Kassenvorgänge, welche 
durch die entsprechenden Anweisungen, die zugehörigen Quittungen 
und Beläge justifiziert $ein müssen; sodann aber hat sich die Prüfung 
auch auf die Legalität, d. i. auf die Übereinstimmung der Ver- 
fügungen der Fiuanzleitung und der gesamten Finanzgebarung mit 
dem Haushaltsplan zu erstrecken. 

Die Prüfung der Kassenführung wird, wo dieselbe staatlichen 
Beamten übertragen ist, notwendigerweise durch die diesen vorgesetzte 
Rechnungsbehörde des Staates erfolgen müssen. Das ist in Frank- 
reich dahin ausgebildet worden, daß die Prüfung der von den Ein- 
nehmern zu legenden Kassenrechnungen (compte de deniers) der 
Departements und aller größeren Gemeinden direkt durch den Staats- 
rechnungshof, die der Gemeinden mit weniger als 30000 Frs. ordentr 
licher Einnahmen durch den Präfekturrat des betr. Departements 
erfolgt, letztere unter Zulassung der Berufung an den Rechnungshof. 
Die die Ausführung des Budgets dai^tellende Rechnung, welche für 
die Gemeinde vom Maire, för die Departements vom Präfekten zu 
erstatten ist und als „Rechenschaftsbericht" (compte moral) bezeichnet 
zu werden pflegt, wird dagegen in erster Instanz von den Munizipal-, 
resp. Generalräten geprüft, ihre definitive Regelung durch die Prä- 
fekten resp. durch Dekret der Regierung ausgesprochen. 

Anklänge an diese französischen Einrichtungen haben sich in der 
preußischen Rheinprovinz erhalten, insofern dort die Rechnungen 
der Landgemeinden durch den Büi^ermeister revidiert, sodann durch 
den Landrat geprüft und endgültig festgestellt werden. Abgesehen 
von diesem Ausnahmefall ist den preußischen Kommunalkorporationen 
die Prüfung und endgültige Feststellung ihrer Rechnungen selbst tiber- 
lassen. Dabei vollzieht sich die Revision der Rechnungen rücksichtlich 
ihrer kalkulatorischen Richtigkeit und der Justifikation der einzelnen 
Positionen in der Regel im Rahmen des kommunalen Yerwaltungs- 
apparats, so in den meisten größeren Städten durch besondere Rechnungs- 
revisionsbureaus, in den Provinzialverwaltungen durch von den Landes- 
direktoren bestellte Rechnungsrevisoren. Die Entscheidung über die 

rang der Vollmachten über den Schluß der Budgetperiode nicht ausdrückiidi aus; 
die Praxis wird einer solchen aber auch dort nicht entbehren können. 
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bei jenen Be Visionen erhobenen Erinnerungen, die weitere Prüfung 
und endgültige Feststellung der Rechnung und damit die Entlastung 
der Kassen- wie der die Finanzverwaltung leitenden Beamten ist durch- 
weg den Kommunalvertretungen vorbehalten, wobei die Verweigerung 
der Decharge eventuell zu einem Verwaltungsstreitverfahren Ver- 
anlassung gibt, wie schon die Kreisordnung für die östlichen Provinzen 
von 1872 die Entscheidung in solchen Fällen rücksichtlich der Rech- 
nungen der Landgemeinden dem Kreisausschuß zugewiesen hatte. 

Ein gemischtes System der Rechnungsprüfung hatte sich in Eng- 
land herausgebildet, indem die ältere friedensrichterliche Grafschafts- 
verwaltung sowie die städtischen Korporationen keiner staatlichen 
Rechnungskontrolle unterworfen waren, während die verschiedenen, 
zuerst für die Armen-, in der Folge auch für Gesundheits- und Wohl- 
fahrtspflege, für Wege- und Volksschulwesen geschaffenen und der 
Direktive des Local Government Board unterworfenen Lokalorgani- 
sationen, bei aller nur durch die sie konstituierenden Gesetze be- 
grenzten Autonomie in der Haushaltsfestsetzung, vielleicht auch als 
Gegengewicht gegen dieselbe, von vornherein einer festgeregelten 
Rechnungsabnahme durch besondere dazu bestimmte Beamte (Auditors) 
der staatlichen Aufsichtsbehörde unterworfen wurden. Der Public Health 
Act von 1875 hatte dieselbe Rechnungskontrolle auch für die städtischen 
Gesundheitsdistrikte und deren Räte resp. Kommissionen festgelegt i), 
und dieselbe wurde durch die Lokalgesetzgebung von 1888 des wei- 
teren auf die durch jene neu geschaffenen Organisationen : die County 
Councils der Verwaltungsgrafechaften, einschließlich des Londoner Graf- 
schaftsrats, sowie auf die von jenen abhängigen Kommissionen für 
die Verwaltung der Irrenanstalten und sogenannten „Joint Oommittees" 
ausgedehnt.^) In Verfolg dieser ganzen Entwickelung war es nur selbst- 
verständlich, daß das Lokal Verwaltungsgesetz von 1894 3) dieselbe 



1) Public Health Act 1875, Sektion 245—247 und 250. Bezüglich der Borough 
Ck)unci]8 ist hierin aber ausdrücklich bestimmt, daß auch die von ihnen in ihrer 
Eigenschaft als GesnndheitsbehSrden zu führenden Rechnungen der Prüfung durch 
die eigenen Auditors der Boroughs unterliegen sollen, und zwar gegen eine 
Remuneration für die auf diesen Teil der Rechnungsprüfung verwendete Arbeit 

2) Local Government Act ISSS, Sect 71. Bei Reitzenstjbin , a.a.O. S. 145, 
Hndet sich diesbezüglich eine ganz irrtümliche Angabe, die sich nur aus einem 
Übersehen bei der Neuredaktion des Textes der älteren Auflagen erklären läßt. 
Jährlich werden die Rechnungen der 62 County Councils, sowie der von ihnen 
abhängigen Joint Committees (1897/98 : 8), der Irronanstaltskommissionen (55), der 
SeefiBchereikommittees (11), von den District Auditors abgenommen and ebenso 
jährlich eine Anzahl von diesen erhobener Beanstandungen einzelner Positionen der 
Rechnungen (1897/98 : 94) durch das Local Government Board entschieden, worüber 
dessen jährliche Reports berichten. 

3) Local Government Act 1894, Sektion 58, § 1, 2 u. 3; vgl. auch Zirkular- 
eriaß des Local Government Board an die District Auditors vom 24. Mai 1895, im 
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Rechnungsprüfang durch die staatlichen Auditors auch auf die Parish 
Councils und Parish Meetings und ebenso auf die die früheren länd- 
lichen Gesundheits- und Wegebehörden vereinigenden Rural District 
Councils sowie auf die verschiedenen Joint Committees, sofern solche 
nicht ausschließlich von städtischen Korporationen ressortieren, in An- 
wendung brachte, wobei das Local Government Board ermächtigt wurde, 
die Formen, in denen sich die Sechnungsabnahme vollzieht, im ein- 
zelnen den Verhältnissen der neu geschaffepen ländlichen Behörden 
anzupassen. So geschieht heute in England die Abnahme der Rech- 
nungen aller Lokalbehörden gleichmäßig durch die staatlichen Audi- 
toren, mit Ausnahme derjenigen der städtischen Korporationen, wobei 
die Räte der Stadtgrafschaften immerhin einer obrigkeitlichen Kontrolle 
wegen der Verwendung der ihnen, gleich den Grafschaftsräten, über- 
wiesenen staatlichen Steuerdotationen unterliegen. 

Die Formen dieser Rechnungsabnahme, welche, einem eigentüm- 
lichen Charakterzug der englischen Institutionen folgend, sich zum Teil 
nach Analogie einer öffentlichen Gerichtsverhandlung abspielt, sind 
durch den District Auditors Act 1879 geregelt worden. Danach ist die 
Lokalbehörde verpflichtet, sobald sie von dem Termin, den der Auditor 
zur Rechnungsabnahme angesetzt hat, Kenntnis hat, Zeit und Ort der 
Prozedur 14 Tage vorher durch Insertion in einem Lokalblatt resp. 
neuerdings in den Parishes durch öffentlichen Anschlag an der Kirchen- 
tür oder auf öffentlichen Plätzen bekannt zu machen. In dem Termin 
selbst ist dem Auditor die Rechnung, aufgestellt nach dem vorge- 
schriebenen Schema, in zwei Exemplaren vorzulegen, auf denen er 
nach erfolgter Prüfung das Rechnungsergebnis bescheinigt. Innerhalb 
14 Tagen nach der Revision hat der Auditor über das Ergebnis der 
Rechnungsprüfung und seine etwaigen Berichtigungen resp. Beanstan- 
dungen an die betreffende Lokalbehörde zu berichten, worauf deren 
Sekretär verpflichtet ist, einen Auszug der festgestellten Rechnung in 
derselben Weise wie die Ankündigung des Termins der Rechnungs- 
prüfung zu publizieren. Gegen die von den Auditoren erhobenen Be- 
anstandungen steht der Lokalbehörde der Rekurs an das Local Govern- 
ment Board resp. die Beschreitung des Rechtsweges offen.*) 

Für die Zwecke der vorgeschilderten Rechnungsabnahme ist ganz 
England nebst Wales in Auditdistrikte geteilt, deren es — abgesehen 

25. Report of the Local Govomment Board 1895—96, S. 45, und die weiteren a. a. 0. 
abgedruckten Erlasse. 

1) Abgesehen von dieser Rechnongsabnahme, die jährlich nach dem im allge- 
meinen am Sl. März erfolgenden Schluß des Rechnungsjahres — nur bei den 
ländlichen District Councils und den Parishes halbjährlich nach dem 30. September 
und dem 31. März — stattfmdet, hat der Poor Law Amendement Act 1866, Sect 6, 
auch außerordentliche Rechnungsrevisionen durch die Auditors voiigesehen, f&r die 
dann aber eine Rechnungsaufstellung seitens der Lokalbehörde nicht vorzulegen ist. 
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von London — seit 1897 sechs (früher fünf) gibt, und deren jeder eine 
verschiedene Anzahl von (alten) Grafschaften umfaßt, nämlich: der 
Nordostdistrikt 4, der Nordwest- 9, der Ostdistrikt 12 Grafschaften, 
der Midland Counties- Distrikt 10, der Südost- 8 und der Sttdwest- 
distrikt 12 Grafschaften. 

Das Bechnungsrevisionsgeschäft der städtischen Korporationen hat 
die Form eines schiedsrichterlichen Verfahrens angenommen. Dasselbe 
ist einer Kommission von drei Auditoren anvertraut, von denen einer 
durch den Mayor aus der Zahl der Councillors, also gewissermaßen 
als Vertrauensmann der Verwaltung ernannt, die beiden andern von der 
Bürgerschaft aus den zum Amt eines Alderman oder Councillors quali- 
fizierten Personen gewählt werden. 

So treten die Unterschiede in dem Maße der den lokalen Selbstver- 
waltungskörperschaften in den einzelnen Staaten gewährten Autonomie 
gerade bei der Rechnungsabnahme in sehr prägnanter Weise hervor. 
Die schärfsten Gegensätze machen sich diesbezüglich zwischen den 
französischen und den preußischen Einrichtungen geltend, während Eng- 
land eine eigenartige Mischung von kommunaler Autonomie der inkor- 
porierten Städte und von staatlicher Beaufsichtigung gerade der durch 
die neuere Gesetzgebung geschaffenen Selbstverwaltungsorgane zeigt. 

2. Kapitel. Die Ausgaben der EommimalkOrpersehafteii. 

§ 1. Allgemeine Vorbemerkungen zur Statistik derKommonalflnansen. 
Nach der im Vorangegangenen erfolgten Umschreibung der Aufgaben- 
kreise der Kommunal- resp. lokalen Selbstverwaltungskörperschaften 
werden nunmehr deren aus jenen erwachsende Ausgaben selbst darzu- 
stellen sein. Denn erst die positive Zahl gibt einen Maßstab für die 
jeweilige Bedeutung sowohl der Gesamtheit eines Kommunalbudgets 
wie des einzelnen Aufwandkapitels innerhalb desselben, und nur sie 
kann die Möglichkeit positiver vergleichender Betrachtungen gewähren. 

Für eine solche Darstellung kommen wesentlich zwei Gesichts- 
punkte in Betracht, ein induktiver und ein deduktiver. 

Unter jenem handelt es sich einfach darum, einen Überblick über 
den gegebenen Zustand zu gewinnen, d.h. die Budgets der verschie- 
denen Kommunalkörper an sich kennen zu lernen, wobei sich für die 
Kategorisierung der letzteren wiederum zwei Einteilungsmomente geltend 
machen, einmal die verwaltungsrechtliche Gliederung (Ortsgemeinden, 
Kommunalverbände höherer Ordnung), sodann eine solche nach sozial- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten, d. i. nach der Art der Konglomeration 
der Bevölkerung in städtische und ländliche, in weiterer Spezialisierung 
nach Größenklassen der Städte, nach bezirks- oder gruppenweiser Ab- 
grenzung der Landgemeinden, um deren je nach der wirtschaftlichen 
Entwickelung der einzelnen Gegenden verschiedene Ausgestaltung ihrer 
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kommunalen Bedürfnisse und damit ihrer Ausgaben kennen zu lernen^ 
usw. Dabei würde unter diesem rein deskriptiven Gesichtspunkt eine 
über die letzten Dezennien hinaus rückblickende Erweiterung der 
Darstellung der Kommunalausgaben sich deswegen erübrigen, weil 
überall nicht bloß der Umfang der einzelnen Aufgaben, sondern auch 
die Aufgabenkreise der Kommunen als solche im Laufe der Zeit sich 
verändert, zumeist erweitert haben. 

Das führt auf den für eine Darstellung der Kommunalausgaben in 
Betracht kommenden deduktiven Gesichtspunkt. Unter diesem er- 
scheinen die verschiedenen Arten der Kommunalkörper als Glieder 
einer vom Staate umfaßten Gesamtorganisation, werden die Aufgaben 
und damit Ausgaben jener zu Funktionen der in der Gesamtorgani- 
sation beschlossenen Zweckbestimmungen. Die letzteren treten somit 
als Einteilungsprinzip in den Vordergrund, woneben die vorbezeich- 
neten Einteilungen der Kommunalkörper nach Arten, Größenklassen usw. 
hauptsächlich mit Rücksicht auf das Maß ihrer Anteilnahme an der 
EritüUung jener Zweckbestimmungen von Interesse bleibt. Unter diesem 
Gesichtspunkt gewinnen dann auch Rückblicke wenigstens auf die 
näher liegende Vergangenheit der letzten Dezennien an Bedeutung, 
insofern sie geeignet sind, neben der Ausdehnung der Aufgaben an 
sich auch die unterdessen eingetretenen Wandlungen in der Verteilung 
derselben zwischen Staat und Kommunalkörpem sowie unter den letz- 
teren selbst und die Folgen dieser Wandlungen erkennen zu lassen. 

Zugleich aber wird unter diesem deduktiven G^chtspunkt deut- 
lich, daß eine Darstellung der kommunalen Ausgaben verschiedener 
Länder, selbst in der Zusammenfassung aller Kommunalkörper, für 
sich allein immer noch nicht zur richtigen Wertung internationaler 
Vergleiche genügen würde. Die selbst unter gleichartiger Benennung 
erscheinenden Zahlen bedeuten trotzdem in den verschiedenen Ländern 
je etwas anderes, weil ihr materieller Inhalt nicht überall durch die 
Tätigkeit der Kommunalkörper allein bestimmt wird, sondern hier und 
dort je verschieden ist auch nach der Grenzlinie, welche gegenüber 
jenen der Staat für seine Beteiligung an der Erfüllung der öffentlichen 
Aufgaben, sei es der Art oder dem Maße nach, gezogen hat. So wird 
sich ein genaues Bild von der Bedeutung, welche der einzelne Auf- 
gabenkomplex innerhalb der Finanzen eines Landes und mehr noch, 
welche er innerhalb derjenigen verschiedener Länder hat, nur durch 
eine die Staats- und Kommunalfinanzen zusammenfassende Betrachtung 
gewinnen lassen, wie sie von uns wiederholt in früheren Arbeiten*) 

1) R. VON Kaufmann, Die öffentlichen Ausgaben der größeren enropSischen 
Länder nach ihrer Zweckbestimmung, in den „Jahrbüchern für Nationalökonomie 
und Statistik", N.F. XVIII, 1889, S. 129ff., und in neuerer, umgearbeiteter und ver- 
mehrter 2. und S. Auflage, Jena 1893. 
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und in direkter Anlehnung an diese und nach deren Mnster — was 
freilich zu bemerken vom Verfasser übersehen wurde — in einer 
j&ngeren offiziellen deutschen Denkschrift ^) versucht worden ist, und 
wir werden daher in dieser speziell den Eommunalflnanzen gewidmeten 
Studie in vergleichenden Schlußbetrachtungen auf die Resultate jener 
Arbeiten zurückkommen müssen. 

Wegen des Zahlenmaterials zur Durchführung einer, vorstehend 
gewissermaßen programmatisch umrissenen, Darstellung des Umfangs 
der Kommunalfinanzen haben wir uns an die Finanzstatistik zu wenden^ 
müssen dabei aber von vornherein feststellen, daß irgend welche inter- 
national vergleichende oder vergleichbare Statistik der Kommunal- 
finanzen auch nur einiger Länder bislang überhaupt nicht vorhanden ist. 
Die auf der Grundlage eines Beschlusses des IX. Internationalen Sta- 
tistischen Kongresses unternommenen Versuche Köbösis, die Finanzen 
wenigstens einer Anzahl von größeren Städten der verschiedensten 
Länder in ihren Hauptzahlen nach einem einheitlichen Plane zur 
Darstellung zu bringen 2), müssen als wichtige, gewissermaßen das 
Terrain sondierende Probebohrungen gelten, bieten aber eben wegen 
ihrer Beschränkung kein fftr unsere Zwecke nutzbares, zumal auch 
kein neueres Material. 

Eine internationale, d. i. eine die betreffenden einzelnen Staaten 
als Gesamtheiten umfassende Statistik auf irgend welchem dieser Er- 
kenntnisform zugänglichen Gebiete wird sich stets kaum anders als 
auf der Grundlage entsprechender zuvor von den Einzelstaaten organi- 
sierter statistischer Aufiiahmen herstellen lassen. Von letzterem Ziel 
ist man aber, die Kommunalfinanzen anlangend, abgesehen etwa von 
Großbritannien sowie Italien und den Niederlanden, überall noch sehr 
weit entfemt.3) England anlangend ist dabei nicht zu übersehen, daß 

1) ,,Stati8tiflche Notizen über die AnBgaben für Flotte und Landheer und ihre 
Stellang im Haushalt der wichtigsten GroOstaaten*^, Denkschrift des Reichsmarine- 
amts, Drucksachen des Deutschen Reichstags 1897/98 Nr. 107; vgl. über dieselbe 
unten S. 259, Anm. 1. 

2) J. KÖBÖsi, Statistique internationale des grandes viUes, 2* sect: Statistique 
des finances, 1877, über 25 Stfidte; ders., BuUetin annuel des finances des grandes 
villee, 1879—1888, eine wachsende Anzahl von zul^t 28, anfangs weniger Städten 
umfassend; der letzte vorliegende Jahigang die betreffenden Daten für 1885 enthaltend. 

8) In Italien werden von der Direzione generale della Statistica del Regno 
unter der verdienstvollen Leitung Luigi Bodios jährliche, bis 1862 resp. 1863 zurück- 
reichende „Bilanci comunali** und „BUanci provinciali^ herausgegeben, die Zusam- 
menfassung der budgetmäßigen Rechnungsergebnisse der Kommunalkörper enthaltend, 
deren Schema oben S. 230 Anm. 1 geschildert ist, sowie eingehendere Angaben 
über die Kommunalbesteuerung und regelmäßige Daten über Vermögens- und 
Schuldenstand der Kommunen und Provinzen, welche letzteren bis 1873 zurück- 
reichen. Daraus fortlaufende tabellarische Zusammenstellungen im „Annuario sta- 
tistico italiano^. Außerdem einzelne größere statistische Publikationen über die 
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es sich bei dem dort zu Gebote stehenden Material nicht um eine 
speziell aus irgend welchen flnanzwissenschaftlichen Gesichtspunkten 
hervorgegangene Statistik, sondern in erster Linie nur um die von einer 
Verwaltungszentralstelle ausgehende Zusammenfassung der budget- 
mäßigen Eechnungsergebnisse der verschiedenen kommunalen resp. 
lokalen Verwaltungsorganisationen handelt. Immerhin ist es gerade 
dies, worauf es zum Zweck der Beschaffang der Grundlagen einer Statistik 
der Kommunalflnanzen zunächst ankommt : vollständige Konzentration 
an einer Stelle, d. i. Vereinigung der Vielheit der Kommunalbudgets zu 
einem resp. einigen Gesamtbudgets, um der Beobachtung je für die 
Gesamtheit der gleichartigen Kommunalkörper Einheitsbudgets analog 
dem des Staates zu bieten, und namentlich auch eine regelmäßige Fort- 
setzung einer derartigen Konzentration. Die Erfordernisse einer solchen, 
z. B. in ß&cksicht auf richtige Kategorisierung des Gleichartigen, müssen 
dabei je länger je mehr, wie das bezüglich des englischen Materials 
der Fall ist, auch flnanzwissenschaftliche Gesichtspunkte zur Geltung 
bringen. Vereinzelte Aufnahmen dagegen, wie sie in Frankreich für 
die Jahre 1877 und 1885 0, in Preußen in umfassenderem Maßstabe 



kommunalen Steuern sowie über die Kommunalverscliuldung unter den Titeln „Sta- 
tistica delle tasse e diritti comunali^ und „Statistica dei debiti comunali e provin- 
ciali per mutui^. — Für die Niederlande sind zwar fortlaufende, immeiiiin nur 
dQrftige summarische Nachrichten über die Gesamteinnahmen und -Ausgaben der 
Gemeinden und deren wichtigere Positionen in dem statistischen Jahrbuch der 
Niederlande, den „Jaarcijfers'' enthalten; eingehendere Erhebungen ffir die Jahre 
1851—68 und 1870—75 in dem älteren „Statistisch Jaarboekje voor het Koningrijk 
der Nederlanden". — Für Belgien liegen ältere Nachrichten über Kommunalfinanzen 
in dem 1858 publizierten „Expose de la Situation du Royaume (1841—1850)*^ der 
Statistique g^n^rale de la Bel^que vor; sodann Aufnahmen über die Gemeinde- 
fmanzen aus den Jahren 1865, 1870, 1875 und 1880, jüngere Daten nur über die 
großen Gemeinden im „Annuaire statistique de la Belgique^; in letzterem auch bis 
in die neuere Zeit reichende Nachrichten über die Provinzialfinanzen. — Wie dürftig 
immerhin das allen diesen Quellen zu entnehmende finanzstatistische Material ist, 
wird aus den bei Reitzenstein in „Sch<5nbergs Handbuch" mitgeteilten Zahlen zur 
Genüge ersichtlich. In Österreich ist u. W. überhaupt noch kein Versuch zu einer 
amtlichen Gesamtaufnahme der Kommunalfinanzen gemacht worden. Etwas aus- 
giebigere Nachrichten sind für die süddeutschen Staaten, so namentlich Bayern, so- 
wie für Oldenburg vorhanden, doch läßt sich kaum irgendwo ein einheitliches Ge- 
samtbild des kommunalen Finanzwesens gewinnen, zumal jene Nachrichten sich im 
wesentlichen auf Steuerstatistiken beschränken. 

1) Altere Erhebungen hatten 1862 und 1868 stattgefunden; sodann 1871 eine 
solche über die finanzielle Lage der Gemeinden speziell mit Rücksicht auf die ihnen 
aus dem Kriege erwachsenen Lasten. Die Erhebung von 1877 ist niedeigelegt in 
dem ^Rapport adrees^ au Ministre de llnt^rieur et des Cultes sur la Situation 
financi^re et materielle des Communes cn 1877**, die für 1885 (aufgenommen 1887) 
in einem Ministerialrapport, dessen ganz summarische Ergebnisse mit einigen er- 
läuternden Bemerkungen im „ Bulletin de statistique et de l^gislation compar^e^ 
XXV, p. 197 ff., veröffentlicht sind. 
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eigentlich nur fdr 1883/84, und damals auch nur unter Beschränkung 
auf die Ortsgemeinden i), stattgefunden haben, verlieren zumal bei der 
stetigen und in . den letzten Jahrzehnten rapid fortschreitenden Ent- 
wickelung der kommunalen Aufgaben ihren Wert, wenn sie keine 
neueren Fortsetzungen erfahren. Vollends können derartig vereinzelte 
Aufnahmen niemals die Bedeutung einer fortlaufenden, zusammen- 
fassenden finanziellen Berichterstattung erlangen, wie sie in den eng- 
lischen „Local Taxation Returns** und den „Reports" des Local Goveni- 
ment Board jährlich vorliegt. In Frankreich erscheinen jährliche voll- 

1) Herrfurth und v. Tschoppe, Die Einnahmen und Ausgabe der preußischen 
Städte und Landgemeinden, sowie das Sollaufkommen an direkten Staatssteuem, 
Kreis-, Proyinzial-, Schul- und Kirchensteuern in denselben für das Jahr 1888 84, 
ErgSnzungsheft XVI zur „Zeitschr. des Kgl. preuß. Stat Bur.*, 1884, und v. Tschoppe, 
Vergleichende Darstellungen aus der Finanzstatistik der preußischen Gemeinden 
für das Jahr 1883/84, in der „Zeitschr. des Kgl. preuß. Stat Bur.** XKIV, 1884, 
S. 203 ff. — Über die Versuche einer Kommunalfiuanzstatistik für das Jahr 1849, 
angeordnet 1851, einer Statistik der „Beitrage aller Art zu Provinzial-, Kreis- und 
Orts-Kommunalzwecken für das Jahr 1855'' und deren ganz unsichere Resultate, sowie 
über die in mehrfacher Beziehung, namentlich rücksichtiich der Gemeindelasten eben- 
falls unzulängliche Erhebung der „Beiträge aller Art zu Provinzial-, Kreis-, Kom- 
munal-, Kirchen-, Pfarr- und Schulzwecken für das Jahr 1857'' vgL das „Gutachten'^ 
von BoECKH in der „Zeitschr. d. Kgl. preuß. Stat Bur.'' III, 1863, S. Iff., auch 
die Einleitungen der nachstehend zitierten Publikationen. — Die 1871 angeordnete 
Aufnahme nach den Ergebnissen von 1869 war zwar als eine umfassende Kommu- 
nalfinanzstatistik geplant, ist in der Ausführung aber auf die Provinzen, Kreise, 
Städte und Flecken beschränkt geblieben — „Finanzstatistik der Kreise und Pro- 
vinzialverbände für das Jahr 1869", Heft XXXV der „Preuß. Statistik" — und konnten 
die Ergebnisse rücksichtiich der Städte und Flecken nur zu einer Zusammenstellung 
über die Gemeindesteuerverhältnisse verwertet werden — a.a.O. S. XVII ff. sowie in 
„Preuß. Stat" Heft XVIII S. 17 und im ,Jahrb. f. d. amti. Stat des preuß. Staates" 
IV, Bd. n, S. 403 ; eine Kritik dieser Erhebung von L. Herrfubth im Ergänzungs- 
heft VI der „Zeitschr. d. Kgl. preuß. Stat Bur.", 1879, S. If. — Eine Nachweisung 
der im Jahre 1876 erhobenenen Gemeindeabgaben der Städte und Landgemeinden, 
d. h. nur der Gemeindesteuern im engeren Sinne, in Herrfurth, Beiträge zur Stat 
der Gemeindeabgaben in Preußen. ,^eit8chr. d. Kgl. preuß. Stat Bur.** XVIII, S. 1 ff. 
Eine andere Erhebung von 1878 betraf die Einnahmen und Ausgaben, den Schulden- 
und Vermögensstand einerseits nur der Gemeinden mit mehr als 10000 Einwohnern 
nach dem Stande von 1876 — a. a. 0. Ergänzungsheft VI — , andererseits nur der Kreise 
nach den Ergebnissen des Jahres 1877/78 — a. a. 0. Ergänzungsheft VII. — Für 1880/81 
wurden wiederum nur die Gemeinde- und sonstigen Korporationsabgaben der Städte 
und Landgen^einden sowie die Kreisabgaben statistisch erhoben, a. a. 0. Ergänzungs- 
heft IX. — Die genannten Erhebungen sind sonach in bezug auf Gegenstand und 
Umfang ihres Inhalts nichts weniger als einheitlich. Eine vollständigere Statistik 
speziell der Gemeindefinanzen ist eigentiich nur die von 1883/84, immerhin auch 
ohne die Gutsbezirke. Über die offentlichrechtiichen Leistungen der letzteren in 
den 7 ostiichen Provinzen finden sich einige Angaben mit Beziehung auf das Jahr 
1888/89 in dem ;,Statistischen Handbuch für den preußischen Staat" II, 1893, vor. 
Über einige jüngere Erhebungen auf dem Gebiete der Kommunalfinanzen vgl. unten 
S. 259 Anm. 1. 

T. EAuncANV, EoDuniualfinaiizon. 17 
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ständigere Nachrichten nur über die Departementalfinanzen (seit 1887 
für die Jahre 1885 u. ff.), während die gleichfalls jährlich (seit 1878) 
erscheinende „Situation flnanciöre des communes^ für die Gesamtheit 
der Ortsgemeinden und für deren Zusammenfassung nach Departements 
nur die summarischen Zahlen der ordentlichen Einnahmen und 
Ausgaben der Qemeinden, sodann der Einnahmen aus ordentlichen und 
außerordentlichen Zuschlagcentimes und aus Oktroitaxen, endlich jdie 
summarischen Ziffern des Schuldenstandes angibt; diese wenigen Zahlen 
werden in der voluminösen Publikation, aber ohne die Oktroiein- 
nahmen, zwar jedesmal für alle einzelnen Gemeinden in deren Anord- 
nung nach Departements, Arrondissements und Kantonen durchgeführt, 
aber ein Bild von dem Gesamthaushalt der Gemeinden ist daraus nicht 
zu gewinnend) In Preußen liegen nicht einmal vollständige neuere 
Zusammenstellungen über die Finanzen der höheren Kommunalver- 
bände vor.2) 

Weswegen den heutigen Verhältnissen genügende amtliche Zu- 
sammenfassungen der Ergebnisse der Kommunalfinanzen ebensowenig 
in Frankreich wie in Preußen vorhanden sind, dafür wird — im Hin- 
blick auf England — eine Erklärung zum Teil vielleicht darin zu 
suchen sein, daß die Kommunalkörperschaften jener beiden Länder in 
ihrem Verhältnis zum Staate aus politischen Rücksichten in der Haupt- 

1) Die Hauptzahlen aus den oben genannten fortlaufenden statistischen Nach- 
richten finden sich auch im ,,Annuaire statistique de la France'S die jährlichen 
Publikationen über die Departementalfinanzen im „Bulletin de statistique et de 16gis- 
lation compar^e, auch in M. Block's „Annuaire de i'^conomie politique et de la 
statistique'^ 

2) Vgl. oben S. 257 Anm. 1, wonach eine Finanzstatistik der Kreise und Pro- 
vinzialverbände überhaupt nur für das Jahr 1869 vorliegt, im übrigen brauchbare 
Nachrichten nur über die Provinzial- und Ereisabgaben für 1S57, sowie über letztere 
für 1877/78 und 1880/81 ad hoc erhoben sind, Provinzial- und Kreisabgaben für 
1883/84 nur soweit ersichtlich werden, als sie die Städte und die Landgemeinden 
betreffen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Erhebungen über die Kreisabgaben 
diese immer einschließlich des Bedarfs an Provinzialabgaben geben und die eigentiichen 
Kreislasten somit nicht rein zum Ausdruck kommen. Die summarischen Übersichten 
über die Einnahmen und Ausgaben der Provinzen im „Stat. Handbuch des preuß. 
Staats", in Bd. n für 1892/93, in Bd. lU für 1897/98, sind insofern unvollständig, 
als sie nur eine Zusammenstellung der sogenannten Hanptetats der Provinzialverbände 
sind und daher bezügUch der Provinzialanstalten großenteils nur die für diese not- 
wendigen Zuschüsse, nicht aber deren gesamte Ausgaben und entsprechend auch 
nicht deren eigene Einnahmen enthalten; vgl. oben S. 243 f.; ebenso im „Stat Hand- 
buch'' Bd. IV, 1903, S. 620 ff., nur die „Netto -Solleinnahmen und -Ausgaben'* der 
Provinzen und zwar, was a.a.O. anzugeben übersehen ist, für das Jahr 1901. — Er- 
gänzende Angaben über die gesamten Einnahmen und Ausgaben der Provinzialan- 
stalten für 1898/99 resp. 1899/1900, neben anderen Daten über die finanzielle An- 
teilnahme der Kommnnalkörperschaften an einzelnen öffentlichen Aufgaben, in dem 
mit Benutzung amtlicher Quellen bearbeiteten Werke von 0. Schwarz und G. Stbütz, 
Der Staatshaushalt und die Finanzen Preußens, Berlin 1900. 
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Sache vom Ministerium des Innern ressortieren, dem damit zwar die 
Kompetenz zustände, sei es im Verordnungs- oder auf gesetzgeberischem 
Wege, auf die Schaffung einer kommunalen Finanzstatistik hinzu- 
wirken, ein Ministerium aber, das für die Bearbeitung der finanziellen 
Seite des Kommunalwesens nicht die geeignete Instanz sein dürfte. 

Andererseits wird die Anteilnahme der staatlichen Finanzminister 
an den Kommunalfinanzen naturgemäß zunächst eine im finanziellen 
Staatsinteresse restringierende sein in der Richtung, die Entwickelung 
der kommunalen Steuerbelastung möglichst hintanzuhalten, wie ebenso 
das Anleihewesen der Kommunen einzuschränken, Zuschüsse und 
Dotationen zur Erleichterung der Kommunallasten nach Kräften abzu- 
wehren. Nimmt aber einmal ein Finanzminister, etwa zum Zweck einer 
umfassenden organischen Steuerreform, ein weitergehendes Interesse 
an den Kommunalfinanzen, so findet er die finanzstatistischen Grund- 
lagen so wenig vorbereitet, daß er sich für die wichtigsten Unter- 
suchungen unter Umständen auf Stichproben beschränken muß.*) Jeden- 



1) So enthalten beispielsweise die der Begrfindung des Entwurfs des preußi- 
schen Kommunalabgabengesetzes vom 2. November 1892 beigegebenen finanzstati- 
«tischen Übersichten — Anlage B zu No. 7, Session 1892/98, der Drucksachen des 
Abgeordnetenhauses — eine Aufnahme der kommunale Solleinnahmen und -Aus- 
gaben f&r 1891/92 im Anschluß an das Schema der Erhebung von 1883/84 nur filr 
«die Städte von mehr als 10 000 Einwohnern ; f Qr die kleineren Städte mußten je eine, 
für die Landgemeinden je zwei aus jedem Kreise als sog. Typen der steuerlichen 
Verhältnisse genügen und bei diesen die Erhebung überdies auf die Unterscheidung 
•der steuerlichen Einnahmen beschränkt bleiben, während im übrigen nur die Gesamt- 
Ziffern der (nach dem Soll balanzierenden) Einnahmen resp. Ausgaben und aus letz- 
teren nur die Wegebauten, soweit dieselben sich zur Zahl bringen ließen, angegeben 
werden. Eine zweite der Begründung jener Steuerreformgesetze beigegebene An- 
lage vom 1. Dezember 1892 — Drucksachen des Abgeordnetenhauses 1892/93 No. 13: 
^Kommunalfinanzstatistische Tabellen, betreffend die Umwandlung von Staatsreal- 
«teuem in Kommunalsteuem und deren Einwirkung auf den Haushalt der Stadt- 
und Landgemeinden'^ — betrifft nur die steuerlichen Einnahmen derselben Gemeinde- 
körperschaften und bezeichnet ihren offenbar an die Steuerveranlagung für 1892/93 
•(das Stichjahr wird in der Drucksache selbst nirgends genannt) anknüpfenden In- 
halt beziehentlich der kleineren Städte und Landgemeinden selbst als „Proben*^. — 
Die 1896 erschienene ^Denkschrift über die Ausführung des Kommunalabgaben- 
gesetzes vom 14. Juli 1893** — Drucksachen des Abgeordnetenhauses 1896 No. 130 
— enthält wiederum nur eine, diesmal auf die sämtlichen Städte erstreckte Steuersta- 
tistik, während bezüglich der Landgemeinden ^nur die gruppenweise Feststellung 
•der durch das Kommunalabgabengesetz eingetretenen Veränderungen in großen Um- 
rissen erreichbar war" — , d. h. unter Verzicht auf positive Zahlen über die steuer- 
lichen Einnahmen der Landgemeinden die bloße Angabe, wie viele derselben je 
unter die einzelnen Steuergruppen fielen, wobei die Denkschrift selbst noch betonen 
muß, daß „trotz dieser Beschränkung das eingegangene Material lückenhaft und . . 
^ungenau** war und die Angaben' über die berücksichtigten Landgemeinden y,zum 
Teil auf Schätzung** beruhten. — Noch krasser tritt der Mangel ausreichender neuerer 
^Nachrichten über die Kommunalfinanzen bei anderen Gelegenheiten in die Er- 

17* 
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falls ist es charakteristisch, daß überall, wo nicht irgend eine jährliche 
zentrale Berichterstattung über die kommunalen Finanzen organisiert 
ist, und so auch in Frankreich und in Preußen, jene älteren Anläufe, 

scheinung. Als in den aus Anlaß der Flotten vorläge von 1898 dem Deutschen 
Reichstag seitens des Reichsmarineamts unterbreiteten „Statistischen Notizen über die 
Ausgaben ffir Flotte und Landheer und ihre Stellung im Haushalt der wichtigsten 
Großstaaten" — Reichstagsdrucksaohen 1897/98 No. 107 — in Anlehnung an meine 
filteren Arbdten über „Die öffentlichen Ausgaben der größeren europSischen Lfinder 
nach ihrer Zweckbestimmung^' (1889 u. 1898) ein Bild von dem Gesamt der Staats- 
und Lokalauf Wendungen der in Betracht kommenden Länder gegeben werden sollte, 
mußten an Stelle der wirklichen Lokalausgaben Kopfquoten der Aufwendungen der 
bezüglichen Reichs- resp. Landeshauptstädte herhalten. Es mochte i. J. 1898 rich- 
tiger Weise nicht mehr angängig erscheinen, die Ergebnisse kommunalstatistischer 
Erhebungen aus den SOiger Jahren zum Ausgangspunkt für neuere Quotenberech- 
nungen zu nehmen, aber es muß ebenso bezweifelt werden, ob eine derart stiU- 
schweigend vorausgesetzte Identifizierung der wirklichen Eommunallasten eines Landes 
mit der einer einzelnen MiUionenstadt (eine solche kann, trotz der Ableugnung in der 
Denkschrift, doch nur als beabsichtigt angenommen werden, wenn anders jene Berech- 
nungen in dem beredeten Zusammenhang einen Sinn haben sollten) überhaupt zu- 
lässig, viel weniger zuverlässig ist Nach der vorstehend an erster Stelle angeführten 
Publikation betrug bereits 1891/92 von dem bezüglichen Gesamt der preuß. Städte 
mit mehr als 10000 Einwohnern die Bevölkerung Berlins nur 19 ^/o, die Ausgaben 
Berlins dagegen über 30 ^/o; gegenüber einer durchschnittlichen Kopfquote jener 
Städte von 27.06 M. an direkten Staatssteuem, Gemeinde- und besonderen Korpora- 
tions- (Provinzial-, Kreis-, Schul-, Kirchen-) Abgaben betrug die Kopfquote Berlins 
aUein 40.' i M. Wenn schon unter den Städten von mehr als 10000 Einwohnern die 
Finanzen der Millionenstadt den relativen Durchschnitt so stark überstiegen, wie 
viel mehr unter dem das platte Land mit umfassenden Gesamt der Lokallasten. 
Paris zählte i. J. 1898 mit seinen 2V2 Mill. Einwohnern 6.6^/0 der französischen Be- 
völkerung; die ordentlichen Ausgaben der Stadt Paris betrugen aber mit 299 Mill. 
Frs. von den entsprechenden 722 Mill. Frs. der sämtlichen französischen Kommunen 
41%, die Pariser Steuereinnahmen an Zuschlagcentimes und Oktroitaxen von denen 
sämtlicher Kommunen (187.7 zu 514.6 Mill. Frs.) 36^0 und 74 Frs. auf den Kopf der 
Bevölkerung gegenüber einer durchschnittlichen Landeskopf quote von 15.34 Frs. — 
Der immer dringender sich geltend machenden Notwendigkeit, ein Wissen von 
unseren preußischen Kommunalfinanzen zu erlangen, soll nunmehr endlich durch 
eine inzwischen in die Wege geleitete umfassende Erhebung über dieselben ent- 
sprochen werden. In Konferenzen, die während des Winters 1905 im Ministerium 
des Innern stattgefunden haben, und zu denen neben den dort wesentlich mit Ange- 
legenheiten der Kommunen beschäftigten Dezernenten die entsprechenden Dezernenten 
des Finanzministeriums und des preuß. Statistischen Landesamts, einige Landes- 
direktoren und der Verfasser dieser Arbeit geladen waren, wurde über Fragebogen 
beraten, welche vom Statistischen Landesamt zunächst an die Kommunalbehörden 
der Provinzen gerichtet werden sollten, und deren inzwischen in die Wege geleitete 
Beantwortung eine vollständige Statistik der Finanzen der Provinzialkorporationen 
erwarten läßt Gleichzeitig vorbereitete Fragebogen sind unterdessen auch an die 
Kreisverwaltungen abgegangen, während die Inangriffnahme einer umfassenden 
Statistik der Gemeinden einstweilen noch aussteht. Die von diesen Erhebungen zu 
erwartenden Resultate werden voraussichtlich mehrfach verbessert und umgearbeitet 
werden müssen, bevor sie veröffentlicht werden können. Es ist aber in Aussicht 
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die Kommunalfinanzen durch von Zeit zu Zeit angeordnete Auftiahmen 
— etwa analog den periodischen Momentauftiahmen über die Bevölke- 
rungsverhältnisse — zu erfassen, seit mehr als zwei Jahrzehnten nicht 
wieder aufgenommen worden sind. 

Eine umfassende, geschweige denn eine auch im einzelnen zuver- 
lässige Statistik der Kommunalfinanzen läßt sich nicht improvisieren; eine 
solche muß allmählich ausgebildet werden und kann den tatsächlichen 
Verhältnissen wie zugleich wissenschaftlichen Anforderungen nur lang- 
sam angepaßt werden durch die regelmäßige Betätigung speziell mit 
ihr betrauter Organe, welche es sich fortlaufend angelegen sein lassen, 
die betreffende Statistik immer weiter zu vervollkommnen. Wie alle 
Staatswissenschaft von der Praxis ihren Ausgang genommen hat und 
den lebendigsten Antrieb zur Weiterentwickelnng immer wieder aus 
ihren engen Beziehungen zur Praxis schöpft resp. schöpfen soll, so 
scheint auch die Frage der Organisierung einer genügenden Statistik 
der Eommunalfinanzen sehr wesentlich von dem Vorhandensein eines 
zentralen Verwaltungsorgans abzuhängen, dessen praktische Bedürf- 
nisse die Notwendigkeit einer Lösung jener Frage stark genug und 
dauernd hervortreten ließen. So besitzt England heute, wenn auch 
keine vom wissenschaftlichen Standpunkt aus vollkommene Statistik 
seiner Lokal- und Kommunalfinanzen, so doch eine immerhin aus- 
reichende, vor allem vollständige und fortlaufende Berichterstattung 
über dieselben nur darum, weil dort das staatliche Dezernat der so 
wichtigen lokalen und Kommunalangelegenheiten einem eigens dafür 
geschaffenen Staatsdepartement anvertraut ist 

Trotz all der wie vorstehend berührten Verschiedenartigkeit des 
vorhandenen statistischen Materials sind wir genötigt, um unserem 
bisherigen Vorgehen zu entsprechen, zunächst die Kommunalausgaben 
in den einzelnen von uns in Betracht gezogenen Staaten in Zahlen darzu- 
stellen, und müssen die Verantwortung dafür ablehnen, wenn diese 
Darstellung bei weitem nicht in allen Punkten den eingangs dieses Para- 
graphen aufgestellten Petita zu entsprechen vermag; auch wird, nach 
Maßgabe des hier und dort vorhandenen Materials, in dieser Darstellung 
Großbritannien den bei weitem breitesten Platz in Anspruch nehmen 
dürfen, wenn auch die bezüglichen Zahlen, wie immer wieder hervor- 
gehoben werden muß, ihrem Inhalt nach den in den andern beiden 
Staaten als „kommunale" zu bezeichnenden insofern nicht entsprechen, 
als sie gleichzeitig die Erfüllung von Aufgaben mit umfassen, die in 
jenen direkt vom Staat durch dessen eigene lokale Verwaltungsorgane 
dargeboten werden. 

genommen, an den ereten Versuch regelmäßige Wiederholungen zu knüpfen. Leider 
sind wir nicht in der Lage gewesen, die erst in einigen Jahren zu erwartenden be- 
züglichen Veröffentlichungen für das Erscheinen der vorliegenden Arbeit abzuwarten. 
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§2. OroBbritannien. a. Gesamtergebnisse. Das reichhaltige 
Zahlenmaterial über die „Lokalfinanzen" Großbritanniens, welches 
alljährlich in den „Local Taxations Returns" und den „Reports" der 
Local Government Boards der drei Königreiche vorliegt, verdankt seine 
Entstehung und dient, wie bereits ausgeführt wurde, der zur Kontrolle 
über die Ausfuhrung der Lokalgesetzgebung angeordneten Bericht- 
erstattung jener staatlichen Zentral verwaltungsdepartementsJ) Da- 
durch ist bedingt, daß diese Berichterstattung sich in erster Linie an 
die Behörden zu halten hat, welche durch jene Gesetze als die Träger 
der verschiedenen lokalen Funktionen bezeichnet sind, und dabei auch 
die mehrfachen Eigenschaften einer Behörde als Trägerin verschiedener 
Gesetze berücksichtigen muß. So werden beispielsweise nicht nur 
die Rechnungen der Stadträte als „Municipal Corporations*' getrennt 
von denen gehalten, welche sie als Gesundheitsdistriktsbehörden führen 
müssen, sondern erscheinen Rechnungen solcher Borough Councils, welche 
für die Zwecke des Friedhofswesens auf Grund der Burial Acts als 
besondere Burial Boards konstituiert sind, überhaupt nicht in dem- 
jenigen Abschnitt der Berichterstattung, welcher die Municipal Borough 
Accounts enthält, sondern unter den Rechnungen der besonderen Burial 
Boards, was in gleicher Weise* auch rücksichtlich einer Anzahl städ- 
tischer District Councils der Fall ist, u. a. m. Derartige Eigentüm- 
lichkeiten der Berichterstattung sind besonders gegenüber der größeren 
Mannigfaltigkeit der englischen, in geringerem Maße bei der einfacher 
konstruierten schottischen und irischen Lokalorganisation zu berück- 
sichtigen, so daß die lokalen Ausgabenbudgets eines jeden der drei 
Königreiche zweckmäßigerweise für sich zu behandeln sein werden. 
Da indessen auch diie offizielle englische Statistik jenes Zahlen- 
material benutzt, um jährlich in vier Tabellen des „Statistical Ab- 
stract for the United Kingdom" einen gedrängten Überblick über die 
Lokalausgaben von England nebst Wales, Schottland, Irland und 
deren Gesamt — unter Ausschließung aller aus Übertragung von 
Finanzmitteln herrührenden doppelten Verrechnungen — zu ent- 
werfen, so müssen wir zunächst diese offizielle Darstellung berück- 
sichtigen und werden sie passenderweise unseren übrigen Tabellen 
voranstellen. 

In jenen Übersichten des „Statistical Abstract" werden die Aus- 
gaben nicht nach Aufwandzwecken, sondern — entsprechend 
dem Grundriß der Local Taxation Returns — nach Behörden 



1) Die ^Reports" sind die Verwaltungsberichte jener Zentralbehörden, die „Lo- 
cal Taxation Returns*^ die Zusammenstellungen und Zusammenfassungen der finan- 
ziellen Rechnungsergebnisse derLokalbeh^rden; über die letzteren vgl. unten S. 273. 
Über die Stellung des Local Qovemment Board in der Organisation der inneren 
Verwaltung Großbritanniens vgl. im Schlußkapitel der Arbeit. 
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zusammengefaßt 1) und diese nur so gruppiert, daß dadurch einerseits 
der allmählich sich vollziehenden Zentralisierung gewisser Verwaltungs- 
aufgaben in der Hand der Grafschafts- und Distriktsbehörden Rechnung 



1) Dies maß, um Aber die Bedeutung der Tabellen kein Mißverständnis auf- 
kommen zu lassen, nachdrücklichst betont werden, nachdem deren vierte, welche 
die Summiemug für das Vereinigte Königreich enthält, in der neuesten Bearbeitung 
der REiTZENSTEiNSchen Abhandlung — in der 4. Auflage von „Schönbergs Hand- 
buch'', Bd. III, 2, S. 148, Tab. II — unter unzutreffender Abänderung des Textes 
(der Vorspalte derart mißverständlich wiedergegeben und, a. a. 0. S. 147 unten» auob 
ausdrückUcii so eingeführt ist, als ob es sich in jener Tabelle gerade um eine Glie- 
derung der britischen Lokalausgaben nach Aufwandzwecken handelte. Die Tabellen 
des englischen „Abscracf' geben aber nicht „purposes of expenditure'S sondern aus- 
drücklich Ausgaben der „authorities'' an, was auch in den englischen Verhältnissen 
je etwas anderes bedeutet, weil z. B. nicht bloß die Schulboards, sondern daneben 
auch die Grafschaftsräte und besonders die Städte und die städtischen Distrikts- 
räte und selbst die Armenbehörden Aufwendungen für das Schulwesen machen 
(vgl. unten Tab. 4*), wie es auch etwas Anderes bedeutet, wenn die englische 
Tabelle die Ausgaben der früheren Highway Boards, Road Trustees und der 
Trustees für Brücken und Fähren und die entsprechenden Ausgaben der heuti- 
gen Rural District Councils der retrospektiven Vergleichung wegen besonders 
aufführt, die deutsche Bearbeitung der Tabelle in der BEiTZENSTEiischen Abhand- 
lung jene Summen aber, noch dazu in Zusammenfassung mit den ganzen Grafschafts- 
ausgaben, irrtümlich als Ausgaben „für Straßen, Brücken, Fähren*^ überhaupt be- 
zeichnet, während doch die städtischen Authorities, d. h. Stadträte wie städtische 
Distriktsräte, die entsprechenden Ausgaben für sich leisten, die Graf Schaftsausgaben 
aber überwiegend auch andere als nur Rosten für das Wegowesen enthalten, usw. 
usw. Zu dieser irrtümlichen Gesamtauffassung in der zitierten Wiedergabe der 
englischen Tabelle gesellen sich überdies verschiedene Irrtümer, durch welche jene 
ganz unbrauchbar wird: abgesehen von der schon erwähnten Umstempelung der 
Graf Schaftsausgaben zu ausschließlichen Aufwendungen für das Wegewesen, werden 
die beiden ersten Zahlenreihen der Tabelle (vgl. dieselbe unten S. 266), deren zweite 
ausdrücklich Ausgaben der Armenbehörden für „andere^ als Armenzwecke (Steuer- 
veranlagung und Erhebung, Wählerlisten und Wahlen, Zivilstandsre^ter u. a.) ent- 
hält, gleichwohl als Ausgaben „für Armenzwecke'* zusammengefaßt; — die Zahlen 
der dritten Zeile figurieren in der deutschen Wiedergabe als „Verzinsung von 
Anleihen** überhaupt, während sie nach dem englischen Original nichts derartiges, 
sondern „aus Anleihen** bestrittene Ausgaben und zwar nur der Armenbehörden be- 
deuten (die Summen würden als Verzinsung der gesamten Lokalschulden Großbri- 
tanniens lächerlich gering sein und ihr fortgesetztes Sinken von 1867 bis 1892 über- 
dies gar nicht mit der bei Rettzenstein gleich hinten der Tabelle gegebenen Notiz 
übereinstimmen, daß die Verschuldung in derselben Zeit um 132 ^'o gestiegen sei); 
— die angeblich „für Herbergs- und Wohnungseinrichtungen** ausgegebenen Summen 
sind in der Tabelle des „Abstract** Ausgaben der „Harbour (Hafen!) etc. Autho- 
rities** (vgl. Zeile p der Tabelle). So kann die zitierte Tabelle in der 4. Auflage 
der REiTZENSTEiNschen Abhandlung eine Verbesserung der letzteren um so weniger 
bedeuten, als sie, in Disharmonie mit dem vorangehenden, bis auf zwei irrelevante 
Streichungen unverändert aus der 8. Auflage übernommenen und nur auf England 
sich beziehenden Text, mißverstandene Zahlen betr. das gesamte Königreich bringt, 
während die 3. Auflage im Anschluß an jenen Text, wenn auch nicht neueste, so 
doch immerhin sehr instruktive Angaben nach Hobhouse über die Lokalbesteuerung 



Digitized by 



Google 



264 I. Abschnitt Aufgaben und Ausgaben der Kommunalkörperscbaften. 

getragen und andererseits auch die Zusammenfassung zu Summen für 
das Vereinigte Königreich einigermaßen möglich wird, ohne daß jedoch 
hierbei alle Inkongruenzen vermieden werden könnten. Diese Inkongru- 
enzen und damit zugleich die wesentlichsten Unterschiede in dem Auf- 
bau der lokalen Organisation der drei Teile des Königreichs treten 
besonders deutlich hervor, wenn — statt der im Statistical Abstract 
befolgten Anordnung in vier besonderen Tabellen — die Ausgaben- 
rubriken für die drei Teile und deren Summen je für das einzelne Jahr 
synoptisch nebeneinander gestellt werden. Wegen jenes instruktiven 
Gesamtüberblicks werden daher die erwähnten Tabellen des englischen 
Jahrbuchs, unter der angedeuteten Änderung ihrer Form, in der nach- 
stehenden Übersicht (s. Tabelle S. 266) für einige markante Jahre zu- 
sammengefaßt: 1867/68 ist das früheste Jahi-, für welches überhaupt 
mit den heutigen einigermaßen vergleichbare Zahlen über die gesamten 
Lokalausgaben zur Verfügung stehen, wobei bezüglich Schottlands zum 
Teil nur — allerdings offizielle — Schätzungen vorliegen; 1883/84 
bildet ungefähr die Mitte zwischen den Reformen der siebziger Jahre 
auf dem Gebiete des Gesundheits-, Wege- und Schulwesens und der 
Lokalgesetzgebung von 1 888, zugleich das erste Jahr nach dem Erlaß 
des Municipal Corporation Act von 1882; durch die wichtige Lokal- 
gesetzgebung von 1888 wird wiederum das Rechnungsjahr 1888/89 eine 
Etappe in der Entwickelung der englischen Lokalfinanzen, wie ebenso 
das Jahr 1893/94 durch die Lokalgesetzgebung von 1894, welche die 
Distriktsorganisation vollendete und die ländliche Parish als politische 
Gemeinde wiederbelebte. Damit ist die Ausgestaltung der jüngeren 
lokalen Selbstverwaltung Englands zu einem systematischen Behörden- 

und die Lokalschulden speziell Ekiglands enthalten hatte. — Die von uns hier nach 
dem Statistical Abstract, Nr. 46, London 1899, S. 42 ff., Nr. 51, 1904, S. 44 ff. und 
Nr. 52, 1905, S. 46 ff. wiedergebene Tabelle findet sich für die Jahre 1867/1868 und 
1883/1884 auch bei Ad. Waoneb, Finanzwissenschaft, III S. 360, und fUr 1884/1885 
und 1892/1893 ebenda im Ergänzungsheft zum IIL Teil (1896), 8. 46, vor; wie sie 
in die Neubearbeitung der REnzENSTEiNSchen Abhandlung in der wie vorstehend 
geschilderten mißverständlichen und fehlerhaften Form übergehen konnte, bleibt um 
so unverständlicher, als die bei Rettzenstein, 4. Auflage (1898) a. a. 0. S. 148, 
folgenden zwei Textsätze: „Die Veränderungen einzelner Posten usw." bis „zu 
Wege gebracht" — abgesehen von selbstverständlichen redaktionellen Änderungen 
wegen der in der Tabelle bei Rehzenstein gegebenen Jahre — im übrigen wört- 
lich aus Wagner entlehnt zu sein scheinen, wie ebenso die bei Reiizenstein in der 
4. Auflage darauf folgenden Daten über die „Auflegung der poor rate" und „die 
Beträge der überlassenen Staatssteuem" (Wagner, a. a. 0. Ergänzungsheft S. 47). ~ 
Bemerkt sei noch, daß die Tabellen der älteren „Abstracts" unter den TiteUi ,,See- 
fahrtsbehörden" und „aus Leuchtfeuerabgaben" zwei Ausgabenrubriken enthielten, 
die zum Teil nicht dem Bereiche der Lokalverwaltung angehören: diese Rubriken 
sind in den neuesten Abstracts, nach denen in unserer Tabelle die Jahre von 1888/1889 
an wiedeigegeben werden, ausgeschieden; die betreffenden Zahlen für 1867/1868 und 
1883/1884 waren daher entsprechend auszuscheiden. 
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aufbau bis auf die erst 1903 eintretende Beseitigung der School Boards 
vollendet und beginnen die demokratisierten Lokalbehörden eine fort- 
gesetzt gesteigerte Tätigkeit zu entfalten, deren finanzielle Bedeutung 
in den Rechnungen von 1896/97 ab ihren deutlichen Ausdruck findet. 
Das Jahr 1902/03 ist das letzte, für welches beim Druck dieses Kapitels 
(Frühjahr 1906) die englischen und irischen Keturns vollständig vor- 
lagen; die schottischen reichten erst bis 1901/02, daher der neueste 
(52.) „Abstract" die schottischen Zahlen für 1902/03 noch nach den 
Voranschlägen angibt. 

Zum Verständnis der nachstehenden Tabelle (S. 266 u. 267) müssen 
derselben zunächst einige Erläuterungen beigefügt werden: 

1. Die Jahresbezeichnungen 1867/68 etc. derselben bedeuten nicht 
gleichmäßig bei allen Behörden denselben Zeitraum (vgl. oben S. 219), 
und es muß besonders rncksichtlich Irlands darauf hingewiesen werden, 
daß dort das Rechnungsjahr der Lokalbehörden früher mit dem 
29. September schloß und daher immer nur annähernd die Hälfte des- 
selben sich mit einem entsprechenden Zeitraum der Rechnungsjahre 
Schottlands oder der überwiegenden Zahl der englischen Lokalbehörden 
decken konnte. In der obigen, nach dem Statistical Abstract wieder- 
gegebenen Tabelle sind nun für Irland unter den Jahresbezeichnungen 
1883/84 etc. diejenigen Zahlen enthalten, welche sich auf das mit dem 
29. September 1883 etc. abschließende Rechnungsjahr beziehen; erst 
das Rechnungsjahr 1902/03 schließt auch für Irland mit dem 31. März. 

2. Was die Konformität des Inhalts der Tabelle mit deren Vorspalte 
anlangt, so muß betont werden, daß die letztere nach den speziell 
englischen Verhältnissen aufgestellt ist, und daß daher für Schottland 
und Irland zum Teil Auseinanderrechnungen der Ausgaben der dortigen 
Lokalbehörden vorliegen, zum anderen Teil eine Konformität überhaupt 
nicht erreicht ist. So waren z. B. die Ausgaben der „ländlichen 
Gesundheitsbehörden" für Schottland bis 1880/81 in den städtischen 
Ausgaben eingeschlossen, während sie in jüngerer Zeit zu den Grafschafts- 
ausgaben gehören. Die Ausgaben für die Landstraßen, ebenso wie 
die für Chausseen, Brücken und Fähren gehörten, wie die letzteren 
auch in England in die Verwaltung der Grafschaftsräte übergegangen 
sind, in Schottland und Irland stets zu den Grafschaftsausgaben. Wenn 
femer in der Tabelle keine den Ausgabensummen der englischen und 
schottischen School Boards entsprechenden Zahlen für die Kosten des 
irischen Volksschulwesens ersichtlich werden, so liegt das daran, daß 
die letzteren in den sonstigen Ausgaben der irischen ünions ein- 
geschlossen sind. Bei den Ausgaben der englischen Friedhofsboards 
sind wiederum, abweichend von den zusammenfassenden Übersichten 
der Local Taxation Returns, die entsprechenden Ausgaben der 1894 
neu konstituierten Parishes und auch derjenigen städtischen Behörden 
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eingerechnet, die auf Grund der Burial Acts sich als Burial Boards 
konstituiert haben, ohne daß dadurch eine Konzentration der sämt- 
lichen Ausgaben für das Friedhofswesen erreicht würde, da Stadt- 
und Distriktsräte auch in ihrer Eigenschaft als Gesundheitsbehörden 
derartige Ausgaben leisten. In Schottland wiederum fällt das Fried- 
hofswesen in die Aktionssphäre teils der Parishes, teils der städtischen 
Behörden, während die f&r Irland angegebenen Ausgaben der dortigen 
Friedhofsboards ebenfalls nur einen Teil dieses Aufwandzweckes 
decken, weil zum anderen Teil auch dort das Friedhofswesen von den 
Städten und den niederen Ortsverbänden, den Unions, gehandhabt 
wird. Gerade die schottischen und irischen Armenbehörden, hier die 
Unions, dort die Parishes, dienen, wie die englischen Unions und noch 
mehr als diese, auch anderen als nur Zwecken des Armenwesens, so- 
daß die besondere Zeile der obigen Tabelle f&r die Ausgaben der neuer- 
dings wiederbelebten englischen Parishes sich fuglich erübrigt hätte 
und deren Ausgaben dem nicht für Armenzwecke dienenden Aufwand 
der „Unions bezw. Parishes" hätten zugerechnet werden können i), wenn 
eben nicht der Tabelle des Abstract es darauf ankäme, sich vor allem 
der Mannigfaltigkeit des englischen Behördenorganismus anzupassen. 

Aus solchen Divergenzen zwischen der Vorspalte und dem Zahlen- 
inhalt der auf die drei Königreiche sich beziehenden Abteilungen der 
Tabelle wird ersichtlich, daß bei der Zusammenfassung ihrer Ausgabe- 
positionen zu Summen für das Vereinigte Königreich kaum noch von 
einer Gliederung der Ausgaben nach Behörden, noch weniger aber von 
einer solchen nach Aufwandzwecken die Rede sein kann. Somit 
bleiben, wenn von dem oben (S. 263 f.) hervorgehobenen und vorstehend 
erläuterten illustrativen Wert der Tabelle abgesehen wird, für unsere 
weiteren Betrachtungen nur noch deren Summen der Gesamtausgaben 
von Bedeutung unter dem Vorbehalt, daß dieselben mit unseren späteren, 
aus dem Material der Local Taxation Eetums zu schöpfenden Zahlen 
nicht immer ganz genau übereinstimmen. Indessen sind diese kleinen 
Differenzen für die nachfolgenden allgemeinen Durchschnittsberech- 
nungen belanglos. 

Die Steigerung der Gesamtausgaben ist größtenteils in stärkerem 
Maße als die Zunahme der Bevölkerung vor sich gegangen. In der 
ganzen 30jährigen Periode von 1867/68 bis 1897/98 betrug: 

1) Für die Darstollung der Lokalausgaben an sich konnte es auch irrelevant 
sein, ob etliche nicht zur Armenpflege gehörige Ausgaben von den ,,Unions bezw. 
Parishes" als Armenbehörden und daher aus deren Budget, d. h. nach dem eng- 
lischen Ausdruck aus der Poor Rate, oder in einer sonstigen gesetzlich ihnen zu- 
stehenden Eigenschaft und damit, soweit überiiaupc aus Steuern, im Grunde auch nur 
aus Zuschlägen zur Poor Rate bestritten werden. Die neueren Abstracts fOr 1896/1897 
und die späteren Jahre schälen auch einige den letzterwähnten englischen adäquate 
Ausgaben der schottischen Parishes aus. 
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die Zunahme 
der geeamten der Bevöl- 

Lokalausgaben kerung 

in England 184.3 43.7 Prozent 

in Schottland 415.5 30.0 „ 

in Irland 71.5 17.0 „ 

im Vereinigten Königreich. . . . 190.8 31.8 ^ 

Diese Yerhältniszahlen sind in mehrfacher Hinsicht interessant. 
Sie zeigen: 

1. daß der von den öffentlichrechtlich organisierten Lokalverbänden 
zu befriedigende Finanzbedarf innerhalb eines großen Landes mit in 
seinen Teilen verschiedenartigen Kulturbedingungen und verschieden ent- 
wickelter Kultur im großen Durohschnitt während des letzten Menschen- 
alters um das Sechsfache stärker als dessen Bevölkerung gewachsen ist; 

2. daß die stärkste Zunahme des Lokalbedarfs nicht gerade auf 
den bevölkertsten und wirtschaftlich am intensivsten fortgeschrittenen 
Teil des Vereinigten Königreichs entfällt i); 

3. daß eine erhebliche Zunahme des Lokalbedarfs auch dort statt- 
finden kann und in Irland stattgefunden hat, wo die Bevölkerung 
gleichzeitig abnimmt^) 

1) Die Bevölkerung von England und Wales war im 19. Jahrhundert von 
8.0 Mill. Einw. nach der Zählung von 1801 auf 29 Mill. nach der von 189] gestiegen. 
Die vorwiegend industriellen Gebiete, d. s. die Grafschaften ehester, Cumberland, 
Derby, Durham, Glowcester, Hants, Kent, Lancashiro, Leicester, Middlesex, Monmouth, 
Northunpton, Northumberland, Nath, Stafford, Surrey, Warwick, Worcester. York 
West und East Riding (zus. 15.3 Mill. Acres) zählten 1801: 5 Mill., die wesentlich 
landwirtschaftlichen Grafschaften (17.2 Mill. Acres) über SV« Mill. Einwohner; nach 
der Zählung von 1891 hatten jene dagegen 20.o Mill., diese nur 6Vs Mill. Einw. 
Dabei gehört auch in den landwirtschaftlichen Gebieten ein nicht unbedeutender Teil 
der Bevölkerung zur städtischen; nach der Zählung von 1891 lebten in 1006 
städtischen Sanitary Districts (d. i. einschl. der Städte) 20.8 Millionen — 
71.7 Proz. der Gesamtbevölkerung, darunter 19.s Mill. in solchen Orten mit mehr als 
5000 Einwohnern, dagegen in 187 rein ländlichen Zählbezirken nur 1.7 Mill. Ein- 
wohner. Von 1881—1891 hatte die Bevölkerung der städtischen Sanitätsdistrikte 
Englands um 15.3Proz.,diestädtischeBevölkerung Schottlands um 14 Proz. zugenommen. 
Der Vermögensbesltz wurde für England auf Grund der Einschätzungen zur Income 
Tax i. J. 1800 auf 1.5 Milliarden — 167 Pfd. Steri. pro Kopf der Bevölkerung, 
1887 auf 10 Milliarden « 270 Pfd. Steri. pro Kopf veranschlagt Das zur Income 
Tax veranlagte Einkommen (vgl. auch oben in der Tabelle) betrug 1889/90 aus 
dem kultivierten Boden Englands 88.9 Mill., aus Hausgrundstücken 117 Mill., aus 
Industrie, Handel und liberalen Berufsarten 276.6 Mill. Pfd. Steri.; zu letzterer 
Summe steuerten die Grafschaften mit nur 10 und weniger Prozent land Wirtschaft- 
schaftlicher Bevölkerung allein 236.« Mill. bei. Eingehendere, auch weiter zurück- 
reichende Daten über die „Be^ötkerungs- und Reichtumszunahme in England" 
stellt Dr J. Goldstein im ».Journal des £conomistes'S 1898, S. 878 ff., zusammen; 
vgl. auch Hugo, Städteverwaltung und Munizipalsozialismus in England, 1897, S. 1. 

2) Irland dürfte, wenn statt der Abnahme eine nur der Höhe der letzteren 
entsprechende Zunahme seiner Bevölkerung stattgefunden hätte, kaum einen 
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Jenes Anwachsen der Lokalausgaben hat nicht in gleichmäßiger 
Weise stattgefunden. In dem 16jährigen Zeitraum von 1867/68 bis 
1883/84 hat dasselbe für das Vereinigte Königreich 78.6 Proz., in dem 
folgenden 14 jährigen Zeitraum von 1883/84 bis 1897/98: 62.8 Proz. be- 
tragen, d. i. im Jahresdurchschnitt der ersteren Periode eine (arith- 
metische) Zunahmequote von 4.9 Proz., in dem der jüngeren Periode 
von nur 4.5 Proz.; und derselbe Unterschied in dem Tempo der Ent- 
wickelung wird in allen drei Teilen des Königreichs, jedoch in ver- 
schiedenem Grade, bemerkbar, indem jene durchschnittlichen Zunahme- 
quoten für England 4.7 bezw. 4.5 Proz., für Schottland 10.5 bezw. 
6.4 Proz. und für Irland 2.5 bezw. 1.6 Proz. betragen haben. In den 
fünf Jahren von 1897/98 bis 1902/03 sind dann aber die Lokalausgaben 
in England um 51.9 Proz., in Schottland um 34.3 Proz., in Irland um 
19.7 Proz. und im Gesamt des Vereinigten Königreichs um 48 Proz. 
gestiegen; das bedeutet eine durchschnittliche jährliche Zunahme für 
England von 10.4 Proz., für Schottland von 6.9 Proz., für Irland von 
3.9 Proz. und für das Vereinigte Königreich von 9.6 Proz.! 

Das etwas stärkere Wachstum der Lokalausgaben in der Periode 
bis 1883/84 als in der von 1883 bis 1897 entspricht dem Umstände, 
daß jene die erste Etappe der neueren, die Lokalverwaltung umgestal- 
tenden Reformgesetzgebung bis zu deren Abschluß durch den Muni- 
cipal Corporation Act von 1882 umfaßt, und daß der Anstoß zur 
Weiterentwickelung erst mehrere Jahre später durch die Eeorgani- 
sation der Grafschaftsverwaltung gegeben wurde. So tritt von 1882 
oder 1883 an bis 1888 ein kurzer Stillstand, dann aber ein um so 
schärferes Tempo in der Entwickelung der Ausgaben ein, welches sich 
nach dem Erlaß der Lokalgesetze von 1894 noch erheblich steigert 
Das kommt besonders deutlich zum Ausdruck, wenn der Ausgabenbedarf 
nach der Stärke der Bevölkerung gemessen wird. 

Die gesamten Lokalausgaben Großbritanniens und seiner drei 
Teile betrugen pro Kopf der Bevölkerung in Mark^): 



Im Jahr 



I EnglAnd 
I and 
Wales 



1867/68 
1883/84 
1888/89 
1893/94 
1896/97 
1897/98 
1902/03 



27.63 
89.24 
38.44 
49.07 
51.13 
54.66 
78.17 



Schottland 


Irland 


Groß- 






britannien 


15.07 


10.03 


23.30 


35.3S 


16.68 


35.62 


36.76 


18.18 


35.62 


50.00 


20.53 


45.74 


58.68 


21.08 


48.56 


60.52 


22.59 


51.61 


75.22 


27.77 


72.58 



geringeren Prozentsatz im Wachsen seiner Lokalausgaben aufzuweisen haben als 
England mit Wales. 

1) Auf die Bevölkerung reduzierte Verhältniszahlcn werden hier und in der 
Folge überall nach der Umrechnung in Mark angegeben. 
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Für 1888/89 stellte sich danach die Eopfqnote der Ausgaben in 
Schottland und Irland nur wenig höher, in England sogar etwas niedriger 
als 1883/84 und war f&r das Gresamt Großbritanniens in beiden 
Jahren gleich. Immerhin war das nur eine vorübergehende Erscheinung, 
und es betrug in den oben verglichenen Zeiträumen die Zunahme 
der Eopfquoten der Oesamtausgaben in Mark: 



1 
in 


von 1867/68 
bis 1883/84 


von 1883/84 
bU 1897/98 


von 1867/68 
bis 1897/98 


von 1897/98 
bis 1902/03 


En^and ' 

Schottland 

Irland r . . . . ' 


11.61 

20.26 

5.76 

12.31 


15.42 

25.19 

5.91 

15.99 


27.03 
45.46 
11.66 
28.31 


23 51 

14.70 

5.18 


GroUbritannien ' 

1 


20.92 



Im Verhältnis zur Bevölkerungszahl haben hiemach die Lokal- 
ausgaben während der 14jährigen Periode 1883/97 doch in stärkerem 
Maße als in der vorhergehenden 16jährigen zugenommen, in den 
jüngsten fünf Jahren von 1897 bis 1902 aber eine Steigerung erfahren, 
die in England mit Wales nur wenig hinter der Gesamtzunahme in 
der 30-jährigen Periode 1867/97 zurückbleibt, und es fragt sich, ob das 
in entsprechender Weise bezüglich des Wohlstandes der Bevölkerung 
der Fall gewesen ist. Einen Anhaltspunkt hierfür gewähren die 
Schätzungen des Einkommens zur Veranlagung der staatlichen Income 
Tax, und zwar die Ergebnisse des sog. „gross assessment".*) 

Das Einkommen (gross assessment zur Income tax) pro Kopf der 
Bevölkerung, in Mark. 



Im Jabr 


England 
und 
' Wales 


Schottland 


Irland 


Groß- 
britannien 


1867/68 


i 338.17 


240]ol ~ 


95T10" 


2SS.Ü 


1883/84 


398.50 


321.76 


146.72 


354.59 


1888'89 


1 391.36 


293.30 


153.08 


349 85 


1893/94 


' 390.27 


301.08 


138.84 


350.31 


1896/97 


, 395.29 


312.16 


141.57 


357.16 


1897/98 


407.85 


325.00 


143.32 


368.S4 


1902/03 


' 461.14 


371.74 


154.03 


419.26 



Die Kopfquoten des Einkommens, verglichen mit denen der Lokal- 
ausgaben (oben S. 270), zeigen ein ähnliches Bild wie diese: Einer be- 
trächtlichen Zunahme des durchschnittlichen Einkommens in der älteren 



1) Die der Lokalbestenemng zugrunde liegende Schätzung des Nettoertrags- 
wertes vom Realbesitz allein kann einen solchen Maßstab nicht abgeben; entsprechend 
ist für den vorliegenden Zweck das „gross assessment^ zur Income Tax, nicht das 
durch die verschiedenen steuerfreien Abzüge — darunter auch die Einkommen bis 
zu 160 Pfd. Sterl. — sich ergebende „net assessment*^ anzuwenden. 
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Periode von 1867 bis 1883 folgt in der ersten Hälft« der Periode von 
1883 bis 1897 zunächst eine Stagnation in der Mnkommensbildnng und 
erst etwa von 1893 ab eine mäßige Zunahme derselben, dann aber von 
1897 bis 1902 wieder ein ganz erhebliches Steigen der Eopfquoten des 
Einkommens. In allen drei Perioden wie in dem Gesamt des 30 jährigen 
Zeitraums 1867/97 stellt sich aber die Zunahme der durchschnittlichen 
Ausgabenquoten, mit Ausnahme derjenigen Irlands in der Periode 
1867/83, im übrigen durchweg erheblich höher als die Zunahme der 
Einkommensquoten : 

Zunahme der Eopfquoten des Einkommens und der Lokal- 
ausgaben in Prozent. 



Zunahme in: 



von 1867/68 
biB 1883/84 



jd. Ein 
kom- 
mens 



England nnd Wales . 

Sohottlaad 

Irland 

Großbritannien . . . . 



17.8 
34.0 
54.3 
25.0 



der Lo- 
kalaus 
gaben 



Yon 1883/84 
bis 1897/98 



d. Ein- 
kom- 
mens 



42.0 ü 2.3 

134.4 1.2 

52.6 1—2.3 

52.0 II 4.0 



von I 



bis 1897/98 



derLo-|!d. Ein- 
kalau8-| kom- 
gaben i| mens 



39.3 
71.3 
35.4 
44.9 



20.« 
35.4 
50.7 
30.0 



der Lo- 
kalans- 
gaben 



von 1897/98 
bis 1902/03 



k Ein- 
kom- 
mens 



97.8 II 13.1 

302.1 I 14.4 

106.7 ij 7.5 

121.5 1.3.7 



derLo- 
kalaus- 
gaben 



43.Ü 
24.3 
22.0 
40.5 



Diese Daten können den oft erhobenen, nirgends aber für einen 
größeren Gebietskomplex, viel weniger für ein ganzes Land mit exakten 
Zahlen belegten Hinweis auf das stete Wachstum der Lokalbedürfnisse 
und ihrer Lasten um so besser illustrieren, als sie jenes Wachstum in 
drei nach Bevölkerungs-, ökonomischen, zum Teil auch Rechts- und all- 
gemeinen Kulturverhältnissen verschieden entwickelten Ländern dar- 
stellen. Danach ist im Gesanjtdurchschnitt des Vereinigten Königreichs 
die Zunahme der Lokalausgaben in den 30 Jahren von 1867 bis 1897 
um das Vierfache und von 1897 bis 1902 wiederum um mehr als das 
Dreifache stärker als die Zunahme des ermittelten Einkommens der 
Bevölkerung gewesen ; in Irland ist das in jenem 30jährigen Zeitraum 
nur um das Zweifache, in den letzten fünf Jahren aber auch um das 
Dreifache, in England in beiden Perioden um das Vier- bezw. Drei- 
undeindrittelfache, in Schottland in der älteren um das Acht- bis Neun- 
fache und zuletzt um nicht ganz das Zweifache der Fall gewesen. In 
der ersten Hälfte jenes 30jährigen Zeitraums, bis 1883, war der Ab- 
stand zwischen den beiden Zunahmequoten durchweg geringer: das 
Steigen der Ausgaben überwog dasjenige des Einkommens im großen 
Durchschnitt des Vereinigten Königreichs nur um das Doppelte, in 
England um das Zweiundeinhalbfache, in Schottland fast um das Vier- 
fache, während für Irland die beiden Zunahmequoten noch harmonierten. 
Seitdem hatte sich dies Verhältnis, da das Einkommen bis 1897 nur 
noch im geraden Verhältnis zur Bevölkerung zunahm, die Ausgaben 
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aber in stärkerem Maße gewachsen sind, erheblich verschärft: von 
1883 bis 1897 stellte sich die Zunahmequote des Einkommens zu der 
der Lokalausgaben im Durchschnitt des Vereinigten Königreichs wie 
1 zu 11, in England wie 1 zu 17, in Schottland wie 1 zu 59, während 
in Irland einer Zunahme der Ausgabenquote von 35.4 Proz. sogar ein 
Sinken der Einkommensquote von 27» Proz. gegenüberstand. Wenn 
das Verhältnis zwischen der Zunahme der Lokalausgaben- und der Ein- 
kommensquoten in den jüngsten von uns betrachteten Jahren, wie 
oben angegeben, wieder etwas günstiger geworden ist, so ist das 
lediglich eine Folge der stärkeren Einkommensbildung, während die 
Lokalausgaben ihrerseits, wie schon weiter oben bemerkt, eher eine 
verstärkte Aufwärtsbewegung anzeigen. 

Selbstredend bedeuten die hier angeführten Ziffern über das ver- 
hältnismäßig stärkere Steigen der Lokalausgaben nicht in demselben 
Maße eine Mehrbelastung der Bevölkerung, weil in den Ausgaben auch 
die aus Anleihen bestrittenen enthalten sind; immerhin ist nicht zu 
übersehen, daß auch die letzteren durch ihre Zins- und Tilgungslasten 
zur Mehrbelastung beitragen. 

Die großen Divergenzen aber, welche in den vorstehenden Ver- 
hältniszahlen hinsichtlich der drei Teile des Vereinigten Königreichs 
zu Tage treten, weisen darauf hin, daß im übrigen, wie bereits betont 
worden ist, die Lokalausgaben Englands, Schottlands und Irlands je für 
sich betrachtet werden müssen, wobei hauptsächlich die Entwickelung 
seit den Reformgesetzen von 1888 resp. 1894 in Betracht zu ziehen ist. 

b. England mit Wales. Es wurde bereits oben hervorgehoben, 
daß die S. 266 nach dem Statistical Abstract gegebene Tabelle die 
Lokalausgaben Großbritanniens unter Ausschluß aller Übertragungen 
und Verrechnungen zwischen den verschiedenen Behörden enthält. 
Diese Ausscheidung wird durch die ganze Anlage der Rechnungs- 
aufstellung ermöglicht und in den Hauptzusammenstellungen der jähr- 
lichen Local Taxation Retums, sowohl in denen für England, wie für 
Schottland und Irland, durchgeführt. 

Die Retums für England geben jährlich in sechs Heften die 
Rechnungen der (1896/97:30 482, 1902/03:28128) einzelnen Lokal- 
verwaltungen in Tabellenform geordnet nach 32 Kategorien derselben. 
Ein Schlußheft, das „Summary", enthält sodann die Rekapitulation für 
jede der Kategorien nach Einnahmequellen resp. Ausgabezwecken, sowie 
deren Summierung zum Gesamt der Lokalausgaben. Dabei war diese 
Aufstellung nach Behörden und nach Einnahmequellen bezw. Ausgabe- 
zwecken in den früheren Summaries in getrennten buchhaltungsartigen 
Übersichten gegeben, in den neuesten Summaries ist sie in Tabellen- 
form kombiniert. Da jene ältere Form der rekapitulativen Aufstellungen 

T. EAUFMAKif, Kommnnalfinanzen. IS 
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zugleich ein instruktives Bild von dem Verfahren der englischen Lokal- 
finanzstatistik bietet, so werden unsere folgenden Ausführungen, be- 
sonders soweit sie die Rechnungen der einzelnen Behördenkategorien 
betreffen, vielfach auf die Eeturns für 1896/97 zurückgreifen. In dem 
Summary der Returns von 1896/97 werden nämlich in den Tabellen 
I und III die „nicht aus Anleihen herrührenden" Einnahmen bezw. 
die „nicht aus Anleihen bestrittenen" Ausgaben nach Behörden- 
kategorien wiederholt, dabei die verschiedenen Übertragungen und 
Verrechnungen besonders ausgeworfen und für die Generalaufrechnung 
abgesetzt; in Tabelle II sind jene Einnahmen mit demselben Detail 
nach Einnahmequellen in der Weise geordnet, daß die Behörden- 
kategorien die Unterabteilungen bilden ; Tabelle IV stellt entsprechend, 
aber ohne die durchlaufenden Posten, also die wirklichen Ausgaben 
(ausschl. derer aus Anleihen) nach Ausgaben zwecken dar. Die Ta- 
bellen V bis VIII behandeln analog die Einnahmen bezw. Ausgaben 
„aus Anleihen", nur daß bei diesen keine durchlaufenden Posten zu be- 
rücksichtigen sind, und zwar geben die Tabellen V und VII die Ein- 
nahmen aus Anleihen bezw. die aus solchen bestrittenen Ausgaben 
nach Behörden kategorien, die Tabellen VI und VIII dieselben nach 
Bestimmungszwecken. Zwei weitere Tabellen, IX und X, ent- 
halten außerdem noch Übersichten über den jeweiligen Stand der Ver- 
schuldung, die erstere wiederum nach Behördenkategorien, die letztere 
nach Bestimmungszwecken. Eine den zehn Tabellen vorangehende 
Einleitung resümiert und erläutert die Hauptergebnisse unter Einflech- 
tung zahlreicher, vielfach auf mehrere Jahre zurückreichenden Tabellen. 
Die ganze Berichterstattung wird von drei Gesichtspunkten be- 
herrscht: einmal die rechnungsmäßige Finanzgebarung der einzelnen Be- 
hörden als solcher darzustellen; zweitens ein genaues Bild von der. Höhe 
der wirklichen Einnahmen und Ausgaben im Gesamt der vielen 
Lokalbehörden und drittens ein solches von dem Verhältnis zu ge- 
winnen, in welchem die verschiedenen Einnahmequellen zum Gesamt 
der Aufbringung beitragen resp. die einzelnen Ausgabenzwecke an 
dem Gesamt der Ausgaben beteiligt sind. Weniger vermochte diese 
Berichterstattung früher dem Gesichtspunkt einer Gliederung der 
Lokalfinanzen nach örtlich abgegrenzten Wirtschaftsgi'uppen resp. nach 
der fundamentalen Unterscheidung zwischen städtischer und ländlicher 
Konglomeration der Bevölkerung Rechnung zu tragen ; es lag das eben 
an der Eigenart der englischen lokalen resp. kommunalen Verwaltungs- 
organisation mit ihrer Vielgestaltigkeit an speziellen Zweckorganisa- 
tionen. Immerhin ist diese Unterscheidung nach den großen Reorgani- 
sationsgesetzen von 1888 und 1894 immer breiter geworden, so 
daß heute im wesentlichen nur mehr die Armenbehörden außerhalb 
der Metropole noch immer jener Unterscheidung hinderlich sind, eben- 
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80 die School Boards für alle nicht Borough-Bezirke bis 1902/03; doch 
wird das von 1903 ab teilweise in sofern anders, als seitdem ein großer 
Teil des Schulwesens direkt von Städten und städtischen Distrikten 
verwaltet wird. Außerdem sind es einige Burial Boards sowie Ent- 
wässerungs-j Deich- und Flußregulierungskommissionen, welche als 
Joint Boards für städtische und ländliche Areas zusammen fungieren; 
dazu werden' dann hierher die Grafschaftsausgaben gerechnet. 

Von großer Wichtigkeit ist die Durchführung des zweiten der 
obigen Gesichtspunkte: die Zusammenfassung der gesamten lokalen 
Finanzgebarung unter Ausscheidung aller mehrfachen Verrechnungen. 
Diese Ausscheidung wird im allgemeinen unter dem Gesichtspunkt be- 
wirkt, daß die einzelne Ausgabe als solche bei derjenigen Behörde 
angesetzt wird, zu deren Lasten sie nach rechtlicher Verpflichtung für 
den eigentlichen Ausgabenzweck zu verbuchen ist. So kommen z. B. 
die Ausgaben, welche die Armenbehörden, Städte usw. als Pflege - 
gel der für die Unterhaltung ihrer IiTen in den Irrenanstalten zu 
machen haben, in den Budgets jener zur definitiven Verrechnung, 
während sie in den Budgets der Anstalten selbst, denen die entsprechen- 
den Deckungsmittel nicht aus eigenen Einnahmequellen, sondern als 
Kostenersatz von anderen Lokalbehörden zufließen, mit Rücksicht auf 
das Gesamt der Lokalausgaben wie durchlaufende Posten behandelt 
werden; umgekehrt kann der außer jenen Pflegegeldern von Graf- 
schaften und Städten als den Unterhaltungspflichtigen an die Irren- 
anstalten zu leistende Bedarfszuschuß erst bei den letzteren als für 
bestimmte Zwecke verausgabt verrechnet werden und wird demgemäß 
in den Ausgabenbudgets der zuschußpflichtigen Behörden als bloße 
Übertragung von Finanzmitteln ausgeschieden. 

Bei diesen und zahlreichen sonstigen Übertragungen von Behörde 
zu Behörde handelt es sich mitunter um erhebliche Summen (vgl. die 
folgende Tabelle 1), so in den Rechnungen der Armenbehörden, haupt- 
sächlich aber in denen der Grafschaftsräte, der städtischen Korpora- 
tionen, der Distriktsräte und zumal der Irrenanstalten, bei denen die 
als für Rechnung anderer Behörden verausgabten Summen sogar die 
Hauptmasse des Ausgabenbudgets bilden. 

Es wird daher, bevor in unserer weiteren Darstellung nur die 
wirklichen Ausgaben Berücksichtigung finden können, in der folgenden 
Übersicht zunächst ein Bild von den rechnungsmäßigen Gesamtausgaben 
der verschiedenen Arten von Kommunal- resp. Lokalbehörden Englands 
zu geben sein, wobei die wirklichen Ausgaben von den Übertragungen 
und unter den ersteren die nicht aus Anleihen bestrittenen von den aus 
Anleihen bestrittenen zu unterscheiden sind. Selbstredend können die 
Übertragungen und die rechnungsmäßigen Gesamtausgaben nicht zu 
Generalsummen aufgerechnet werden. 

18* 
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1. Die wirklichen und die rechnungsmäßigen Gesamtausgaben 
der Lokalbehörden von England mit Wales i. J. 1902/03. 

(In Pfd. Sterl.) 



Wirkliche (eigene) Ausgaben 



Bezeichnung der 
Behörden 



I' ans Ein- 
nahmen 
; exkl. An- 
leihen 



aus 
Anleihen 



zu- 
sammen 



Außerdem ; 
- Zahloogen \ 

an andere i 
; bezv, fttr i 

Bechoang 1 
' and. Lokal- 
I behtoien") i 



Rech- 
nungs- 
mäßige 
Qesamt* 
ausgaben 



' I zeidistrikt ,, 

Stadträte der Metropole I 



Armenbeh. | Overseers^t | 

und J Boards of Ouardians^) 13 

Parochial- | Managers desAsylum- . 1 

Steuerbeh. ' District der Metropole 1 

Oraf Schafts* J London Countj Council | 2 

rate lAnd. County Councils 6 

o^ j* M* I der Stadtgrafschaften 25 
Stadträte | ^^^ ^^^^^^ g^^^^ ^ 

Städtische Distriktsräte | 7 

StädtUche I ^'T^"?^^ ^*' ^^y 
B KKwi v<>° London 

d/rMetrö-l H.nptsttdtisoher Poli- 
pole 

Ländliche Distriktsräte 
Landgemeinden (Parish Councils u. 

•Meetings) 
FriedhofsbehOrden (Burial Boards) 

außerhalb London 
Hospital- u. versch. Joint Boards | 

u. Committees | 

Hafensanitätsbehörden ^) 
Yisiting Committees d. Irrenanstalt. 
School Boards (einschl. London) |lL 
Hafen-, Pier- u. Dockbehörden ^) i 3 
Entwässerungs-, Drainage-. Deich- 

u. Flußunterhaltungsbehörden i; 
Lachszucht (Salmon) Conservatorsi' 
Lokale Seefischerei-Committees 
Marktkommissionen 
Conservatoren v. Commons u. Trus-j 

tees öffentl. Terrains u. Plätze^) 
Beleucht.-Inspekt. u. -Committees^)!, 
Brücken- und Fähren-Trustees 
Verschiedene Behörden 



630 503! 
606 030 
111 135, 

810 481' 
688 886 
652 316 
147 6001 
455 962' 



1401743 
763535 

3947854 
1047 300 
14256366 
2863168 
3916421 



1325 320 470386 



l 185 349, 
1616 041' 
( 312 545 

216 617 

111480 
I 

903 132, 
47 543 
91 8621 

176 382 

317 520 

425 142 
12 474 

12 525 

13 988 

5 662 
3 444 
1169 
1437 



6305031 161141 646 617 

15007773 204 406!l5 212 179 

1874670 — I 1874 670 



6758385 

7736186 

39908682 

10010768 

11372383 



1795706 



14780 

1464683 

670357 

25332 

27 807 

1391403 
1075 

2312051 
1501978, 

9659i 



2 914 816 9 673 151 

1759 867 9 496 058 

1 088 256 40 996 938 

461652141472 420 

894 07M2 266 454 

2 739 1798 445 



2200129 6 5801 2 206 709 
6080724 28 7561 6 109 480 
3982902 605 084 4 587 986 



241949 
139287 

2 294535 

48618, 

91862| 

13488433, 

4819498 

434801 
12474! 
12525 
13988 



12 300| 254 249 

8 176j 142 463 

150 6141 2 445 149 

1422 50 040 

2 620 0051 2 711867 

10 315!13 498 748 

516141 4 871112 



11620 

32 
5 305 



446 421 
12 474 
12 557 
19 293 



Summe 



1902/03 



(ausschl. doppelter 1901/02 



Verrechnungen) 



1900/01 

1899/1900 

1898/99 

1897/98 

1896/97 

1895/96 

1894/95 

1893/94 

1892/93 

1891/92 

1890/91 

1889/90 

1888/89 

1884/85 



,92 

.87 
,82 

75 

■64 

1,62 
;59 
58 
i56 
,,52 
50 
!|48 

l'44 



882 545;: 
377 201' 
436 830 : 
990 248 1 
191858: 
823 716 1 
710 459,1 
226 353 1 
715 074: 
852 596;: 

052 721' 
940 000 : 
559 260; 
179 5731 
082 128 

053 904 



— 5662 

1 - 3444 

300 1469 

, — 1437 


_ 
25 


5 662 
3 444 
1494 
1437 


1 


Portgetchrlebene 
BerOlkerang 




überhaupt d. Metropole 


136086198 
'33862754 
27 948082 
24872 032 
21504728 
17 050028 
,13811812 
13449173 
13381388 
;i3 953679 
10598571 
10587 272 
; 7194899 
1 7 088554 
6994 632 
9853795 


128968743 
121239955 
110384912 
100862280 
92696586 
84873744 
78522271 
75675 526 
73096462 
72806275 
66651292 
63 527272 
57 754659 
55268127 
54076760 
53907699 


32 997 626 
32 621 263 
32 249 187 
31 881 365 
31517 725 
31 158 245 
30 717 355 
30 394 078 
30 104 201 
29 731 100 
29 403 346 
29 081047 
28 762 287 
28 447 014 
28 135 197 
26 922 192 


4 579 110 
4 544 893 
4 510 711 
4 493 617 
4 472 664 
4 447 907 
4 421 955 
4 392 346 
4 351 501 
4 306 411 
4 263 294 
4 221452 
4 180 021 
4 138 996 
4 098 374 
3 940 042 
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Die Zunahme der Bevölkerung von England und Wales von 
1888/89 bis 1896/97 betrug rund 2582000 Seelen, gleich 8.4 Proz., oder 
1.03 Proz. im Jahresdurchschnitt; von 1896/97 bis 1902/03 stellte sich 
diese Zunahme auf rund 7.4 Proz. oder 1.23 Proz. im Jahresdurchschnitt. 
Die wirklichen Gesamtausgaben der dortigen Kommunal- resp. 
Lokalbehörden sind von 1888/89 bis 1896/97 um 24 445511 Pfd. Sterl. 
= 45.2 Proz., von 1896/97 bis 1902/03 um 50546472 Pfd. Sterl. — 64.3 
Proz. gestiegen, und zwar die aus den Einnahmen ausschl. Anleihen be- 
strittenen Ausgaben in denselben Zeiträumen um 17628 331 Pfd. Sterl. 
— 37.4 Proz. bezw. 28 17 1 986 Pfd. Sterl. — 43.5 Proz., die Ausgaben a us 
Anleihen um 6817 180 Pfd. Sterl. = 97.2 Proz. bezw. 22274386 Pfd. 
Sterl. — 161.8 Proz. Im jährlichen Durchschnitt ergibt das eine 
Steigerung der aus den sozusagen ordentlichen Einnahmen gedeckten 
Ausgaben von 1888/89 bis 1896/97 um 4.68, von 1896/97 bis 1902/03 um 
7.25 Proz., der aus Anleihen gedeckten Ausgaben um 12.15 bezw. 26.88 
Proz. und der gesamten Ausgaben um 5.65 bezw. 10.72 Proz. Unter 
diesen Verhältniszahlen ist der Zunahmequotient der aus Anleihen be- 
strittenen Ausgaben deswegen von Bedeutung, weil derselbe nicht auf 
der zufälligen Höhe der Anleiheausgaben eines einzelnen Jahres be- 
ruht, sondern, wie aus der obigen Tabelle ersichtlich wird, tatsächlich 

Anmerkungen zu der nebenstehenden Tabelle. 

1) Ausgaben für die von diesen Parochialbeamten auszuführenden Einschätzuugs- 
arbeiten, die Steuerumlegung und -Einhebung, sowie die Aufstellung der Wähler- 
listen. Die Befugnisse der Overseers in den Städten und städtischen Distrikten sind 
auf deren Councils übergegangen, andererseits werden in den ländlichen Parishes 
die Overseers vom Parish Council resp. Parish Meeting erwählt; da aber die Over- 
seers bei der Einschätzung zugleich Funktionäre der Unions smd, die von ihnen auf- 
gestellten Wählerlisten die Grundlage f&r die Parlaments- und alle Liokalwahlen bilden 
und sie überdies im Wege der Precepts als Zuschläge zur Poor Rate den überwiegen- 
den Teil aller lokalen Rates einheben, so sind die Verwaltungskosten dieser Parochial- 
beamten in der Tat nicht etwa ausschließlich solche der Städte resp. städtischen 
Distrikte und Parishes. Ebensowenig war es richtig, wie das früher in den Retums 
der Fall war, sie mit den Ausgaben der Boards of Guardians zu kumulieren. Die 
neuesten Retums stellen sie dementsprechend als besondere Behördenkategorie mit 
Einnahmen- und Ausgabenrechnung heraus. 

2) Einschließlich Armenschul- und Siechenhausdistrikte. 

3) Einschließlich Stadträte, die als solche Behörden fungieren. 

4) Einschließlich einiger solcher Tnistees für öffentliche Plätze in der Metropole. 

5) Gemäß Sekt 53 des Local Government Act 1894. 

6) Jedoch ausschließlich Rates, die durch Overseers, Boards of Guardians, 
Town Councils, der Corporation of London und den Borough Councils der Metro- 
pole im Auftrage (under precept) von Schools Boards, County Councils und gewissen 
anderen Lokalbehörden für diese eingehoben und an sie abgeführt wurden, ebenso aus- 
schließlich der Verteilung der London Equalisation Rate vom dortigen County Coun- 
cil an die Sanitätsbehörden, d. h. die Boroughs der Metropole. Dagegen bei den 
County Councils und den Räten der ^tadtgrafschaften einschließlich der von diesen 
aus der Dotationsrechnung an andere Behörden verteilten Summen. 
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in einer stetigen Progression der jährlich wiederkehrenden Anleihe- 
summen zum Ausdruck kommt. Die Ausgaben aus Anleihen betrugen 
1888/89 den neunten, in den beiden folgenden Jahren den achten 
Teil, anfangs der 90iger Jahre nahezu ein Sechstel, 1893/94 fast ein 
Fünftel (19 Proz.), seitdem 1894/95 : 18.3 Proz., 1895/96: 17.8, 1896/97: 17.6, 
1897/98 : 20.1, 1898/99 : 23.2, 1899/1900 : 24.7, 1900/01 : 25.3, 1901/02 : 27.9, 
1902/03 : 28 Proz. der gesamten wirklichen Ausgaben. 

Die bereits oben erörterte Erscheinung, daß die Gesamtausgaben 
in stärkerem Verhältnis als die Bevölkerung gewachsen sind, trifft 
ebenso bei den Ausgaben aus den ordentlichen Einnahmen wie bei 
den aus Anleihen bestrittenen zu, bei letzteren jedoch in noch höherem 
Grade als bei jenen. 

Die Ausgaben derKommunal- resp. Lokalbehörden von Eng- 
land und Wales pro Kopf der Bevölkerung (in Mark). 





! Ausgaben bestritten 




! ans den 






Im Jabre 


1 Ejinnahmcn 








1 Mmm lllUwllEM^A* 

{ auBsohl. 


aus Anleihen 


Zasammen 




I Anleihen 






1888/89 


1 33.47 


4.97 


38.44 


1889/90 


i 33.87 


4.98 


38.85 


1890/91 


' 35.16 


5.00 


40.16 


1891/92 


1 36.41 


7.28 


42.69 


1892/93 


1 38.13 


7.21 


45.34 


1893/94 


, 39.59 


9.38 


48.97 


1894/95 


' 39.72 


8.90 


48.62 


1895/96 


' 40.92 


8.85 


49.77 


1896/97 


, 42.13 


8.99 


51.12 


1897/98 


1 43.53 


10.94 


54.47 


1898/99 


1 45.17 


13.65 


58.82 


1899/1900 


47.67 


15.60 


63.27 


1900/01 


1 51.12 


17.36 


68.48 


1901/02 


1 53.57 


20.76 


74.33 


1902/03 


; 56.30 


21.87 


78.17 



Nach den Kopfquoten, d. h. im Verhältnis zur Bevölkerung waren 
demnach von 1888/89 bis 1896/97 gewachsen: 

Die nicht ans Anleihen 

gedeckten Ausgaben um 25.8 Proz. im Jahresdurchschnitt um 3.16 Proz. 

Die Ausgaben aus Anleihen ,, 80.9 „ „ „ „ 10.11 „ 

Die gesamten Ausgaben „ 33.0 „ „ „ „ 4.12 „ 

Von 1896/97 bis 1902/03 beträgt aber die Zunahme der Kopfquote: 
der nicht aus Anleihen gedeckten Ausgaben 36.6 Proz.; der Ausgaben 
aus Anleihen 143.3 Proz., der gesamten Ausgaben 52.9 Proz.! 

Die Benutzung von Anleihemitteln schien 1893/94 einen Höhen- 
punkt erreicht zu haben; damals war darin ein Umschwung oder 
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wenigstens ein Stillstand eingetreten, insofern das immerhin vorhandene 
jährliche Mehr an Ausgaben im Gesamt seine Deckung in den ordent- 
lichen Einnahmen finden konnte, sodaß einer Steigerung der Kopfquote 
der — kurz bezeichnet — ordentlichen Ausgaben von 1893/94 bis 
1896/97 um 2.54 M. eine gleichzeitige Abnahme der Kopfquote der 
aus Anleihen gedeckten Ausgaben um 0.39 M. gegenüberstand. Diese 
geringere Inanspruchnahme von Anleihemitteln entfiel aber hauptsäch- 
lich auf den Londoner Grafschaftsrat und die Stadträte in ihrer Eigen- 
schaft als Vertreter der städtischen Korporationen, während bei den 
übrigen Grafschaftsräten, den städtischen Gesundheits-, den Armen-, 
Schulbehörden u. a. auch nach 1893/94 die Heranziehung von Änleihe- 
mitteln in stärkerem oder geringerem Grade zugenommen hatte. Das 
ergibt sich aus der folgenden Übersicht, in welcher die Ausgaben der 
einzelnen Behördenkategorien, für die Jahre 1893/94, 1896/97 und 
1902/03 geschieden nach der Art der Deckungsmittel zusammengestellt 
sind. Zugleich werden in dieser Tabelle 2 (S. 280 u. 281) die Behörden 
selbst in hauptstädtische, städtische und ländlische soweit 
unterschieden, als das nach den englischen Verhältnissen möglich ist 
und in den Resum6s der Local Taxation ßeturns selbst geschieht. 

Die in der Tabelle 2 nach der offiziellen Quelle wiedergegebene 
Gruppierung der Behörden ist, abgesehen etwa von der Gruppe der 
hauptstädtischen, in dieser Vierteilung für weitere Untersuchungen 
belanglos, da die Gruppe der gemischt städtischen und ländlichen Ver- 
waltungen 1896/97 noch fast ein volles Drittel, 1902/03 immer noch 
mehr als ein Fünftel der ordentlichen Gesamtausgaben umfaßt und in 
ihr überdies, abgesehen von den ebenfalls hier untergebrachten Graf- 
schaftsausgaben, auch die Armen- und in den früheren Jahren auch 
sämtliche Schulbehörden außerhalb Londons enthalten sind. 

Andererseits geht aus jener Übersicht hervor, welche überragende 
Bedeutung, zum Teil infolge der jüngeren Reformgesetzgebung, unter 
der Vielheit der Lokalbehörden neben den Grafschaftsräten, den Armen- 
und Schulbehörden, besonders die Distriktsorganisation gewonnen hat, 
derart daß allein die Ausgaben der Städte und städtischen Distrikte 
(ausschl. London) 1 896/97: 33 Mill. Pfd. Sterl. = 42 Proz., 1902/03:61 Mill. 
Pfd. Sterl. = 47 Proz, der Gesamtausgaben betrugen. Diesbezüg- 
lich ist auch daran zu erinnern, daß von den übrigen Behördenarten 
einige nur noch vereinzelt vorkommen ; dahin gehören z. B. die so- 
genannten Oonservators of Commons, die neben den städtischen Behörden 
vorkommenden Marktkommissionen, deren Funktionen im allgemeinen 
in die Sphäre der städtischen Körperschaften selbst, wie die der Bad- 
und Waschhauskommissionen, zum Teil auch die jener Conservators in 
in die Sphäre jener bezw. der Distriktsbehörden fallen. Andere Organi- 
sationen für einzelne Zwecke sind nur noch letzte Überreste auf dem 
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AussterbeetÄt stehender Bildungen, so einige Trustees zur Unterhaltung 
von Chaußeen, Brücken und Fähren und die auf dem platten Lande 
hier und dort noch vorhandenen Inspektoren für den Beleuchtungs- und 
Wachtdienst, deren Befugnisse mehr und mehr teils von den Distrikts- 
behörden, teils von den neu organisierten Parishes aufgesogen werden. 
So wird, wenn nunmehr in Ergänzung des in den beiden vor- 
stehenden Tabellen gebotenen Bildes und zur Charakterisierung des 
Rechnungswesens der englischen Lokalbehörden die Budgets derselben 
im einzelnen darzustellen sein werden, eine solche Darstellung sich 
doch auf die wichtigsten resp. die nach ihrem Aufgabenkreise viel- 
seitigsten beschränken dürfen , d. s. die Budgets der Armenbehörden, 
der Grafschaftsräte (ausschl.des Londoner), der Stadträte, der städtischen 
und ländlichen Distriktsräte und der neu organisierten Parishes. Diese 
Darstellung etwa auch auf die Budgets der zahlreichen Organisationen 
für einzelne Zwecke oder auf die der verschiedenen Behörden der 
Metropole auszudehnen, erübrigt sich aber deswegen, weil ein Gesamt- 
bild von dem kommunalen Ausgabenbudget der letzteren wie Englands 
überhaupt am letzten Ende doch nur durch eine Zusammenfassung und 
Anordnung der Ausgaben nach Aufwandzwecken zu gewinnen und eine 
solche mit Unterscheidung der wichtigeren Kategorien der Kommunal- 
behörden weiter unten ohnedies zu versuchen sein wird. 

In den folgenden Übersichten 3A bis F werden die Budgets 
der oben genannten wichtigeren Kommunalkörperschaften nebst einigen 
Spezialbudgets derselben nach den Returns von 1896/97 wiedergeben, 
weil in diesen, wie bereits oben S. 273f. ausgeführt wurde, das finanz- 
statistische Verfahren bei der Konzentration der Rechnungen der ver- 
schiedenen Lokalbehörden deutlich wird. Dabei sind die bezüglichen 
nicht aus Anleihen und die aus solchen gedeckten Ausgaben aus den 
verschiedenen Tabellen der Local Taxation Returns nebeneinanderge- 
stellt; die Übertragungen und Verrechnungen sind, um den Überblick 
zu erleichtern, in den Übersichten selbst nur nachrichtlich mit ihren 
Summen eingestellt und, soweit nötig, textlich erläutert; in den Rech- 
nungen selbst finden sich die betreffenden einzelnen Positionen selbst- 
redend je nach dem sachlichen Zusammenhange an den verschieden- 
sten Stellen vor und werden in den Local Taxation Returns am 
Schlüsse der einzelnen Budgets behufs Absetzung nur mehr oder weniger 
summarisch rekapituliert. Einzelne Ausgabepositionen sind gelegent- 
lich, soweit das nach der*Natur der betr. Ausgaben angängig war, 
zusammengezogen. 

3. Die Ausgabenbudgets der wichtigeren Lokalver- 
waltungen von England und Wales nach der Rechnung von 
1896/97 (Übersichten A bis F S. 2S3ff.): 
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A. Armenbehörden (Overseers nnd Boards of Gaardians».*) 




Ausgaben 1896/97, Pfd. St., bestritten 



aus den Ein- 
nahmen ohne 
Anleihen 



1. Armenpflege: 

Beamtengehälter nnd Pensionen 1 781 509 

Armenpflege- |offene Pflege . . 2 6S0 296 

kosten )ge8chlo8senePflege2 256 667 

Irrenpflegekostcn 1 642 505 

Schuldentilgung 490 501 

Schuldzinsen 302 500 

Sonstige Ausgaben für Armen- 
pflege 1278 211 



Se. 



Ausgaben für andere 
Zwecke: 

Schulgeld für Nichtarme 

Schulaufsicht 

Pockenimpfung 

Zivilstandsregister .... 

Wählerlisten 

Geschworenenlisten . . . 

Schuldentilgung 

Schuldenzinsen 

Sonstige Ausgaben .... 



10 482 189 



Se. 

Allgemeine Yerwaltnngs- 
kosten: 

Rechtsprozeduren 

Steuereinschätzung 

Gehälter, Remunerationen, Pen- 
sionen u a 



1415 
46 671 
84 150 
95150 
198 427 
9 601 I 
1096 
868 I 
38 958«) 



48 609 
1203513)1 

722 811 



476 301 



aus Anleihen ' zusammen 



848 909 



11276 09S 



476 301 



Se. 



891771 



Summe: Wirkliche (eigene) Ausgaben 11800 261 
[Außerdem übertragungen an andere Behörden] || [12 674 333] 



843 909 



891 771 



12 644 170 



Die Übertragungen an andere Behörden sind mit 12673246 Pfd. SterL 
Abführungen der von jenen reklamierten und für sie erhobenen steuerlichen 
Umlagen und zwar: an Grafschafts , städtisclien und Polizei-Rates 9 129 874 Pfd. 
SterL, an die School Boards 1336145 Pfd. SterL, an städtische Distrikts- 
räte für deren Schulaufsichts-Committees (entsprechende Ausgaben der Armen- 
behörden selbst oben unter 2 der Ausgaben) 8 382 Pfd. SterL, an ländliche 
Distriktsräte (als Gesundheits- und Wegebehörden) 1772 688 Pfd. Steri., an 
noch bestehende Highway Boards 76208 Pfd. SterL, an die neuen Parish- 
Verwaltungen (Councils resp. Meetings) 87 430 Pfd. SterL, an Friedhofs-Boards 



1) Sämtliche Armenbehörden einschließlich der Metropole. — 2) Darunter 145 Pfd. 
SterL für öffentliche Plätze. — 3) Die bezüglichen Ausgaben für London allein, nach 
Valuation (Metropolis) Act 1869, betrugen 25644 Pfd. SterL 
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127 387 Pfd. Sterl., endlich an Bäder- und Waschhaus-, an Bibliotheks- und 
Museumskommissionen und an Conservators of Commons zusammen 135 132 Pfd. 
äterl. Dies sowie die sonstigen den Armenbehörden, neben deren eigentlichen, 
zugewiesenen Aufgaben erklären die Höhe der allgemeinen Verwaltungskosten, 
welche, ohne die personellen und sächlichen Verwaltungskosten der eigent- 
lichen Armenpflege, 7 ^2 Proz. der ordentlichen (wirklichen) Ausgaben betrugen. 
Dieser Bedeutung der Unions und den daraus resultierenden Verwaltungs- 
kosten derselben ist andererseits dadurch Rechnung getragen, daß ihnen, neben 
namhaften Summen für die Irrenpflege besonders auch für die personellen 
Kosten der allgemeinen Verwaltung eine ausgiebige Beihilfe aus der Staats- 
dotation zugewendet wird ; vgl. nachstehend unter B und D die Erläuterungen 
zur Dotationsrechnung der Grafschafts- und Stadträte. 

B. Grafschaftsräte (ausschl. London). 



1896,97. Pfd. Sterl. 



ausgaben bestritten 



1. DotationsrechDung ')•' 

ZahlangeD an die öffentlichen Impfärzte 

Verschiedene m. d. Rechnung zasammenhängende Ausgaben 

Summe 1 : 
[Außerdem Übertragung, a. and. Behörden resp. Fonds 3 539 201] 

2. Qrafschaftsrechnung: 

Depots, Gebäude der Miliz 

Polizei einschl. Pensionen aus den Polizeipensionsfonds 

Kriminal Verfolgungen, Transport u. Unterhalt d. Gefangenen 

Besserungsschulen 

Irrenanstalten (Pflegegelder für die Grafschaftsirren, An- 
leihen für die Anstaltsgrundstücke) 

Technischer und Fortbildungsunterricht 

Veterinärwesen 

Nahrungsmittelkontrollc 

Maü- und Gewichtskontrolle 

öffentliche Straßen (main roads) 

Brücken 

Parzellierungen (Allotments) 

Smali Holdings Act 

Durch die Seefischerei-Conunittees verausgabt 

Allgemeine Verwaltung: 
Grafscbaftsgebäude und Verwaltungslokalitäten 

(einschl. Richterwohnungen, auschl. Polizei) . 88 408 
Gehälter und Pensionen (auschl. Polizei) .... 454 ISS 

Sächliche Verwaltungskosten 50 393 

Rechts- und Parlamentsprozeduren 23 994 

Wählerlisten (Parlaments- u. Grafschaftswähler) 50 145 
Wahlkosten (Grafschaftsräte) 2 203 



ilaas d. Em 
liiahiD.obne 



ans An- 
leihen 



Zusammwi 



8 783 
577 



9 290. — 



612 — 

1 496 1951 48 624 

li 89 925j — 

' 34 498! — 

I 
28 327436 420 

455 738' 3 976 

2% 389 j — 

S 396t — 

! 33 156' — 

1867 607: 11292 
66 503 
1 129 
1070 
1 515 



9 817 
72 



8 733 
577 



9 290 



612 

1544 819 

89 925 

34 498 

459 747 

459 714 

25 389 

S396 

38 156 

1 878 899 

76 320 

1201 

1070 

515 



Schulden wesen : 

Tilgung 211 253 I 

An die Tilgungsfonds abgeführt 16 263 

Zinsen 9S4290 

Sonstige Ausgaben (einschl. Kosten der Coroners) . . . . { 



'[45 195]' 



659 326 45 1951 704 521 



325 945 — 
55 964' — 



325 945 
55 964 



Summe 2: 5 145 295,565 028:5 710 323 



[Außerdem Zahlungen a. and. Verwaltungen resp. Fonds 570 122] 



Gesamte eigene Ausgaben 5 154 5S5 565 028.5 719 613 
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Unter den eigenen Ausgaben der Annenbehörden sind enthalten 



die Spezialetats 



der Dlstrikts- 

(Armen-) 
Schalen 



Personelle Kosten (einschl. Pensionen) 67 163 

Unterhalt der Insassen und sfichliche Kosten 111 925 

Sohnldentilgnng nnd Zinsen 32 924 

Rechtsprozedoren 1 21 

Somme: Ausgaben aus Einnahmen ohne Anleihen | 212 033 

Ausgaben aus Anleihen I 406 



der Siechen- 

(Armen- 
Kranken-) An- 
stalten 



205 683 

328 921 

154 069 

564 



689 237 3) 
858 6053) 



DieDotationsrecbnung der Grafschaftsräte bedeutet, abgesehen von 
den geringen Summen, welche direkt von derselben, aber auch in der Graf- 
schaftsverwaltung selbst verausgabt werden, nur die weitere Verteilung der an 
die Graf Schaftsräte als Yerteilungsbehörden überwiesenen Anteile an den vom 
Staate für die Lokalverwaltung bestimmten Steuereinkünften. Von den 1896/97 
derart verteilten 3 Vi Millionen Pfd. Sterl. flössen zu : 1 . den Grafschaftsverwaltungen 
selbst 2 298 490 Pfd. Sterl., und zwar für Zwecke des technischen und Fort- 
bildungsunterrichts 441 343 Pfd. Sterl., für Salarierung und Bekleidung der Polizei- 
mannschaften 524 780 Pfd. Sterl., kleinere Posten für die Unterhaltung der Graf- 
schaftsirren und Remunerierung der Clerks nnd Beamten der Quarter Sessions^ 
1323 666 Pfd. Sterl. an die Grafschaftshauptkassen zu den allgemeinen Graf schafts- 
fonds; 2. den Armenbehörden 1065 957 Pfd. Sterl. in der Hauptsache als Bei- 
träge für die Unterhaltung der armen Irren (341 092 Pfd. Sterl.) und für di& 
Besoldung der Beamten der Uuions (704 669 Pfd. Sterl.), kleinere Summen 
als Beiträge zur Besoldung der Lehrer der Armenschulen, zur Zahlung von 
Schulgeld für arme Kinder, welche aus den Workhouses in öffentliche Ele- 
mentarschulen geschickt werden, und zu den Kosten der Zivilstandsregister- 
führung; 3. an andere Lokalbehörden 174 754 Pfd. Sterl., wesentlich Bei- 
träge zur Besoldung der Beamten und Inspektoren des Gesundheitswesens 
(90 540 Pfd. Sterl.) und an die Städte mit eigenen Polizeimannschaften für 
deren Löhnung und Bekleidung (82 754 Pfd. Steri.). 

1) Die Bezeichnung erscheint als kürzeste Übertragung des englischen „Ex- 
chequer Contribution Accounts'* passend, weil es sich bei den Beiträgen aus der 
Staatskasse nicht um nach der Bedürftigkeit bemessene Subventionen für einzelne 
Zwecke oder einzelne Behörden, sondern um die gesetzlich festgelegte Oberlassung be- 
stimmter Staatseinkünfte an die Lokalvcrwaltung überhaupt, d i. um eine Dotierung 
der letzteren mit dem Ertrag aus gewissen Einnahmequellen handelt 

2) Außerdem 10544 Pfd. Sterl. Zinsen an die Polizeipensionsfonds für von diesen 
entliehene Gelder, welche in den Zahlungen an andere Behörden und Fonds enthalten • 
sind. Die Polizeipensionsfonds sind Spezialetats der Grafschaftsbudgets; jene Zins- 
zahlung aus den Grafschaftshauptkassen ist demnach ebenso wie die ebendaher den 
Fonds zufließenden Zuschüsse nur eine Verschiebung von Finanzmitteln innerhalb 
der Grafschaftsverwaltung während im Grafschaftsbudget als wirkhche Ausgabe die 
Pensionszahlungen berücksichtigt sind. 

3) Davon entfielen 640526 bezw. 355860 Pfd. Steri. auf die Metropole als Aus- 
gaben des Metropolitan Asylum District und des Committees des Aldershot Joint 
Hospitals. 
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Unter den in der Grafs chaftsre eh nnng figurierenden Übertragungen 
waren 64639 Pfd. Sterl. Abführungen an die Polizeipensionsfonds der Graf- 
.schaften (einschließlich der oben S. 285 Anm. 2 erwähnten Zinsen), die somit 
unmittelbar für Zwecke der Grafschaftsverwaltung selbst Verwendung fanden ; 
— sodann Zahlungen an andere Lokalbehörden: 807 Pfd. Sterl. an 
städtische Polizeipensionsfonds, 191537 Pfd. Steil Zuschüsse an die Visiting- 
Ck>mmittees der Irrenanstalten zu deren Unterhaltung, 9 965 Pfd. Sterl. für 
Unterhaltung von Brücken (darunter 7876 Pfd. Sterl. speziell für Grafschafts- 
brücken), 117 692 Pfd. Sterl. Subventionen für Wegebau (nicht Main Roads 0, 
68 902 Pfd. Sterl. Subventionen für technischen (Fach-) und Fortbildungs- 
unterricht, 116 580 Pfd. verschiedene Zahlungen; zusammen Übertragungen 
^n andere Behörden 505 483 Pfd. Sterl., welche somit ebenso wie die Zu- 
^chußleistungen an die Polizeipensionsfonds der Grafschaften in den 
1323 666 Pfd. Sterl., die den Grafschaftshauptkassen aus der Dolationsrech- 
nung zur Verfügung geblieben waren, ihre vollständige Deckung fanden und 
die County Rates in keiner Weise belasteten. 

Bei Aufrechnung aller Übertragungen der beiden Grafschaftsbudgets 
gegenüber den Gesamtausgaben der Dotationsrechnung von 3 548491 Pfd. 
Sterl. ergibt sich , daß von den letzteren für die Grafschaftsverwaltung 
unmittelbar (nach der Dotationsrechnung 9290 + 2298 490 Pfd. Sterl. abzüg- 
lich der Übertragungen aus der Grafscbaftsrechnung von 505 483 Pfd. Sterl.) 
= 1802 297 Pfd. Sterl. oder 50.8 Proz. Verwendung fanden, während die 
gesamten durch die Grafschaften resp. von denselben an andere Behörden 
geleisteten Zuschüsse im Betrage von 1746194 Pfd. Sterl. in den übrigen 
49.2 Proz. der Ausgaben der Dotationsrechnung ihre Deckung fanden. Unter 
den letzteren aber sind die 191 517 Pfd. Sterl. Zuschüsse für die Unterhaltung 
der Irrenanstalten auch nur eine Leistung für eine den Grafschaften unmittel- 
bar obliegende Aufgabe. 

Die Visiting Committees der Irrenanstalten bilden aller- 
dings eine besondere Kategorie von Lokalbehörden für einen einzelnen 
bestimmten Zweck. Von den Anstalten waren aber 1896/97 im Eigen- 
tum und wurden unterhalten: 39 von Grafschaften allein (darunter 
einige gemeinsam von mehreren Grafschaften), 15 von Grafschaften und 
einzelnen Städten (auch solchen, die nicht Stadtgrafschaften sind) ge- 
meinsam, 14 von 13 größeren Städten (Stadtgrafschaften) je für sich 
allein. Die Budgets der Visiting Committees sind daher im Grunde 
nur verselbständigte Spezialbudgets teils der Grafschaften, teils der 
Städte, wie jene Spezialbehörden auch kein eigenes Schulden wesen 
haben, sondern die für die Irrenanstalten aus Anleihen bestrittenen 
Ausgaben unmittelbar in den Budgets der zuschußpflichtigen Graf- 



1) Die Kosten fOr die Unterhaltung und Verbesserung der Main Roads belasten 
ausschließlich die Grafschaftsbudgets, wenn auch die Ausführung der Arbeiten an 
•den im Bereich von Städten (die nicht selbst Stadtgrafschaften sind) und von städ- 
tischen und ländlichen Distrikten belegenen Strecken diesen überlassen ist und nach 
Local Government Act 1888 denselben vergütet wird. Die Grafschaften ver- 
ausgabten 1896/97 für die Main Roads in eigner Regie 841 598 Pfd. Sterl., als Kosten- 
Ersatz an Stadt- und Distriktsräte 1026009 Pfd. Sterl. 
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Schäften resp. Städte verrechnet werden; die Visiting Committees führen 
nur die Baurechnungen als Spezialbeläge für die Verwendung jener 
außerordentlichen Mittel. So wird als Ergänzung zu den Grafschafts- 
und den im weiteren zu behandelnden städtischen Budgets nachstehend 
ein (in den einzelnen Positionen zusammengezogener) Überblick über 
die Ausgaben der Irrenanstalten gegeben, wobei die drei ersten Zahlen- 
kolumnen aus den betreffenden Spezialrechnungen (Teil II, Nr. 4) der 
Local Taxation Returns aufgerechnet sind und nur die Summenspalte 
aus dem „Summary" entnommen werden konnte. 



C. Visiting Committes der von Grafschaften und Städten 

unterhaltenen Irrenanstalten (ausschl. London). 

Ausgaben 1896/97, in Pfd. Sterl., bestritten aus den Einnahmen ohne Anleihen.*) 





Anstalten unterhalten von 






Graf- 
schaften 
allein 


Städten 
allein «) 


Grafschaf- 
ten und 

Städten ge- 
meinsam 


Sämtliche 
Anstalten 


Gehälter, T/fthne und Kleidung des Personals 
Verpflegung und sächliche Ausgaben (einsohl. 

Landbau- und Gartenbetrieb) 

Anstaltsgebftude (Unterhaltung, An< und Um- 
bauten, einsohl. Lasten) 


233 905 
597 991 
154 317 


48 329 

119 907 

33 031 


92 787 1 

231087 ' 

50 885 ' 


375 021 
948 985 
238 233 


Se.: Wirkliche eigene Ausgaben 
Davon gedeckt durch die von andern Behörden 
für arme Irre gezahlten Pflege- und Begräb- 
niskosten, welche in deren Budgets als 
effektive Ausgaben verrechnet weMen . . 


986 213 
838 184 


201 267 
177 749 


374 759 
325 953 


1 562 239 
1 341 886 


Bleiben aus sonstigen Mitteln zu deckende 
eigene Ausgaben der Irrenanstalten .... 
Außerdem : 

Zahlungen an andere Behörden 

Durchlaufende Posten in der eigenen Rech- 
nung (Übertragungen vom Unterhaltungs- 
ins Grundstückskonto) 


148 029 
[18 667] 

[29 936] 


23 518 
[8 831] 

[24 006] 


i 
48 806 I 

[21 532] 

i 

[10 571] ! 


220 353 
[48 930] 

[64 513] 



Die 1 562 239 Pfd. Sterl. an wirklichen Ausgaben der Irrenanstalten stellen 
insofern nicht deren gesamten Aufwand dar, als darin der Wert der aus dem 
Landwirtschafts- und Gartenbetrieb gewonnenen und ftir den eigenen Bedarf 
der Anstalten verwendeten Erzeugnisse nicht enthalten ist; dieser Wert stellte 
sich nach der Spezialrechnung über jenen Betrieb 1896/97 auf 139 896 Pfd. 
Sterl. Die Pflegekosten ftlr die armen Irren werden von den Armenbehörden, 
den Grafschaften (darunter auch dem Londoner Grafschaftsrat) und Städten 
geleistet, zum Teil aber auch (55 129 Pfd. Sterl.) von den Irrenanstalten unter 
einander vergütet Die nach Abzug dieser Pflegegelder verbleibenden Ausgaben 



1) Die außerordentlichen, aus Anleihen bestrittenen Ausgaben für die Irren- 
anstalten werden in den Budgets der Grafschafts- resp. Stadträte unmittelbar ver- 
rechnet 

2) Nur Stadtgrafschaften. 
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der Irrenanstalten von zusammen 220 353 Pfd. Sterl. stellen (abgesehen von 
dem vorstehend berührten Wert der selbsterzengten Wirtschaftsprodukte) die- 
jenige Summe dar, welche den Ausgabenbudgets der Grafschaften nnd Städte 
als Unterhaltungspflichtigen und Eigentümern der Anstalten pro raM zuzurechnen 
wären ; dieselben wurden zu einem Teil aus eigenen Einnahmen der Anstalten 
(Erlös für verkaufte Erzeugnisse 28 234 Kd. Sterl., Pflegegelder für Privat- 
patienten 48 722 Pfd. Sterl., desgleichen für kriminalistische Patienten aus der 
Staatskasse 3 582 Pfd. Sterl., an Renten, Dividenden nnd sonstigen Einnahmen 
9 565 Pfd. Sterl.) gedeckt; der Rest sowie die 48 930 Pfd. Sterl. Zahlungen an 
andere Behörden (zum größeren Teil aus dem Grundstückskonto) fiel dem von den 
Unterhaltungspflichtigen Grafschaften und Städten zu leistenden Bedarfszuschnß 
zur Last. Gleichwohl müssen die letzterwähnten Zahlungen an andere Behörden 
zum Zweck der Zusammenfassung der gesamten englischen Eommunalausgaben 
hier ausgeschieden werden, weil sie erst bei den Behörden, welche dieselben 
vereinnahmen, als effektive Ausgaben zur Verrechnung gelangen können. So 
zeigt das Beispiel der englischen Irrenanstaltsbudgets aufs deutlichste — und 
das ist hauptsächlich der Gesichtspunkt, unter dem dieses Detail hier angeführt 
wird — , wie wichtig für eine zuverlässige Statistik der Kommunalfinanzen 
eines Landes die Ausscheidung nicht nur aller in den einzelnen Budgets durch- 
laufenden Posten, sondern auch der zwischen den verschiedenen Kommunal- 
behörden stattfindenden mehrfachen Verrechnungen ist. Zugleich aber geht aus 
diesem Beispiel hervor, daß, so wenig sich generelle Regeln für derartige Aus- 
scheidungen aufstellen lassen, ebensowenig ein außenstehender Beobachter im- 
stande wäre, eine derartige Znsammenfassung der Kommunalfinanzen eines 
Landes vorzunehmen, und daß daher auf eine gleich eingehende Dar- 
stellung, wie sie für die Lol^al- und Kommunalfinanzen Englands resp. Groß- 
britanniens möglich ist, bezüglich anderer Länder einstweilen verzichtet wer- 
den muß. 

Die Budgets der Stadträte werden in den Übersichten der 
Local Taxation Retums getrennt in die beiden Gruppen der Stadtgraf- 
Schäften und der übrigen Städte; diese in der folgenden Übersicht D 
beibehaltene Einteilung bedeutet zugleich eine Unterscheidung zwischen 
den Großstädten mit mehr als 50 000 Einwohnern und den Mittel- und 
Kleinstädten. Wegen der mehrfachen Rechnungen, welche die Stadt- 
räte als Vertreter der städtischen Korporationen sowie als Gesundheits- 
und Wege-(Distrikts-)Behörden, die Councils der Stadtgrafschaften auch 
als Behörde der betreffenden Verwaltungsgrafschaft zu führen haben, 
vgl. oben S. 238 f. Die Dotationsrechnung der letzteren bedeutet, 
da die den Stadtgrafschaften zugewiesenen Anteile an der Staats- 
dotation selbstredend nur für den Bezirk je der betreffenden Stadt 
bestimmt sind, die Nachweisung, wie jene Anteile teils auf die von den 
Stadträten selbst, teils von anderen Lokalbehörden desselben Stadt- 
bezirks wahrzunehmenden Aufgaben verteilt sind. Bemerkt sei noch, 
daß in den Abschnitten 2 und 3 der folgenden Übersicht, ebenso wie 
in den weiterhin gegebenen Budgets der Distriktsräte, die einzelnen 
Positionen der sachlichen Übersicht wegen zum Teil anders als in den 
offiziellen Rechnungen angeordnet sind. 
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D. Stadträte. 



Aufgaben 1896/97 in Pfd. St., bettritten 



aus den Einnahmen 
ansichließlioh Anleihen 



Stadt- 
graf- 
schaften 



Übrige 
Stfldte 



Zn- 
sammen 



aof Anleihen 



Stadt- 
graf- 
Schäften 



Übrige 
Städte 



Zn- 



Samtliohe 
Ausgaben 



1. Dotatioosreoh- 
nnng: 

Zahlungen an die Öffent- 
lichen Impfftrzte . . 

Verschied, mit der Bech 
nung xnsammenhangen 
de Ausgaben 



2 649 



676 



2 649 
676 



2 649 
676 



Summe 1 

[Außerdem Übertragungen 
an die städtischen Bud- 
gets u. andere Behörden 
1 288 665 Pfd. Steri.] 

2. Budget desBats als 
StadtbehOrde: 

Polizeikosten (einschl. Lo- 
kale und Pensionen aus 
den Pensionsfbnds) . . . 

Kriminalverfolgungen,Ge- 
fangene 

Amtl. Leichenschau (Co- 
roners) 



Irrenpflegekoflten u. Irren- 
anstalten 



Besserungsschulen . . . . 

Colleges und Schulen . . 

Technischer und Fortbil- 
dungsunterricht . . . . 

SchulauMchtskomitees . . 

Bibliotheken, Museen, 
Schulen f&r Kunst und 
Wissenschaft 



Veterin&rwesen (Gesetz 
von 1894) 

Nahrungsmittelkontrolle . 

Maß- u. Gewichtskontrolle 

Brücken und F&hren . . 

Hafen, Docks, Piers, Quais, 
Seeschutz 

Für andere öffentliche Ar- 
beiten und Zwecke . . 

Allgemeine Verwaltung: 
Stidt. Gebäude (ausschl. 

Polizei) 

Grundeigentum 

Städtischer VermOgens- 
bedtz (Corporate Pro- 
perty) 



8 325 



8 325 



1154 498 
89 737 
25 383 

21735 

18 526 
12187 

214 061 
2 825 

216 820 

5 226 

4 496 

24 066 

37 080 

8 977 

32 873 



86 268 
20 522 



44 817 



210 076 
9 714 
2 951 

787 

2 430 
8128 

61291 
9 660 

46 832 

1934 
708 

3 245 
6 464 

10 942 

9 789 



48 056 
7 266 



34 894 



1 864 574 
99 451 
28 334 

22 522 

20 956 
15 315 

275 352 
12 485 

263 652 

7 160 

5199 

27 311 

43 544 

14 919 

42 612 



134 319 

27 788 



79 211 



20 155 



70 815 



90 210 



21998 



2 480 



19193 



47 911 



3163 



2 798 



15 586 
7 125 

2174 
9 063 
7 896 

89 284 
5 976 



3 825 



y. Eaufmasin, Eommiinalfinanaen. 



22 948 



70 815 



105 796 



29123 



4 654 

9 063 

26 589 

87 195 

9139 
19 



1 387 522 
99 451 
28 334 

93 887 

20 956 
15 315 

381 148 
12 485 

292 775 

7 160 

5199 

27 811 

48198 

23 982 

69 201 



221 514 

27 788 



88 350 
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(Noch: D. Stadträte) 


-^ : 

Ausgaben 1896,97 in Pfd. Stert., bestritten 






ausschließlich Anleihen 


aus Anleihen 


SämtUche 




Stadt- - ^ . 
graf- ^^"^ 
scSen" Städte 


Zu- 
sammen 


Stadt- 
graf. 
Schäften 


Übrige 
Städte 


Zu- 
sammen 


Ausgaben 


Gehälter und Pensionen 
(ausschl. PoUzei) . . 

Sächliche Verwaltnngs- 
kosten 

Rechts- tt. Parlaments- 
Prozeduren , Kosten 
von Inkorporationen 

Wählerlisten (Parla- 
, ments- n. Munizipal- 
wähler) 

Wahlkosten (Munizipal- 
wählen) 

Sohuldenwesen : 

Tilgung . . 

An die Tilgungsfonds 

abgeführt 

Zinsen •) 


231866 
97 462 

24 926 

13 960 

14 008 

33 325 

140 513 
409 378 

34 691 


107 002 

48 727 

17 035 

4 360 

6 788 

25 301 

34 014 
63 072 

17 457 


338 868 
146 189 

41961 
18 320 

20 796 

58 626 

174 527 
472 450 

52 148 


4 828 


5 063 


9 891 


388 868 
146189 

51852 

18 320 
20 796 

58 626 

174 527 
472 450 


Sonstige Ausgaben .... 


52 148 


Summe 2: 

[Außerdem Zahlungen an 
andere Behörden und 
Fonds (einschl. an die 
Polizeipensionsfonds)] . 

3. Budget des Rats als 
Distriktsbehörde: 

Elementarunterricht ffir 
Blinde und Taubstumme 
(Ges von 1893) 

Hospitäler 


3 014 721 
[1786 210] 

759 

215 785 
39 842 

10 473 

973 
470 169 
110 249 

403 996 

694 740 

2 704 768 

123 271 


793 868 
[362 671] 

529 

56163 

3 325 

4 870 

432 

171091 
33 647 

196113 

220 186 

700 698 

25 604 


3 808 589 

[2 148 881] 

1288 

271 984 
43167 

15 343 

1369 
641 260 
143 896 

600 109 

914 926 

3 405 484 

148 875 


280 753 

111 043 
19 475 

65 051 

473 070 

881 771 
351 845 
811 132 


94 460 

18 334 
13197 

48 284 

445 942 

201 024 
132 050 
104 386 


375 213 

129 377 
32 672 

113 335 

919 012 

1 082 795 
483 895 
915 518 


4 183 802 

[2 148 881] 

1288 
401 361 


Friedhöfe 


75 839 


Infektionskrankheiten 
(Meldege«.v. 1889, Prä- 
ventivges. v. 1890) . . . 

Veterinärwesen (Gesetze 
von 1878 u. 1886) . . . 

Abfuhrwesen 

Entwässerungsanlagen 
(Kanalisation) 

Wasserwerke 

Gaswerke 

Elektrizitätswerke .... 


15 343 

1369 
641 260 
257 231 

1519121 

1 997 721 
3 889 379 
1064 393 



1) Ausschließlich 4414 Pfd. Sterl. (3794 der County Boroughs -f 620 der andern 
Städte) Zinsen für aus den Polizeipensionsfonds [entliehene Gelder, welche unter 
Zahlungen an die Polizeipensionsfonds als innerhalb der städtischen Rechnungen 
durchlaufende Posten abgesetzt werden. 
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(Noch: D. Stadtrate) 



Ausgaben 1896/97 in Pfd. Sterl., bestritten 



aus den Einnahmen 
aassohließlioh Anleihen 



Stadt- 

graf- 

sohaften 



Übrige 
Stfldte 



Zu- 
sammen 



aus Anleihen 



Stadt- 
graf- 
schaften 



Übrige 
Stfldte 



Zu- 
sammen 



Sämtlidie 
Ausgaben 



öffentl. Beleuchtung (elek- I 

trisohe und andere) . . I 378 848 
Straßen wesen (einschließl. i 

SpCUnngundBeinigung)'! 1520 689 
Parks, öffentliche Plätse/ 

£rh<^ungsanlagen . . . 



Straßenbahnen 

Sohlachthäuser 

Markte und Messen . . . 
l>ocks, Ufer-, Ladeanlagen 

Seeschutsbauten 

Feuerlöschwesen 

Handwerker- u. Arbeiter- 
wohuungen 

Parzellierungen (Allot- 
meots) 

Arbeiten zu Lasten von 
Privatinteressenten ( Pri- 
Tatelmprovem Works) 

F&r andere öffentliche Ar- 
beiten uod Zwecke . . 

Allgemeine Verwaltung: 
öffentliche Gebäude und 
Verwaltungslokale . 
Qehälter und Pensionen 
Sächliche Verwaltungs- 
kosten 

Hechts- u. Parlaments- 
Prozeduren, Lokalge- 
setze 



186 833 

146 045 

13 85d< 

155 0321 

2 465, 

3 706 
90 934! 



Schuldenwesen : 

Tilgung 

An die Tilgungsfonds 

abgef&hrt 

Zinsen ^) 



Sonstige Ausgaben^. . ^. 
Summe 3 : 

[Außerdem Zahlungen an 
andere oder für Rech- 
nung anderer Behörden !| 
und Fonds] i| [57 228] 



17 198 
10709' 

410 944 
363 205' 



875 
236 472 

99 680 
15 594 

281 515 

1 249 873 

2 811935 

37 883 
12 809 295 



Gesamte eigene Ausgaben 
der Stadträte 



15 827 341 



186 569 

509 400 

80 732 

12 437 
4 657 

54 557 

765 

4 937 

28 900 

952 
2 624 

128 242 

59 978 

1154 
141 .573 

58 909 
10193 

254 232 

329 382 
691 351 

22 212 



565 417 

2 030 089 
267 565 

158 482 
18 510' 

209 589 
3 230 
8 643 

119 834 

18150 
13 333 

539 186 
423 183 

I 

2 029 
378 045 

158 589 
25 787 

585 747 

1 579 255 

3 503 286 

60 095 



7 039 

673 599 

59 059 

139 043 
2 630 

117 909 

1552 

18 401 

9 756 

107 998 

158 

4 930 
171 624 

358 



9759 



201 

226 056 

19 842 

4 014 

3 3901 

17 044 

8 578 
3 747 



7 240 

899 655 

78 901 

143 057 

6 020 

184 953 

1 552 

26 979 

13 503 



6174 114172 
4 194 4 352 



3 996 414 



[295 698j 



4 790 282 



16 805 709 



4 037 202 



[352 926] 



20 617 623 14 317 955 



I.. 



42 906 
38 584 

602 
676 



47 836 
210 208 

960 
10 435 



572 657 

2 999 744 

346 466 

301 589 

24 530 

344 542 

4 782 

35 622 
188 387 

132 322 
17 685 

587 022 
633 891 

2989 
378 045 

158 589 

36 222 

535 747 

1579 255 
8 508 2S6 

60 095 



1 839 225 



1 433 685 



5 376 427 



22 182 136 



[352 9261 



5 751 640 



26 369 268 



1) Ausschließlich 10113 + 1686 — 11799 Pfd. Sterl. Zinsen an Polizeipensions- 
fonds für von diesen entliehene Gelder, welche als durchlaufende Posten in Abzng 

gebracht werden. 

19* 
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Die Übertragongen aus der Dotationsrechnung der Stadträte der Connty Bo- 
roughs zeigen die gleichen Positionen wie die aus der der Grafschaftsräte: 424 068 
Pfd. Sterl. an die Annenbehörden der Stadtgrafschaften (196 268 Pfd. Sterl. als 
Beiträge zur Unterhaltung der armen Irren, 258 378 Pfd. Sterl. zur Be- 
soldung der Beamten der Unions, 8388 Pfd. Sterl. zu der der Armenschul- 
lehrer, 32 Pfd. Sterl. zur Schulgeldzahlung fUr Kinder aus den Workhouses, 
1032 Pfd. Sterl. für die Zivilstandsregister); 261 Pfd. Sterl. Zahlungen 
an andere Lokalbehörden; sodann 6440 Pfd. Sterl. für die Remunerierung 
der Inspektoren und Beamten des Gesundheitswesens, also zugunsten des 
DistriktsbudgetSy und 852 866 Pfd. Sterl. fflr die sonstigen Bedflrfhisse des 
städtischen Budgets (darunter 446 376 Pfd. Sterl für die Unterhaltung der 
Polizeimannschaften, 165945 Pfd. Sterl. für tedinischen und Fortbiidungs- 
Unterricht, 2525 Pfd. Sterl. zur Unterhaltung der städtischen Irrra, 385 Pfd. 
Sterl. für die Clerks und Beamten der Quarter Sessions und 237 635 Pfd. 
Sterl. zur Verfügung der Stadthauptkassen „in aid of Rates*', die sich mit 
177 874 Pfd. Sterl. auf die Budgets der Räte als Stadtbehörden und mit 
59 761 Pfd. Sterl. auf die Distriktsbudgets verteilten). 

Unter den Übertragungen aus dem Stadtbudget bildet den Hauptposten 
diejenige an die School Boards für den öffentlichen Elementarunterricht mit 
1400 278 Pf. SterL der County Boroughs + 251663 Pfd. Sterl. der übrigen 
Städte » 1651941 Pfd. Sterl. (ausschliefilich aus der Borough Rate); außer- 
dem Zuschüsse an die School Boards für technischen Unterricht 8605 -{- 150 =» 
8755 Pfd. Sterl.; femer betrugen die Zuschüsse an die Polizeipensionsfonds 
(einschl. Zinszahlungen, vgl. oben S.29Ö Anm. 1) 56264 -h 10 610— 66 874 Pfd. 
Sterl., die Bedarfszuschüsse an die Irrenanstaltsverwaltungen (außer den in den 
städtischen Rechnungen direkt verbuchten Pflegegeldem) 28 655 + 3874«: 
32 529 Pfd. Sterl., endlich Zahlungen an andere Behörden sowie Übertragungen 
aus dem Stadtbudget ins Distriktsbudget und in das von einigen Stadträten 
als Burial Boards besonders geführte Friedhofsbudget 292908+96 374 «» 
388 782 Pfd. Sterl. 

Die aus dem Distriktsbudget abgesetzten Posten waren 232 115 Pfd. 
Sterl. Ausgaben der Mittel- und Kleinstädte (nicht County Boroughs) für Main 
Roads für Rechnung der betreffenden Grafschaftsräte (vgl. oben S. 286 Anm. 1), 
sodann die 11 799 Pfd. Sterl. Zinsen an Polizeipensionsfonds (vgl. oben S. 291 
Anm. 1) und 47 115 + 61897 — 109012 Pfd. Sterl. Zahlungen an andere 
Behörden. 

Im allgememen wird durch die obigen Übersichten über die Budgets 
der englischen Stadträte (ausschl. London) — deren Gesamt nebenbei nicht als 
identisch mit dem Ausgabenbudget der Städte überhaupt angesehen werden 
darf — deutlich illustriert einerseits, wie die Funktionen des Stadtrats i) als 
Munizipalbehörde sich teils aus den entsprechenden obrigkeitlichen Verwaltnngs- 
befugnissen wie die der Grafschaftsräte, teils aus den Angelegenheiten des 
Schulwesens, im übrigen namentlich aus solchen Obliegenheiten zusammen- 
setzen, welche schon früher mehr oder weniger mit der Verwaltung des alten 
Korporationsvermögens zusammenhingen (einige (Colleges und andere Schul- 
anstalten, Museen, Bibliotheken, Anlagen für Handel und Verkehr und dergl.); 
andererseits aber, wie das Schwergewicht der städtischen Finanzen nach der 
Ausgestaltung der neuzeitlichen Bedtlrfnisse im Distriktsbudget liegt. Dabei 
sind bie Grenzen zwischen diesem und dem städtischen Korporationsbudget 



1) Vgl. oben S. 80 ff. 
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nicht durchweg scharf gezogen: Ausgaben für das Veterinärwesen; für Hafen> 
Dook-y Ufer-y Ladeanlagen, Seeschutzbanten figurieren hier wie dort; das 
Unterriohtswesen für Blinde und Taubstumme ist infolge seiner legislativen 
Behandlung im Rahmen der Gesundheitsgesetzgebung in das Distriktsbudget 
verwiesen; ausschliefilich in dieses ist auch das gesamte Straßen wesen, das in 
früheren Zeiten bis zu einem gewissen Grade auch von den Stadträten als 
Ortsbehörden zu versehen gewesen sein wird, übergegangen, wie dem Distrikts- 
budget aliein auch die sogenannten sozialpolitischen Aufgaben im engeren 
Sinne (Ftlrsorge für die Wohnverhältnisse der arbeitenden Klassen, Parzellie- 
rungen) zugefallen sind. Andererseits sind die städtischen Ausgaben für das 
Friedhofswesen in dem obigen Distriktsbudget nur zum kleineren Tefl 
enthalten, weil die Stadträte von 37 Stadtgrafschaften sowie von 68 anderen 
Städten diesen Verwaltungszweig nicht in ihrer Eigenschaft als Distriktsbe- 
hörde (nach dem Public Health [Interments] Act von 1879), sondern auf 
Grund der besonderen Burial Acts wahrnehmen und zu dem Zweck sich als 
Burial Boards konstituiert haben. Immerhin sind es die Stadträte selbst, die 
hierüber Rechnung führen, so daß die obigen Übersichten über deren Budgets 
durch die bezüglichen Rechnungen aus der Abteilung der Local Taxation Retums 
über die Burial Boards (Part, m, Nr. 1 2 der Retums) nachstehend ergänzt 
werden durch: 



4- Alisgabenbudgets von Stadträten als 
Friedhofsbehörden in Pfd. Sterl. 



Stadtgraf- 
schaften 



Andere 
Städte 



Zu- 
sammen 



Friedhofsanlagen und Gebäude 

Gebühren an Gelstliehe, Parish Clerks u. 

Gehälter 

Sächliche Yerwaltungskosten 

Bechtsprosednren 

Schuldentilgung 

An Tilgungsfonds abgeführt 

Schuldsinsen 

Sonstige Auagaben 

Se 



40 767 

5 462 
8 003 
8 292 

6 678 
12 524 
17 099 

209 



Auagaben aus Einnahmen ohne Anleihen 
Ausgaben bestritten aus Anleihen 

Oesamte eigene Ausgaben 

[Außerdem Zahlungen an 



94 034 
8 567 



andere Behörden] 



102 601 
[203] 



18 206 

2 795 

7 522 

1492 

286 

7 205 

4 523 

11181 

277 



53 487 
1687 



55124 

[30] 



58 973 

8 257 

15 525 

4 784 

286 

13 883 

17 047 

28 280 

486 



147 521 
10 204 



157 725 
[283] 



Unter Einrechnung dieser besonderen Ausgabenrechnangen f3r das 
Friedhofswesen betrugen demnach i. J. 1896/97 die gesamten Ausgaben 
der Stadträte: 



nach ihrer Deckung 

aus den Einnahmen 

ausschl. Anleihen 

aus Anleihen . . . 



der 64 Stadtgraf- 

Schäften 
(ausschl. London) 

15921375 
4 326 522 



der übrigen 
242 Städte 

4 843 769 
1435 322 



sämtlicher Städte 
(ausschl. London) 

20 765144 Pfd. Sterl. 
5 761844 



Zusammen 20247 897 



6279091 26526988 Pfd. Sterl. 



Die 64 Stadtgrafschaften hatten (nach der Zählung von 1891) 
7720567, die 242 übrigen Städte 3484255 Einwohner. Die Einwohner- 
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zahl der Stadtgrafschaften betrug 68.9 Proz. der Gesamtbevölkerung 
der inkorporierten Städte, die Ausgaben der Stadträte jener 64 Groß- 
städte etwas über 76 Proz. der Ausgaben aller Stadträte. Ziemlich 
gleichmäßig stellt sich auch bei beiden Städtegruppen das Verhältnis 
der aus Anleihen bestrittenen zu den Gesamtausgaben auf etwas über 
20 Proz. der letzteren. 

Es ist bereits oben darauf hingewiesen worden, daß die Budgets der 
Stadträte nicht die sämtlichen Ausgaben für die Kommunalverwaltung 
der Städte enthalten, da in demselben vor allem die der Armen-, der 
Schul- und auch vielfacher Spezialbehörden fehlen. Ebensowenig darf 
übersehen werden, daß die Municipal Boroughs, die inkorporierten 
Städte, keineswegs die gesamte städtische Konglomeration der Be- 
völkerung umfassen, da zu dieser auch die der städtischen Distrikte 
gehört. 

Der städtische Distrikt muß als eine durch die Lokalgesetz- 
gebung geschaffene Orts gemeinde bezeichnet werden, während der 
ländliche Distrikt etwa als eine Samt- oder Verbands gemeinde 
bezeichnet werden kann (nicht aber als ein Gemeindeverband, da das 
Council des ländlichen Distrikts nicht aus Delegierten der zugehörigen 
Parishes besteht, sondern eine unmittelbare Vertretung der Distrikts- 
eingesessenen als solcher ist). Die Differenzierung in der Betätigung 
dieser beiden Arten von Kommunalkörperschaften, die für auf gleichen 
Gebieten liegende, in der Tatsächlichkeit aber sich verschieden 
geltend machende Bedürfnisse geschaffen sind, wird durch die Neben- 
einanderstellung ihrer Budgets in der nebenstehenden Übersicht E 

verdeutlicht. 

iS. Tabelle: E. Distriktsräte, S. 295.) 

Bei den Zahlungen aus den Distriktsbudgets an andere Behörden fällt ins 
Gewicht, daß die District Councils mit dem Besteueningsrecht ausgestattet und 
für von ihnen ressoiüerende Lokalbehörden für spezielle Zwecke (Joint Com- 
mlttees, Burial Boards) den von diesen reklamierten Steuerbedarf mit aus- 
schreiben müssen; so waren unter den 210 395 Pfd. Sterl. Übertragungen der 
städtischen Distriktsräte derartig 97 841 Pfd. Sterl, unter denen der ländüchen 
Distriktsräte 36 513 Pfd. Sterl. Zahlungen „under precept". 

Die Budgets der städtischen Distriktsräte werden wiederum durch Spezial- 
budgets ergänzt, welche 124 von ihnen (analog den Stadträten) als Fried- 
hofsbehörden (acting as burial boards) führen. Die ländlichen Distriktsbudgets 
fanden eine sehr wesentliche Ergänzung in Spezialbudgets für das Wegewesen, 
Avelche die Local Taxation Retums mit den Budgets der 1896 noch vorhandenen 
älteren ländlichen Wegebehörden in einem besonderen Abschnitt (Part. VI., 
Nr. 32) vereinigten. Der Hauptanteil an den Ausgaben dieser Spezialbudgets 
für das ländliche Wegewesen entfiel aber auf die Distriktsräte, die nach der 
Absicht der bezüglichen Gesetzgebung überhaupt dazu bestimmt waren, die 
anderen Wegebehörden allmählich zu absorbieren. (S. die Tabelle der Spezial- 
budgets S. 296). 
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1. Distriktsbudget 



Städtische Distrikte 



Ländliche Distrikte 



Aasgaben 1896/1897, Pfd. St, bestritten aus 



Einnahm. 

ezd. 
Anleihen. 



Anleihen 



Zdb. 



Eüoaah. 
ezol. I 
Anleihen 



An- 
leihen 



Zus. 



Polizeimannschaften (ind. Pensionen) . . . . 

Schnlaufsiohts-Committees 

Elementamnterricht f. Blinde n. Taubstomme 

Technischer Unterricht 

öffentl Bibliotheken n. Maseen 

Hospitäler 

Friedhofe 

Infektionskrankheiten (Ges. 1889 n. 1890). . 
Veterinärwesen (Ges. von 1878 u. 1886) . • . 

NahrongsmittelkontroUe 

Abfuhrwesen 

Badeanstalten n. (in ländl. Distr.) and. sanitäre 

Veranstaltungen 

Entwässerungsanlagen (Kanalisation) 

Wasserwerke 

Gaswerke 

Elektrizitätswerke 

öffentliche Belenchtong 

Straßenwesen (ind. Spülung u. Beinigung) . 

Brficken u. Fähren 

Parks, Öffentliche Plätze, Erholongsanlagen . 

Straßenbahnen 

Schlachthäuser 

Märkte und Messen 

Docks, Ufer-, Ladeanlagen 

See- u. Wasserschutz 

Feuerlöschwesen 

Arbeiterwohnungen (Ges. TOn 1890) 

Parzellierungen 

Arbeiten zu Lasten yon Privatinteressenten . 
Für andere Offentl. Arbeiten u. Zwecke . . . 
Allgemeine Verwaltung: 

öffentliche Gebäude 

Gehälter u. Pensionen 

Sächliche Verwaltnngskosten 

Hechts- und Parlamentsprozeduren 

Wahlkosten 

Schuldenwesen : 

Tilgung , 

An Tilgungsfonds abgeführt 

Zinsen 

Sonstige Ausgaben 

Se.: Eigene Ausgaben 
[Außerdem : Unterhaltung yon Main Boads für 

Bechnun^ der Grafschaftsräte 

Zahlungen an andere LokalbehOrden] .... 



*) 



5 241 
7 382 

704 
64 799, 
25 275 
72 057 
10106 

6 123 
237 

78 



11677 

318 484 

179 256! 

839 049 

3 926 

304 434 

812 384' 

37 770 

37 957 

575 

3 227 

21006 

1736 

2 383 

41056 

185 

7 894 

132 345 

259 012 

30 761 

314 915 

137 000 

58 628 

18 855 

708 537 

50 866 

596 892 

9 566 



15 062 
5 894 

11990 
5 975 



3 893 

618 570 

222 559 

82 576 

39 398 

1805 

147 698 

14 518 

60193 

269 

3 428 

10 086 

175 

8 356 

3 278 

8 656 

2 780 

168 119 

51978 

55 920 



13 856 



5 241 

7 382 
704 

69 861 

21169 

84 047 

*) 16 081 

6123 

237 

78 

*) 

15 570 
937 054 
401 815 
421 625 

43 824 
306 239 
960 082 

52 288 

98150 

844 

6 655 
31092 

1911 
10 739 

44 334 

8 841 
10 674 

295 464 
310 990 



1743 — 



44 493 7 480 

2 456 2 053 

6 006 

55 

30140 

143U 

98 693 142 484 

64 584 82 116 



21334 
312 761 

3 

253 



277 



13 - 



558 

1568 

75 

3787 

13 666 

4 914 



1 

86 681l] 

314 915 

137 000 

72 484 

18 855 

708 537 

50 866 

596 892 

9 566:1 



155 948 

39 134 

16 201 

6 523 

102 300 

498 

76 870 

3 991 



971 

881 

748 

2 677 



1743 



51973 

4 509 

6 006 

55 

30140 

14 311 
241 177 
146 700 



21611 
12 761 

253 
13 



558 

2 539 

75 

4 668 

14 414 

7 591 



155 948 

39134 

16 201 

6 523 

102 300 

498 

76 870 

3 991 



4 622 378 1 552 032 6 174 410|722 875 239 687 962 562 



[440 774] 
[210 395] 



[54 876] 



1) S. das Spezialbndget von 124 städt Distriktsräten als Borial Boards unter E, 2. 

2) In der Sammelposition «für andere öffentL Arbdten n. Zwecke*^ enthalten, 
soweit nicht etwa mit den Ausgaben für Straßenreinignng verbunden. 

3) Vgl. das Spezialbndget der ländl. Distriktsräte als Wegebehörden unter E, 2 " 
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(xVoch: E. DiBtriktsräte) 

2 SpezialbudgetB 



Städtische 



Distrikts- 

rftte als 

Friedhofs- 

behOrden 



Ländliche WegebehOrden 



Landliche 

Distrikts 

rate 



Andere 

Wege- 

behOiden 



Zusammen 



Friedhofsanlagen n. saohl. Verwaltangskosten 
Unterhaltung und Verbesserung der Land- 
straßen (nicht Main Boads) >) 

Personelle Kosten 

Bechtsprozednren 

Schuldentilgung 

An Tilgungsfonds abgeführt 

Schuldsinsen 

Sonstige Ausgaben 

Se.: Ausgab, aus Einnahmen ohne Anleihen 
Ausgaben bestritten aus Anleihen 

(Gesamte eigene Ausgaben 

[Außerdem : 

Unterhaltung von Midn Boads und Brücken 
für Bechnung der Orafschaftsrftte . . . 

Zahlungen an andere Lokalbehörden] . . . 



13 868 



13246 

3 

13111 

450 

9 475 

140 



1 407 488 

90 298 
4194 
5134 

2 167 



212 503 

13 904 
348 
149 

53 



49 793 
5 457 



1 509 231 
7 006 



226 952 



55 250 



1 516 237 



[360 539] 
[8224] 



226 952 



[3 7861 
125] 



1619 941 

104 202 

4 537 

5 283 

2 220 



1 736 183 
7 006 



1743189 



[364 325] 
[8249] 



Werden die Summen der oben (unter E, 1) gegebenen Distrikts- 
budgets durch die vorstehenden Spezialrechnungen ergänzt, so er- 
geben sich für 1896/97 als gesamte eigene Ausgaben: 



der städtischen 
Distriktsrilte 

aus ordentlichen Einnabmen 4 672171 
aus Anleihen 1557 489 



der ländlichen Distriktsräte 
und der sie «rffänzenden 
Wegebehorden 

2 459 058 Pfd. St. 
246 693 „ 



Zusammen 6 229 660 



2 705 751 Pfd. St. 



Während bei den städtischen Distriktsräten das Verhältnis der 
aus Anleihen bestrittenen zu den Gesamtausgaben sich auf 25 Proz. 
der letzteren, also noch etwas höher als in den Budgets der Stadträte 
stellte, betrugen die Ausgaben aus Anleihen der ländlichen Distrikts- 
behörden nur 9 Proz. ihrer Gesamtausgaben. In den ländlichen Distrikten 
machen sich die in Bezirken von städtischer Entwickelung namentlich 
große außerordentliche Aufwendungen erheischenden Anlagen für Ent- 
wässerung, Kanalisation, Wasser- und Lichtversorgung weniger geltend, 
ebenso die zum Teil aus sanitären und hygienischen Anforderungen, zu 
einem bedeutenden Teil auch aus den Verkehrs- und Wohnbedürfhissen 
hervorgehenden Änderungen resp. Neuanlagen, welche unter der Bezeich- 
nung der Private Improvement Works möglichst den betreffenden Privat- 



iv Das ist Gesamtausgabe für Straßen und Brücken einsdil. Main Roads, ab- 
züglich des für diese von den Grafschaften geleisteten Ersatzes, der oben unter 
«^außerdem'' angegeben ist 
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Interessenten zur Last gelegt werden. Wo dergleichen Bedürfiiisse sich 
auf dem Lande geltend machen, treten f&r deren Befriedigung hänfig be- 
sondere Committees oder Boards ein, welche die betreffenden Interessenten- 
kreise zu speziellen JSelbstverwaltungskörpem vereinigen, deren Um- 
fang sich ebensowenig mit den Distrikts- wie mit einzelnen Ortsbezirken 
zu decken braucht 

Gewisse Gemeinbedürfnisse bleiben aber mehr oder weniger immer 
rein lokaler Natur, und zu deren Befriedigung sind die ländlichen 
Parishes durch die Gesetzgebung von 1894 als Ortskommunen neu 
konstituiert worden, deren Ausgaben daher nachstehend die Reihe der 
hier der spezielleren Orientierung wegen wiedergegebenen englischen 
Kommunalbudgets beschließen mögen. Durch jenes Lokalgesetz sind 
die Parishes einmal generell zu Aufwendungen für gewisse Zwecke 
neben den allgemeinen Verwaltungskosten ermächtigt und haben ihre 
Councils außerdem die Befugnis erhalten, durch Adoptierung gewisser 
Spezialgesetze (Burial, Lighting and Watching, Baths and Washhouses, 
Public Libraries, Public Improvements Acts) an Stelle von in diesen 
vorgesehenen Spezialbehörden in Funktion zu treten. Das hat verwal- 
tungstechnisch dazu geführt, daß auch die Pai*ishes neben einem all- 
gemeinen Budget (general account) besondere Rechnungen je nach den 
von ihnen angenommenen Spezialgesetzen führen, so daß Ausgaben für 
das Feuerlöschwesen teils in den General-, teils in den Spezialrech- 
nungen nach dem Lighting and Watching Act figurieren und ebenso die 
Schuldlasten sich auf jene wie auf die Spezialbudgets für das Fried- 
hofs- und das Beleuchtungs- und Sicherheitswesen verteilen. Die fol- 
gende Übersicht zeigt die nicht aus Anleihen bestrittenen Ausgaben 
von 13093 Parishes gesondert in die des General Account und der 
nach den verschiedenen Gegenständen sich unterscheidenden Spezial- 

rechnungen. 

(S. Tabelle: F. PaiisheB, S. 298.) 

Bei diesem Ausgabenbudget der Parishes ist nicht zu übersehen, daß es 
diese neuen Ortsgemeindekörpersehaften noch im Anfangsstadium ihrer 
Entwickelung zeigt, daher die relativ geringe Höhe der Oeeamtatiagaben, wie 
andererseits der verhältnismäßig hohe Prozentsatz der allgemeinen Verwaltungs- 
kosten (personelle, sächliche und konstitutionelle Kosten zusammen). Deutiich 
treten aber unter den Ausgabepositionen diejenigen Momente hervor, welche 
in der nächsten weiteren Entwickelung der Parishes von hauptsächlicher Be- 
deutung sein dürften: Beleuchtungs- und Sicherheitswesen, Friedhöfe, in ge- 
ringerem Grade die Lokalkommui^ationen, und sodann, im Unterschiede von 

1) Unter 132 345 Pfd. Sterl. an ordentUchen Ausgaben der städtischen Distrikts- 
läte fär Private Improvement Works waren 103 416 Pfd. Steri. ftlr Straßenanlagen 
und 28 989 Pfd. Sterl. für andere derartige Arbeiten. Über die Frage der Vorbelastung 
der Interessenten vgl. auch HauiQabten, Die kommunale Besteuerung des unver- 
dienten Wertzuwachses in England, Stuttgart 1899. 
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F. Parishes (Meetings und CounoUs). 



Ausgaben für 



Ausgaben 1896/97, Pfd. St., bestritten au» 



Einnahmen ausschl. 
Anleihen ^ 



General- | »P^f '■ 
1 recn- 



Anleihen 



Zusammen 



Beamtengehilter 

Sächliche Yerwaltungskosten (einsohl. Ge- 
bäude) 

Gemeindeversammlungen , Wählerlisten , 
Wahlen 

Parzellierungen (AUotments) 

FuC- und Biohtwege '. 

Feuerlöschwesen 

Öffentl. Beleuchtung 

Friedhöfe 

Bäder und Waschhäuser 

Öffentliche Bibliotheken 

Public Improvements 

Schuldenwesen : 

Tilgung 

An Tilgungsfonds abgeführt 

Zinsen , 

Sonstige Ausgaben 



Se : Eigene Ausgaben \' 




6 160 

24 354 

213ST 

25 136 
12 478 

5 968 

42 608 

24 007 

24 

454 

207 



(Außerdem Zahlungen an andere Lokalbe- 
behörden 

den städischen und den Distriktsbehörden, die Parzellierungen, während die 
in ländlichen Gemeinden anderer Länder vielfach drückend empfundenen Wege-, 
Armen- und Schuliasten in England überhaupt leistungsfälligeren Verbänden 
vorbehalten sind. Durch jene in den Parishes sich vorzugsweise geltend 
machenden Bedürfnisse werden dieselben zugleich dazu gedrängt, nicht bei 
der elementaren Organisationsform mit einer bloßen Gemeindeversammlung 
stehen zu bleiben, sondern die ausgebildetere Form mit einer erwählten Ge- 
meindevertretung anzunehmen, wie denn im Jahre 1896/97 von den 183 634 Pfd^ 
Sterl. an ordentlichen Gesamtausgaben der Parishes 182199 Pfd. Sterl. auf 
Parish Councils und nur 1435 Pfd. Sterl. auf Meetings entfielen. 

Nachdem im Vorstehenden die Ausgabenbudgets der wichtigeren 
Lokalbehörden Englands, d. h. derjenigen Lokalorganisationen im Ein- 
zelnen vorgeführt sind, welche — abgesehen von den nach 1896/97 
umgestalteten Londoner -7 nach Gestaltung und Mannigfaltigkeit ihrer 
Aufgaben am meisten den Anspruch auf die Bezeichnung von Korn- 



1) Für Verwaltongs- und Versammlungslokale (Parish rooms und Vestiy halls). 

2) Für Erholungsanlagen (recreation grounds). 

3) Außer 17 Pfd. Sterl. Tilgung und 7 Pfd. Sterl. Zinsen nach dem Lighting and 
Watching Act im übrigen nur für das Fried hofswesen. 
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munalkörperschaften analog denen anderer Staaten haben, so ist nun- 
mehr der Versuch zu machen, aus der Vielheit dieser und der daneben 
noch existierenden Ausgabenbudgets der Lokalbehörden der Metropole 
und der zahlreichen Spezialbehörden ein Gesamtbild der Kommunal- 
ausgaben Englands an der Hand einer Gliederung derselben nach 
Ausgabezwecken zu gestalten. 

Derartige rückblickende Zusammenstellungen je für die letzten 
fünf und neuerdings auch für zwei weitere bis 1884/85 zurückliegende 
Jahre finden sich für das Gesamt der Lokalbehörden in den jähr- 
lichen Summaries der Local Taxation Returns vor, nach denen die 
unten S. 302 folgende Tabelle 5 für die Jahre 1884/85, 1888/89, 
1893/94, 1896/97 und 1902/03 aufgestellt ist. Abgesehen davon, daß 
diese rückschauenden Zusammenstellungen die einzelnen Ausgaben- 
zwecke in regelloser Reihenfolge aufzählen — in der Tabelle 5 sind 
die Positionen in eine der zunächst folgenden Tabelle 4 a entsprechende 
Reihenfolge gebracht — , enthalten dieselben einerseits aber auch zwei 
sehr große Sammelpositionen, von denen namentlich die erste unter 
dem Titel „für andere öffentliche Arbeiten und Aufwendungen". Aus- 
gaben der verschiedensten Art in einer verhältnißmäßig hohen Summe 
zusammenfaßt, und sind andererseits die Ausgaben der Spezialbehörden 
nicht in ganz gleichmäßiger Weise behandelt, insofern z. B. von denen 
für das Annenwesen die allgemeinen Verwaltungskosten ausgeschlossen 
werden, während analoge Ausgaben der School Boards unter dem Aus- 
gabentitel für das Schulwesen mit enthalten sind. Indessen darf 
nicht übersehen werden, daß bei derartigen Zusammenstellungen für 
eine Reihe rückwärts liegender Jahre infolge der inzwischen ein- 
getretenen Veränderungen in der Organisation der Lokalverwaltung 
notgedrungen von einer zu eingehenden Spezialisierung abgesehen werden 
muß. Dagegen zeigen in den jüngsten Returns je für das Berichts- 
jahr zwei Übersichten die nicht aus Anleihen und die aus solchen bestrit- 
tenen Ausgaben unter eingehender Detaillierung der Ausgabenzwecke 
in Kombination mit den Kategorien der Lokalbehörden, von welchen 
die Ausgaben gemacht werden. Zwei weitere Übersichten geben, als 
Ergänzung zu der über die nicht aus Anleihen gemachten Ausgaben, 
zugleich an, wie die von den einzelnen Behördenkategorien für Schul- 
dentilgung und -Zinsen aufgewendeten Summen sich auf die einzelnen 
Ausgabenzwecke verteilen. Eine fünfte Übersicht zeigt sodann den 
Stand der Verschuldung der Lokalkörperschaften nach Behördenkate- 
gorien und wiederum nach Aufwandzwecken. 

Nach diesen offiziellen Quellen stellen wir über die Lokalausgaben 
des Jahres 1902/03 die Tabellen 4 a (s. die Anlage) und 4b (s. Tabelle 
S. 300), sodann die rückblickende Tabelle 5 (S. 302) zusammen. 
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4b. Die aas Anleihen bestrittenen Ausgaben 

ihrer Verteilung auf die 



Auagabezweoke 



(«iniehl 

London 

aty) 



Armen- and Irrenwesen: 

Armenanatalten n. -Verwaltongslokale 

Irrenanstalten 

zusammen 

Bildungswesen : 

Schulen u. Tumanstalten 

Bibliotheken, Museen und Schools of Sdenoe 

and Art 

zusammen 

Gesundheitswesen : 

Hospitäler, Qenesungs- u. Trinkerheime . . . 

Friedhofsanlagen 

Anlagen sur Beseitigung der Ablallstoffe . . . 
Kanalisation u. Anlagen zur Fakalienbeseitigung 

Badeanstalten u. Waschhäuser 

zusammen 

Wirtsohaftspflege, WohUahrts- u. sozialpolitische 

Einrichtungen. : 

Straßenbau 

Brücken, F&hren u. Tunnelbauten 

Öffentliche Beleuchtung 

Parks, öffentl. Platze u. Erholungsanlagen . . 

Elektrizitätswerke , 

Oaswerke 

Wasserwerke 

Marktanstalten 

Schlachthäuser 

Hafen-, Dock-, Quaianlagen 

Straßenbahnen und Kleinbahnen 

Feuerlöschwesen 

Landdralnagen, Wasserschutzbauten 

Arbeiterwohnungen, kleine Ansiedelungen . . . 
Arbeiten auf Grund spez. Beiträge (Private 

Improvement Works) 

zusammen 

Polizeistationen u. Arrestlokale 

Off'entliche Gebäude u. Verwaltungslokale . . . 

Parlamentarische Prozeduren 

Korporationseigentum u. Telephonanla^en .... 

Sonstige, nicht spezialisierte Zwecke 

Summe 



Ov«r- 



Armen- 
behOrden 
(einschl. 
London) 



Metropole : 
Onfsenafts- 
rat, Polizei- 
distrikt, 
Boroogh 
Oonoo. Q- 
Corporation 
von London 



1 795 852 
1795862 



360 258 



360258 



Graf. 

Schaftsräte 

(ausschl. 

London) 



96S67 786 116 
96367 786116 



9169 



2 051 

10 101 
12152 



9 437 

54 

81476 

184 871 

65 652 

341490 



3 071113 
282 454 

148 417 
550 998 



340 837 



722 066 
74 423 

106 183 



5296491 



73 537 



77 666 



23 429 



23429 



5 680 



5680 



19 571 
65 914 

19 854 



31881 
2 853 

140023 
62 078 
15 100 

14 874 



I — I 2 165 278 ; 5 897 703 j 1 047 300 
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i. J. 1902/03 nach Ausgabezwecken und nach 
wichtigeren Lokalbehörden (in Pfd. Sterl.). 



Stadträte 






Land- 








(aassohl. 


London) 


Councils 

der 

stfidt 

Distrikte 


Councils 

der 

Iftndl. 

Distrikte 


gemein- 

den 
(Parish 
Connoils 

nnd 
-Mee- 
tings) 


Sohool 
Boards 

(einsohl. 

London) 


Andere 
Spezial- 
bebOrden 




Stadtgraf- 
sohaften 


andere 
StSdte 


Zusammen 








— 








1 795 852 


233 987 


7 774 


— 




— 


— 


— 


1 124 244 


233987 


7774: 


■— 


— 


— 


— 


— 


2920096 


98 831 


58 427 


13 888 


— 


— 


2 312 051 


— 


2 508 677 


67 824 


19 095 


8 505 


— 


— 


— 


— 


105 525 


166 655 


77522 


22393 


— 


— 


2312051 


— 


2614202 

< 


246 983 


28 945 


109 594 


23 454' 




__ 


156 543 


940 894 


49 435 


28 767 


82 670 


4 008 


17 3W 


— 


27 906 


210 234 


162 161 


56 038 


80 830 


— 


— 


— 


— 


380 505 


653 755 


316 576 


897 331 


358 143 


— 


— 


91935 


2 502 611 


93 475 


17 050 


64 860 


— 


— 


— 


— 


241 037 


1205809 


447376 


1235285 


385605 


17394 




276384 


4275281 


2 310 365 


379 795 


397 239 


50 677 








6 228 760 


25 199 


12 117 


19 909 


3 511 


— 


— 


300 


409 4Q4 


2 156 


369 


2 075 


990 


661 


— 


— 


6 251 


416 875 


95 043 


122 346 


1755 


250 


— 


— 


804 540 


2 530 520 


523 325 


556 951 


— 


— 


— 


— 


4 161 794 


653 529 


109 137 


180 897 


— 


— 


— 


12 169 


955 732 


2 054 315 


505 681 


506 592 


185 692 


— 


— 


1 052 679 


4 304 959 


120 940 


18 204 


42 663 


— 


— 


— 


— 


522 644 


20 440 


194 


7 601 


— 


— 


— 


— 


28 235 






7 637 








— 


1 501 978 


1509 615 


3 495 391 


288 348 


266 143 


— 


— 


— 


— 


4 803 779 


103 170 


13213 


27 284 


196 


562 


— 


— 


218 84a 


1040 


39 863 


16 675 


— 


— 


— 


9 659 


70 090 


446 345 


43 610 


85178 


1081 


34 


— 


— 


682 431 


46 263 


54 477 


263 410 


28 592 


— 


— 


— 


392 742 


12226548 


2083376 


2502600 


272494 


1507 


— 


2576 785 


25099824 


131 169 


862 


— 


— 


— 


- 


— 


194 109 


107 984 


93 544 


85156 


4 902 


6 431 








386 604 


32 733 


10 061 


12 079 




— 


— 


— 


54 873 


40 870 


21425 




— 


— 





— 


62 29& 


110 661 


121 228 


58 908 


7 356 


— 


— 


79 053 


478 914 


14 256 366 


2 863 168 


3 916 421 


670 357 


25 332 


2 312 051 


2 932 222 


36 086 19S 
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5. Die Ausgaben der Lokalverwaltungsbehörden von Eng- 
in den Jahren 1884/85, 188889,, 1893/94, 



Ausgaben zwecke 



Ausgaben 1884/86 



Ausgaben 1888/89 



aus Ein- 
nahmen 
ausschl. 
Anleihen 



aus 
Anleihen 



zusammen 



aus Ein- 
nahme u 
auaschl. 
Anleiben 



aus 
Anleihen 



zusammen 



Schuldlasten (Zinsen, Tilgung 
u. Zahlung, an Tilgungsfonds) 

Polizeikosten (pers., sAohl. und 
Pensionsfonds) 

Kriminalverfolgungen und Qe- 
fangenentransporte 

Armenpflege (einschl. Besoldung 
des Beamtenpersonals) .... 

Irrenpflege und Irrenanstalten 

Schulwesen (einschl.Turnanst. u. 
Besserungsschulen) ') 

Bibliotheken und Museen . . . 

Hospitäler 

Friedhofswesen 

Veterinärwesen 

Kanalisation u. Fäkalienbeseit. 

Badeanstalten u. Waschhäuser 

Straßenwesenfeinschl.Beiniguog 
und Besprengung) 

Brücken y Fähren und Unter- 
tunnelungen 

Parks, öff*. Plätze, Erholungsanl. 

öffentliche Beleuchtung .... 

Elektrizitätswerke*) 

(Gaswerke 

Wasserwerke 

Marktwesen 

Sohlachthäuser 

Hafen-, Dock-, Quai-, Pieranl. 

Straßenbahnen u. Beteiligung 
an Kleinbahnen 

Feuerlöschwesen 

Landdrainagen u. Wasserschutz 

Arbeiten auf Grund spez. Bei- 
träge (Priv. Improvements) . 

Arbeiterwohnungen 3) 

Kleine Ansiedelungen (Allot- 
ments, Small Holdings) . . . 

öffentl Gebäude u. Amtslokale 

Sächliche Verwaltungskosten der 
allgem. Verwaltg 

Besoldungen und Pensionen der 
allgem. Verwaltg. ...... 

Gerichtskosten und parlament. 
Prozeduren 

Sonst Offen tl. Arb u. Zwecke 
Summe 



9878531 


— 


9878531 

1 


11163803 


— 


11163803 


3487933 


29727 


3517660 


3892949 


91054 


8984003 


199799 


— 


199799 


215465 


— 


215465 


6801656 
1469843 


553837 
260858 


7355493 
1730701 


6599222 
1493265 


322997 
178771 


6922 219 
1672086 


3190851 
140499 
112828 
237 948 

916671 
117426 


1389861 
21322 
48815 
96426 

985385 
40621 


4580712 
161821 
161643 
834874 

1902056 
158047 


3863438 
179658 
163924 
243650 
142 517 
879848 
130230 


715577 
28162 
73580 

134778 

902 783 
79712 


4579015 
207820 
237 504 
378428 
142517 

1782631 
209942 


5489166 


2 399688 


7838854 


5681607 


740480 


6422 087 


193144 
144992 
867083 


230105 
92200 


423249 
237 192 
867083 


379844 
207760 
909200 


206007 
271760 


585851 
479 520 
909200 


1 2429148 

1 792624 

250048 

1181023 


567690 

1231598 

76392 

1401132 


2996838 

2024222 

326440 

2582155 


2627416 

864614 

294027 

14680 

1111413 


242517 

1493470 

68965 

4897 

528551 


2869933 

2358084 

357 992 

19077 

1639964 


16117 
205918 
260229 


108517 
16340 
99660 


124634 
222258 
859889 


29 096 
206162 
235797 


81952 
63671 
78242 


61063 
269 83S 
314039 


512 515 
105989 


148910 
39557 


656425 
145546 


536261 
23955 


226968 
74967 


763224 
98922 


171011 


170773 


841784 


1 

208428 


237 180 


445608 


389 872 


— 


389872 


441840 


— 


441840 


[4541040 

i 


440749 


4981789 


1 527 575 

119148 
2695341 


*) 203 096 


1527 575 

119143 
2897437 


144053904 


10445168 


544990671 


47 082128 


6994632 


54076760 



1) Steigerung der Ausgaben nach Aufhebung dee Schulgeldes durch Education Act 1 890* 
2) Zum erstenmal unter den Ausgaben der engl. Lokalverwaltung 1890/91 mit 14 057 Pfd* 
Stcrl. 3) Steigerung der Ausgaben infolge Housing of the Working Classes Act 1890» 
4) Darunter 2913 Pfd Sterl. für Allotments. 5) Davon 1 493500 Pfd. Sterl. als Jahresrate einer 
der Manchester Schiffahrts-Canal-Compagnie bewilligten Subvention, welche in 4 Raten, in 
den Jahren 1890/91 bis 1894/95, in einer Gesamthöhe von 5 Mill. Pfd. Sterl. gezahlt wurde. 
6) Darunter für Beseitigung der Abfallstoffe 1896/97: 931472, 1902/03: 2014966 Pfd. Sterl.; 
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land and Wales nach den wichtigeren Zweckbestimmungen 
1896/97 und 1902/03 (in Pfd. Sterl.), 



Aufgaben 1893/94 


Ausgaben 1696/97 ,1 


Ausgaben 1902/08 


aoB Ein- 
nahmen 
ausichl. 

Anleihen 


aas 
Anleihen 


znaammen 


ans Ein- 
nahmen 
aassohl. 

Anleihen 


ans 
Anleihen 


zusammen 


aus Ein- 
nahmen 
ausschl. 

Anleihen 


aus 
Anleihen 


zusammen 


12396829 


— 


12396829 


13758838 


— 


13758883 


20287264 


— 


20287 264 


4675625 


73788 


4749408 


4825728 


72160 


4897 888 


5720088 


194109 


5914147 


220128 


— 


220128 


206815 


— 


206815 


170882 


— 


170882 


7580288 
1880880 


703772 
418767 


8284010 
2249605 


7996683 
1950980 


848909 
655086 


8840592 
2606066 


9646440 
2779759 


1795852 
1124244 


11442292 
8904008 


5911285 

811107 

471229 

806913 

43908 

1849586 
2128H2 


1578055 
109804 
155478 
156263 

1510292 
164612 


7489290 

420911 

626702 

463176 

48903 

2859878 
377444 


7466758 

365276 

448264 

348229 

41420 

1434306 
246461 


2423571 

41821 

181545 

88684 

1857 860 
224718 


9890329 

406597 

629809 

436913 

41420 

8292166 
471 179 


10816088 

478552 

1602584 

409511 

47639 

1961702 

398908 


2508677 
105525 
940894 
210284 

2502611 
241037 


18324715 

579077 

2543478 

619745 

47639 

8464318 

634945 


7895679 


1278821 


8674500 


7742285 


1825087 


9067822 


9955581 


6228760 


16184341 


321689 

871488 

1097 888 

87 514 

8698514 

1098622 

821712 

24590 

1868099 


181267 
497 550 

5782 

445645 

796826 

1720969 

101739 

5511 
680474 


452956 

869038 
1103565 

483159 
4495340 
2 814591 

428451 

30101 

1998573 


199315 

442966 
1215616 

177 842 
3758205 
1192180 

850308 

21750 

1614588 


88896 

183408 

9780 

1087281 

641515 

1395621 

172838 

9448 

592550 


287 711 

626874 

1225896 

1265073 

4394720 

2487751 

523146 

81198 

2207138 


278751 

707 543 
1992845 

929701 
5381018 
1725075 

444029 

29285 

1889235 


^) 409404 

804540 

6251 

4161794 

955732 

4304959 

522644 

28235 

1509615 


688155 
1512083 
1999096 
5091495 
6836750 
6080084 

966673 

57520 

8898850 


61063 
285851 
272727 


211190 

106174 

56275 


272253 
392025 
329002 


160786 
324655 
284554 


144074 
92273 
53559 


804810 
416928 
838113 


2417711 
475293 
300817 


«)4 808 779 

218848 

70090 


7221490 
694141 
870907 


852 728 
27661 


241116 
231887 


1093839 
259548 


810811 
33076 


211703 
276892 


1022514 
809468 


1465225 
96596 


892742 
651920 


1857967 
748516 


10952 
229176 


14082 
264701 


25084 

498877 


50969 
278240 


8895 
1 289866 


59864 

518106 

■ 


50128 
500588 


80511 
886604 


80684 
887 157 


582471 


— 


582471 


668 741 




668741 


927498 


— 


927498 


1810418 


— 


1810418 


2081768 


1 


2081768 


3164133 


— 


8164133 


142 597 
8 586259 


»)2 342 899 


142597 
5929158 


195541 
«)4 076 610 


1 

i 870872 


195541 
4967482 


355889 
h5 486327 


54878 

8) 793526 


855889 
6279853 


58852 596 


18958679 


728062751 


64710459 


13811812 


78522271 


192882545 


36086198 


128968743 



Pockenimpfang 1896/97: 97 819, 1902/08: 470 287 Pfd. Sterl. (Erhöhung 1899); Sanitätapolizei 
(Meldewesen und Vorbeugungsmaßregeln 189 697: 76269. 1902/08: 188201 Pfd. Sterl. ; Personen- 
standsregister 1896/97: 95115,1902/03: 97 111 Pfd. Sterl.; Wählerlisten und Wahlkosten 1896/97: 
845745, 1902/03: 314582 Pfd Sterl.; Einschätzung 1896/97: 127259, 1902/08: 167882 Pfd. Sterl. 
7) Davon 205 740 Pfd. Sterl. für den Themsetunnel. 8) Davon 128188 Pfd. Sterl. zur Beteiligung 
an Kleinbahnuntemehmungen. 9) Davon 880505 Pfd. Sterl. für Anlagen zur Ablagerung 
und Vernichtung der Abfallstoffe. 
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Die Tabellen 4 a und 4 b machen die Aasgabenzwecke und zu- 
gleich, entsprechend den im § 1 dieses Kapitels hervorgehobenen 
Gesichtspunkten, die Beteiligung der wichtigeren Kategorien der Kom- 
munalkörperschaflen an den einzelnen Ausgabenzwecken i. J. 1902/05 
ersichtlich wie ebenso die im Vorangehenden nicht besonders behandelten 
Budgets der Behörden der Metropole und der Spezialbehörden, von 
welchen letzteren die Armenbehörden und die School Boards wegen 
ihrer allgemeinen Bedeutung besonders hervorzuheben sind. Die in 
der Spalte 2 der Tabelle 4 a gleichfalls besonders aufgeführten Aus- 
gaben der Overseers stellen, woran hier erinnert sei, in ihrer großen 
unter dem Titel „Allgemeine Verwaltung" gegebenen Summe ge- 
wissermaßen die Veranlagungs- und Hebekosten der Lokalsteuern dar; 
dieselben waren früher, was wegen der Vergleichbarkeit der Zahlen 
bemerkt werden muß, in den allgemeinen Verwaltungskosten der 
Boards of Guardians einbegriffen, zu denen sie allerdings nicht 
mehr zu rechnen sind, nachdem die Kompetenzen der Overseers mehr 
und mehr auf die Councils der Städte, städtischen Distrikte und 
der ländlichen Parishes übergegangen und die Overseers selbst 
damit wieder zu eigentlichen Funktionären der Ortsgemeinden ge- 
worden sind. 

Wenn außerdem in den Tabellen 4 a und 4 b versucht worden ist, die 
einzelnen Ausgabenzwecke in größere Gruppen zusammenzufassen, so sei 
doch hervorgehoben, daß dies hauptsächlich einer Erleichterung des Über- 
blicks dienen, im übrigen soll dabei aber nicht verkannt werden, daß 
solche Gruppierung der, vielfach unter mehrere Gterichtspunkte fallen- 
den, kommunalen Tätigkeiten in systematischer Beziehung nur einen 
bedingten Wert haben kann; beispielsweise ließen sich bezüg- 
lich der Wasserwerke ebensowohl Gründe geltend machen, nach 
denen dieselben unter die Rubrik „(Gesundheitswesen" zu bringen wären, 
wie sie hier aus speziell finanziellen Gesichtspunkten der Abteilung 
„Wirtschaftspflege und gemeinnützige Unternehmungen" eingereiht 
sind; ähnlich könnte das Feuerlöschwesen statt in der letztgenannten 
Ausgabengruppe allenfalls auch unter dem Titel ^Sicherheitspflege" 
untergebracht, Schlachthöfe ebensowohl dem Gesundheitswesen wie 
den wirtschaftlichen Unternehmungen zugerechnet werden, u. a. m. 

In der Tabelle 5 mußten, wie schon oben S. 299 angedeutet wurde, 
eine Anzahl der in den beiden Tabellen 4 spezialisierten Ausgaben- 
zwecke in einer Sammelposition zusammengefaßt werden; immerhin wird 
durch jene Tabelle für alle wichtigerenKommunalausgabenzweigesowiefür 
einige die englische Lokalverwaltung besonders charakterisierende Ver- 
waltungsaufgaben ein vergleichender Rückblick bis 1 884/85 ermöglicht 

Die obigen Tabellen 4a und 4b ergänzen mit ihren Kolumnen, 
welche die Ausgaben der Behörden der Metropole, der Schulboards 
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und der sonstigen Spezialbehörden enthalten, das Bild, welches in den 
Tabellen 3A bis 3F von den Aasgabenbudgets der anderen Lokal- 
verwaltungen entworfen ist. Hiemach ergibt sich folgende Verteilung 
der gesamten Lokalausgaben von England und Wales auf die ver- 
schiedenen Arten von Kommunal- bezw. Lokalbehörden: 



Es entfielen in Prozenten 



yon den nicht 
aus Anleihen 
gedeckten Aus- 
gaben 



1 896/97 I 190 2/3 



yon den Aus- 
gaben aus An- 
leihen 



1896/97 I 1902/3|| 1896 97 



Ton den Ge- 
samtausgaben 



1902/3 



auf die Overseers 

auf die Annenbehörden (sämtliche) 

auf die Grafschaftsrftte (aussohl. London) 

auf die Behörden der Metropole (ausschl 

Armen>, Schul- und anderer Special 

behörden) 

auf die Stadträte (ausschl. London) 
auf die städtischen Distriktsräte . . 
auf die ländlichen Distriktsräte . . 
auf die Landgemeinden (Parishes) . 
auf die Schulbehörden (sämtliche) 
auf die sonstigen Spesialbefaörden . 



18.2 
7.8 



U.9 
32.1 
7.2 
8.8 
0.3 
12.1 
6.4 



0.7 
15.8 

7.2 



11.8 

35.3 

8.0 

d.e 

0.2 

12.0 

5.3 



6.1 
4.1 



6.0 I 
2.0 



10.« 

41.7 

11.3 

1.^ 

0.1 

16.7 

8.0 



16.8 
47.4 

10.9 
1.9 
Ol 
6.4 
8.1 



16.1 

7.3 



11.7 

33.8 

7.9 

3.4 

0.8 

12.9 

6.« 



0.6 
13.1 
6.0 



13.1 

38.7 

8.8 

3.1 

0.2 

10.4 

6.1 



100 



100 II 100 ; 100 



100 



100 



Wenn oben im Anschluß an die Tabelle 2 bemerkt werden mußte, 
daß sich ein zahlenmäßig ganz genaues Bild von der Verteilung 
der englischen Lokaläusgaben auf die Städte und das 
platte Land, neben denen der Grafschaften als Eommunalkörpern 
höherer Ordnung, nicht gewinnen läßt, so wird aus den vorstehenden 
Verhältniszahlen doch ersichtlich, daß weit über die Hälfte aller Lokal- 
ausgaben auf die Bezirke mit städtischer Eonglomeration der Bevölkerung 
entfällt, und läßt sich nunmehr an der Hand der Tabellen 2 und 4a 
der Versuch machen, die Gesamtaufwendungen jener annähernd zu 
berechnen. Die Stadträte, die Councils der städtischen Distrikte und 
die Behörden der Metropole — sämtlich ohne die bezüglichen Armen-, 
Schul- und sonstigen Spezialbehörden — hatten nach den vorstehenden, 
auf Grund der Tab. 4a berechneten Verhältniszahlen 1902/03 von den 
nicht aus Anleihen gedeckten Lokalausgaben 55.1 (1896/97 : 51.2) Proz., 
von den Ausgaben aus Anleihen 74.6 (1896/97 : 63.2) Proz. und von den 
Gesamtausgaben der Lokalverwaltungen 60.6 (1896/97 : 53.4) Proz. zu 
tragen. Dieser Anteil an den gesamten Ausgaben belief sich in ab- 
soluter Summe (Tab. 4a Sp. 4, 6, 7 u. 8) 1902/3 auf 78.1 Mill. Pfd.Sterl. 
Dazu sind des weiteren zu rechnen: 
1. Die Ausgaben der verschiedenen hauptstäd- 
tischen Spezialbehörden (Tab. 2, Summe la, 
minus Tab. 4a, Sp. 4) 9.2 „ „ „ 

y. Kaufmanh, EommoDalfinAnzen. 20 
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2. Die Ausgaben der städtischen Spezialbehörden 

(Tab. 2, Summe Ib, minus Tab. 4a, Sp. 6, 7, 8) lU MilL Pfd.SterL 

3. Ein Anteil der Städte und städtischen 
Distrikte (ausschl. London) an den Ausgaben 
der Armenbehörden und Overseei'S (Tab. 4a, 
Sp. 2 u. 3); dieser Anteil beträgt für die 
Metropole 34 Proz,; wird der Anteil der 
übrigen Städte und städtischen Distrikte auf 
nur rund 30 Proz. geschätzt, so sind für 

denselben in runder Summe anzusetzen . . 5.0 „ „ „ 

4. Von den Ausgaben der sonstigen in der Tabelle 2 
unter 3 aufgeführten gemischt städtischen und 
ländlichen Verwaltungen — abgesehen von 
den Grafschaftsräten — kommen hauptsächlich 
noch die der School Boards, der Irrenanstalten, 
des Londoner Polizeidistrikts für die außer- 
halb der Grafschaft London gelegenen Vororte 
und der Joint Boards und -Committees für ver- 
schiedene Zwecke (ausschl. Friedhofswesen) in 
Betracht, mit zus. 1902/3 : 6243 166 Pfd. Steri. 
Ausgaben; von diesen werden, zumal wir die 
übrigen Spezialbehörden dieser Rubrik der 
Tabelle 2 außer Betracht lassen, etwa 50 Proz. 
als Anteil der Städte und städtischen Distrikte 

in Ansatz zu bringen sein, gleich rund . . . 3.1 „ „ » 
Das ergibt für 1902/3 eine Summe von rund 1 06.6 Mill. Pfd. Steri., 
auf die sich annähernd die Ausgaben der englischen Lokalverwaltung 
für die Bezirke mit städtischer BevOlkerungskonglomeration, ab- 
gesehen von den Ausgaben der Grafschaftsräte außerhalb Londons, 
berechnen lassen. 

Sonach würden von den 1902/03: 128.97 Mill. Pfd. SterL (Gesamtaus- 
gaben der englischen Lokal Verwaltungen : rund 106.6 Mill. Pfd. Steri. 
— 82.7 Proz. auf die Verwaltungen städtischen Charakters, 7.8 MilL Pfd. 
Steri. — 6 Proz. auf die Verwaltungsgrafschaften (ausschl London) 
und rund 14.6 Mill. Pfd. Steri. oder U^ Proz. auf die ländliche 
Lokalverwaltung in Anrechnung zu bringen sein.^) 

1) Eine der obigen analoge Berechnung für 1896/97, bei der die nor schätzungs- 
weise einzustellenden Faktoren allerdings noch einen etwas breiteren Spielraum an- 
nehmen (vgl. Tab. 2 auf S. 280), ergibt eine Verteilung der damaligen 78 Mill. Pfd. 
Steri. Gesamtausgaben zu etwa 75 Proz. auf die städtischen Verwaltungen, 7.& Proz. 
auf die Grafschaftsräte und etwa 17 Proz. auf die ländliche Lokal Verwaltung, 
was einigermaßen noch der Verteilung der Bevölkerung auf die städtischen und 
ländlichen Sanitätsdistrikte nach der Zählung von 1891 entsprach; vgl. oben S. 269 
Anm. 1. 
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Die Pro-Kopf- Quote der englischen Lokalausgaben ist oben 
S. 278 far 1902/3 auf 78.17 (1896/97 : 51.12 Mark), und zwar auf 
56.30 (1896/97:42.13) Mark für die nicht aus Anleihen und auf 21.87 
(8.99) Mark für die aus Anleihen bestrittenen Ausgaben berechnet worden; 
dieselbe verteilt sich auf die in der Tabelle 4a gebildeten Gruppen 
von Ausgabenzwecken wie folgt: 

Pro Kopf der Bevölkerung wurden verausgabt in Mark 



für 



aus den Ein- 

uahmen ohne 

ADleihen 



aus Anleihe- 
mitteln 



zusammen 



1896/97 |l902/3i; 1896/97 



i902/3|| 1896/67 | 1902/8 



das Sohuldenwesen 

das Armen- und Irrenwesen 

das Bildungswesen 

das Gesundheitswesen 

Wirtschaftspflege und gemeinnützige 
Unternehmungen 

sonstige Offentl. Arbeiten und Zwecke ^) 

die Offentl. Sicherheit und die Justiz- 
verwaltung 

die aUgemeine Verwaltung 

Zusammen 



8.96 
6.48 
4.82 
2.38 

12.6J 



8.27 
8.60 



12.29 
7.63 
6.84 
4.29 

17.12 
0.36 

8.76 
4.12 



0.97 
1.61 
1.64 

4.44 



0.06 
0.38 



1.77 
1 68 
2.69 

15.21 
0.20 

0.12 
0.31 



8.96 
7.46 
6 48 
8.92 

17.06 



8.22 
8.98 



12.29 
9.30 
8.42 
6.88 

82.33 
0.64 

8.88 
4.43 



42.13 



56 30l 8.09 21.87 61.12 



78.17 



In prozentaler Verteilung entfielen: 



auf 



yon den nicht I 
aus Anleihen 
bestrittenen 
Ausgaben 



1896/97 1902/8,1 



Yon den Aus- 
gaben 
aus Anleihen 



1896/97 



1902/8 



Yon den ge- 
samten Aus- 
gaben 



1896/97 



1902/8 



das Schuldenwesen !| 

das Armen- und Irren wesen '| 

das Bildungswesen , 

das Gesundheitswesen . . I 

Wirtschaftspflege und gemeinnützige j 

Unternehmungen | 

sonstige Offentl. Arbeiten und Zwecke 
die öffentl. Sicherheit und die Justiz- | 

Verwaltung || 

die aUgemeinen Verwaltungsausgaben ') | 



21.3 

15.4 

11.4 

5.6 

80.0 



7.8 

8.5 



21. 
18. 
12. 

7. 

30. 
0. 

6, 
7. 



10.8 
17.8 
17.1 

\} 49.4 



06 
4.3 



Znsammen 



100 



100 



8.1 

7.8 

11.6 

69.6 
1 3 

0.5 
1.4 



17 6 

14.6 

12.8 

7.6 

88.4 



6.6 

7.8 



15.7 
11.9 
10.8 

8.S 

41.4 
0.8 

4.9 
5.7 



100 



100 



100 



100 



Von diesen Verhältniszahlen fallen zunächst die verhältnismäßig 
hohen Pro-Kopf- bezw. Prozentsätze der Ausgaben für das Armen- 

1) 1896/97 in den Aufwendungon für Whischaftspflege usw. enthalten, denen 
diese Ausgaben großenteils tatsächlich zuzurechnen sind. 

2) Für 1896/97 einschl. der Ausgaben für die Justizverwaltung, die erst in den 
neueren Betums^ soweit sie ordentliche Ausgaben betreffen, besonders herausgestellt 
werden, soweit es sich aber um Verwendung von Anleihemitteln für Gebäude etc. 
handelt, durchweg in den allgemeinen Verwaltungsausgaben enthalten sind. 

20* 
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wesen und andererseits die verhältnismäßig niedrigen der Ausgaben 
ffir das Bildungswesen ins Auge. Sie finden ihre Erklärung in 
der Eigenart der englischen Verhältnisse: jene sowohl durch die 
höher entwickelten wirtschaftlichen Zustände Englands, aus denen 
sich notwendigerweise auch ein höherer Maßstab dafür entwickeln 
mußte, was auf dem Gebiet der Armenpflege das „Notwendige" oder 
der „notdürftige Lebensunterhalt" genannt wird, wie durch die lang- 
jährige Ausübung und Ausbildung dieses Zweiges der öffentlichen 
Fürsorge durch besondere selbständige Verwaltungsorgane; diese durch 
den Umstand, daß das höhere Schulwesen in England bisher ex officio 
überhaupt nicht in die Betätigungssphäre der Lokalorgane fiel der 
öffentliche Elementarunterricht aber noch verhältnismäßig jungen 
Datums ist und die „voluntary schools" bis zur jüngsten Reform auf 
diesem Gebiete, d. h, bis 1902, die Lokalfinanzen gar nicht berührten. 
Doch ließ der Umstand, daß 1896/97 unter 9.2 Mill. Pfd. Sterl. Gesamt- 
ausgaben für Elementar- und Fortbildungsunterricht 2.4 Mill. Pfd. Sterl., 
d. s. mehr als 25 Proz. auf die außerordentlichen Ausgaben entfielen, 
bereits mit ziemlicher Deutlichkeit erkennen, daß auf diesem Gebiete 
noch eine bedeutende Steigerung der Kommunalausgaben zu erwarten 
war, wie solche in den obigen Pro-Kopf-Sätzen für 1902/U3 zu Tage 
tritt; waren doch die Ausgaben für das öffentliche Schulwesen (ein- 
schließlich der allgemeinen Verwaltungskosten der Schulboards) von 
4.5 Mill. Pfd. Sterl. im Jahre 1888/89 auf 9.8 Mill. Pfd. Sterl. i. J. 
1896/97, also in 8 Jahren um mehr als 100 Proz. gestiegen, wogegen 
die Ausgaben für Armen- und Irrenpflege in demselben Zeitraum nur 
um 2.8 Mill. Pfd. Sterl, von 8.6 auf 11.4 Mill. Pfd. Sterl, oder nur 
um etwas über 32 Proz. gewachsen waren. 

Unter der Gruppe „Gesundheitswesen" nehmen den Löwen- 
anteil die Ausgaben für Entwässerungsanlagen und Abfallbeseitigung 
in Anspruch: 5.8 von 11.8 Mill Pfd. Sterl Gesamtausgaben, davon 
2.9 Mill oder rund 50 Proz. an außerordentlichen Aufwendungen. 
Speziell für die Entwässerungsanlagen (3.6 Mill. Pfd. Sterl) beträgt 
die Zunahme seit 1888/89: 1.7 Mill. Pfd. Sterl Eine ganz außer- 
ordentliche Steigerung weisen die Ausgaben für die Hospitäler 
(1888/89: 237000, 1896/97: 630000, 1902/03: 2.54 Mill Pfd. Sterl), 
ansehnliche Zunahmen die für Bäder und Waschanstalten (1888/89: 
209000, 1896/97: 471000, 1902/03: 635000 Pfd. Sterl) und für Fried- 
hofsanlagen (1888/89: 378000, 1896/97: 436000, 1902/03: 620000 Pfd. 
Sterl) auf. Die genannten Ausgaben treffen in ganz hervorragendem 
Maße die Städte und städtischen Distrikte. 

Das Gleiche ist bei der Mehrzahl derjenigen Ausgaben der Fall, 
die in der Gruppe „Wirtschaftspflege, gemeinnützige und sozialpolitische 
Einrichtungen" zusammengefaßt sind. Innerhalb derselben sind die 
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ländlichen Bezirke hauptsächlich an den Ausgaben für das Straßen- 
wesen beteiligt: Von 16J5 (1896/97: 9.2) Mill. Pfd. Sterl. an Bau- und 
Unterhaltungskosten der öffentlichen Straßen, einschließlich deren 
Beinigung und Besprengung, entfielen auf die G-rafschaftsräte 2.4 
(1896/97: 1.9) Mill. Pfd. Sterl. — 15 (bzw. 20) Proz., auf die ländlichen 
Distrikte, Wegebehörden und Landgemeinden zusammen 2.19 (1896/97: 
1.8) Mill. Pfd. Sterl.— 13.5 (bzw. 19) Proz., auf die sämtlichen städ- 
tischen Bezii^e, einschließlich Londons, diagegen 11.6 (1896/97: 5.6) 
Mill. Pfd. Sterl. — 81 (1896/97: 61) Proz., wobei die außerordentlichen 
Aufwendungen aus Anleihen bis auf den geringf&gigen Betrag von 
70248 Pfd. Sterl. von den letzteren allein getragen wurden. An den 
Aufwendungen fQr Brücken und Fähren waren dagegen bis auf einen 
geringfügigen Betrag einiger Spezialbehörden nur die Grafschaftsräte 
mit 147496 Pfd. Sterl., die sämtlichen Städte und städtischen Distrikte 
mit 536339 Pfd. Sterl. beteiligt Für die öffentliche Beleuchtung 
verausgabten die Städte und städtischen Distrikte 1914713 (1896/97: 
1157330) Pfd. Sterl., die ländlichen Behörden, denen die für diese 
Zwecke bestehenden Spezialbehörden zuzurechnen sind, 84383 (1896/97 : 
68842) Pfd. Sterl. Im ganzen wurden für das Straßen wesen und 
diese mit demselben zusammenhängenden Zwecke, sowie für die im 
wesentlichen nur den Städten und städtischen Distrikten obliegende 
Unterhaltung von öffentlichen Plätzen und Erholungsanlagen 1902/03: 
20383675 (1896/97: 11398630) Pfd. Sterl. verausgabt, gleich 38.2 
(1896/97: 43) Proz. der auf die Gruppe „Wirtschaftspflege etc." ent- 
fallenden Ausgaben und 15.8 (1896/97: 14.5) Proz. der sämtlichen Lokal- 
ausgaben. Diese für das Straßenwesen im weiteren Sinne zusammen- 
gefaßten Ausgaben hatten sich 1888/89 auf 8396658 Pfd. Sterl. be- 
laufen; sie waren seitdem bis 1896/97 um 35.7 Proz., in den folgenden 
sechs Jahren bis 1902/03 um 78.8 Proz. gestiegen; doch dürfte dazu 
außerdem noch ein sehr erheblicher, wenn nicht der überwiegende Teil 
der Ausgaben für die sogenannten Private Improvement Works zu 
rechnen sein. 

Eine hervorragende Stelle nehmen unter den wirtschaftlichen 
Ausgaben diejenigen für die gewerblichen Anlagen, in erster 
Linie für Wasser-, Gas- und Elektrizitätswerke ein. Die Aus- 
gaben für diese drei Arten von Veranstaltungen betrugen 1902/03: 
17 458 279 (1896/97 : 8 556 955) Pfd.Sterl.—32.7 (bzw.32.6)Proz.derunterder 
Gruppe „Wirtschaftspflege" zusammengefaßten und 13.5 (bzw. 10.9) Proz. 
der gesamtenAusgaben;siehatten seit 1888/89 (Ausgabe 5.23Mill.Pfd.St.) 
bis 1896/97 um 63 Proz. zugenommen und bis 1902/03 sich mehr als 
verdreifacht. In ganz außerordentlicher Weise sind erst in der jüng- 
sten Zeit die Ausgaben für Straßen- und Kleinbahnen an- 
gewachsen, welche sich noch 1896.97 auf nur 304810 Pfd. Sterl., da- 
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gegen 1902,03 auf 7221490 Pfd. Sterl. bezifferten, darunter allerdings 
zwei Drittel -^ 4.8 Mill. Pfd. Sterl. — aus Anleihen, was darauf hin- 
weist, daß dieses Feld öffentlicher Betätigung noch im Werden be- 
griffen ist. Von den übrigen in der Gruppe „Wirtschaftspflege" ent- 
haltenen Ausgaben, die nach ihrer absoluten Höhe nicht so sehr ins 
Gewicht fallen, haben die meisten gleichwohl ähnlich große, zum Teil 
sogar noch stärkere Steigerungen während des bezeichneten Zeitraums 
aufzuweisen als die Ausgaben für das Straßenwesen und die älteren 
gewerblichen Anlagen, so namentlich die Ausgaben für Handwerker- 
und Arbeiterwohnungen, für das Marktwesen und das Feuerlösch- 
wesen (vgl. die bezügl. Zahlen in der Tabelle 5). Annähernd stabil 
sind fast nur die Ausgaben für Landdrainagen, Deich-, Uferunterhaltung 
und Seeschutz geblieben, die im wesentlichen Spezialbehörden an- 
vertraut sind. 

Die Ausgaben für das Schuldenwesen, welche nach den oben 
S. 307 berechneten Verhältniszahlen 1896/97: 8.96 und 1902,03: 
12.29 Mark pro Kopf der Bevölkerung und in beiden Jahren 21 bis 
22 Proz. der gesamten ordentlichen Ausgaben betrugen, erregen 
besonders Interesse durch die Höhe der für Tilgungszwecke auf- 
gewendeten Mittel. Von einer Gesamtausgabe im Jahre 1896/97 von 
13.7 Mill. Pfd. Sterl. für Verzinsung und Tilgung der Lokalschulden 
entfielen nicht weniger als 5.8 Mill. Pfd. Sterl. oder nahezu 40 Proz. 
auf die direkte Tilgung (3.4 Mill. Pfd. Sterl.) und die Abführungen in 
die Tilgungsfonds (1.9 Mill. Pfd. Sterl.), 8.4 Mill. Pfd. Sterl. auf die 
Verzinsung. Im Jahre 1902/03 betrugen von 20.8 Mill. Pfd. Sterl. 
Schuldlasten die der direkten Tilgung und den Tilgungsfonds zu- 
geführten Summen 8.7 Mill. Pfd. Sterl., d. s. wiederum 42.7 Proz. der 
Gesamtausgabe für das Schuldenwesen, während die Verzinsung 
11.6 Mill. Pfd. Sterl. erforderte. Die gesamten Schulden der englischen 
Lokalverwaltungen beliefen sich am Anfang des Jahres 1896/97 auf 
242305996 Pfd. Sterl., am Anfang 1902/03 auf 343416582 Pfd. Sterl.; 
mithin betrug, bei einer durchschnittlichen Verzinsung dieser Schuld 
zu 1896/97: 3,46 Proz. bzw. 1902/03: 3.88 Proz., der Aufwand für 
Tilgungszwecke 2.22 bzw. 2.52 Proz. des Schuldkapitals. Die budgetären 
Schuldlasten für Verzinsung und Tilgung zusammen waren von 1888/89 
bis 1896/97 um 2.6 Mill. Pfd. Sterl. »23 Proz. gestiegen; von 1896/97 
bis 1902/03 beträgt diese Zunahme der Schuldlasten 6.5 Mill. Pfd. 
Sterl. -=47 Proz.; trotzdem ist der Anteil der Schuldlasten an den 
nicht aus Anleihen gedeckten Lokalausgaben, wie schon erwähnt, 
1902/03 noch der gleiche wie 1896/97 gewesen. Ob dieses Verhältnis 
auch in Zukunft dasselbe bleiben wird, ist fraglich, zumal auf den ver- 
schiedenstenVerwaltungsgebieten inzwischen neue Kapitalinvestitionen 
gemacht worden sind und auch fernerhin nötig sein werden. Immer- 
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hin ist darauf zu verweisen, daß der Schwerpunkt des Anleihebedarfs 
auch bei den englischen Lokalbehörden in den wirtschaftlichen und 
darunter zu einem großen Teil in wirtschaftlich werbenden Anlagen 
liegt; von den 36a MilL Pfd. SterL, welche 1902/03 aus Anleihemitteln 
verausgabt wurden, entfielen 25.1 MilL Pfd. Sterl. allein auf die Gruppe 
„Wirtschaftspflege, und gemeinnützige Einrichtungen", und darunter 
wiederum 17.4 Mill. Pfd. Sterl. auf Gas-, Wasser-, Elektrizitätswerke, 
Straßenbahnen, Hafen- und Marktanlagen, Arbeiterwohnungen, An- 
siedelungen, Schlachthäuser und die sog. Private Improvements, sodaß 
also nahezu die Hälfte des Jahresbedarfe an Anleihemitteln auf An- 
lagen entfällt, die teils Reinerträge ergeben, teils wenigstens selbst 
ihre Kosten hereinbringen. 

Die Ausgaben für die allgemeine Verwaltung, denen wir 
bei einer Vergleichung mit den Zahlen früherer Jahre auch die ordent- 
lichen Ausgaben für die Justizverwaltung, d. s. die Kosten der gesamten 
niederen Gerichtsbarkeit der Quarter und Petty Sessions, zurechnen 
müssen 1), weichen sowohl hierdurch wie in mehrfacher anderer Be- 
ziehung ihrem Inhalte nach von den entsprechenden Kommunalausgaben 
anderer Länder ab. In dieser Hinsicht ist z. 6. daran zu erinnern, 
daß die bei uns von staatlichen Physikern ausgeübte Aufsicht über 
das Sanitätswesen in England der Distrikts- und Grafschaftsverwaltung 
obliegt, sowie an die den englichen Verhältnissen eigenen, recht hohen 
Ausgaben für die sogenannten parlamentarischen Prozeduren, d. i. für 
die Einbringung und Durchführung von Private Bills im Parlament 
seitens der Lokalbehörden oder für die Bekämpfung solcher, sofern sie 
von anderer Seite eingebracht werden und jenen abträglich erscheinen, 
wobei es eigentümlich berührt, wenn für solche Parliamentary Procee- 
dings und zwar zur Deckung von Inkorporationskosten selbst Anleihe- 
mittel in Anspruch genommen werden. Gleichwohl ist der Anteil der 
allgemeinen Verwaltungskosten an den Gesamtausgaben der Lokal- 
verwaltung mit 1896/97:7.8 Pi'oz. und 1902/03:5.9 Proz. nicht be- 
sonders hoch trotz der auch bei jenen zu beobachtenden stetigen Zu- 
nahme der sächlichen wie besonders der personalen Ausgaben. Nach 
der obigen Tabelle 5 sind die in derselben zusammengefaßten Aus- 
gaben für Beamtenbesoldungen und Pensionen in dem mehrfach er- 
wähnten achtjährigen Zeitraum von 1888/89 bis 1896/97 um ein volles 
Drittel von 1.5 auf 2 Millionen Pfd. Sterl., von 1896/97 bis 1902/03 
sogar um 55 Proz., die sächlichen Verwaltungsausgaben in dem ersteren 
Zeitraum von rund 442000 auf 669000 Pfd. Sterl., d. i. um 50 Proz., 
sodann bis 1902/03 um 38.7 Proz. gestiegen. 2) 

1) Vgl. oben S. 307. Anm. 2. — 2) Die GehÜter der LokaJbeamten sind in 
England im allgemeinen anskOmmlicher als in andern L&ndem bemessen and znmal 
die der städtischen Beamten in verantwortlicher Stellung im Laufe der Zeit viel- 
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c. Schottland. Die gesamte Lokalorganisation Schottlands ist, 
wie oben geschildert wurde, einfacher als in England und im 
wesentlichen auf die historisch herausgebildeten Verwaltungskörper- 
schaften gegründet, ohne deren Durchbrechung durch eine Mehrzahl 
von Spezialbildungen. Armen-, Schul- und Kirchenwesen nebst Fried- 
hoMnterhaltung und Zivilstandsregisterfühiung, neuerdings auch einige 
weitere Funktionen ganz lokaler Natur beruhen auf dem Kirchen- 
sprengel, der Parish, die in Schottland die Funktionen der englischen 
ünions und der neu organisierten ländlichen Paiishes in sich vereinigt; 
für alle übrigen lokalen Aufgaben treten die Grafschaften und die 
Städte ein, erstere in Erfüllung auch derjenigen Aufgaben, die in Eng- 
land den ländlichen Distrikten obliegen, Grafschaften und Städte ge- 
meinsam wie in England zur Unterhaltung der Irrenanstalten, die von 
besonderen Distrikt Lunacy Boards verwaltet werden. Außer den letzteren 
erscheinen nur Fischerei- und Hafen-Boards als sachlich gegebene 
Spezialorganisationen. 

Einen Überblick über die Gesamtausgaben dieser Korporationen 
im Jahr 1901/02 gibt, unter Aussonderung der Übertragungen von 
Finanzmitteln, die Tabelle 1 auf S. 313, welcher die Gesamtsummen 
der effektiven, d. i. der von jeder Behörde für bestimmte Zwecke 
— nicht als Übertragungen an andere Behörden — gemachten Aus- 
gaben für eine Anzahl zurückliegender Jahre angefügt sind. Die letzte 
Spalte dieser Tabelle, welche die rechnungsmäßigen Gesamtsummen 
der Ausgaben der einzelnen Behörden im Jahre 1901/02 angibt, darf 
selbstredend zu einer Generalsumme nicht angerechnet werden. 

Die Summen der wirklichen Ausgaben in der Tabelle 1 bedürfen für 
die letzten Jahre einer, wenn auch zahlenmäßig nicht sehr ins Gewicht 
fallenden Erläuterung. Innerhalb der Finanzen der Städte und der 
Hafenboards gibt es nämlich seit 1896/97 Emeuerungs- und Reserve- 
fonds, in welche jährlich aus den ordentlichen Einnahmen Einlagen 
gemacht werden. Diese Einzahlungen in die Fonds in Höhe von 1896/97 : 
22572 Pfd. Sterl. bei den Städten und 23877 Pfd. Sterl. bei den Hafen- 
behörden, 1901702 zusammen 25 008 Pfd. Sterl. (s. Tabelle 2, Anlage zu 
S. 314)^ d.s. also Kapitalisierungen, sind in den obigen Ausgabenzahlen 
ebenso enthalten, wie die aus den Fonds gemachten Ausgaben, deren 
Summen in der Anmerkung zur Tabelle 1 angeführt sind. Diese Ausgaben 
beliefen sich 1901/02 auf: 2727 Pfd. Sterl. für Beleuchtungsanlagen, 
«000 Pfd. Sterl. für Tramways, 64 Pfd. Sterl. für Straßenreinigung 
und 37 Pfd. Sterl. für die sog. General Burgh Improvements. Die 



f aok EU einer ansehnlichen Höhe gestiegen. So bezieht der Clerk des London County 
<jQxuMisd 40000 M. Jahresgehalt, der Recorder der City of London 80 000 M., der 
Towa Clerk derselben 70000 M., der Chef der Citypoiizei 30000 M., der des Metro- 
IM>litan Police Distiict 50000 M., der Town Clerk von Glasgow 70000 M. 
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314 I. Abschnitt Aufgaben und Ausgaben der Kommunalkörperschaften. 

zahlenmäßige Bedeutang dieser Fonds war bis dahin also nur 
gering. 

Was die „Zahlungen an andere Lokalbehörden" anlangt, so bestehen 
dieselben bei den Grafschaften in wesentlichem nur aus den Zuschüssen 
zur Unterhaltung der Irrenanstalten und aus solchen an die School 
Boards (1901/02: 12954 Pfd. Sterl.) für den technischen Unterricht 
Entsprechende Zahlungen werden aus den Finanzmitteln der Städte 
geleistet, dazu Abführungen des Staatszuschusses an die Polizeipensions- 
fonds und Zahlungen an andere Lokalbehörden. Die Übertragungen 
aus den Rechnungen der Parish Councils enthalten in erster Linie die 
Abführung des Nettoertrages der von ihnen erhobenen School Rate 
und einige andere Beiträge an die School Boards (1901/02: 1150792 Pfd. 
Sterl, neben 15874 Pfd. Sterl. Hebekosten dieser und einiger Spezial- 
Rates, die aber zu Lasten der Parish Councils verbleiben), sodann 
Abführungen an die Grafschaften und Städte als Beiträge zu Wahl- 
kosten (10004 Pfd. Sterl.) und für die Landeinschätzung (734 Pfd. 
Sterl., Verrechnungen der Parishes untereinander (2270 Pfd. Sterl.) 
und Zahlungen an andere Lokalbehörden (936 Pfd. Sterl.). Die Über- 
tragungen aus den Rechnungen der School Boards bedeuten lediglich 
Verrechnungen dieser Behörden unter einander. 

Eine Spezialisierung der schottischen Koramunalausgaben nach 
Ausgabenzwecken und Behörden für das Jahr 1901/02 bietet die 
Tabelle 2 (siehe die Anlage), in welcher zugleich eine Gliederung 
der Ausgaben nach ihrer Zweckbestimmung für 1896/97 beigefügt ist 
und in den Spalten 14 und 1 5 außerdem dargestellt wird, wie sich die 
in die Erneuerungs- und Reservefonds eingelegten Summen und die Auf- 
wendungen für den Schuldendienst auf die einzelnen sachlichen Ver- 
waltungszweige verteilen. 

d. Irland. Weniger gleichmäßig aus- und durchgebildet als die 
englischen und schottischen sind die Returns über die Einnahmen und 
Ausgaben der irischen Lokalbehörden. Hier trifft noch der von 
Reitzenstein gerügte Mangel an genügender Ausscheidung der 
außerordentlichen resp. aus Anleihen gedeckten Ausgaben in vollem 
Maße zu. Dieselben werden in den Rechnungen der Grafschaften und 
der District Councils zwar summarisch namhaft gemacht, aber es 
fehlt jede nähere Angabe über ihre Zweckbestimmung; die Rechnungen 
der städtischen und der Hafenbehörden weisen unter den Einnahmen 
recht bedeutende Anleihebeträge auf, deren Verwendungsart auf der 
Ausgabenseite aber ebenfalls nicht ersichtlich wird, obgleich eingehende 
Übersichten über den Schuldenstand und die Zweckbestimmung der 
aufgenommenen Anleihen zeigen, daß in den Unterlagen der veröffent- 
lichten Berichte das Material zu einer entsprechenden Spezialisierung 
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der Jahresaasgaben enthalten sein muß. Auch die Ausgabenpositionen 
sind bei weitem nicht so spezialisiert wie in den englischen und 
schottischen Returns, und werden unter denselben z. B. die Schuldlasten 
nur summarisch, ohne Unterscheidung von Zins- und Tilgungszahlungen 
angegeben. 

Des weiteren ist hervorzuheben, daß das Grafschaftsbudget noch 
nicht ein völlig einheitliches ist, sondern neben dem Hauptbudget 
der Grafschaftsräte noch einige besondere Fonds der Grafschafts- 
verwaltung herlaufen;. das sind besonders die beiden Besoldungsfonds 
für 14 Clerks der Quarter Sessions, der Fonds der Clerks der Petty 
Sessions, aus dem auch einige andere Zahlungen geleistet werden, und 
der Hundesteuerfonds. Die Bezüge jener Clerks der Quarter Sessions 
bestehen neben ihren nicht hohen Gehältern aus Emolumenten für 
bestimmte Funktionen und dem Ertrag gewisser Gebühren; die Ein- 
richtung ist noch ein Überbleibsel der älteren Organisation der Friedens- 
gerichte, nach welcher an diesen besondere Clerks of the Peace und 
Clerks of the Crown ftinktionierten, während nach dem County Offlcers 
and Courts (Ireland) Act 1877 diese beiden Ämter nach Maßgabe der 
eintretenden Vakanzen allmählich vereinigt und dann auf Staatsfonds 
übernommen werden. Der Fonds der Clerks der Petty Sessions wird 
aus Stempel- und Gerichtsgebühren, Prozeßkosten, einigen Vermögens- 
einnahmen und im übrigen aus einem nach Bedarf bemessenen Zu- 
schuß aus dem Hundesteuerfonds gespeist; die Ausgaben des Fonds um- 
fassen in erster Linie die personalen und sächlichen Kosten der Gerichts- 
höfe der Petty Sessions, daneben Zahlungen an die Irish Constabulary 
und die Städte, einige veterinärpolizeiliche Ausgaben und Zahlungen 
an Prozeßparteien. Der Hundesteuerfonds vereinnahmt außer der 
Hundesteuer nur geringfügige Zinsenbeträge; seine eigenen Ausgaben 
bestehen nur in einigen Portokosten u. dgl, während im übrigen seine 
Einnahmen teils dem vorerwähnten Fonds der Petty Sessions, teils 
den Grafschafts- und Stadtkassen überwiesen werden. 

Besondere Fonds sind femer der Anleihefonds für Landdrainagen 
und der Mercantile Marine Fund. Durch den ersteren wird die Rück- 
zahlung der zu Drainagezwecken vom Staate gewährten Vorschüsse 
an die Commissioners of Public Works reguliert; derselbe berührt die 
Lokalfinanzen aber nur insofern, als ein geringer Betrag aus Graf- 
schaftsmitteln zu den Rückzahlungen beigesteuert wird, während die- 
selben im übrigen direkt von den Besitzern der meliorierten Grund- 
stücke zu leisten sind. Der Mercantile Marine Fund, in den nach dem 
Merchant Shipping Act 1894 die Leuchtfeuerabgaben, die Gebühren 
für die Seemannsprüfungen, für die An- und Abheuerung von Schiffs- 
mannschaften, für die Vermessung der Schiffe und für die Erneuerung 
von Navigationszertifikaten fiießen, erscheint überhaupt nur auf der 
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1. Die wirklichen und die rechnungsmäßigen Ausgaben der Lokal- 
behörden Irlands im Jahre 1902^03, in Pfd. Sterl. 



" ' ' 






Rech- 




Behörden 


Wirkliche 
Ausgaben 


Außerdem 

Über- 
tragungen 


nungs- 
mäfiige Ge- 
samt- 
ausgaben 


Bemerkungen su den Ober- 
tragungen 


Orafschaftsrftte 


1 095 752 


1 533 745 


2 629 497 


1531 893 Pfd Sterl an Uni- 
ons, Rural Distrikts und 
Irrenanstalten; 1852 Pfd. 
Sterl an die Inland Navi- 
gation Funds. 


Daxu: Aas dem Besol- 










dungflfonds der Clerki 










of Üie Peacft und of 










tho Crown 


9 896 


— 


9 896 




Aus dem Fonds d. Clerks 










of Petty Setsioni . . 


76179 


4 295 


80 474 


4 295 Pfd. Sterl. an die Trea- 


Aus dem Hundesteuer- 








surers der Städte. 


fonds 


42 


43 621 


43 663 


25872 Pfd. Sterl. an den 
Fonds der Clerks of Petty 
Sessions, der Rest an die 


Aus dem Fonds fürLand- 








Grafschafts- u Stadtkassen. 


drainagen 




1685 


1685 


geiahlt; außerdem 32301 

Pfd. Sterl Rfickzahlungen 

der Grundbesitier. 


8e : QrafsohafUrite 


1 181 869 


l 583 346 


2 765 215 


\ 


Board of Guardians der 




* 






Unions . . . • • 


1175 886 
485 210 


__ 


1 175 886 
485 210 




Rural District Councils . 




Bäte u. Commissloners der 










Städte 


1 882 470 


505 475 


2 387 945 


201 295 Pfd Sterl. an Boards 




of Guardians, 185246 Pfd 










Sterl. an die Grafschafts- 










kassen, 118934 Pfd. Sterl 










an Irrenanstalten. 


AuCerdem : Belfast Water 










Commissioners . . . 


196 309 


— 


196 309 




Dubliner Hafen- u Docks 










Board 


5 222 


— 


5 222 




Dubliner Hospitalskom- 










mission 


429 


— 


429 




Commissioner des Dubliner 










Polizeidistrikts 


51613 


— 


51613 




Committees der Irrenan- 










stalten 


476 515 


1730 


478 245 


1730 Pfd. St. an die Boards 




of Guardians für die Unter- 










haltung von Irren In den 










Workhouses. 


Acht Friedhof-Joint Boards 


2S81 





2 381 




Drei Drainage (Kanalisa- 










tions-) Joint Boards . . 


13413 


— 


13413 




Hafenbehörden 


494 222 


— 


494 222 




BinnensohiJSahrts • Trustees 


8 796 


— 


8 796 




Summt 


5 974 335 


! 
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2. Die Ausgaben der irischen Lokalbehörden im Jahre 1902/03 nach 
Ausgabenzwecken, in Pfd. Sterl. 



Ausgabenzwecke 



Elementar- und technisoher 

Unterricht 

Besserungsschnlen ...... 

Hospitäler 

Friedhöfe 

Veterinärwesen 

Wasserversorgung ...... 

Entvrässerungsanlagen .... 

Andere sanitäre Majßnahmen . 

Straßen und Brücken (ind. 
StraQenreinigung) 

Öffentliche Beleuchtung . . . 

Häfen und Binnenschiffahrt . 

Garantien für Lokal- und 
Straßenbahnen 

Pariellierungen, Arbeiterwoh- 
nungen 

StädtischeVerbesserungen (Im- 
proTements) 

Armenpflege 

Irrenanstalten 



Schuldlasten, Zinsen u . Tilgung 

Polizei u. Stadt. Wachtdienst 

Jnstizpflege , Geschworenen- 
lUten 

Zivilstandsregister 

Einschätzung 

Allg. personale Verwaltungs- 
kosten • 

Sonstige Ausgaben 



Boards of 
Ouardians 



(SSS. iStWti«3he 
Bpe- Behörden 
rialtonds) 



Diitrikts- 
rite 



Spedal- 
behCrden 



Zn- 



747 



Summe 



>)1 000903 
3 036 

17 988 



9 270 

*)18 933 
125 009 



1 175 886 



6 202 
42 846 



263 485 



109 970 



29 402 


68 876 




14 620 


20 940 


— 


27 456 




162 





, 


1655 


310 


, 





_ 


95 996 


91674 





170 006 


5192 


— 


83 784 


- 


594 687 


290 847 


106 


— 


86 636 


189 


— 


— 


392 206 


86142 


-- 


_ 



'433 
756 



118 464 



320 553 
19 844 



I 
129 687 — 

4 172! - 



36 709 i 



25 998 



85 980 
181 224 



606 524 



99 02& 
35 560 

27 618 

7 857 

810 

489 498 



885 640 

86 775 

392 20& 

86142 



— j 268 485 

— 118 464 

— 11000 903 
393 445, 396 481 



288 412 

51 022' 

I 



24 88' 



764 356 
71622 

129 687 
9 270 
4172 

141622 
963 642 



1248 900 5 974 335 



485 210|1181869|1882 470 1 

Einnahmenseite der Rechnungen, während für den Fonds keine eigene 
Ausgabenrechnung neben denen der Lokalbehörden erscheint. 

Für die Gewinnung eines Überblicks über die irischen Kommunal - 
ausgaben ist namentlich aber der Umstand erschwerend, daß die Local 
Taxation Eeturns für Irland keine Generalzusammenstellungen, viel 
weniger retrospektive Gesamttibersichten derselben enthalten, so daß die 
hier S. 316 u. 3 1 7 gegebenen Tabellen ohne einen derartigen orientierenden 
Anhalt aus den einzelnen Rechnungen zusammengestellt werden mußten. 
In der Tab eile 1 (S. 316) ist zunächst versucht worden, die Summen der 
wirklichen und der rechnungsmäßigen Gesamtausgaben der einzelnen 
Behörden für das Jahr 1902/03 zusammenzustellen, wobei für die Aus- 
scheidung der Übertragungen ein Anspruch auf absolute Genauigkeit 
selbstredend nicht gemacht werden kann. 

1) Einschl. Gehälter und Löhne. 2) Nor Pensionen. 
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318 L Abschnitt Aufgaben and Ausgaben der Kommunalkörperschaften. 

Die in dieser Tabelle 1 (S. 316) den Stadtbehörden angereihten 
drei SpezialVerwaltungen stellen sachlich Ergänzungen zur Verwaltung 
der betreffenden Stadträte dar, sind aber selbständige lokale Spezial- 
behörden. Ein von uns gemachter Versuch einer ähnlichen Zusammen- 
stellung der wirklichen Ausgaben für zwei frühere Jahre ergab für 1 893/94 : 
4 985625 Pfd. Sterl. und für 1896/97: 5 261001 Pfd. Sterl., indessen 
haben diese beiden Zahlen nach Lage des damaligen Rechnungs- 
materia-ls weniger Anspruch auf annähernde Richtigkeit, als die in der 
Tabelle für 1902/03 angegebene, bei welcher uns kaum einige kleine 
Posten an Übertragungen entgangen sein dürften. 

Noch unzulänglicher ist das für Irland gebotene Material bislang 
für eine Gliederung der Ausgaben nach Aufwandzwecken. Wenn 
wir gleichwohl in der Tabelle 2 (S. 317) den Versuch einer solchen 
Aufetellung machen, so geschieht dieses mehr, um zeigen, wie viel die 
Spezialisierung in den irischen Returns bisher noch zu wünschen übrig 
läßt. Die großen Summen unter der Rubrik „Sonstige Ausgaben^, 
andererseits die nur geringen, sichtlich zu kleinen Summen, welche wir 
für manche Ausgabenpositionen, wie z. B. Hospitäler, Friedhöfe, 
Veterinärwesen, aufzufinden vermochten, ebenso die Lückenhaftig- 
keit der Vorspalte machen es deutlich, daß sich an die Zahlen der 
Zusammenstellung weitere Schlußfolgerungen nicht knüpfen lassen. 

Trotz mancher Ausstellungen im einzelnen haben wir, wie noch- 
mals betont sei, doch geglaubt, im Verlauf unserer Arbeit den Lokal- 
resp. Kommunalausgaben Großbritanniens einen breiteren Platz 
einräumen zu sollen, um so an dem einzigen Beispiel, an dem solches 
angängig ist, einerseits zu zeigen, daß es möglich ist, derartige Mate- 
rialien staatlicherseits fortlaufend zusammenzustellen, und andererseits 
dabei zu erweisen, von welcher Bedeutsamkeit derartige Zusammen- 
fassungen sind. 



§ 3, Frankreich. Über das bezüglich der französischen Kommunal- 
finanzen vorhandene statistische Material ist bereits im Paragraph 1 
dieses Kapitels gesprochen worden.») Nach Lage dieses Materials 
sind Nachrichten über die gesamten, rechnungsmäßigen Ausgaben der 
französischen Kommunalkörperschaften, Kommunen und Departements 
aus dem letzten Viertel des abgelaufenen Jahrhunderts nur für die Jahre 
1877 und 1885 vorhanden. Die jährlichen Publikationen des Ministeriums 
<ies Innern geben, die Kommunen anlangend, nur die Summen der 
ordentlichen Ausgaben nach den Budgets primitifs an, d. h. 



1) Vgl. oben S. 257 f. 
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ohne die etwaigen Nachtragskredite und ohne die aus der Vor- 
jahren übernommenen Restausgaben und namentlich auch, mit Aus- 
nahme von Paris, ohne die Lasten des Schulddienstes, welche bei allen 
übrigen Kommunen in deren außerordentlichen Budgets figurieren. ^) 
Über die Finanzen der Departements werden jährlich nach den Rech- 
nungsergebnissen vollständige Übersichten publiziert 2), welche, von dem 
für vergleichende Betrachtungen ohnedies belanglosen offiziellen Bud- 
getschema absehend, Einnahmen wie Ausgaben nach ihren Quellen 
resp. Zwecken zusammenfassen, unter den letzteren ordentliche und 
außerordentliche aber nicht unterscheiden. Eine Spezialisierung der 
Kommunalausgaben ist überhaupt nur nach den erwähnten besonderen 
Erhebungen von 1877 bezw. 1885 vorhanden; dieselbe läßt aber eine 
ganze Anzahl von Ausgabentiteln, so die für Wassei'sorgung, Ent- 
wässerungsanlagen, für das Marktwesen, Schlacht-, Viehhöfe u. a. ver- 
missen, die sich in einer verhältnismäßig sehr hohen Sammelposition 
„sonstiger Ausgaben" verstecken. 

Ebensowenig wie — abgesehen von Paris — in der offiziellen Stati- 
stik, finden sich u. W. in der Literatur neuere umfassende Angaben über 
die Ausgaben der französischen Kommunen vor. Den einzigen der- 
artigen Daten über die Ausgaben und Einnahmen von 10 unter den 
12 französischen Städten mit mehr als 100 000 Einwohnern sind wir in 
dem Werke von Cadoüx über die Pariser Finanzen begegnet »); dieselben 
werden, da sie wenigstens einen orientierenden Fingerzeig über die 
jüngere Entwickelung der französischen Kommunalfinanzen zu bieten 
vermögen, neben den wenigen offiziellen Zahlen zu berücksichtigen sein. 

Nach diesen zur richtigen Wertung der nachfolgenden Daten un- 
erläßlichen Vorbemerkungen werden in der folgenden Tabelle 1 (S. 330) 
zunächst die Zahlen über die G^amtausgaben der Departements (diese 
durchweg nach den Rechnungsergebnissen) und, soweit vorhanden, der 
Kommunen unter besonderer Hervorhebung der Ausgaben der Stadt 
Paris für die Jahre 1877, 1885, 1891 und 1895 bis 1902 bezw. 1903 
zusammengestellt. 

1) Vgl. oben S. 228 u. 239 ff. — 

2) Im „Bulletin de stati^tiqne et de legislation comparöe** unter dem Titel, 
„Situation financidre dee Departements'^ Die erste derartige Publikation für 1885 
im ,3ulL de Staf' Bd. 22, 1887, S. 634 ff., knüpfte an die Tatsache an, daß die bis 
dahin über die Departementalfinanzen nur im sog. Budget sur ressources sp6dales, 
einem (heute ausgeschiedenen) Anhang des Staatsbudgets, vorhandenen Nachrichten 
sehr unzulänglich waren. Dieselben enthielten nur die vom Ministerium des Innern 
ressortierenden Ausgabentitel, dabei deren Extraordinarium nicht nach Ausgabe- 
zwecken, sondern nach der Provenienz der Deckungsmittel (vgl. oben S. 243). Die 
Unterrichtsausgaben und die vom Finanzministerium ressortierenden Katasteraus- 
gaben waren darin überhaupt nicht enthalten. 

3) Cadoux, Les finances de la ville de Paris de 1798 ä 1900, Kap. VIII S. 668 ff. 
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1. Die Gesamtausgaben der französischen Kommunen 
und Departements, in Frs. 



Jahr 



KommunalanBgaben 



ordentliche h 



sämtliche 
Kommunen 



davon 
Paris 



außerordentliche *) 



zusammen 



sämtliche 
Kommnnen 



davon 
Paris 



sämtliche 
Kommunen 



davon 
Paris 



Departe- 

mental- 

ausgaben 

(Rechnung) 



1877 
1885 



Nach den Rechnungen: 

553 480 216|199 209 9921445 078 240185 705 401^ I 998 558 456]284 915 393 
746 220 570 247 645 578 314 577 924 59 796 1253 U o60 798 494 807 441 703 



1885 
1891 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 



214 589 861 
271 371 549 



Nach den Budgets primitifs: 



641 
693 
705 
718 
22 
730 
761 
762 
772 
784 



619 116 
814 543 
590 038 
881 279 
309 864 
888 665 
164 105 
178 802 
555 066 
575 916 



253 890 881 
264 691 174 
291 831 810 

297 582 078 
302 271967 

298 854 415 
304 372 669 
321 221 758 
310 950 716 
318 635 214 
816 514 254 



5 711800 
39 797 689 
39 741750 
39 046 097 
42 119 660 
54 874 705 
58 803 000 

8 488 500 
87 387 500 
14 047 500 

2 834 701 



259 601 
804488 
331 573 
886 628 
844 391 
353 729 
858 175 
329 655 
348 838 
827 682 
819 848 



681 
818 
560 
175 
627 
120 
669 
258 
216 
714 
955 



257 
272 
280 

288 
309 
287 
811 
838 
382 

I 



563 29& 
828 807 
499 90S 
703 277 
369114 
625 588 
806 908 
060 969 
891 894 



Bevölkerung Frankreichs (bzw. der Stadt Paris) 1876:36 905788 
(1988806), 1886: 38218903 (2260945), 1891:38243192 (2424705), 
1896: 38342957 (2 536 834),! 901: 38961945 (2714068) Einw. Hiemach 
betrugen pro Kopf der Bevölkerung in Mark: 
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Nach den Beohnungen: 


1877 


80.13 


8.11 


12.00 34.48 8.23 9.65 114.61 16.34 21.65 


4.65 


1885 


87.63 


11.09 


15.62 21.16 5.67 6.58 108.79 16.76 22.20 
Nach den Budgets primitifs: 
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1891 


87.33 
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1 100.46 
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1895 


92.08 
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14.48 12.53 ' 
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1896 


98.84 
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12.31 










106.15 




1 




5.85 
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13.28 
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9.41 
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95.98 
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112.95 










6.00 


1900 


94.68 


0.71 


15.63 


2.49 










97.17 










6.39 


1901 


91.66 


9.96 


15.65 


11.02 








; 102.68 










6.84 


1902 


92 45 


10.13 


15.86 


4.14 








! 96.59 










6.84 


1908 


98 30 


10.33 


16.11 


0.84 










94.14 













1) Ausschließlich der Schnldlasten aller Kommnnen außer Paris. 

2) Ansschließlichuler Schnldlasten von Paris, aber einschließlich der SchuldlaAten 
aller übrigen Kommunen. 

8) Darunter waren 1877: 39 480 805 Frs. (bei allen anderen Kommunen zu- 
sammen 36.8 Millionen), 1885: 50 322 207 Frs. aus Vorjahren übernommene Rest- 
ansgaben. 
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2. Kapitel. Ausgaben. § 3. Frankreich. 321 

Die Zunahme der französischen Bevölkerung hatte im Jahrzehnt 
1876/86 noch 3.28 Proz., d. i. im Jahresdurchschnitt noch etwas über 
0.8 Proz. betragen. Die gesamten Ausgaben der Kommunen waren in 
den 8 Jahren von 1877 bis 1885 um 62.2 Millionen Frs. = 6.28 Proz. 
oder durchschnittlich jährlich um 0.78 Proz. gewachsen. Wenn dieser 
im Vergleich mit England niedrige Zunahmequotient zum Teil seine 
Erklärung in dem geringen Wachstum der Bevölkerung und der da- 
raus bis zu einem gewissen Grade folgenden verhältnismäßigen Stabi- 
lität der öffentlichen Bedürfnisse findet, so wird er zum anderen Teil 
doch auch aus dem Umstände herzuleiten sein, daß wie in der franzö- 
sischen Staats-, so auch in der französischen Kommunalverwaltung gerade 
während der ersten Jahre nach dem Kriege vieles wiederherzustellen 
und die Ausgabenbudgets der Kommunen, namentlich die außerordent- 
lichen, in jener Zeit verhältnismäßig sehr hoch gewesen sein dürften. 
Darauf weist im besonderen auch der Umstand hin, daß die Stadt Paris, 
trotz erheblicher Bevölkerungszunahme 1885 doch wesentlich niedigere 
Prokopfsätze ihrer außerordentlichen wie ihrer Gesamtausgaben auf- 
weist als 1877. 

Sehr viel erheblicher war in jenem 8jährigen Zeitraum die Zu- 
nahme der Departementalausgaben, die sich 1877/85 auf 56781688 Mill. 
Frs. = 26.46 Proz. oder 3.3 Proz. im Jahresdurchschnitt belief. 

Von 1886 bis 1896 war das Wachstum der französischen Be- 
völkerung nur minimal: im ganzen 0.82 Proz. oder Ö.OB Proz. 
im jährliclien Durchschnitt. Entsprechend sind die Departemental- 
ausgaben von 1885 bis 1895 nur um 956758 Frs. = 0.35 Proz., seitdem in 
den zwei Jahren bis 1897 allerdings wieder um 16.4 Mill. Frs. = 6 Proz. 
gestiegen ; die höherenAusgabeziffern in den Jahren 1898 und 1900 beruhten 
zum Teil auf vorübergehenden Erscheinungen äußeror^ßutlicher Schuld- 
lasten (bei Gelegenheit von Konversionen, auf Grund rechtskräftiger Ver- 
urteilungen), indessen haben die Departementalausgaben infolge mehr- 
facher gesetzlicher Maßregeln neuerdings wieder eine Tendenz zur 
Aufwärtsbewegung angenommen. — Wie sich seit 1885 die wirklichen 
Ausgaben der Kommunen gestaltet haben, läßt sich nach den aus den 
Budgets primitifs mitgeteilten Zahlen nur mutmaßen. Die Ziffern, die 

1) Über die ungeheuren finanziellen Verluste, die Paris namentlich durch den 
Kommuneaufstand von 1871 erlitten hatte, vgl. Cadoitx a. a. 0., Kap. II, § 2, 
S. 81 ff. — Daß übrigens gerade im Jahr 1877 Paris ein ganz besonders hohes außer- 
ordentliches Budget hatte, betont auch die amtliche Publikation über die Haupt- 
ergebnisse der Erhebung von 1885 im „Bull, de Stat." Bd. 25, 1889, S. 197. Im 
folgenden Jahre 1878 betrug der Prokopfsatz der außerordentlichen Ausgaben 
für Paris nur noch 14." Mark, der der Gesamtausgaben nur 102.'20 Mark, während 
die ordentlichen Ausgaben mit 87.53 Mark pro Kopf dieselbe Höhe wie 1885 er- 
reichten; vgl. die unten folgende Tabelle über die Ausgaben von 10 Großstädten 
in den Jahren 1878, 1888 u. 1898. 

r. Katttmakm, Kommanalfinanzen. 21 
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322 I. Abschnitt. Aufgaben und Ausgaben der Eommunalkörperschaften. 

darüber in der Tabelle 1 (S. 320) und in den nach derselben berechneten 
Kopfquoten gegeben sind, fallen in zwei Reihen auseinander, insofern 
nach den oben über das statistische Material gegebenen Erläuterungen 
die Pariser Ausgabenzahlen und die der übrigen Kommunen aus- 
einandergehalten werden müssen. Jene gewähren, da sie unter den 
ordentlichen Ausgaben die Schuldlasten enthalten und die von 1885 
mit dem Voranschlag verglichen werden können^ einen leidlichen An- 
haltspunkt für die wirkliche Gestaltung der Ausgaben auch in der 
jüngeren Zeit. Bei den Zahlen über die ordentlichen Ausgaben der 
anderen Kommunen fehlt einmal die Vergleichung des Ist und Soll 
für 1885, und zweitens ist das Bild dieser ordentlichen Ausgaben rück- 
sichtlich der Schuldlasten unvollständig; ebensowenig lassen sich diese 
Schuldlasten auf anderem Wege mit einiger Genauigkeit ermitteln, so 
daß das Bild der ordentlichen Ausgaben der Kommunen nach dieser 
Seite auch nicht annähernd vervollständigt werden kann. Paris an- 
langend zeigt das Budget primitif von 1885 zu 1891 eine Zunahme 
der Ausgaben nur im Extraordinarium; doch lassen sich aus diesem 
Umstände keine Schlüsse ziehen, weil die Zahlen des Extraordinariums 
im Voranschlag im Hinblick auf die fonds sp6ciaux — welche mit 
ihren zumeist recht bedeutenden unerledigten Posten erst im Supple- 
mentarbudget zum Ausdruck kommen — ganz und gar nicht maß- 
gebend für die schließliche Gestaltung der wirklichen außerordentlichen 
Ausgaben sind. So bleibt für Paris nur die Vergleichung des 
Ordinariums übrig; in diesem aber war die absolute Zunahme der Aus- 
gaben von 1885 zu 1891 nicht einmal dem gleichzeitigen Anwachsen 
der Bevölkerung gefolgt. Erst in den folgenden Jahren beginnt eine 
auch relative Steigerung der ordentlichen Ausgaben, von 1885 bis 1895 
um 2.19 Frs. pro Kopf = 2.4 Proz. in 10 Jahren oder 0.24 Proz. im jähr- 
lichen Durchschnitt, für die Landeshaupt- und Millionenstadt ein über- 
raschend geringer Zunahmequotient, wenn wir uns erinnern, daß wir 
für ganz England mit Wales für die Periode von 1888 bi^ 1896 einen 
jährlichen Zunahmequotienten der ordentlichen Ausgaben von 3.16 Proz. 
feststellen konnten. Von 1896 bis 1901 war das Wachstum der Be- 
völkerung von Paris nahezu doppelt so stark als im vorangegangenen 
Jahrfünft; eine relative Steigerung der ordentlichen Ausgaben der 
Stadt erfolgte aber nur bis 1899, während die Kopfquoten derselben 
von 1902 und 1903 annähernd wieder denen von 1895 und 1896 ent- 
sprechen. 

Dieses recht ungenügende Bild, welches sich aus den vorhandenen 
nur lückenhaften Zahlen über die Entwickelung der französischen Kom- 
munalausgaben in ihrer Gesamtheit ergibt, findet eine ergänzende Beleuch- 
tung durch die in der Tabelle 2 (S. 323) angegebenen Ausgabenziffern 
von 10 französischen Großstädten mit mehr als 100000 Einwohnern — 



Digitized by 



Google 



2. K^itel. Ausgaben. § S. Frankreich. 
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1) Nach Cadoux a. a. 0., S. 679. Zu bemerken ist dazu, daß die jüngsten Daten 
für Marseille, Roubaix und Reims sich nicht auf 1S9S, sondern auf 1897 beziehen; 
ferner, daß in der Spalte der Gesamtausgaben der Tabelle bei Cadoux einige Druck- 
fehler untergelaufen sind (Paris für 1888, Nantes und Reims für 1878, Havre 
für 1898), und daß entsprechend auch einige doit berechnete Prokopf sätze zu be- 
richtigen waren. Die Richtigstellnng der Zahlen ergibt sich ans den textlichen 
Erläuterungen bei Cadoux selbst. 2) Außerdem 275 868 800 Frs. zur Konversion 
der Anleihe von 1880. 3) Ausschließlich 5.i Mill. Frs. Supplementarausgaben, dio 
1888 und 1898 ebenfalls fehlen. 

21» 
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^24 I. Abschnitt Aufgaben und Ausgaben der Kommunalköq^erschaften. 

es gab deren nach der Zählung von 1896 Oberhaupt nur 12 — in dea 
Jahren 1878, 1888 und 1898, wobei zu bemerken ist, daß, wenn die 
Zahlen zum Teil auch nur den betr. städtischen Budgets (nicht durch- 
weg den Eechnungen) entstammen, unter den außerordentlichen Aus- 
gaben (mit einziger Ausnahme von Lyon) doch auch die sog. dipenses- 
suppl^mentaires enthalten sind, so daß das Gesamtbild der Wirklichkeit 
der Istausgaben annähernd entsprechen düifte. 

Halten wir zunächst die Tatsachen, wie sie sich aus dieser 
Übersicht (S. 323) fttr die Summe der zehn Städte — resp. für die 
neun Großstädte ohne Paris — aus der Vergleichung det* Jahre 1878 und 
1888 mit den aus Tabelle 1 ersichtlichen Ergebnissen für 1877/85 zu- 
sammen. Aus der letzteren ergab sich für den Zeitraum 1877/85 eine Zu- 
nahme der Gesamtausgaben der französischen Kommunen von 62 MilL 
Frs., während aus Tabelle 2 eine Zunahme der entsprechenden 
Ausgaben der zehn Großstädte allein in 1878/88 von 69 MilL Frs- 
ersichtlich wird; somit liegt der Schluß nahe, daß in jenem Zeitraum 
von 1877 bis 1885 resp. 1688 eine Zunahme der Kommunalausgaben 
im wesentlichen überhaupt nur bei den größeren Städten stattgefunden 
haben dürfte, von denen die in Rede stehenden zehn allein 42 Proz. der 
gleichzeitigen Bevölkerungszunahme Frankreichs absorbierten. 

Bemerkenswert ist. aber, daß in denselben zehn Städten seit 1888 
die Gesamtausgaben im großen und ganzen nur noch im geraden Ver- 
hältnis zur Bevölkerung gewachsen sind, so daß in ihrer Summe für 
1898 sich sogar etwas niedrigere Prokopfsätze als für 1888 ergeben^ 
im wesentlichen aus einer Abnahme der außerordentlichen Ausgaben 
resultierend, wogegen die Prokopfsätze der ordentlichen Ausgaben im 
Durchschnitt dieser Städte — sowohl mit wie ohne Paris — auch im 
letzten Jahrzehnt eine mäßige Erhöhung erfahren haben: für die neun 
Städte ohne Paris um rund 1 Fr., für Paris um 3,4 Frs., im (5esamt- 
durchschnitt um 1.65 Frs. pro Kopf. 

Für eine Darstellung der französischen Kommunalausgaben nach 
Zweckbestimmungen muß von der Aufstellung synoptischer Ta- 
bellen, wie solche bei England und Schottland und, wenn auch weniger 
genau, auch bei Irland möglich gewesen ist, abgesehen werden. Ist 
es uns doch nicht gelungen, eines ausführlichen Compte rendu 
über die Erhebung von 1885 weder hier noch in Frankreich habhaft 
zu werden, sodaß wir für die Detaillierung der Ausgaben der Kommunen 
nicht über die Zahlen von 1877 hinauskommen. 

In T a b e 1 1 e 3 (S. 326) folgt zunächst eine Darstellung der D e p a r t e - 
mentalausgaben, über welche, wie erwähnt, die verhältnismäßig voll- 
ständigsten Nachrichten vorliegen, für die Jahre 1877, 1885, 1891, 1895,. 
1897 und 1899 bis 1902; dabei ist es aber nicht möglich, die Angaben für 
1877 in eine mit den jüngeren Zahlen vergleichbare Anordnung za 
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2. Kapitel. Ausgaben. § 8. Frankreich. S2f^ 

Iringen, weil jene, wie bereits hervorgehoben wurde, die außerordent- 
lichen Ausgaben nicht nach Zweckbestimmungen gliedern, sodaß selbst 
•die Schuldlasten von 1877 nur zu einem geringen Bruchteil sichtbar 
werden. Andererseits werden aus den jüngeren Zahlen die ihrer Natur 
nach außerordentlichen Ausgaben nur zu einem Teil (betr. Mobiliar-, 
Immobiliarbesitz und Departementalstraßen) erkennbar, während wir 
im übrigen über die Höhe derselben im ungewissen bleiben. 

Das Gtesamt der Departementalausgaben stellte sich im Jahre 1900 
gegenüber 1877 um 45 Proz. und gegenüber 1885 um 14.7 Proz. höher; die 
«einzelnen Positionen sind, wie schon bemerkt, nur bis 1 885 zurück ver- 
gleichbar. Daß die Gesamtzunahme der Ausgaben in diesem jüngeren 
Zeiträume nicht höher war, beruht hauptsächlich auf zwei Ursachen: 
•erstens darauf, daß mit 1890 die Verpflichtung der Departements, sich 
an den Unterhaltungskosten für die Volksschulen zu beteiligen, auf- 
hörte und damit die Ausgaben für Unterrichtszwecke um 14 Mill. 
Frs. fielen, wie auch unter den Einnahmen die entsprechenden vier 
Spezial-Zuschlagcentimes zu den direkten Steuer fortfielen, d. h. als 
solche in das Staatsbudget übertragen wurden; zweitens auf einer dem 
-absoluten Betrage nach fast ebenso bedeutenden Verminderung der Aus- 
gaben für die Departementalstraßen, deren Unterhaltungskosten sich 
1900 um 48.5 Proz. niedriger als 1885 stellten, — eine Folge teils der 
Vollendung des Netzes der Departementalchausseen, teils der Um- 
klassierung solcher in Vizinalwege. Außerdem zeigen einen Rückgang 
gegen 1885 nur die an sich unbedeutenden Posten der Kultusausgaben und 
der Aufwendungen für die Katasteraufnahme. Die letztere, deren 
Durchführung mit Hilfe von fünf Zuschlagcentimes zur Grund- und 
Oebäudesteuer den Departements obliegt, war nur in einigen Strichen 
der erst 1 860 zu Frankreich gekommenen beiden Departements Savoyen 
noch nicht ganz vollendet, ihre baldige Beendigung aber auch dort zu 
erwarten. An Stelle dieser dürften dann allmählich steigende Aus- 
gaben für die Revision der Katastrierung der unbebauten Grundstücke 
treten, welche nach dem Budgetgesetz vom 17. März 1898 für Ge- 
meinden, deren Kataster bereits 30 Jahre alt ist, auf deren Antrag 
:stattfinden kann, und zu welcher die Departements alsdann in Konkurrenz 
mit dem Staate Beihilfen zu gewähren haben ; die Bestimmung war 1 900 nur 
im Departement Somme, 1901 in dem Oberen Marne- und dem Seine-et- 
Marne-Departement, 1902 in vier Departements in Wirksamkeit und hatte 
in den letzten Jahren wieder eine geringe Zunahme der Aufwendungen 
fürdasKatasterl900 gegenüber! 899 umrund 12000, 1901 um 36 000, 1902 
nm 7000 Frs. veranlaßt. — Unter den übrigen Ausgabeposten halten 

l) über die Zuschlagcentimes für die Revision des Katasters wird des weiteren 
bei Oelegenheit der steaerlichen Einnahmen aas Zuschlägen zu den direkten Steuern 
im n. Abschnitt, Kap. 8, § 3 c, zu sprechen sein. 
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826 I. Abschnitt Aufgaben und Ausgaben der Kommonalkörperschafton. 

3. Die Ausgaben der französischen De- 



Bezeichnung der Ausgaben 



1777 



1885 



Ordentlichen 
Bndyet: 



6824050 
8 167 252 

19 761916 
l 62 596 079 



1. Personal der Präfekturen und Unterprfifekturen . 

2. Mobiliar J UnterhaltUDg 

{ Neuanschaffungen 



zusammen 



3. Mieten und lostandhaltung der Mietlokale 
4 



5. 



Immobiliarbesitz | Unterhaltung (einschl. größere Rep.) 
d Departements c Erwerbungen, Neubauten, Installat. 
I zusammen 

Departe-I Unterhaltung. Verbesserung, Qeneral- 
mental- < kosten (einschl. Personall . . . 
Straßen | NeubauteUi Rachat von Zollbrücken 

Vizioalwege 

Eisenbahnen d'int^rdt local u. tramwajs . . 

zusammen 

Beiträge für staatl. Unternehmungen (dMnt^rötgto^ral) 

Irrenweten * 

Kinderpflege 

Armen-Krankenpflege 

Jahrespensionen für Altersschwache, Kranke 

und unheilbare Arme 

Andere Unterstützungen 

zusammen 

Kultusausgaben 

öffentlicher Unterricht 



Wege- 

(Ver- 
kehrs-) 
Wesen 



. Armen- 
pflege 
u.Wohl- 
atigkeit 



8. 
9. 

10. Zur För- | wissenschaftl., literar. u künstl. Zwecke 

deruDg l der Landwirtschaft und Industrie .... 
I zusammen 

11. Katasteraufnahme und (seit 1900) -Erneuerung . . . 

12. Schuldlasten (Zinsen und Tilgung, Annuitäten und 

Garantien für Bahnen) 

13. Verschiedene Ausgaben 

Summe: 



I 14 638 335 
11402 897 



3 782 729 

224 996 

1 965 358 

987 588 

2 200 706 

30 760 



1 797 446 
I 6 678853 



3086714 

600 885- 

425 550 

1036385 

4428133 

5 024 908 
13 479 586 
18504494 

23 251 464 

227 745^ 

106 029 45t 

5 320 173^ 

134 828 833 

4542432- 

20 278 273^ 
17 725 687 



6 371869* 
44375829 

85115- 

18231555- 

1 341 460 
3 569 061 
4 910521 

159 127 

27 601 683 

9 590 718 



li 136 053 466 
Aaßerordentl. 
|l BtidKOt: 
I 78 536 395 



flauptsumme ;, 214 589 861 



271 371 549 



sich die sächlichen Unterhaltungskosten der Präfekturen und Unterpräfek- 
turen (für Mobiliar und Mietlokale) ebenso wie die Unterhaltungskosten- 
des Immobiliarbesitzes der Departements wähi'end des besprochenen 
Zeitraumes im großen und ganzen auf gleicher Höhe, wogegen die 
personellen Kosten von 1885 bis 1900 um 68.8 Proz. gestiegen sind. — 
Die Gesamtausgaben för das Wege- und Verkehrswesen erscheinen im 
Jahre 1900 zwar noch ungefähr mit demselben Betrage wie 1885,. 
doch beruht das einmal auf der schon erwähnten Abnahme der Auf- 
wendungen für die Departementalstraßen, sodann auf der annähernden 
Stabilität der Gesamtaufwendungen für die Vizinalwege und dritten» 
darauf, daß in der Rechnungsaufstellung für 1900 gewisse Ausgaben 
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partements nach den Rechnungen, in Fiu: 



827 



1891 


1895 


1897 


1899 


1900 


1901 


1902 


4010976 


4562473 


4 756 878 


5118581 


5212082 


5752901 


6080 735 


652 358 
888 224 

990582 


662 615 

405 864 

1067979 


681198 

327 245 

1008438 


614 198 
208 682 

822880 


612 985 

608 067 

1216055 


614 630 

616 051 

1230681 


598 359 

857 844 
956203 


4404213 


4 409868 


4589034 


4435339 


4451946 


4426469 


4335762 


5 145 071 

5 621 958 

10767024 


5 383 617 

6 038 130 
11416 747 


5 849 218 
13 884 788 
19233956 


5 015 867 

8 025 158 

13 041025 


5 197 955 

6 563 121 
11761076 


5158 656 

6 992 592 

12151248 


5 402 425 

7 162 481 

12564906 


16 643 248 

1 193 556 

94 448 471 

9 411487 

121696757 


13 735 532 

1 149 748 

97 676 398 

17 136 100 

129697773 


11 977 898 

1051658 

98 060 876 

23 242 834 

134333266 


12 076 539 

890 408 

95 953 499 

26155 640 

135076086 


11994 469 

650 805 

98 471511 

25 728 561 

136844846 


11043 023 

565 820 

100 674 180 

81 479 651 

143762124 


10 943 888 

726 666 

102 603 468 

29 888 928 

143662950 


18U529 


3769892 


6230090 


5600597 


6543508 


12747604 


13476818 


28 247 589 
23 587 492 


24 688 577 

28 886 280 

2 974 977 


24 940 761 

29 646 876 

6 643 643 


26 096106 

30 318 046 

6 350 003 


26 486 585 

80 981 945 

9 234 720 


27 010 137 

31 601 597 

9 244 765 


27 186 083 

32 178 616 

9 710 554 


8 748 681 
55533 662 


9 052 929 
65552722 


21211 

9 539 882 

70792373 


683 977 
10 274 671 
73722803 


968 680 
10 318 802 

77985682 


991 443 
12 058 675 
80906617 


1 105 285 
11789 230 
81969718 


85573 


72663 


64 75:i 


61824 


65722 


63961 


63299 


4458292 


4501802 


4317094 


4458 15q 


4458523 


4812633 


4956209 


1 821 489 
4 118 750 
5440189 


1 579 667 
5 837 517 
6917184 


1 888 256 
4 984 508 
6272764 


1 317 575 
5 085 586 
6403161 


1 856 053 
6 001 086 
7357139 


1 398 187 
6 301517 
7699704 


1 498 554 
6 120 895 
7614449 


218 487 


67 872 


78 680 


67 818 


81720 


98 602 


105 527 


41 732 062 
6 890 999 


83 559 474 

6 731 858 


29 565 184 
7 560 627 


81 869 888 
7 448 460 


47 268 808 
8 059 802 


51 865 602 
8 042 823 


47 214 880 
9 890 486 


257 563 295 


272 828 807 


288 708 277 


287 625 588 


311306 859 


888 060 969 


332 891 894 



f&r die Lokalbahnen und Tramway8 hier ausgeschieden und den Schuld- 
lasten der Departements zugerechnet worden sind. Das Vizinalwege- 
netz, bei dem es sich hier um die chemins vicinaux de grande commu- 
nication und d'intir^t commun handelt >), ist seit den Sechziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts mit Hilfe der vom Staate mittels des Wege- 
fonds gewährten Subventionen in hervorragendem Maße ausgebaut worden , 
wobei auch hier eine Anzahl Straßen zu gewöhnlichen Vizinalwegen 
umklassiert wurden; die Vizinalwege der Departements erfordern in- 



1) Die cheminB vidnaux ordinairee und die chemins mraux reconnus faUea 
ausschließlich dem Gemeindebudget zur Last. 
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folgedessen heute höhere Unterhaltungskosten bei wesentlich redu- 
zierten Aufwendungen für Neu- und Erweiterungsbauten; überdies 
aber ist ein Teil der durch dieselben verursachten Lasten ebenfalls 
unter den Schulden enthalten. Die Aufwendungen der Departements 
für Lokalbahnen und Tramways sind dagegen von* 1885 bis 1900 nach 
den unter diesem Titel erscheinenden Ziffern um 383.6 Proz. gestiegen, 
waren aber 1900 tatsächlich noch um rund 15 Mill. Frs. höher, welche 
die Departements als Zins- und Betriebsgarantiezuschüsse an die be- 
züglichen von ihnen konzessionierten Gesellschaften zu zahlen hatten, 
die aber — wie erwähnt — den Schuldlasten zugerechnet worden 
sind, während unter dem Ausgaben titel „Lokalbahnen und Tramways" 
nur noch die zu den Herstellungskosten derselben beigesteuerten Be- 
träge enthalten sind. Die Beteiligung der Departements an diesen 
Bahnen ist bekanntlich durch das Lokalbahngesetz vom 11. Juni 1880 
geregelt und gestaltete sich für dieselben anfangs infolge der An- 
nahme von Pauschalsätzen zur Berechnung der Anlagekosten und der 
Garantieverpflichtungen ziemlich kostspielig 0; auf Grund der ge- 
wonnenen Erfahrungen sind die Konzessionsbedingungen inzwischen 
vollständig umgestaltet worden, so daß, wenn auch heute noch nur 
wenige dieser Kleinbahnnetze einen wirklichen Gewinn abwerfen, die 
Lasten der Departements für dieselben doch relativ erheblich geringer 
sind als für die älteren derartigen Konzessionen. Der absoluten Summe 
nach sind diese Aufwendungen allerdings erheblich gestiegen und 
wird deren Zunahme auf Jahre hinaus auch noch fortdauern, weil 
das französische Hauptbahnnetz für den großen Verkehr (d'intöret 
gönferal) in der Hauptsache vollendet ist und dort jetzt in zielbewußter 
Weise darauf hingearbeitet wird, mittels der der Konzessionshoheit 
und eventuell der Initative der General- und Munizipalräte überlassenen 
Bahnen d'int6ret local und Tramways möglichst alle Winkel des Landes 
mit den großen Verkehrsadern in Verbindung zu bringen („Situation finan- 
cifere des dfepartements en 1900" im Bulletin de Statistique, Bd. 54, 1903, 
S. 172). — Die Beteiligung der Departements mit Beiträgen für staat- 
liche Unternehmungen wechselt im Laufe der Zeit nach Gegenständen 
und Höhe, wobei solche Beiträge zumeist nur rückzahlbare, allerdings 
zinslose Vorschüsse sind; sie bewegen sich neuerdings wieder in auf- 
steigender Linie (für 1900 gegen 1899 ein Mehr von 940000 Frs.) und 
werden u. a. auf Grund von Verträgen zwischen der staatlichen Post- 
und Telegi-aphenverwaltung und den Departements zur Herstellung 
-eines Telephonnetzes in Anspruch genommen, mit welchem jene das 
ganze Land zu überspannen beabsichtigt; dabei ist die Eückzahlung 



1) über das Lokalbahngesetz von 1S80 vgl. R. v. Kaufmann, Die Eisenbahn- 
politik Frankreichs, Stuttgart 1896, Bd. II, S. 263ff. 
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der Departementsbeiträge aus den Erträgen der Telephongebtihren 
sicher gestellt; die Departements müssen inzwischen allerdings die 
Verzinsung fUr ihre großenteils aus Anleihen geleisteten Vorschüsse 
tragen, aber die Beträge sind verhältnismäßig klein und können zu- 
meist aus den normalen Einnahmen gedeckt werden. — In mäßigen 
Grenzen bewegen sich auch die Ausgaben zur Förderung wissen- 
schaftlicher und künstlerischer Zwecke, sowie von Landwirtschaft und 
Industrie, die sogenannten „encouragements", unter denen immerhin die 
letzteren i. J. 1900 gegen 1885 ein Mehr von 68 Proz. aufwiesen und in 
hervorragendem Maße der Landwirtschaft zugute kamen. — In be- 
deutendem Maße sind die ihrer Höhe nach ohnedies an zweiter Stelle stehen- 
den Lasten der Annen- und Wohl tätigkeitspflege gewachsen: in ihrer 
Summe von 1885 bis 1900 um 75.7 Proz. und zwar die Ausgaben für das 
Irren wesen um 30.6 Proz., für die Kinderpflege um 74.8 Proz., in der Posi- 
tion „andere Unterstützungen" um 61.8 Proz., dazu fortgesetzt steigende 
Ausgaben far Armenkrankenpflege und Jahrespensionen für alters- 
schwache, kranke und unheilbare Arme als neue Aufgaben der Departe- 
ments auf Grund des Gesetzes vom 1 5. Juli 1 893 bezw. des Artikels 43 
des Finanzgesetzes vom 29. März 1897; Jahrespensionen auf Grund der 
letzteren gesetzlichen Bestimmung waren in dem kurzen Zeitraum seit 
deren Erlaß von 55 Departements bewilligt worden; die Ausgaben für die 
Kinderpflege sind besonders infolge des Gesetzes vom 24. Juli 1 889 über 
vernachlässigte, mißhandelte oder böswillig verlassene Kinder (enfants 
maltrait^s ou moralement abandonn6s) in die Höhe gegangen. — Die 
Schuldlasten der Departements im Jahre 1900 enthalten mit l4.9Mill. Frs. 
die oben erwähnte Übertragung aus dem Titel „Lokalbahnen und 
Tramways"; ohne diese Umbuchung würden sie um OV» Mill.Frs. niedriger 
als 1885 erscheinen; im übrigen war in 1900 gegenüber 1899 eine 
Zunahme der Schuldlasten zu verzeichnen, darunter 3.8 Mill. Frs. auf 
Grund eines Urteils des Staatsrates gegen das Departement Eure-et- 
Loir, welche dieses als fällige Annuitäten einer Subvention an den 
Staat zu zahlen hat, zu der es sich für den Ausbau von Bahnlinien 
verpflichtet hatte, die inzwischen dem Hauptbahnnetz (d4nt6ret g6n6ral) 
einverleibt worden sind. — 

Die in der Tabelle 4 (S. 330) folgenden Zahlen über die Aus- 
gaben der französischen Gemeinden i. J. 1877 nach Ausgabenzwecken 
können, solange ihnen keine entsprechenden neueren an die Seite zu 
stellen sind, heute kaum noch ein Interesse erregen, abgesehen davon, 
daß der Titel „Verschiedenes" Ausgaben verbirgt, welche im Laufe der 
Zeit sicherlich erhöhte Bedeutung im Haushalt auch dfer ftanzösischen 
Kommunen gewonnen haben; das sind nach den französischen Verhält- 
nissen vor allem die Ausgaben für Wasserversorgung und Kanalisation, 
für Markthallen, Schlacht- und Viehhöfe. 
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330 I. Abschnitt. Aufgaben und Ausgaben der Kommunalk^^rperechaften. 
4. Die Ausgaben der französ. Gemeinden 1877, in Frs.: 



Ausgab. 1 877 (auaschl. Paris) 



Ordentl 



Außerord. 



Au^^ben 1877 (Paris) 



Ordentl 



Außerord. 



I. Verwaltungsausgaben: 

Beamtengeh&lter 

Gebälter der Einnehmer u. 

Steuerhebekosten 

Hebekosten des Oktroi . . . 

Boreaukosten 

Mieten 

Bewachung der Gemeinde- 

waldungen . 

Easemement der Truppen . 
Steuern (contributions) aller 

Art . . 

2hi8ammen 

n. Hauptzweige d. Muni- 

Eipalverwaltung: 

Gebfiude (Vau u Unterhaltg.) 

Ortsstraßen (einsohl. Beleudi- 

tung u. Besprengong) . . . 

Polizei u Feldhüter 

Feuerlöschwesen 

Zusammen 
HI. Eultusausg'aben . . . 

IV. öffentl. Unterricht: 

Primärunterricht 

Höherer u. mittl. Unterricht 
Schöne Künste u. Bibliotheken 

Zusammen 

V. Visinalwege: 

Wege der großen Kommuni- 
kation 

Gewöhnliche Vizinalwege . . 

Zusammen 

VI Öffentl. Wohltätigkeit: 

Subventionen an die ad min. 

de Passist. publ., Hospitäler 

u Armenkassen . ... 

Irren- u. Kinderpflege .... 

Sonstige Unterstützungen . . 

Zusammen 

Vn. Verschiedenes 

VIII. Ajikauf von Staatsrenten 

IX. Schuldlasten 

X. Bestausgaben und Mehr- 
ausgaben von Vorjahren . 

Gesamtsumme 



19 179 073 

13 752 168 
I 14 828 785 

6 689 579 
3 194 316 

2 616 779 
2 157 712 

7 844 938 



69 713350 



10 878 429 



28 458 788 
19 506 795 



27 322 848 
17 667 094 
8 459 815 I — 



59323186 

6 841 897 

76 356 613 

7 042 448 

8 202 815 



42965528 
15 088 168 

17 964 356 
3 294 819 
1 148 681 



ö 86 601871 2240235 5 



38 438 258 
52 810 148 



7 539 461 

1681011 
6 124 681 
1 555 826 



8376429») 



5 897 021 

23 372 666 

20 589 198 

1 457 845 

238 775 

8 774 902 

1 775 456 

386 864 



8 059 162 
15 221518 



86248406 18280680 



11668 451 
4 052 278 
3 478 327 



19199056 
26 342 458 



38 916 631 

3 120 311 

181 738 104 

36 861 062 



10 690 000 

1 870 560 
180 090 

2 211919 
101 533 293 



l| 



4 883 78& 
43 108 01& 



794 786 



89 480 805 



354270224 359372 839^199209992 87712343 



713 643 063 



286922335 



i) Einschl. Mieten und des auf den Oktroi übernommenen Teils der Personnelle- 
Mobili^re. 
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332 L Abschnitt Aufgaben und Ausgaben der Kommunalkörperschaften. 

Über die Gestaltung der hauptsächlichsten Ausgabenkapitel der 
bereits oben angezogenen zehn Großstädte in jüngerer Zeit findet 
sich eine Zusammenstellung bei Cadoux % deren Daten sich im wesent- 
lichen auf das Jahr 1898 beziehen und großenteils die bezüglichen 
Ist -Ausgaben enthalten. Dieselben sind in der Tabelle 5 (S. 331) 
wiedergegeben, welcher wir zugleich die bezüglichen Prokopfsätze im 
Durchschnitt der zehn Städte, sowie für Paris und im Durchschnitt der 
übrigen neun Städte aliein hinzufügen. 

§ 4. Preußen. Eine Statistik der Finanzen der preußischen Kom- 
munalkörperschaften ist niemals gleichzeitig für deren Gesamtheit auf- 
genommen worden. Nach den oben in § 1 dieses Kapitels hierüber ge- 
machten Ausführungen müssen wir uns damit begnügen, die Zahlen 
zusammenzutragen, wie sie bezüglich der Provinzial-, der Kreisverbände, 
der Städte, Landgemeinden und Gutsbezirke für je verschiedene Zeit- 
punkte vorliegen. 

1. Zusammenstellungen über die Ausgaben der Provinzen liegen 
für 1869, dann erst für 1892/93, 1897/98 und 1901/02 vor; die Speziali- 
sierung nach Ausgabenzwecken erstreckt sich, abgesehen von 1869, aber 
nur auf die ordentlichen Ausgaben. Des weiteren ist daran zu er- 
innern erstens, daß die Aufstellungen die verschiedenen Provinzial- 
anstalten nicht mit ihrer Bruttobudgetgebarung berücksichtigen, 
sondern nur die von der Hauptverwaltung an dieselben geleisteten 
Zuschüsse enthalten, ferner daran, daß die Zahlen von 1869 sich auf 
den Aufgabenkreis der Provinzial verbände vor dem Erlaß der Pro- 
vinzialordnung beziehen und daher nur annähernd mit denen der 
späteren Jahre vergleichbar sind. Nach diesen einschränkenden Vor- 
bemerkungen stellen wir die bezeichneten Zahlenangaben in den Summen 
für sämtliche Provinzen in der nebenstehenden Tabelle fS. 333) zusammen. 

Unter den 4.1 Millionen Mark an sonstigen Ausgaben im Jahre 
1901/02 befanden sich 2 547 413 Mark Überweisungen an die Kreise 
zur Durchführung der Kreisordnung, welche die Provinzialverbände an 
diese auf Grund der Dotationsgesetze zu leisten haben. Daneben aber 
sind mindestens in den 30 Millionen Mark, welche für das Verkehrs- 
wesen verausgabt wurden, noch erhebliche Subventionen an Kreise und 
Gemeinden enthalten. 



1) Cadoüx a. a. 0. S. 681. Auch diese Tabelle Cadoux^ bedurfte einiger Be- 
richtigungen nach den in seinem Texte mitgeteilten Detailnachweisen; von den- 
selben mögen u. a. als die einschneidendsten ' bemerkt werden : unter den Auf- 
wendungen für das Straßenwesen hat Cadoüx bei Ronen die Ausgaben für die 
Straßenreinigung übersehen, bei Reims wiederum 75000 Frs. fortgelassen, welche diese 
Stadt an das Bureau de bienfaisance für Straßenreinigung gezahlt hat, welche durch 
Vermittelung dieses Bureaus von armen alten Leuten ausgeführt worden ist; die letzteren 
75000 Frs. sind bei Cadoux ebensowenig der assistance publique zugerechnet 
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Die Ausgaben der preußischen Provinzialverbände 
1869, 1892/93, 1897/98 und 1901/02, in Mark. 



1869 



1892/93 



Ordentliche Ausgaben . . . 
Außerordentliche Ausgaben 
Gesamte Ausgaben 



Es entfielen auf: 

Allgemeine Verwaltung .... 

Wegebau und Eisenbahnen . . 

Fönierung der Landwirtschaft 
und Lfmdesmeliorationen . . 

Landarmen- und Eorrigenden- 
wesen 

Zwangs- be£w. Fürsorge- 
erfiehung 

Irren-, Taubstummen-, Blinden- 
anstalten 

Wohltätigkeitsanstalten .... 

Hebammenwesen 

Förderung von Kunst u. Wissen- 
schaft 

Schuldentilgung u. Verzinsung 

Andere Ausgaben 



17 712 126 

2 229 777 

19 941903 

Von den 

gesamten 

666 668 

5 097 264 

112611 



12 076 935 



57 181 870 

8 992 704 

61 124 574 



JS97/98_ 

65 788 020 

8 851 981 

74 640 001 



1901/02 _ 

66 178 982 
10 833 878 
77 012 855 



Von den ordentlichen Ausgaben 



1 452 792 
535 638 



3 339 863 
30 721520 

959 119 

5 478 692 
779 569 

7 547 544 
1111000 

640 575 

6 553 988 



4 064 090 
31 448 663 

1 335 277 

8 428 681 
730 458 

9 893 763 
1570 434 

795 669 
7 520 983 



3 488 024 
30 610100 

2 253 777 

8 688 571 • 

667 726 

8 862 50» 
842 245 
342 599 

693 261 
5 585 057 

4 145 114 



2. Über die Ausgaben der sämtlichen Landkreise liegen nur die 
Erhebungen von 1869 und 1877/78 vor. Eine jüngere, uns zugänglich 
gewordene Zusammenstellung des Finanzministeriums für das Jahr 
1899/1900 umfaßt nur die Kreise der sieben östlichen Provinzen und 
gibt nur deren Gesamtausgaben und darunter die Abführungen an Pro- 
vinzialabgaben an. 

Die Zahlen der beiden älteren Erhebungen bieten in ihren Einzel- 
heiten heute kaum noch ein Interesse; wir führen sie indessen nach- 
stehend auf, weil die Übersicht der Ausgabenzwecke immer ein Bild 
von dem Wirkungskreise der Kreisverwaltungen zu geben vermag. 

Die Ausgaben der preußischen Landkreise in den Jahren 
1869 und 1877'/78, in Mark. _^^_ 



Ausgaben für 



1869 



1877/78 



Staatliche Zwecke (MUitärangelegenheiten, Schiedsmänner, 

Steuerveranlagung u. a.) 

Verkehrsanlagen 

Armen-, Wohltätigkeitapflege, Besserungsanstalten 

Qemeinnütiige Anstalten und Einrichtungen 

Unterrichtszwecke 

Sanitäts- und Yeterinärwesen 

Meliorationen, Land- und Forstwirtschaft 

Behebung von Notständen 

Allgemeine Verwaltung 

Schuld£insen und Tilgung 

Sonstige Ausgabenzwecke 



355 548 i 


214 989 


6 189 068 1 


21 965 292 


981 833 


1713 300 


66 345 


79 342 


50 544 


158 196 


149 517 


1 093 615 


270 822 


136 893 


10 572 


32 634 


708 S70 


5 268 654 


5 836 4S8 i 


7 748 221 


1 160 693 


1788 719 



Zusammen | 25 780 320 I 40 199 805 
Außerdem Leistungen an die Provinzialverbände • 1411113 i 5 077 266 



Gesamte Ausgaben | 27 191 433 | 45 277 071 
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834 I. Abschnitt Aufgaben und Ausgaben der Kommunalkörperscbaften. 

Im Jahre 1899/1900 beliefen sich nach den oben erwähnten Zu- 
sammenstellungen des Finanzministeriums die gesamten Ausgaben der 
Landkreise der sieben östlichen Provinzen allein auf 61194163 Mark, 
darunter 8615110 Mark an »Provinzialabgaben; nach Abzug dieser 
letzteren stellten sich die Kreisausgaben auf 52579053 Mark oder 
3.58 Mark auf den Kopf der Bevölkerung dieser Kreise, welche auf 
14678 038 Seelen angegeben wurde. 

3. Über die Ausgaben der sämtlichen Städte und Landgemein- 
den liegen nur die Zahlen nach der Erhebung von 1883/84 vor, denen 
wiederum eine Ergänzung wegen der Leistungen der Gutsbezirke 
fehlt. Über die letzteren findet sich eine Zusammenstellung im 
„Stat. Handbuch für den preuß. Staat", Bd. II, S. 623, fftr das Jahr 
1888/89 unter Beschränkung auf die 7 östlichen Provinzen. Nach den 
Erhebungen von 1876 und 1891/92 lassen sich wiederum nur Zahlen 
betr. die Städte mit mehr als 10000 Einw. zusammenstellen, während 
die Erhebungen über die Ausführung des Kommunalabgabengesetzes 
die Ausgabenseite der Kommunalfinanzen überhaupt nicht berührt 
haben. Wir geben nachstehend die Hauptzahlen der Erhebung von 
1883/84 wieder. 

Die Ausgaben der preußischen Städte und Landgemeinden 
im Jahre 1883/84, in Mark. 



Ausgaben für 



Stftdte 



Land- 
gemeinden 



Zusammen 



Allgemeine staatliche Zwecke 

Verkehrsanlagen . . '. 

Gewerbliche Anlagen zu Qemeindezwecken 
und gemeinnützige Anstalten 

Armenwesen und Wohltätigkeitspflege . . 

Schulwesen überhaupt 

davon: Volksschulen 

Mittelschulen (einschl. höhere 

Mädchenschulen) 

sonstige Unterrichtszwecke . . 

Allgemeine Gemeindeverwaltung (einschl. 
besondere Verwaltungen) 

Schuldenzinsen und -Tilgung 

Verwaltung des nutzbaren Vermögens 

Sonstige Ausgaben 



Außerdem: 
Provinzial- und Kreisabgaben 

Für SchulverbÄnde 

Kirchenabgaben 



j, 17 814 888 7 351756 25166 644 

II 31921119 18 464 091 50 385 210 

j; 53 778 356 873 683 54 651989 

! 35 864 765 12 901534 48 766 299 

;' 61986 539 22 854 921 84 841460 

l| (34 273 256) (22 382 541) (56 655 800 

' (9 848 457) (243 396) (10 091853) 

1 (17 864 826)1 (228 981) (18 093 807) 

' 24 073 605 13 280 821 37 354 426 

I 26 923 981 7 721854 34 645 835 

I 8 798 274 6 937 118 15 735 392 

I 11049 250 I 10 496 814 | 21 546 064 

Summe l! 272 210 777 \ 100 882 542 873 093 319 



2 016 960 

2 736 228 

3 689 294 



12 011928 

11074 471 

5 530 986 



Summe : 



8 442 482 28 617 385 



14 028 888 
18 810 699 
9 220 280 



87 059 864 



Die Ausgaben der Gutsbezirke für ölfentliche Zwecke wurden in 
den sieben östlichen Provinzen für 1888/89 auf folgende Summen be- 
rechnet: 
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Ausgaben der Gntsbezirke 
in den 7 ÖBtiichen preußischen Provinzen i. J. 1888/89 
Allgemeine kommunale Verwaltung . 1234 681 Mark 

Armenpflege 3 382 378 ^ 

Volksschulen 2 924 258 ^ 

öffentliche Wege ....... 3387922 ^ 

Sonstige Ausgaben . . . . . . 841 142 ^ 

Summe: 11770 382 Mark 
Außerdem Provinzial- und Kreisabgaben 4 827 247 „ 

Werden die vorstehenden Zahlen über die Gutsbezirke in runder 
Summe auch für 1883/84 als mehr oder weniger zutreffend angenom- 
men, so würden sich die Ausgaben der Städte, Landgemeinden und 
Gutsbezirke zusammen damals auf rund 385 Mill. M. gestellt haben, 
ausschließlich der Leistungen an Kreis- und Provinzialabgaben. 

Wie wenig aber jene Zahlen den heutigen Verhältnissen ent- 
sprechen können, wii'd daraus ersichtlich, daß allein die Ausgaben der 
Städte mit mehr als 10000 Einw. im Jahre 1891/92 bereits höher als 
jene Gesamtsumme von 1883/84 für sämtliche Gemeinden und Guts- 
bezirke waren, nämlich 395534970 M., während sie 1876 erst 
227 495534 M. betragen hatten. 

Wir geben nachstehend die Zahlen von 1891/92 über die Ausgaben 
der Städte von mehr als 10000 Einw., mit besonderer Heraushebung von 
Berlin, nach den Ausgabenzwecken, wie die offizielle Erhebung dieselben 
angibt, wobei hervorgehoben werden muß, daß auch diese Zahlen 
inzwischen recht erheblich überschritten sein dürften 

Die Ausgaben der preußischen Städte mit mehr als 
lOOOO Einwohnern im Jahre 1891/92, in Mark. 



Ausgaben für 



Städte 
ohne Berlin 



Berlin 



Zusammen 



Allgemeine staatliche Zwecke * . 

Darunter außerordentliche 

Yerkehrsanlagen 

Darunter außerordentliche 

Oewerbl. Anlagen u. gemeinnütz. Anstalten 

Darunter außerordentliche 

Wohltätigkeit und Armenpflege 

Darunter außerordentUche 

Unterrichtszwecke 

Darunter außerordentliche 

/ Darunter für das Volksschulwesen . \ 

\ Darunter außerordentliche / 

AUgemeine Gemeindeverwaltung 

Darunter außerordentliche 

8ohu1dzinsen und -Tilgung 

Darunter außerordentliche 

Verwaltung des nutzbaren Vermögens .... 
Sonstige Ausgaben 

Darunter außerordentliche 



18 978 901 

1 008 159 
35 478 099 
12 863 774 
63 707 476 

19 686 692 
29 410 653 

2 424 236 
56 943 225 

5 312 538 
32 027 629 

3 456 145 
21 788 138 

1 578 795 
84 556 637 

2 151 183 
5 430 084 

12 772 958 
5 279 646 



)( 



4 247 884 

17 526 
16 601435 

5 251 606 
54 268 103 
21 842 236 
15 056 281 

3 454 000 
15 936 044 

2 306 502 
10 801401 

1612 800 

6 683 307 

52 000 
2 576 978 

484 752 
5 614 015 
5 300 6S0 



IS 226 785 

1 025 685 

52 079 534 

18115 380 

117 975 579 

41 528 92S 

44 466 934 

5 878 236 

72 879 269 

7 619 040 

V/ 42 829 030 

f\ 5 068 945 

28 471 445 

1 630 795 
37 133 615 

2 IM 183 
5 914 836 

18 386 973 
10 580 326 



Summe 

Darunter außerordentliche 



'274 066 171 
! 50 305 023 



12146S799 1395 534 970 
38 224 550 88 529 573 
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Von denselben Städten wurden 1891/92 an Provinzial- und Kreis- 
abgaben 1 139291 Mark abgeführt, außerdem an besonderen Schul- 
abgaben 1425976 Mark und an Kirchensteuern 4151390 Mark 
aufgebracht. 

Von den gesamten Ausgaben dieser Städte mit mehr als 10000 Ein- 
wohnern (Bevölkerung nach der Zählung von 1890: 8297000) entfielen 
im Jahre 1891/92: 



auf die Ausgaben für 



ProxeBt jP">Kopf 
Mark 



Armenpflege und Wohltätigkeit 

Unterrichtsswecke 

Verkehrsanlagen 

Gewerbliche Anlagen and gemeinnützige Anstalten 

Schnldlasten . . .' 

Allgemeine und Vermögensverwaltung 

Staatliche und sonstige Zwecke 




Zus 
Davon außerordentliche Ausgaben 

In den 42 J Städten mit weniger als 10000 Einwohnern, aufweiche 
die Erhebung von 1891/92 hinsichtlich dieser Gruppe von Gemeinden 
beschränkt wurde (Bevölkerung: 1782939 Einwohner), betrugen damals 
die gesamten Gemeindeausgaben 28336572 M. = 15.89 M. pro Kop^ 
darunter die Ausgaben für Verkehrsanlagen 2470663 M. 

In 967 für dieselbe Erhebung ausgewählten Landgemeinden mit 
1201000 Einwohnern beliefen sich 1891/92 die Gesamtausgaben auf 
10847068 M. = 9.03 M. pro Kopf, darunter die Ausgaben für Verkehi^s- 
anlagen auf 1 647 076 M. 

Wenn wir über die Ausgaben der Kommunalkörperschaften in 
Frankreich und Preußen kein ausführlicheres und zumal über die 
letzteren kein fortlaufendes Material beizubringen in der Lage ge- 
wesen sind, so sei zur Erklärung dessen hier nochmals auf die Aus- 
führungen im § I dieses Kapitels hingewiesen; das preußische Material 
anlangend, mag an die Bemerkungen am Schluß der Anmerkung auf 
S. 260 erinnert und dabei der Hoffnung Ausdruck gegeben werden, daß 
für dieses in nicht zu ferner Zeit ein Wandel eingetreten sein möge. 



Druok Ton J. B. Hirschfeld in Leipzig. 
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